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I. TEIL. 



I. Absclmitt: Das Wesen der Kartelle. 

Obwohl mch der Verein för Sozialpolitik^) und der dentscfae 
Jnristentag^ mehrfach mit der Frage der redit^kfaen Regelung des 
Kartellwesens befaßt haben und die einschlägige Literatur infolge 
ihres Umfanges an der Grenze der Übersichtlicfakeit angelangt ist*^, 
hat flieh die deutsche Rdchsregierungnidit entachliefien können die Ent- 
scheidung Aber die Aufnahme der einzehien Verbände in die dem Deut- 
sdien Reichstag imter dem 28. November 1905 vorgelegte Statistik über 
das Kartellwesen auf Grund einer einheitlichen Definition des Kartell- 
begriffs vorzunehmen. Nach der Mdnung der Reidisr^erung ist 
der Begriff des Kartells noch zu flüssig und die Ansichten über seine 
Abgienzung gdien in Wissenschaft und Praxis noch so weit aus- 
einander, daß die konsequente Durchführung eines auf Grrund theo- 
retischer Erwägungen gewonnenen Maßstabes zu Ergebnissen geführt 
hätten die sidi in der ]^:axis als unbefriedigend erwiesen haben würden*). 
Die Reichsregierung hat viehndir die Abgrenzung in der Weise vor- 
genommen, daß sie bestimmte Arten von Verbänden ausgeschlossen 
hat So haben keine Aufnahme die Kartelle mit internationalem oder 
spezifisch lokalem Charakter gefunden, obgleich g^erade erstere auch 
auf den Inlandsmarkt von größtem Einfluß sind. 

Daß man die übrigen von der Denkschrift genannten Vereinigungs- 
f ormen von Wirtschaftssubjdkten nicht in einer Statistik über das Kartell- 
weaen mit anführen konnte, bedurfte eigentlich gar nicht der Er- 
wähnung, da es sich nur um den Kartellen ähnliche, aber durdiaus 
nicht mit ihnen identische wirtschaftliche Qrganisationsfoimen handdt 
So weist die Denkschrift ausdrücklich darauf hin, daß sie Fu^onen 
nicht in ihre Darstellung einbezogen hat Sie versteht darunter 

*) Schriften des Verdns fÖr Sozialpolitik Bd. 60, 61, 116. 

>) Verhandlungen des 26. und 27. deutschen Juristentages 1902 und 1905. 

>) Denkschrift I. S. 3. 

*i DenlEMliiift L Tdl S. ao ff. 
AthaadloctD d. üaattm. SrnSrnrnn t . Jana, Bd. Vü, Heft i. 1 
Baacb, Db lUdrts l ocm dtr KacMDe. 
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Interessmgemeinschaften, denen eine Verschmelzung zu einem 
Unternehmen erfolgt ist Sie hat also, wie aus dem Wort »Interessen- 
gemeinsdiaftenf hervorgeht, nur eine Art der Fuaon im Simu näm- 
lidi diejenige, wdche in einem Zusammenschluß einer Anzahl von 
Einzeluntemehmungen zu einem gesellschafüich-oiganisierten KoUdctiv- 
untemehmen besteht, wahrend sie dne zweite Art der Fusion, 
bei welcher ein Untemdmien eSn anderes so vollständig in sich auf- 
nimmt, daB es nur noch dnen äufleiiidi nidit mehr in die Erscheinung 
tretenden Teil des ersteren bÜdet, wie z. B. die Deutsche Bank wieder- 
holt Provinzbanken oder die Berliner Handdsgesellschaft im Jahre 1901 
die Bankfirma Beest & Gelpke in sidi aufgenommen hat, aufier acht 
UL0t Die von der Denkschrift bezddmete Art der Fusion erinnert 
in ihrem wirtschaftlichen Zweck und in ihrer Organisation an die- 
jenige Trustform, bei welcher eine Aktiengesellschaft die dnzdnen 
zu kontrollierenden Betriebe aufkauft, um sie vollständig zu einem 
einheitUchen Untemdmien zu verschmdzen, den sogenannten konso- 
lidierten Trust Die ursprOngliche Trustform dagegen bestand in den 
Vereinigten Staaten von Nord-Amerika darin, daß die Aktionäre der 
zu kartellierende Unternehmungen ihre Aktien Treuhändern (trustees) 
Obeigaben, weldie ihnen dafOr trust certificates aushändigrtea Den 
Aktionären wurde zwar auf Grund dieses Zertifikat-Besitzes das Redit 
auf Dividende belassen, die Vertrauensmänner aber hatten mittds 
ihres durch den Aktienbesitz gewährleisteten Stimmrechts die Direktive 
über das Gesamtuntemdmien in der Hand, zumal der ihnen von 
den Aktionären bei der Übergabe der Aktien erteilte Auftrag zu 
ihrer Vertretung in den Greneralversammlungen fOr unwiderruflich 
erklärt wurde. Als diese Trustform verboten und für gesetz- 
widrig erklärt wurde, löste man die alten Trusts auf und schuf an 
ihrer Stelle den voting trust, dessen einziger Unterschied von der 
froheren Form darin besteht, daß man den trustees jetzt nur noch 
das Stimmrecht, nidit mdu* aber die Aktien sdbst übertrug. Sdbst- 
verständlidi verbürgte diese Form nidit den festen Bestand der 
Vereinigung, wie die älteste Trustform von 1893, die sich auf den 
Aktienbesatz gründete. Um die Vortdle dieser Organisation wieder 
zu errdchen, sdiuf man an Stdle des voting trust den holding trust 
Bd diesem kauft die durch die Promoters gebildete neue Aktiengesdl- 
sdiaft die Aktien der einzdnen zu kartdlierenden Unternehmungen 
auf und kontroUiert auf Grund der durch ihren Aktienbesitz dauernd 
gewährleisteten Stimmenmajorität die dnzdnen Gesdlschaften, deren 
formelle Sd bständigkdt an dch durch den Trust nicht berührt wird^)* 
') ^ Jenki «. a. O. S. 113 ff. 
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Der wirtschaftliche Charakter der Fusionen und Trusts weicht so aeSar 
von dem der Kartelle ab, da0 die Denkschrift sie mit Redit nicht 
in den Kreis ihrer Darstellung dnbezogen hat, der wesentlichste 
Unterschied zwischen Karteilen und Trusts besteht unseres Erachtens 
darin, daB während die Tendenz der Kartdle dahin geht, nur die 
Bedingungen des Absatzes und die kommerzielle Seite der Produktion 
zu regeln, der Trust sich auch den technischen Produktionsprozeß 
in seiner Gesamtheit tmterwirft. 

Auch die Vereine zur Vertretung allgemeiner wirtschaftlicher 
Interessen, selbst wenn sie ihre Mitglieder durdi Unterwerftmg unter 
einheitliche Zahlung»- und Lieferungsbedingungen, durch Verein- 
barungen Ober Rabattgewflhrung, Festsetzung von Umsatzprämien, 
oder Regdung tedmischer Fragen des Betriebes binden und auf diese 
Weise mittelbar den frden Wettbewerii beschränken, hat die Denk- 
schrift von den Kartellen gesdüeden. Als Minde s t e rforde r nis fär das 
Voiliandensein einer kartellartigen Vereinigung betraditet sie eine 
Bindung an den Preis mit der wdteren Voraussetzung, daß eine 
reditlidie Verpflichtung, sd es mit oder ohne die Abrede dner Ver- 
tragsstrafe, und nidit nur dne unverbindlidie Abmachung darüber 
begründet ist, wdche Preise für angemessen im Verhältnis zu den 
Produktionskosten anzusehen und zu erstreben sden. Mit Recht 
tri^ die Denksdirift diese Sdieldung, denn jene Verbinde verfolgen 
lediglich allgemein wirtschaftlidie Zwedce, ohne die unmittdbare Be- 
sdtt&iikung oder Besdtigung der unter ihren Mitgliedern nadi der 
heutigen Wirtsdiaftsordnung bestdienden wirtschaftlidien Konkurrenz 
zu erstreben. Wenn Fachverbände audi nicht den Kartellen zuzu- 
rechnen sind, so haben de doch oft, ebenso wie die Innungen, den 
äußeren Anlaß zu KarteUgrOndungen gegeben. Die Reldisgewerbe- 
ordnung gewährt im § 8ib Absatz 5 den ftden Innungen das Redit, 
zur FDrderung des Gewerbebetriebs der Innungsmitglieder einen ge- 
mdnsdiaftHchen Greschäfiabetrieb dnzuxiditen. Den Zwangdnnimgen 
steht dieses Recht nicht zu. 

§ 100 9 u der Gewerbeordnung bestimmt: Die Zwangsinnung 
darf ihre Mitglieder in der Festsetzung der Prdse ihrer Waren oder 
Leistungen oder in der Annahme von Kunden nicht beschränken. Ent- 
gegenstdiende Beschlüsse dnd ungültig. 

Diese Bestimmung wurde von der Rddistagdcommission ein- 
gefügt, um zu verhüten, daß den. Innungsmit^edem einschränkende 
Bestimmungen auferlegt werden, wddie die Bildung von Ringen 
(gemeint sind Kartelle!) ermöglichen^). Der Gesetzgeber wollte also 

Kommissionsberichte S. 27. 
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verhoten, daA sich selbBt nur mittelbar Zwangskartelle bilden 
können. 

Das Moment des Zwanges war auch den mittdalterlicfaen wirt- 
sdiaftlicfaen Organisationsfonnen, den Zonften und Gilden eigen. 

Nach v.Below^) besteht zwischen diesen keinsadilicfaer Unterschied. 
Man versteht unter Zunft im historisdien Sinn »den unter Sanktion der 
städtischen Obrigkeit errichteten Zwangsverband, dessen Mitgliedschaft 
die Voraussetzung fOr die Ausübung eines bestimmten Gewerbes inner- 
halb der Gemeinde bildete. Ein historischer Zusammenhang zwischen 
Zflnften und Kartellen besteht nicht, es haben viehndu* nur gleiche 
Bedflrfhisse ähnliche wirtschaftliche Oiganiaationf ormen hervorgerufen. 
Die öffentliche Anericennung der Zflnfte fand ihren Ausdruck im 
Zunftzwang, d. h. in der auaschlielUichen Berechtigung der Zunft- 
mitglieder das Grewerbe inneriialb der Stadt und ihrer Bannmeile 
auszuüben. Von einem solchen Recht kann hinsichtlich der 
Kartelle im Zeitalter der Grewerbe&eiheit natoriich nicht die Rede 
sein. Nach § 4 der Grewerbeordnung stdit den Zünften und kauf- 
männischen Korporationen kein Recht zu, andere von dem Betrieb 
eines Gewerbes auszuschUeBen, vielmehr ist dieser jedermann gestattet, 
soweit nicht durch die Gewerbeordnung sdbst Ausnahmen vor- 
geschrieben oder zugelassen sind*.) Während bei den Zünften die Mit- 
gliedschaft die Bedingrung für die Ausübung eines Gewerbes bildete^ 
ist umgekdirt der Gewerbebetrieb Voraussetzung für die Zugehörig- 
keit zu den modernen Zwangsinnungen. 

§ loof Absatz 4 der Gewerbeordnung bestimmt: Die Mitglied- 
schaft beginnt für diejenigen, weldie zur Zeit der Erriditung der 
Innung das Gewerbe betreiben, mit diesem Zeitpunkte, für diejenigen 
welche den Betrieb des Gewerbes spater beginnen, mit dem Zeitpunkte 
der Eröffnung des Betriebs. 

Wenn auch nach denBestimmungen der Grewerbeordnung jedem das 
Individualrecht gewährleistet worden ist, nach seinem Belieben jedes 
Grewerbe zu betreiben, so bleibt ihm doch eine vertragsmäßige Be- 
sdgränkung in der Richtung, ob, wann und wie er eki Gewerbe be- 
treiben will, unbenommen*). 

Obwohl von viden Schriftstellem dne Verwandtschaft zwischen 
Kartdien und Grenossenschaften konstruiert worden ist^} und sidi zur 

>) Wörterbuch der VolknriitadiBft von Eliter, 9. Aufl., Art »ZOnfce«. 

•) § I G.O. 

^) Denkschrift iL Teil S. 62. 

\ gl. z. B. Gtttiditen des Oberlande^gerichtsrau Konrad Schneider in Stettin 
für den XXVII. deutachen Jnrfttenüig. 
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BegrOndung dieser Ansicht anfOhren läfit, daß auch bei den Genossen- 
schaften die Solidarität an SteUe des wirtschaftlichen Wettbewerbs 
gesetzt wird, haben die zahlreichen landwirtschaftlichen Genossen- 
schaften und die Vereinigungen der Handwerker keine Auftiahme 
in die Denkschrift g^eftuiden, einmal wegen ihres vorwiegend lokslen 
Charakters, dann aber auch, weO die Tendenz solcher Gwiossenschaften 
in erster Linie darauf gerichtet ist, größere gemeinsame Anlagen zur 
Förderung der Wirtschaft oder des Erwerbes ihrer Mitglieder zu er- 
richten, wahrend eine damit verbundene Beschränkung des ft«ien Wett- 
bewerbes nur eine unvermeidliche Begleitersch^nung ist 

Auch solche Verbände von Unternehmern, als Arbeitgeber, die 
lediglich die Regelung ihrer Beziehungen zu den Arbitern bezwecken, 
hat die Reichsregierung in die Statistik mit Recht nicht aufgenommen. 
Auch das Reichsgeridit vertritt eine analoge Ansicht^). Während 
die »Arbeitskartelle« zweifellos den Vorschriften der §§ 152, 153 G.O.') 
zu untenfedlen sind, hält es eine entsprechende Anwendung dieser 
Bestimmungen auf Kartelle nicht fOr statthaft, denn dem Gesetzgeber 
seien bei Eriaß der Grewerbeordnung zweifellos Vereinigungen von 
Unternehmern, die wir als Kartelle bezeidmen, nicht unbekannt ge- 
wesen. Wenn er sie im § 152 G.O. nicht genannt habe, so habe er 
auch ihnen gegenüber die Versagung des Reditsschutzes nach § 152 
Absatz 2 G.O. nicht aussprechen wollen. I>eshalb besteht fOr die 
KarteHteflnehmer nicht die Möglichkeit freien Austritts aus dem Kar- 
tell, vielmefar darf die Kündigung bezw. der Rücktritt nur erfolgen, 
wenn ein wichtiger Grund vorliegt 

Dagegen rechnet Grunzet diese Vereinigungen den Kartdien 
zu und nennt sie »Axbeitskartelle«. Von sdnem Standpunkt mit 
Recht weil er als KarteOzweck die gemeinsame Regelung der Pro- 
duktion und des Absatzes bezeldmet und solche Verbände natürlich 
einen entscheidenden Einfluß auf die Froduktionsbedingungen im 
weitesten Sinne ausüben*). Aber diese Vereinigungen sind doch 

Urteile vom 4. n. 1897 und 6. XI. 190a, Denkicbrift n. S. 9. 

*) § 152 der Gewerbeordnung lautet; 

Alle Verbote und Straflicstimmtingcn Rcpen Gewerbetreibende, gewerbliche Gehilfen, 
Gesellen oder Fabrikarbeiter wegen Verabredungen und Vereinigungen ztun Behufc der Er 
langung günstiger Lohn- und Arbeitsbedingungen, insbesondere mittels Einstellung der Arbeit 
oder Endatsttng der Aibetter, werden anljgdioben. 

Jedem Tdlndimer ttdit der Rlldctcitt von toldien Ver dirf g uii gen imd VenbcednnKen 
frei und es findet aus letzteren weder Klage noch Einrede statt 

Grunzel führt als die hervorragendste Orjjanisatifin auf dem Gebiete der Arbeits- 
karitlle in Deutschland den Gesamt verband deutscher Metailindustrieller an, welcher im Jahre 
1891 in Berlin begründet wurde. £r gliedert sich wieder in Bezirksverbände, welche ihre 
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lediglich das Correlat der Arbeitnehmerverbände, man mfldte also 
auch diese koosequenterpreise den Kartellen zurechnen, wie es Pohle*) 
tut; auch vollständig seiner Definition des Kartellbegriffs entsprechend, 
denn er versteht unter Kartellen nicht ledigHdi Veranigungeii von 
Untemdimem, sondern allgemein von '\K^rt8chaftBSub)dcten. 

Man sieht aus diesen Bei^den, daß die Ansidit der Reichs- 
regierung darüber, daß ein einheitlicfaer Kartdlbegriff in der Wissen- 
schaft noch nicht feststeht, zweifellos richtig ist, daß aber die wider- 
qirechenden Definitionen des KartellbegrifEs lediglich daher rOhren, 
weil ihm die einzelnen Schriftsteller einen engeren oder weiteren 
Kreis von der heutigen Wirtschaftsordnung typischen Verdnigungs- 
formeo subsumieren« 

Man vergleiche nur die einzelnen Begriffebestimmungen: 

1. Kleinwächter: 

Überdnkommen der Produzenten und zwar der Unternehmer 
der nämlichen Branche, deren Zweck dahin geht, die schranken- 
lose Konkurrenz der Unternehmer unter einander einigermaßen 
zu beseitigen und die Produktion mdir oder weniger derart zu 
regeln, daß dieselbe wenigstens annähernd dem Bedarfe an- 
gepaßt werde. 

2. Kleinwächter: 

Verbände von Unternehmern derselben Branche, deren Zweck 
dahin geht, durch ein gewisses solidarisches Vorgehen der Gre- 
nossen die gegenseitige Konkurrenz einzudämmen oder gänz- 
lich auszuschließen, um auf diese Weise die wirtschaftliche Lage 
der betreffenden Unternehmer bezw. der betreffenden Ge- 
schäftsbranche günstiger zu gestalten. 



eigenen Statuten haben und in den Ausschuß je nach ihrer Größe I — 3 Abgeordnete ent- 
■cnden. AwJi Enudbetriebe «etden «a^^enommen, wddw guMimnen dbenbOi i — 3 Ab> 
geocdDete wihlcBt loaiit ab eine Art loter Unterveibuid angegliedert sind. Zar Zelt dUt 

der Gesamtverbond nidlt weniger als 22 Bezirksvcrb.lndc, welche die Eisen- bezw. Metall- 
industrieUen umfassen von Anhalt, Berlin, Brandenlnirfj, Rraunschwcig, Schlesien, Cassel, 
Chemnitz, Dresden, Ost- und WestpreuRcn, Frankfurt a M., Halle a. S., Hamburg, 
Hannover, Karlsruhe, Leipzig, Lübeck, Magdeburg, Baden, Nürnberg und Württemberg, 
ferner a mgaddoiieBe Vereine, nimUcb den Verein der KnpfemduniedereieB Dentadilands 
und den Verein dentadier EiiengieBereien und eine Anadll von Einxelbetrieben. Somit 
erscheinen 2449 Untemdunnngen mit 284630 Arbeitern vereinigt. Arbeitsnadiweisstellen 
bestehen im ganzen 11, und /war 2 in Berlin und je i in Braiinschweig, Cheuinitlt 
Dresden, Halle a. S., Hamburg, Hannover, Leipzig, Lübedc und Magdeburg. 

») Pohle a. a. O. S. 12. 

1, Kldnviditer: Die Kartdle S. ia6. 

a. KleinwidUer: HandwSrteibadi der Staatawiaacnadiaftai IL AvfL, Bd. V, & 39. 
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3. Brentano: 

Koalitionen von Produzenten zur Hochhaltung ihrer Produkte. 

4. Brentano: 

Vereinigungen von Produzenten, um durch planmäßige An- 
passung der Produktion an den Bedarf einer Überproduktion 
und den sie begleitenden Folgen : Preissturz, Bankerott, 
Kapitalentwertung, Arbeiterentlassung und Brotlosigkeit vor 
zubeugen. 

5. Voigt: 

Jede vertragsmäßige, über blnR(> Preiskonventionen hinaus- 
gehende und daher eine komplizierte Satzung und Organisation 
erfordernde Vereinigung von Unternehmern zum Zweck die 
Konkurrenz derselben beim Absatz ihrer Produkte zu be- 
schränken. 

6. Liefmann: 

Vereinigung von Unternehmern, welche die wirtschaftliche 
Tätigkeit ihrer Mitglieder, die im übrigen selbständig bleiben, 
in einem bestimmten Punkte regelt und durch eine gegen- 
seitige Vefpflichtung aller Beteiligten, den gemeinsamen Ab- 
machungen gemäß cu handeln, zustande kommt 

7. Pohle: 

Die auf dem Wege des freien Vertrags entstandenen Ver- 
dnigungen von Whrtschaftssutqekten gldcher oder verwandter 
Berufe, welche in einer auf dem System der freien Konkurrenz 
beruhenden Volkswirtschalt durdi die aus der Einsduränkung 
des fräen Wettbewerbs unter den Beteiligten hervorgdiende 
monopolistische Beeinflussung der Marktvedifiltnisse den gröBt- 
möglichen Vorteil fOr ihre Mitglieder zu enticfaen suchen* 

8. Bücher: 

Jede vertragsmäßige Vereinigung von selbständigen Unter- 
nehmungen, welche den Zweck verfolgt, durch dauernde mono- 
polistische Beherrschung des Marktes den höchstmöglichen 
Kapitalprofit zu erzielen. 



3. Bicntano: lütt d. Gei. Siterr. VoQctw. L Jahig*, S. 78. 

4. Brentano: Ober die Un;achen der ]ientige& ■odakn Not. Le^pdg, 1889. S. a^* 

5. Voigt: Soziale Praxis IV. Nr. 49. 

6. Liefnoaim a. a. O. S. 17. 

7. Pohle a. a. O. S. xi. 

8. BOdier: Sduriften d. V. f. SodalpoUdk Bd. 61, S. 145. 
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9. Fridrichowicz: 

Freie Vertrags- oder korporationsmäßige Vereinigungen von 
beschränkt selbständig bleibenden Unternehmungen eines und 
desselben oder auch mehrerer, dann jedoch verwandter oder 
auf einander angewiesener Geschäftszweige mit dem Zwedc, 
durch gemeinsames Vorgehen die wirtschaftliche Lage wo- 
möglich des ganzen Greschäftszweiges oder doch der im Kartell 
Vorhandenen zu heben. 

la Landesberger: 

Mehrere sdbständige Unternehmer der gleidien oder verwandte 
Branchen vereinigen sich mittels Vertrages zu Kartellen, um 
gemeinschaftlich, aber ohne Preisgebung ihrer formalen, redlt- 
lichen Selbständigkeit durch Beschränkung oder Beseitigung 
des unter ihnen bestdienden freien Wettbewerbes die Markt- 
verhältnisse zu ihrem Vorteile, womögUch bis zur Erzielung 
einer faktischen Monopolsteilung zu beeinflussen. 

11. Grunzel: 

Eine auf dem Wege freier Übereinkunft geschaffene Ver- 
einigung von selbständigen Unternehmungen mit ^g^cher 
Interessengemeinschaftc zum Zwecke gemeinsamer Regdung 
der Produktion und des Absatzes. 

12. Hirsch: 

Eüi Kartell ist die vertragsmäßige Vereinigung selbständiger 
Unternehmer mit dem Zwecke, durch solidarisches Vorgehen, 
insbesondere Beseitigrung oder Beschränkung des freien Wett- 
bewerbs in ihrem Interesse auf die Marktgestaltung möglidist 
ausschließlich bestimmend dnzuwurken. 

1$. Rundstein: 

Eine auf dem Wege freier Verembarung geschaffene Ver- 
einigung von selbständigen Unternehmern mit Int crcasc n- 
gemdnscfaaft zum Zwecke der Einwirkung auf die Produktiona- 
und Absatzverhaltnisse durch Beschränkung oder Beseitigung 
des freien Wettbewerbs. 

14. Baumgarten-Meszleny: 

Diese lben sind Verdnigungen von Unternehmern oder Unter- 

9. Fridricbowics: »Kutellec, Zeitsdir. f. d. g. Staatswissenscbaft 51. S. 635. 

10. Landesberger: Gutncht. f. d. XXVI. deutschen Juristentag II. S. 296. 

11. Grunzel: a. a. O. S. 12, a. Grunzel meint wohl »mit gleichen Interesaenc 
oder »mit Interessengemeinschaft!« 

la. Hirsch: a. a. O. S. 4. 

13. Rnndttein: ». a. O. S. 2. 

14. Baumgar ten-Me«sUny a. a. O. S. 39.» veiiB^ andi die DefimtUmen von 
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ndunungen, welche die Besdiränkung oder Atiaschließung der 
Konkurrenz bezwecken. 

Trotz dieser FoUe von Definitionen glauben wir nodi eine 
weitere au&tdlen zu mfinen. Es geschieht dies einmal zur Abgrenzung 
der Aufgabe, da wir nur die Reditsformen von Untemehmerverbänden, 
die eine Einscfaitnkung des Wettbewerbs bezwecken, darstellen 
wollen, dann aber auch aus dem Grunde, weil in allen eine wichtige 
ja unserer Ansicht nach die zukunftsreichste Organisationsform der 
Kartelle, wie wir unten nachweisen werden, nämlich insofern, als sie 
sich als Vereinbarungen oder Vereinigungen mit dnem dritten 
Wirtschafts- oder Rechtssuligekt darstellen, nicht berücksicfatigt worden 
isL Eine präzise Definition von Whtschaftsformen läBt sich nur 
geben, wenn alle Möglichkeiten ihrer juristischen Struktur bloßgelegt 
worden sind. Es ist aber erstaunlich, daß trotz der Falle der dn- 
schlägigcn Literatur die Rechtsform der Kartelle eine emwandfreie 
DaiBteOung noch nidit gefunden hat Solange man aber nicht alle 
äußeren Formen ke^nt, in wichen Kartdle auftreten können, so- 
lange muß eine gesetzliche Regelung der Frage fruditlos sdn, wenn 
sie überhaupt nötig und möglich ist Wir bestreiten aber die Not- 
wendigkeit und auf Grund der Varietät aller reditlichen Formen, 
in denen sich Kartelle organisieren, auch die Möglichkeit eines 
generellen Vorgehens gegen sie. 

Im Unterschied von den bestehenden KartelldefinitionOT stellen 
wir den Kartdlbegriff dahin fest: 

Kartelle sind freie vertragsmäßige Vereinbarungen oder korpo- 
rative Vereinigungen mehrerer selbständiger Unternehmungen bezw. 
Unternehmer untereinander oder mit einem dritten Wirtschafts- bezw. 
Rechtssubjekt, zum Zwecke der Beschränkung oder Beseitigung der 
unter den Beteiligten nach der heutigen Wirtschaftsordnung prinzipiell 
bestehenden Konkurrenz und mit dem Ziele, die wirtschaftliche Lage 
der Beteiligten möglichst günstig zu gestalten. 

Inwiefern unterscheidet sich diese Definition von den bestehen- 
den? Die meisten Schriftsteller stimmen darin überein, daß Kartelle 
Vereinigungen sind, (so MenzeP), Rundstein*), Brentano*), Grunzel*), 



Kohler, Ardiiv f. bflig. Recht V., S. 335; PhilippoTicli, a. «. O. I. S. 145; Lebr, 

poL Ökonomie, München 1892, S. 70; Schöneberg, a. a. O. II. S. 724. 
M Referat f. d. Verein f. Sozialpolitik 1894 S. 2. 
*) Rundstein: a, a. O. S. 2. 
') Brentano: a. a. O. S. 23. 
^ Orunsel: a. O. S. is. 
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Landesberger^), liefenann^, Büdier*), Hirsch*), Baumgarten-Mess- 
leny*)), manche meinen allerdings, es sei eine Vereinbanmg odor ein 
Übereinkommen (Klein Wächter)^ Wenn auch alle Schriftsteller 
einen möglichst »farblosenc Ausdruck fOr die zwischen den Unter- 
nehmern geschaffene Verständigung haben finden wollen, so ist doch 
daran festzuhalten, daA im Sprachgebrauch, auf den es auch in der 
Wissenschaft allein ankommt, das Wort Vereinigung im allgemeinen 
mit Verein identifiziert, zum mindesten ihm aber eine korporative 
Nuance in der Richtung beigelegt wkd, daß man Personenmehifaeiten 
darunter versteht Kartelle, die auf bloA vertr a g sm alKgen Verein- 
barungen beruhen, würden als Vereinigungen nicht zu betrachten 
son. Aber auch die Worte Vereinbarung oder Übereinkommen sind 
zu eng, denn sie können nicht auf korporativ organisierte Kartelle 
Anwendung finden. Nach dem Sprachgebrauch ist Vereinbarung 
oder Übereinkommen identisch mit Vertrag, Vereinigung identiadi 
mit Peraonenmefarheit Eine einheitliche Bezeichnung fOr beide gibt 
es in der deutschen Spradie nicht Allein Fridricfaowicz^ bezeichnet 
die Kartdle als vertrag»- oder koiporationamflffige Vereinigungen, er 
scheint also auf den Unterschied aufinecksam geworden zu sein. Aber 
auch diese Begriffsbestimmung ist unlogisch, denn vertragamAßige 
Vereinigungen gibt es nicht, sondern nur solche^ die auf Verträg e n 
beruhen, wohl aber vertragsmäfUge Vereinbarungen. Eine Kar^- 
definition muE deshalb, da ein gemeinsames deutsches Wort fehlt, 
zwischen vertragsmäßigen Vereinbarungen einer- und korporativen 
Vereinigungen andererseits unterscheiden^ Die Begriffsbestimmung 
Voigts*), nach welcher unter Kartellen »jede vertragsmäßige, aber 
Über bloße Fteiskonventionen hinausgdbende und daher eine kompli- 
zierte Satzung und Organisation erforder n de Vereinigung« zu ver- 
stehen ist, entqjricht den Tatsachen, wie unten ausgefohrt werden 
wird, nicht im geringsten und ist auch in der Literatur nicht an- 
erkannt Sind aber alle Vereinigfungen von Wirt8chaft8sub}ekten den 
Kartellen zuzurechnen? Brentano^ und Köhler^) beschränken den 

*) Landcsberger: Vcrh. d. XX VL deutschen Jumtentags S. 296. ' 
*) Liefmann: a. a. O. S. 17. 

^ Bflcher: Sehr. <L Vereiiis f. SodalpoUtik Bd. 61, & 145. 
^ Hirsch: a. a. O. S. 4. 

•) Baumgarten-Meszleny: a. a. O. S. 39. 

Klcinwäcbter: a. a, O. S. 126. 

ZdtKhr. f. d. g. StMtswiiMiudiaft 51, S. 635. 
*) Veigl. auch die Fassung de* § 15a der Gewetbeotdnung. 

•) Soziale Praxis IV, No. 49. 

a. a. O. S. 23. 

Ardu /. bflig. Redit V. S. a3S< 
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Kartellbegriff auf Vereimgungren von Produzenten, Lefar^) quicht aU- 
gemein von Konkurrenten. Richtiger Ansicht nach sind den Kar- 
tellen aber nur Vereinigungen von Unteraehmern, allerdings aller 
Branchen zuzuzahlen. Ein Blick in die vom Reichsamt des Innern 
aufgestellte Statistik lehrt jedoch, daß sich nicht Unternehmer aller 
Gewerbszweige bunt untereinander koalieren, sondern da£ ein Kartell 
nur, wenn eme gewisse Interessengemeinschaft besteht, geschaffen 
wird. Nicht Kartelle der Eisen-, Textil- oder MetaUindustriellen 
werden gebildet, nicht die Branche allein, wie Pohle^, Schöneberg*), 
Landesberger*) Fridridiowicz*) und Kldnwftchter*) meinen, sondern 
auch die Produktion eines speziellen Artikels, in der prinzipiell nach 
der heutigen Wirtschaftsordnung freie Konkurrenz besteht, bedingt 
bisweilen schon den AbsdüiiB eines Kartells. Insowdt ist den Aus- 
fahrungen Ghrunzds^ beizustimmen, wenn aber Rundstein^ von 
Grunzd das Merkmal der Interessengemeinachaft fibemimmt, seiner 
Definition aber noch als »Endzid der Kartelle die Einwirkung auf 
die Produktions- und Absatzveihaltnisse durch Beschränkung oder 
Besdtig^g des freien Wettbewerbe« hinzufOgft, ist er insofern tauto- 
logisch, als Wettbewerb natOrlich nur zwischen Unternehmern be- 
stehen und deswegen auch beseitigt werden kann, wenn sie gleich- 
artige, infolgedessen konkurrierende Interesse verfolgen. Unserer 
Ansicht nach wird der Kreis von Unternehmern, aus welchen sich 
ein Kartell zusammensetzt, durch den Zweck des Kartdls, nämlich 
die Beschränkung oder Beseitigung des prinzipiell unter ihnen be- 
stehenden Wettbewerbs, genügend begrenzt Wettbewerb kann nur 
entstehen, wo gleiche Zide verfolgt werden. Ein Unternehmer kann 
die versdiiedensten wirtschaftlichen 2Sele verfolgen, deswegen die 
verschiedenartigsten Konkurrenten haben und deshalb auch mehreren 
Kartellen angehören. So ist z. B. die Firma Krupp unter anderem 
Mitglied des Stahlwerksverbandes A. G. in Dflssddorf, des Kartells 
der Vereinigrten Radsatz-Werke in Düssddorf, der Vereinigten deut- 
schen Radreifen-Walzwerke in DOsseldorf und der Schiffbaurad- 
verdnigfung in Essen. Wenn Grunzd aber den entschddenden Wert 



^) Lehr: Pol. Ökonomie, München 1892, S. 70. 

Pohle: a. a. O. S. 11. 
■) SchSneberg: •. a. O. Bd. a, S. 794. 

*) Landcsbcrger: «. «. O. II. S. 296. 
•) Fridrichowicz: a. a. O. 51, S. 635. 
•) Kleinwiichtcr: a. a. O. S. ia6. 
"*) Grunzel; a. a. O. S. 8. 
*) Rvndstein; «. a. O. S. 2. 
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allein auf einen bestimmten Artikel, den die vereinigten Unternehmer 
produzieren,, legt und der Zugehörigkeit zu einer gewissen Branche 
fOr die Abgrenzung des Kreises der an einem Kartell beteiligften 
Unternehmer gar keinen Wert beilegt, so hrt er m. £. Denn beide 
haben ihre Bedeutung fOr die Abgrenzung, sie läßt sich meist dahin 
aussprechen: Bd Kartellen der Rohstofi^produzenten wird die Be- 
grenzung des Teilnefamerkreises durch die Branche, bei denen der 
Halb- und Fertigfabrikate zumeist durch den syndizierten Artikel 
vorgenommen. Rundstein ^) glaubt, daß die Bezeidmung »gleiche 
Interessengemeinschaften keine klare Deutung insofern zuließe, als 
man der Ansicht sein könne, daß die kartdlbÜdenden Unternehmungen 
gleidigroße wirtschaftliche Einheiten darstellten. Wir glauben nicht, 
daß irgend jemand auf diesen Gedanken verfallt Wohl aber ist 
darauf hinzuweisen, daß die Bezeichnung »gleiche Interessengemein- 
schaft« insofern irrefohrend ist, als es Kartelle gibt, in denen Roh- 
stofijproduzenten nicht nur mit solchen, sondern auch mit Angdiörigen 
der Halb- und Fertigfabrikate oder des Handels vereinigt nnd. Man 
bezeichnet sie als vertikale, im Gegensatz zu den horizontalen Kar- 
tellen. Daß unter ihren Mitgliedem vor Abschluß des Kartelb nicht 
Interessengemeinschaft bestanden hat, sondern soldie erst durch das 
Kartell herbeigefOhrt werden sollte, unterli^ wohl keinem Zweifel 
In eine Kartelldefinition gehört deshalb zur Abgrenzung des Kreises 
der koalierten Unternehmer nicht der Hinweis auf Interessengemein- 
schaft, die zwar zwischen ihnen bestehen kann, aber nicht vorhanden 
zu sein braucht Es genügt vidmelu: zur Abgrenzung die Angabe 
des Kartellzwecks »die Beschränkung oder Beseitigung der unter den 
Unternehmern nach der heutigen Wirtschaftsordnung prinzipiell be- 
stehenden Konkurrenz«. 

IL Absohnitt: Die Arten der Kartelle. 

Eine Einteilung der Kartelle läßt sich nach den verschiedensten 
Gesichtspunkten treffen. Man unterscheidet sie: 

a) nach ihrem Zweck, 

b) nach den beteiligten Wirtschaftssubjekten, 

c) nach dem syndizierten Artikel, 

d) nach der geographischen Verteilung der Betriebe bezw. der 
Ausdehnung ihrer Absatzgebiete, 



*) Rundstein: a. O. S. 5. 

*| Über den A mdra dc »^dcbe Interewei^emeiMdiaft« Teigl. die BemerinuiK S. 8. 
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e) nach der Methcxlc der Kartellierung, endlich 

f) nach ihrer juristischen Natur. 

Die allgemein rezipierte Menzclschc Scheidung nach dem Zweck 
in Schutz- und Monopolisierungskartelle erscheint zwar unbedenklich, 
ist aber als t^'pisches Merkmal nicht sehr bedeutend, wenn man er- 
wägt, daß ein Kartell sehr wohl als »wirkliches Kind der Not« *) ge- 
gründet sein kann , um qÄtor die Erzielung »höchstmöglichen Kapital- 
fffofits«, oder überhaupt »die Err<'irhung größtmöglichen Vorteilst 
zu bezwecken.*) Andererseits muß die Tendenz eines Monopolisierungs- 
kartells stets darauf gerichtet sein eine Überproduktion zu verhindern, 
wozu es wiederum nur dann in der I^ge sein wird, wenn es schon 
bis zu einem gewissen Grade die Stellung eines Monopolisten innehat 

Je nach dem Berufe der beteiligten Wirtschaftssubjekte unter- 
scheidet man zwischen Kartellen in der Produktion und solchen im 
Handel und Verkehr und klassifiziert die Prodiiktionskartelle wieder- 
um in solche der Großindustrie und solche des Kleingewerbes. Nach 
der volkswirtschaftlichen Bedeutung sind die Kartelle der Groß- 
industrie natürlich überragend, besonders aus dem Grunde, weil mit 
der Zunahme der Kapitalsinvestitionen sich die Anpassungsfähig- 
keit der betreffenden Industrie an die jeweilige MarktU^e vermindert 
und eine ZiuUckziehung der festgelegten Kapitalien aus den unren- 
table Anlagen meist völlig unmöglich ist. Demgegenüber sind die 
kleingewerblichen Kartelle schon mit Rücksicht auf ihren lokalen 
Charakter nur von untergeordneter Bedeutung, jedenfalls sind sie es 
nicht, die die Kartellfrage gegenwärtig akut gemacht haben. Auch 
nach den einzelnen Gewerben klassifiziert man die Kartelle. Es ent- 
fallen von den in die Statistik aufgenommenen 385 Verbänden 
auf die 

Kohlenindustrie 19 Verbände, 

Eisenindustrie 62 „ 

Metallindustrie, außer Eisen .... xi „ 

chemische Industrie 46 „ • 

Textilindustrie 31 „ 

Leder- und Kautschukwarenindustrie 6 „ 
Holzindustrie .... t ... . 5 „ 

Pai^erindustrie 6 » 

Gladndustrie 10 „ 

Ziegelindustrie 132 „ 



^) Grnnsel: a. a. O. S. 23. 
^ Pohle: «. a. O. S. ZI. 
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Industrie der Steine und Erden . . 

Tonwarenindustrie 

Nahrun^s- und Grenußmittelindustrie . 

Elektroindustrie 

Sonstige . 



27 Verbände, 

4 
17 



7 



Sa. 385 Verbände; 



Neben dicsm subjektiven Momenten ist für die Fiiitcilung der 
Kartelle sowohl, als au( h für ilire Entstehung der Charakter der von 
der Vereinbarung betroffenen Ware von erheblichem Kinfluli. \'er- 
tretbare Sachen, d. h. solche, die im Verkehr nach Zalil, Maß oder 
Gewicht bestimmt zu werden pflegen, Massenartikel, die keinen An- 
spruch auf Individualität erheben, sind der Kartellbildung Ix-sotKlers 
förderlich. Feinere Artikel dagegen, die der Mode oder dem indi- 
viduellen (yeschmack des Abnehmers unterliegen, oder bei denen 
der Fabrikant eine gewisse Rolle spielt, (Patente) widerstreben einer 
Kartellierung. \V(>rden sie gleichzeitig neben Massenctrtikeln fabriziert, 
so findet man, daß nur diese den Verbandsnormen unterworft>n werden, 
während die Qualitätsartikel aus der Vereinbarung ausgeschieden 
und der individuellen Produktion und dem eigenen Vertrieb vorbe- 
halten wiTden. Sehr instruktiv ist deshalb die folgende aus den Be- 
merkungen der Spalte 5 der Statistik gefertigte Zusammenstellung 
der syndizierten Artikel: 

I. K o h 1 e n i n d u s t r i e : Steinkohlen, Steinkohlenkoks, Steinkohlen- 
briketts, Koks, Braunkohle, Briketts, Naßpreßsteine. 

II. Eisenindustrie: Eisenerze, Roheisen, Thomas-Roheisen, 
Rohstahl, Eisen- und Stahlabgänge, Alteisen, sämtliche Stahlf(Min- 
gußfabrikate, (Formen, Walzen, Räder, Töpfe, Zylinder, Maschinen- 
tdle, Kesselteile, Walzenständer, Schiffsschrauben, I.okomotivteile, 
Herzstücke, Radsterne) exklusive Panzermaterial und Material für 
artilleristische Zwecke; Eisenbahnwagenradsätze, Radreifen, Zungen- 
drebstühle für Weichen, Gleitstühle, Schwei£stabeisen, warmgewalztes 
Bandeisen; Bleche 5 nun und dicker (ausgenommen Dampfkessd- 
bleche, Riffel- und Warzenbleche, sowie Bleche für Panzerungs- 
material, für welche Beschußproben vorgeschrieben sind) sowie Form- 
Stahle aller Art aus Flußeisen oder Flußstahl, in soweit solche Ver- 
wendung finden zum Bau oder zur Ausbesserung von Seeschiffen 
auf deutschen Werften, Feinbleche, Weißbleche, Qualitätseisenbleche 
Konservendosen; Walzdraht, eiserne Drahtstifte, Drahtseile, verzinktes 
und unverzinktes sechseckiges Maschinen -Drahtgeflecht, Schraub- 
haken, Ringachrauben; schmiededseme Gas- und Wasserleitungs- 
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rOhren, SiedecOhren, Eisenstreifen fOr Gas-, Wasseileitungs- und Siede- 
rohren, Ansatzflaschen, Stahlflaschen; Stecknadeln mit Glasknöpfen, 
grobe Baubescfaläge (Fiscfabänder und Einlaftecken), gehftrteter Feder- 
stahl fOr Korsetten und Damenkleid^, sowie fOr ähnliche Federn; 
Sdiwellenschrauben, Heu-, DQnger- und Rttbengabehi, Taschen- 
scfarauben, Weichenschrauben, Hakenschrauben, Pflugschare und 
geschmiedete Streichbr^ter, BOgddsen, Fensterfoescfaläge^ Wagen- 
beschlagteQe, Zug- und Stoßvorrichtungen, Fäumelles (Fensterbe- 
achlAge nach französischem Muster), Splinte, Stiefeleisen, rohe Tisch- 
messerklingen, schwarze Scheren, Bandschrank-, Kommode-, aufgesetzte 
Schweizer- und lackierte deutsche Kdlerschlösser, französische Keller- 
achlösscr; gußeiserne MuffendruckrOhren, Rohguß, emaillierte guß- 
eiserne Geschirre, Sanitätsutenailien und Gewiditartikel, guß^seme 
Abflußrohre, schmiededseme Grasröhren, Formeisen d. L Träger-U 
und Zoreseiaen. 

in. Metallindustrie: Tuben, Spritzkorken, Zinnfolien (Stanniol 
oder Blattzinn)^ Zinnbleche, Zinnplatten, Bleirohr, Walzblei, Bleidraht, 
Mantelrohr, sämtliche Arten Kupferbleche j^licher Formate und 
Dimensionen, Kupferdrähte, nahtlose Kupferrohre, die gesamte deutsche 
Uhrenindustrie eingeschlossen Werkzeuge und Uhrtdle, ^berdouble- 
ketten, Gtddmagnetketten. 

IV. Chemische Industrie: Sämtliche Sodasorten, Kalirohsalze, 
Kalifabrikate (Chlorkalium, schwefelsaures Kali, schwefelsaure Kali- 
magnesia, kalziniert und kristallisiert, Kalidüngesalze, Kalidünger min- 
destens 38*/o), Kieserit in Blöcken, kalzinierter gemahlener Kieserit, 
Chlormagnesium, Schwefelsäure, Stdnsalz, Natronsulfat, Salzsäure, 
sämtliche Ammoniakverbindungen, h&. der Gasherstellung entfaltende 
Produkte, vomdmüich Gaskoks, Teer, Ammoniakwasser, Thorium; 
Brom, Bromeisen, Bromsalzgemisch, Ferrocyankalium, Cyansalze 
in jeder Form, Chinin und Chininsalze, Oxalsäure und Oxal- 
säure Salze; Bleiwdß, Lithoponweiß^ Zinnoberrot, 2Snnoxyd zur Her- 
stellung emaillierter Geschirre; Teer und Teererzeugnisse, Benzol 
und Toluol,NaphthaundNaphthafabrikate^Ceresine^ Paraffinöle; Alizarin, 
Indigo; Superphosphate und alle anderen künstlichen Düngemittel, 
die wasserlösliche Phoqihorsäure enthalten, Thomasschlackenmdil; 
Sprengpulvar, Zündhütchen aller Art, Flobert-Munition, Revolver- 
patronmJiifesnnggewehrhülsenundJagdpappepatronen,Jagd-,Scheiben-, 
Freuden- und BöUerpulver, Guhrd3mamite, Gelatinedynamite und Spreng- 
gelatine; Stearinmasse, Stearin- und Komposttionskerzen. 

V. Textilindustrie: Jutefabrikate, farbige Kammgame, Pre- 
sident, Tuche, Krawattenstoffe^ Skarves» Cachenez und dazu verwandet 
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Futterstoffe, halbwollene Futter und Atlasse, genannt Zanella, Jacquard* 
Doppel -Moquette, Samt, Plüsch, Samtband; Karbonisi (Ten, Appretieren, 
Färben, Bleichen von Tuchen, Garnen, Seid(\ Behandlung und Ver- 
edelung von Seiden- und Halbseidenwaren, Schecrcrei und Appretur, 
Samt- und Plüschpresserci und Veredelung, Druck-Moquctte (wollener 
in der Kette vorgedruckter buntfarbiger Plüsch), Färberei und Ap- 
pretur asiatischer Seidenstoffe (Pongee); Polsterfließ, Werg, baum- 
wollene Lampendochto. rohe, wollene und baumwollene Litzen, soge- 
nannte englische Tüllgardinen, Spitzen, Decken, Vitragen, Schuh- 
elastiques, halb- und ganzwoUene Lastings, Staubfäden, Zurichtung 
und Färbung von Rauchwaren. 

VL Leder- und Kautschukwarenindustrie: Fabrikate aus 
Roßhaut; gjauc und kouleurte Ballons, massive Bälle aus Kautschuk, 
LochbälU', (Tummischuhe, Kanevas- und Turnschuhe. 

VII. Holzindustrie: Kieferne Kehlleisten einschließlich Tür- 
bekleidungen, Stab- und Parkettfußboden, Hokrolladen , StahlroU- 
laden, Jalousien sowie Zubehörteile, massive, echte und foumierte 
Rahmen, Konsolen und Schränkchen, Stühle, 

VIII. Papierindustrie: Maschinenglatt-, weiß- und farbiges 
Zeitungsdruckpapier, Tapeten. Friese, Borden, Lincrusta, Holzstoff. 
Kuvertpapier, Briefumschläge. 

IX. Glasindustrie: Grüne, halb weiße und farbige Glasflaschen, 
Tafelglas, Weißhohlglas, Glasmärbel, Spiegelglas, Dachglas, Fenster- 
glas, unmontierte Facettegläser, Flaschenfabrikate, Taschenuhrgldser, 
mechanische Flaschenverschlüsse. 

X. Die Ziegelindustrie in 132 Verbänden. 

XL Kartelle, tunfassend Steine und Erden: Eiscnpordand- 
zement, Portlandzcment, Zement; hydraulischer Kalk (Schwarzkalk, 
Baukalk) gemahlen in Säcken und Stücken, sowie Düngekalk, ge- 
brannter Kalk, Kalkasche, Kalkstein, gebrannte Kalksteinprodukte 
jeder Art, Kalk zu Stahlwerkszwecken, Gipsdielen, Baugips^ Schwemm- 
steine, Sandsteine, Gripsprodukte (Stuck-, Putz- und Düngegips), roh- 
gesägte Marmorjdatten, Kaminrohre, gesdilemmtc Kreide. 

Xn. Tonwarenindustrie: Porzellan- und Steingutgebrauchs- 
geschirre, Ton- und SteinzeugrOhrra, gewöhnliches Töpfergeschirr. 

XIII. Nahrungs- und Genußmittelindustrie: Branntwein 
aller Art, Kartoffelstärke, Kartoffelmehl, feuchte Stärke, Dextrin, 
Stärkesyrup, Stärkezucker; Kandis; Bier und Bicrtreber; getrocknete 
Gremüse und Kräuter, Milch- und Milchprodukte, Reis. 

XIV. Elektroindustrie: Starkstromkabel, elektrische Glüh- 
lampen. 
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XV. Sonstige Kartelle: Asbest- und Asbest-Kautscfauk- 
Fafarikale, Chemigraphisdie Arbeiten, Dampfturbinett, Leinöl, ge- 
scluiittenes Quebrachoholz, Fahrseuge fOr Eisenbahnen aller Art 

Die Übendirift in Spalte 8 des Fragebogens in der Denkschrift 
»Orüiche Aiuddinung des Kartellsc ist vielfach mißverstanden worden. 
Gemeint kann ja damit auch einerseits die geographische Verteilung 
der kartdlierten Betriebe und andererseits die örtHdie Umgrenzung 
der Tätigkeit des Verbandes sein. 

Die geographische Lage der beteiligten Untemdhmungen ist 
bedeutungsvoll bei der GrQndung eines Verbandea Denn wenn 
eine Industrie auf wenige Zentren beschränkt ist, bestehen für die 
einzelnen Unternehmungen im wesentlichen die gleichen Produktions- 
und Absatzveffaältnisse, es ergeben sich aus ihn^ deshalb keine be- 
sonderen Schwierigkeiten fOr die Gründung eines Verbandes, während 
anderersdts die durch die Zersplitterung einer Industrie über ein 
großes Grebiet geschaffenen Unterscfaieite in den Produktions- und 
Absatzbedingungen eine KarteOgrflndung bisweilen geradezu un- 
möglich machen. Ffir eine Einteilung der Kartelle irteht dagegen 
die geographisdie Lage der beteiligten Unternehmungen hinter der 
örtlichen Umgrenzung der Tätigkeit des Verbandes weit zurück. 
Nach diesem Gesichtspunkt sdieidet man die Kartelle in lokale, 
nationale und internationale. Nach dem Inhalt des Fragebogens im 
Zusammenhalt mit den in der Denksdhrift abgedruckten Statuten 
ergibt sich, daß von den 385 dort behandelten Kartellen 17 nicht 
mehr bestehen und außerdem 5 Verbände keine Angaben über ihre 
örtliche Ausdehnung gemacht haben. Von den übrigen 363 Ver- 
bänden entfallen auf die Ziegelindustrie 132, diese haben mit Rück- 
sicht auf die außerordentliche und imverhflltnismäßige Verteuerung 
der Produkte durch Transportkosten nur lokale Bedeutung. Das 
Absatzgebiet umfaßt bei weiteren 61 Kartellen nur einen Industrie- 
bezirk, 55 beschränken ihre Tätigkeit auf eine Provinz Preußens 
oder einzelne Teile Deutschlands, 52 haben ihre Tätigkeit überhaupt 
nicht örtlich umgrenzt, erstrecken sich also auf Inland und Ausland. 
Ein Verband endlich kontrolliert nur die ausländischen Geschäfte 
seiner Mitglieder. 

Die internationalen Kartelle haben in die Denkschrift keine 
Aufnahme gefunden. Eine von Liefmann zusammengestellte und 
durch Angaben neuerer Schriftsteller ergänzte Tabelle ergibt, 
daß Deutschland an noch bestehenden oder bereits wieder auf- 
gelösten internationalen Abkommen über folgende Artikel be- 
teiligt war: 

AUandhiatn d. lUalnr. Saminan t. J«m Bd. Vn, Utk i. 2 
Baach, Dia Radttrfom dw XartaOa. 
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kohlensaures Ammoniak .... mit England, 



Uranfarben „ England und Österreich, 

Borax , £ngland, den Vereinigten 

Staat« n, Frankreich, Öster- 
reich- Ungarn, 

Salzsäure „ Belgien, 

Coffein „ England« 

Milchzucker , der Schweiz, 

Chloralhydrat , verschiedenen Staaten, 

Soda , Frankreich, 

Thomasmehl „ Österreich, 

Alizarin , Ausland, 

Oxalsäure und Kali , England, 

Jod H England, Chile usw^ 

Strontianit „ England, 

Brom „ den Vereinigten Staaten, 

Dünger , Osterreich, 

Blausaures Kali „ Osterreich und England, 

Chromkali und andere Chromsalze „ Osterreich und England, 

Salinenprodukte „ Frankreich, 

Dynamit „ International, 

Phosphorsaure Salze England, Frankreich, Bel- 

Glanzgf^ld „ England, 

Jagdmunition ' . „ Österreich, 

Röhren „ England, 

Schienen , Österreich, Frankreich, Bel- 
gien, England, Amerika, 

Stabeisen „ österreidl, 

Wsdzdraht „ Belgien, 

Gasröhren „ Osterreich, England, 

Holzschrauben „ Frankreich, England, 

Zement Skandinavien, 

Spiegelglas „ Österreich, Frankreich, Bel- 
gien, England, 

Koks „ Bf>lgien, 

Rohzink „ Belgien, England, Frankreich, 

gewalztes Zink „ Belgien, England, Frankreich, 

Wismut „ England, Südamerika, 

Blei „ Belgien, 

Kupfer „ Europa und Amerika, 
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Karbid mit Osterreich-Ungani, Schweiz» 

Schweden, Norwegen, 

Zdlstoffe „ Österreich, Schweden, Nor- 
wegen, 

Knochen „ Bftnemark, Schweden, Oateru 

reich-Ungam, Italien, 

Glühlampen „ Osterreich -Ungarn, Hdland, 

Schweiz, 

Pergament h England, Osterreich, 

Emaülegeschirr „ Osterrdch, 

Zwirn „ Osterreich, England. 



Den äußeren Untersdieidungsmerkmalen nach dem Zweck, den 
beteiligften Whtachaftasulijekten, dem 83mdhEierten Artikd und der 
Ausdehnung ihrer Absatzgebiete, stehen zwei innere Klassifikation»» 
mittd der Kartelle, nftmlich die Arten oder Methoden der Kartellierung 
einer- und die juristisch bedeutsamen Formen des Kartellvertrags 
andereradts gegenflber. Auf den wirtschafdidien Inhalt der Veardn- 
barungen, die Arten und Methoden der Kartellbildung des näheren 
^nzugdien, müssen wir uns mit Rflcksicht auf die gestellte Aufgabe 
versagen und glauben dies auch um so dier tun zu können, weil 
diese Seite des Kartellproblems von den verschiedensten Schrift- 
steilem hinrdchend erörtert worden ist Eine Wiedergabe der von 
den einzdnen Schriftsfcellem nach dieser Richtimg geschaffenen 
Gruppierungen dürfte aber instruktiv und deshalb zweckmäßig sein. 

Liefmann ^) nennt folgende Formen der Untemelunerverbände: 

L Verbände der Unternehmer als Abnehmer. 

1. Gegen die Arbeiter zum Zwecke gemeinsamer Preis- und 
Nachfragepolitik ; 

2. (regen die Rohstoffproduzcnton etc. zum Zwecke gemein- 
samer Preis- und Nachfragepolitik, 

II. Verbände der Unternehmer als Anbieter, Kartelle; 
A Niederer Ordnung, beschränkende Kartelle 

1. Zum Zweck gemeinsamer Angebotspolitik: Angebots- oder 
Produktionskartelle; 

2. Zum Zweck gemeinsamer Monopolisierungspolitik: Gebiets- 
kartelle; 

3. Zum Zweck gemeinsamer Preispohtik: Preiskartelle. 

B. Kartelle höherer Ordnung, verteilende Kartelle, Kontingen- 
tierungen 

Liefmaiitt: a. «. O. S. 42 ff. 

2* 
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1. Zum Zweck genieu»amer AngebotapoUtik: Angebot»- 
kontingentierungen; 

2. Zum Zweck gemeinaamer MonopolisieruiigqKxlitik; Nadi- 
fragekontingentienmgen; 

3. Zum Zweck gemdnsamer R«iqx>litik: Gewinnkontmgen* 
tierungen. 

Kritik an dieser Einteilung übt Pöble*) und gibt an Stdle der 
Liefanannschen Übersicht Aber sämtliche Kartdifonnen, eine solche 
der verschiedenen Mittel der KarteUierung und betraditet sie in 
nachstehender Rdhenfolge: 

1. Die Preisvereinbarung; 

2. Die Verteilung der Absatzgebiete bezw. der Kimdschaft; 

3. Die ProduktionakarteUierung; 

4. Die Grewinnausgltichung; 

5. Die Vertriebskartellierung. 

Wt Recht nimmt Grunzel*) dieser Einteilung gegenüber die 
schon von Liefmann getroffene Scheidung in Kartdle zur Regdung 
der Nachfrage imd solche zur Regelung des Angebots wieder auf 
und eihAlt durch wtiteie Klassifikation der letztefen Kategorie, fol- 
gende aufeteigende Skala von Organisationsformen: 

I. Kartelle zur Regelung des xVngebots: 

A. Kartelle zur Regelung der Verkaufsbedingungen (Kon^ 
ditionenkartellc); 

B. Kartelle zur Regelung der Verkaufspreise {Preiskartelle); 

C. Kartelle behufs Einschränkung der Produktion in den Einzel* 
betrieben ( Reduktionskartelle) ; 

D. Kartelle behufs Aufteilung der Absatzgebiete (Rayon- 
nierungskartelle) ; 

E. Kartelle behufs Einschränkimg der Gesamtproduktion (Kon- 
tingentierungskartelle) ; 

F. Kartelle behufs Zentralisierung des Gresamtverkaufs oder des 
Inlandverkaufs (V erkaufskartelle) ; 

G. Kartelle zur Regelung des Auslandverkaufs (Ausfubrkartelle); 

IL Kartelle zur Regelung der Nachfrage: 
A Kartelle zur Regelung der Nachfrage nach Arbeitskräften 

(ArbeitskarteUe); 
B. Kartelle zur Regelung der Nachfrage nadi Rohstoffen oder 
Halbfabrikaten (Bezugakartette); 

*) Pohle: a. a. O. S. 13—56. 
Grunsel: a. «. O. S. 36—113. 
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Baumgarten-Meszl^y^) reäplereti die von Landesberger ge- 
schaffene Gruppiming der fünf oben genannten Pohle'schen Kartdlie 
rungsmediodcai in solche, die geriditet sind entweder: 

a) Auf die Beseitigung oder Einschränkung der Wirkungen 
des Wettbewerbs und rechnen dazu die Konditionen- und 
Preiskartelle, oder 

b) auf die Beseitigung oder Einsdirflnkung der Motive des 
Wettbewerbs, so, daß dadurch obwohl nur mittelbar, der 
Wettbewerb selbst aufgehoben oder gemildert wird und ver- 
stehen darunter die Grewinnkontingentierungen, oder endlich 

c) auf die unmittelbare Beseitigung oder Besdiränkung des 
Wettbewerbs und zählen dazu die Absatzkartellierungen und 
die Gebietskartelle. 

IMesen Kartellen zur Regdung des Angebots, steQen Baum- 
garten-Meszl^y in Oebereinstimmung mit Liefinann und Grunzel, 
jene zur Regelung der Nadifrage, wie es ja auch der Verkehr er- 
fordert, gegenober. 

Die geschilderten Kartellformen sind aber nun keineswegs so 
exklusiver Natur, daß sich jeder Verband auf eine Methode be> 
schränkte, vidmdur finden wh: häufig Komlnnationen der dnzdnen 
Kartdlienmgsarten, so wird z. B. dn Prdskartell regdmäßig zuglddi 
audi ein Konditionenkartdl sein, weil mangels solcher Verabredungen 
die Modalitäten der Zahlung und Deferung stets eine Umgdiung 
der Ihreisverdnbarung gestatten würden. Dieser Umstand zwingt 
die Verbände häufig, den Willen ihrer Mitg^eder durch zwd und 
noch mdur KartdÜerungsmethoden zu binden, wodurdi naturgemäß 
das individudle Wesen dnes Verbandes verdunkdt werden muß. 
De lege ferenda wird man sich deshalb in erster Linie auch weniger 
an die Meüioden und Arten der Kartellbildung, als an die juristisch 
bedeutsamen Formen der Verbände halten müssen, ohne sdbst- 
verständlich die Bedeutung der Kartdlierungsmittd außer Acht 
lassen zu dürfen. Gerade dne Darstdlung der äußeren Organisations- 
formen, des letzten von uns aufgestellten Unterschddungsmerkmals 
der Kartdle, wird bdegen, daß wenn man den Kartdien wdt- 
gdiende Verpflichtungen de lege ferenda auferlegt, sie anstatt der heute 
erfaßbaren, andere juristisdie oder tatsädiliche Formen wählen 
werden, die der Gresetzgeber nur schwer oder gar nicht treffen kann. 
Die folgende Darstdlung soll deshalb den äußern Formen des Kartell- 
vertrags gewidmet sein. 



Baomgarten-Messliny a. «. O. S. 38—78. 
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n. TEIL. 

Die juristische Natur der Kartelle. 



I. Abschnitt: Kartelle als Vereinbarungeii oder 
Vereinigungen der beteiligten Unternehmer untereinander. 

L Kapitel. Kartelle als lose Verträge. 

Die von der deutschen Rechtsordnung als prinzipieU gültig und 
rechtswirksam anerkannten Kartelle, scheiden sich in nichtorganisierte 
und organisierte. Nach der Denkschrift bestehen Kartelle sowohl 
in der Form von Verträgen, von Gesellschaften und Vereinen des 
bürgerlichen Rechts und in Handelsgesellschaftsformcn jeder Art, 
also in der Form der offenen Handelsgesellschaft, der Kommandit- 
gesellschaft*), der Aktiengesellschaft, der Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung und der Genossenschaft. Diese Varietät der Formen warnt 
vor einer dogmatischen Behandlung des KartcUproblcms, zumal wenn 
man bedenkt, daß unter dem KartcUbegriff Vereinigungen von Wirt- 
schaftssubjckten verschiedenster Art subsumiert werden, welche sich 
naturgemäß wie in ihren Subjekten, so auch in ihren ökonomischen 
Wirkungen durchaus unterscheiden. Die wirtschaftliche Bedeutung 
eines Verbandes läßt sich zwar nicht ausschließlich aus seiner Organi- 
sation erkennen, aber die Kartelle wählen doch heute offenbar 
meistens die für ihre Zwecke pass(*ndste Rechtsform, als welche im 
allgemeinen die (yesellschaft mit beschränkter Haftung anzusehen ist. 
Eine einheitliche obligatorische Organisationsform für alle Kartelle, 
deren Einführung von mancher Seite*) befürwortet wird, würde die 
Eigenart der einzelnen Verbände noch mehr verdunkeln, wahrschein- 
lich wäre sie auch unausführbar, jedenfalls aber zwecklos. Einer- 
seits führt jede Beschränkung der Koalition zur Unifikation, will man 
andererseits aber nur Staatsaufsicht, so bedarf es keiner einheitlichen 
Organisationsfonn, da sie sich ebenso leicht für die venschiedensten 
Rechtsformen statuieren läßt. Die Form der Kartellierung ist von 
außcTordentlicher Wichtigkeit, sowohl für die Haftung der Kartell- 
vereinigung als solcher, als auch für die Stellung der einzelnen Mit- 
glieder zum Kart(»ll. Denn je enger der Zusammenschluß, um so 
schwieriger ist der Rücktritt des einzelnen Mitgliedes vom Kartell- 
vertrag. Auch für die Stellung der kartellierten Unternehmer zu 

') ]>ie Oenksduif t führt aber kein in dieser Fonn bq;ründetes Kartell an. 
^ Kunditein: a. a. O. S. loo ff. 
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den Arbdtem ist die Fonn des Kartellvertrags nicht ohne Bedeutung. 
Je enger der Ztisainmenschlu0 der Unternehmer, um so m^ Grelahr 
för die Koalitionsfirdheit der Arbeiter, um so größer die Möglichkeit 
plötzlicfaer Erwerbslosigkeit durch Stillegung rückständiger unrentabler 
Werke durch die Kartellvereinigung. 

Die einfachste Form, in welcher eine Kartellvereinig^ng ge- 
schlossen wird, ist der Vertrag, ohne jede Organisation. Nach heutigen 
Rechtsgrundsatzen bedarf er keiner Form, es genüget prinziindl 
Mündlichkeit des Abschlusses. So besteht z. R eine Preisvereinigung 
von zwei Kalkwerken in Nieder- Kauffung an der Katzbach^), die 
sich zur Innehaltung gleicher Preise, welche jflhrlidi neu festgesetzt 
werden, verpflichtet haben. DaA ein solches lokales Kartdl die Pr&se 
nicht willkfirlich efhöhen kann, liegt auf der Hand. Denn sobald 
der Verkaulq>reis eine solche Höhe erreicht hat, dafl er noch zur 
Deckung der Tranqxirtkosten ausreicht, stellt sich auswärtige Kon- 
kurrenz von sdbst ein. Aber nicht nur Kartelle von lokaler Be- 
deutung sind vertragsmäßig organisiert, es bedarf bisweilen sogar 
nicht einmal einer formellen Vereinbarung zwischen den einzelnen 
Untemdmiem, um durch solidarisches Vorgdien den inländischen 
Markt zu bdierrschen und in einer Branche ein tatsächliches Monopol 
zu erlangen. So berichtet Emst Levy von Halle*), daß die Zentrali- 
sation im Vieh- und Fleischhandel in Amerika nicht auf einer fonndlen 
Verdnbarung der Chicagoer Fftcker beruhte, sondern teils durch 
Kontrolle der Eisenbahnen und der Vieh- tmd Schlachthöfe, vor 
allem aber durch formlose Abmachungen der vier großen Schlächter 
Armour & Co., Swift & Co., Morris Nelson & Co. und Hammond 
& Co., welche den Vieh- und Fleischmarict der ganzen Vereinigten 
Staaten beherrschten, herbeigeführt wurde, v. Halle berichtet, daß 
er Gelegenheit hatte, festzustellen, daß die Chefs dieser Firmen täg- 
lich miteinander durch persönlichen Verkdir in Verbindung standen, 
um den Maximaleinkaufspreis für den nächsten Tag zu bestimmen. 
Keiner überbot den andern beim Einkauf. Zwecks Regelung des 
Absatzes hatten sie sich gegensdtig einzelne Landestdle zugewiesen 
und da keiner dem andern hier ins Gehege kam, genoß jeder in 
seinem Gebiet die Vorteile eines Monopolisten*). Alldn auf Grund 
solidarischen Vorgehens also regelten diese vier Firmen den gesamten 
Fleischvert>rauch der Vereinigten Staaten, und wenn man bedenkt, daß 

») Dcnkschnft I. S. 170. 

•) Schriften des Veitins fiir Sn/i;ilp<)litik Bd. 60, II. Teil. S. 134 f. 

Nach Lief mann also zugleidi ein Verband der Unternehmer als Abnehmer und 
all Anbieter a. O S. 73 ff. 
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eine Erhöbung der Fleischpreise annähernd wie eine Kopfsteuer wirict, 
wird man sich bewußt, welche enorme Macht diese Firmen in ihren 
T landen ver^igten. Daß es ihnen ohne gegenseitige rechtliche 
Bindung gelungen ist» den gesamten Vieh- und FleischhandeL dvr 
Vereinigten Staaten zu monopoli»eren , beruhte darauf, daß nur noch 
vier Unternehmer in Frage kamen, während in dem vorausgegrangenen 
wirtschaftlichen Vemichtungskampf Tausende ihrer Gewerbsgenossen 
entweder gän2lich wirtschaftlich vernichtet, oder zu Agenten dieser 
vier Siegerfirmen herabgedrückt worden waren, deren Macht natür- 
lich mit der Vernichtung eines jeden Konkurrenten wuchs. Nun 
war die Phase gekommen, in \vel( hör die vier Riesenbetriebe gegen 
einander als wirtschaftliche Feinde in einen Konkurrenzkampf, viel- 
l^cht um ihre wirtschafthche Existenz treten mußten. Sie fürcht^en 
diesen Kampf und schlössen, gerade wie die heutigen Weltstaat^, 
ein Abkommen, um als Freunde ihre Interessen solidarisch zu ver- 
folgen. Keine der Firmen wich von den mündlich getroffenen Ver- 
einbarungen ab, denn jede wußte, daß dann unerbittlich der Kon- 
kurrenzkampf von den drei andern Firmen g^gen ^e eröffnet 
worden wäre*). 

Ist aber der wirtschaftliche Vemichtungskampf noch nicht so- 
weit vorgeschritten, daß nur nodi wenige Untemrfuner in einer 
Brandl* bestehen, so bedarf es festerer Abmachungen zwischen den 
einzelnen Unternehmern, um die Konkurrenz wirksam auszuschließen. 
Man fixiert deshalb die vertragsmäßigen Abmachungen und setzt, 
da die H()he des Schadens, den das Kartell durch Vertragsbruch 
eines Mitglitnles erleidet, schwer zu beweisen ist, Konventionalstrafen 
für Verstöße gegen die Kartellstatuten fest, deren Berechnung den 
Strafvorschriften modemer Steuergesetze außerordentlich ähnlich ist 
Da die Kartelle gfültige und rechtswirksame Vereinigungen sind, 
müssen auch die für den Fall der Nichterfüllung der Kartellverpflich- 
tungen versprochenen Strafen entrichtet werden. (§ 344 B.G.B.) Ist 
die verwirkte Strafe unverhältnismäßig hoch, so kann sie auf Antrag 
des Schuldners durch Urteil auf einen angemessc^nen Betrag herab- 
gesetzt werden, die Herabsetzung ist jedoch nach Entrichtung der 
Strafe ausgeschlossen. (§ 343 B.G.B.) Diese Bestimmungen sind 
nur für kleingewerbliche Kartelle von Bedeutung, da nach Handels- 
recht*) die ' Herabsetzung der von einem Kaufmann im Betriebe 
seines Handelsgewerbes versprochenen Vertragsstrafen ausgeschlossen 

*) Ober denFIebdilrast in adncr gegenwärtigen Gestalt v^^Baamgiurteo-Mesdfaiy«. a.O. 
S. 167 ff. 

*) §§ 348* 35 > H.G.B. 
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Ist Die Mitglieder der größeren Untemelimerverbände sind durch- 
weg Vollkaufleute im Sinne unseres Handelsgesetzbuches und es 
kann keinem Zweifel unterliegen, daß die für die Einhaltung von 
Kartellbestimmungen versprochenen Strafen als im Betriebe des 
Handelsgewerbes versprochen anzusehen sind. Trotzdem die in den 
Statuten vorgesdienen Strafen biswdlen ^e exorbitante Höhe er- 
reichen, ist das Kartdl befugt, neben den verwirkten Strafen nocfa^ 
einen weiteren Schaden gdtend zu machen*). So bestimmt der Vertrag 
des Rheinisch-westfälischen Kohlens3mdikats mit den beteiligten 
Zechenbesitzem in § 8 Ziff. 9: 

»Neben der Konventionalstrafe kann das Rhdnisch-westfälische 
Kohlensyndikat auch Ersatz des entstandenen Schadens beans>ruchen.c 

Der Vertrag des Deutschen Gußröhrensyndikats A.-G. in 
Cöln a. Rh. schreibt in Absatz G. Ziff. 7 vor: 

»Neben der Konventionalstrafe kann das Syndikat in allen Fallen 
ErfQllung des Vertrags und Ersatz des entstandenen Schadens ver- 
längere 

Der Vertrag der vereinigten Dochtfabriken G. m. b. H. in 
DOsseldorf endlich bestimmt: 

»Neben der Konventionalstrafe kann die Gresellsdiaft noch den 
. Ersatz des entstandenen Schadens und Erfüllung der Hauptverbind- 
lichkeit verlangen, da die in diesem Vertrage stipulierten Konven- 
tionalstrafen für den bloßen Verzug bedungen sind*).c 

Zur Sicherung der verwirkten Strafen werden nach den meisten 
Kartellstatuten Kautionen entweder in bar, Solawechseln oder Wert- 
papieren hinterlegt Wenn es sich um Einziehung von Konven- 
tionalstrafen handelt ist die Organisation des Kartells von großer 
Wichtigkeit Hat das Kartell juristische Persönlichkeit oder werden 
die Mitglieder nach außen gegenüber dritten durch ein Organ z. B. 
die Verkaufsstelle vertreten, so unterliegt die Einzidiung kdnen 
Schwierigkeiten. Anders wenn das Kartell auf bloß vertragsmäßigen 
Abmachungen beruht Besteht keine Vermögensgemeinschaft zwischen 
den beteiligten Unternehmern, so ist zur Einziehung von Konven- 
tionalstrafen nur deijenige berechtigt, zu dessen Gunsten sie nach 
den Bestimmungen des Vertrags b^ einer Verletzung der statuten- 
mäßigen Verpflichtungen verwirkt sein sollte. Ist eine solche Be> 
Stimmung aber nicht getroffen, so ist jedes Kartellmitglied nur pro 
rata zur Einziehung der verwirkten Strafe berechtigt Ist das Kartell 
dagegen eine Gesellschaft des bürgerlichen Rechts oder ein nicht 

^) § 340 Abs. t B.G.B. 
^ Leist: a. a. O. S. 159. 
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rechtsfähiger Verein, so mflasen alle Mitglieder insgesamt die ver- 
wirkte Strafe einfordern.*) 

Neben der Statuierung von Konventionalstrafen findet sich in 
den meisten Kartellstatttteii die Bestimmung, daB Streitigkeiten 
zwischen dem Kartell und seinen MitgHedem unter Ausschluß des 
ordentlichen Rechtsw^;s von einem Schiedsgericht, das häufig von 
einem Organ des Kartells gebildet wird, geschlichtet werden. Die 
ZulSssigkeit der Berufung eines Verbandsorgans zur Entscheidung 
von Streitigkeiten der Mitglieder unter einander oder mit dem Kartell 
ist äußerst bestritten. 

Gierke meint, daß dagegen nicht eingewendet Werden könne, 
»daß eine solche Bestimmung das Kartell zum eigenen Richter 
machen Denn im Bereiche des KOrperschaftsrechts sei die unpar- 
teiische Jurisdiktion eines Köiperscfaaft^gerichts genau so gut mög- 
lich, wie bei allen Streitigkeiten zwischen dem Staat und den Staats- 
angehörigen die Entsdieidung staatlicher Gerichte einträte.« 

Diesen AusfQhrungen Gierkes entgegnet Ldst^ mit Recht, daß 
ihm Einrichtungen, durch welche in Vereinen in ähnlicher Weise 
wie im modernen Staat die Unabhängigkeit der Richter garantiert 
würde, bisher nicht bekannt geworden seien. Nach unserer Ansicht 
macht aber vor allem der Unterschied der Interessen, die zwischen 
Richter und Staat einer- und Kartellorgan und Kartell andererseits 
bestehen, einen Verglich der Staatsgerichtsbarkeit mit der Vereins- 
autonomie unmöglich. 

Mit Recht vergleicht Ldst die Autonomie der heutigen wirt- 
schaftiidien Vereine mit der von den genoasenschafüidien und herr- 
schaftlichen Verbänden des Mittelalters geübten Grerichtsbarkeit und 
weist auf die fast imbegrenzte Macht der modernen Vereine ihren 
MitgUedem gegenüber hin. Da jedoch der dureh die Androhung 
von Conventionalstrafen und die Statuierung der Schiedsklausel aus- 
geübte Zwang in aUen modernen Vereinen üblich und durchaus nicht 
nur den Kartellen typisch ist, müssen wir uns dn Eingehen auf das 
Problem versagen, inwieweit eine Revision des Vereinsprivatrechts 
nötig und die Ansicht Leists begründet ist, daß sie zwar nicht den 
sozialen Frieden herbeiführen, aber den Kampf der Verbände unter- 
einander mildem und die Entwicklung einer den Bestand des Staates 
gefährdenden Verdnsherrschaft verhindern könnte. 

Eine Reformation dürfte aber nicht nur in der Weise vor- 
genommen werden, daß, wie vorgeschlagen worden ist, ein Staats- 

1) Runds tein: a. a. O. S. 68. 
^ Leiit: a. a. O. S. 172. 
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beamter an den Veremsversaminlungen mit beratender Stimme teil* 
nimmt Eine solche Maßnahme wftre durchaus unwirksam, wie der 
Zusammenbruch der Hypothekenbanken, die auch unter Staatsaufsicht 
stehen, beweist*) 

Auch auf bloB vertragsmäßige KarteÜvereinbaningcn finden die 
Vorschriften Ober die Qeseilschaft bisweilen Anwendung, wie das 
Reidisgericht in einem Urteil vom 6. November 1902 entschieden 
hat Denn auch bei ihnen wird gerade wie beim GreseHschafis- 
vertrag durch Zusammenwirken der Beteiligten &n Erfolg zu erziden 
versudit, der jedem von ihnen zugute kommen soll.*) 

Der Tatbestand des angefahrten Urteils war folgender: 
Mehrere Hamburger GrerOstvermieter hatten sich gegenseitig 
vertragsmäßig vefx»flicfatet ihren Kunden den Preis fOr verliehene 
GerOste in einer hemmten Weise und nicht niedriger zu berechnen. 
Ein eigentlicher Gesdlschaftsvertrag bestand nicht, vidmehr blieb 
jeder Gewerbetreibende vollständig selbständig, auch waren keine 
Einlagen vorgesduieben, sodaß eine VermOgensgemeinscfaaft nidit 
begrQndet werden konnte. Im Gegensatz zum Vorderrichter hat das 
Rdchsgericht einen soldien Vertrag nicht als GeseDschaftsvertrag, 
sondern als gewöhnlidien Innominatkontrakt behandelt, aber die analoge 
Anwendung des Cresdlsdiaftsrechts auf ihn ausgesprochen*). 

n. Kapitel. § 1. Kartelle als nidit rechtsfähige Vereine oder Gesell- 
schaften des bürgerlichen Rechts. 

Unj^efähr 24*^ aller in der vom Rciciisanit des Innern auf- 
gestellten Statistik aiiy:eführten Kartellstatuten charakterisieren sich 
als lose vertrai^smaßii^e Vereini,t,'^unj?en. die allerdings sehr oft schon 
mit gesellschaftlichen Organen ausixestattet sind, ohne daß man das 
Statut deshalb als (xi'sellschaftsvertratj ansehen könnte. Weitere 
10® 0 der angeführten Statuten sind ihrer Form nach (iesellschafts- 
verträge, ob die Vereinigungen selbst aber Gesellschaften des bürger- 
lichen Rechts oder nicht rechtsfähige Vereine sind, lal')t sich nur an 
der Hand der einzelnen Kartellstatuten nachweisen. So inli res.sant eine 
Morphologie der einzelnen Kart eil vertrage an sich wäre, würde eine 
.solche doch don Rahmen dieser Arbeit wesentlich übiTschreiten. da 
es sich um die Blol^jlegung der juristi-sclien Struktur von etwa 100 Ver- 
bänden handeln würde. Da das Karlellproblem aber in dauerndem 
Fluß begriffen ist, nicht nur in der Richtung, daß sich fortgesetzt 
neue V^erbände bilden und alte untergehen, sondern auch so, daß die 

M Vgl. §^ 3 und 4 des HypothekenbankgeseUes vom 13. Juli 1899. 
■) Denkschrift II. Teil S. 90. 
^ Denkidiiift n. TeQ S. 94. 
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einzelnen Verbände eine immer festere Organisation erstreben, 
würde die Losung dieser Aufgabe auch nur einen sehr vorüber- 
gehenden Wert haben. 

Wir mflssen uns deshalb damit begnflgen, nur generell die 
wichtigsten Unterscheidungsmerkmale zwisdien GeaeUschaft und 
nicht rechtsfähigem Verein festzustellen. Das bOrgerlidie Gesetzbuch 
bestimmt als allgemeinen Grundsatz, daß auf Vereine, die nicht redits- 
fähig sind, die Vorschriften Ober die GeseUsdiaft Anwendung finden^). 
Es erkennt also das besondere Rechtsgebilde eines nicht rechtsfähigen 
Vereins nicht an, legt ihm aber andererseits weitergdiende Rechts- 
wirkungen bei, als der GeseUacfaaft So kann ein nicht rechtsfähiger 
Verein im Gegensatz zur Gesellschaft verklagt werden und hat im 
Reditastreit die Stellung eines rechtsfähigen Vereins*). Er kann 
Konkurs machen^ und ein gegen ihn ergangenes Urtdl genügt zur 
Zwangsvollstreckung in sdn Vermögen*) während zur Zwangsvoll- 
streckung in das GresellschaftsvermOgen ein gegen alle Gesellschafter 
ergangenes Urteil gefordert wird*). Für den Praktiker ist es also 
außerordentlich bedeutungsvoll festzustellen, ob &n Kartell in concreto 
als nicht reditsfähiger Verein oder als Gresellsdiaft anzusehen ist 
In der Literatur herrscht Streit darüber, ob der nicht rechtsfähige 
Verein mit der Gresellschaft identisch, oder in seinem Wesen von ihr 
verschieden ist Mit Planck*) sind wir der Ansicht daß beide identisdi 
sind, im Gegensatz zu einer namentlich von Eck^ und Grierke^ ver- 
tretenen Meinung, daß der nicht rechtsfähige Verein und die Gesell- 
schaft durchaus verschiedene Rechtsgebilde seien. Theoretisch bestehen 
zwischen ihnen keine wesentlichen Unterschiede. Das Reichsgericht 
stellt in einem Urteil vom 2. Februar 1905 betreffend die Feingold- 
schlägervereinigung Deutschlands die in Betracht kommenden typischen 
Unterscheidungsmerkmale dahin fest: 

»Der Umstand, daß die Vereinigung sich selbst als Gesellschaft^ 
bezeichne, sei kein durchschlagender Grund für die Annahme, daß 

») § 54 1 B.G.B. 
•) § 50 Abs. 2 Z.P.O. 
•) § 213 K.O. 
«) § 735 Z.P.O. 
•) § 736 2.P.O. 

*) Planck: B.G.B. II. AufL, Bd. II., S. 353ff. 

a. a. O. : .S. 49. 

*) Gicrke: a. a. O. S. 130. 

*) Daii der Name der Vereinigung nicht aussdikggcbcnd ist, zeigt auch, daß die 
typisdien Vereiiie, Aktieng^ellsduift and GcMlliduift mit besduinkter Hallmgi «Ii cGesdl^ 
fdiaft» sowohl yom GcsetJigeber wie im Verkehr beiekhuet wesden. 
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die zur Vereinigung zusammengetretenen Personen dieser bewuBter- 
mafien den Charakter einer Gesdlachaft im Gegensatz zu einem 
Verein zu geben beabsichtigt hätten, viehnehr sei der sachliche Ver- 
tragsinhalt maßgeblich. Da der Zwedc der Vereinigung dahin gehe, 
die Produktion in der Branche der Feingoldschlägarei unter An- 
passung an die mit den Arbeitndmiem abgesdilossene Tarif gemein- 
schaft der Nachfrage entsprechend zu regeln , sowie bestimmte Mindest- 
preise festzuhalten, so müsse naturgemäß die Absicht der zu der Ver- 
einigung zusammengetretenen Feingoldsdiläger darauf gerichtet sem, 
die überwiegende Mdirzahl der ihrer Branche angehörigen Industriellen 
för die Vereinigung zu gewinnen, diese Absicht trete auch in einzelnen 
Bestimmimgen des CrrOndungsvertrags deutlich hervor. Femer habe 
sidi die Vereinigung die wesentlichen Mericmale korporative Organi- 
sation enthaltender Grestaltung gegeben und sie bediene sich, obwohl 
sie nidit satzungsgemAß einen Cresamtnamen fOhre, tatsächlicb nach 
außen eines die Gesamtfadt der Mitglieder bezeichnenden Namens. 
Es handele sidi also um eine dauernde Verbindung einer größeren 
Zahl von Personen zur Enreidiung eines gemeinsamen Zweckes mit 
Gesamtnamen und korporativer Grestaltung, hei der ein Wechsel im 
Mitgliederbestande nicht vermöge besonderen Ausnahmerecfats, sondern 
naturgemäß in Folge des Wesens der Vereinigung 8tattfinde.c 

Damit sindalle MeikmalefÜreinen Verein gegeben. Diebei weitem 
größte Mdirzahl der Kartelle ist unter diesem Gesichtqiunkt be- 
trachtet, nicht eine Gesdlschaf t, sondern ein Verein. Denn da natur- 
gemäß jedes Kartell das Bestreben haben muß, möglichst alle €re- 
werbsgenoBsen in dch zu vereinigen, darf es nicht auf eine geschlossene 
Mitgliedeizahl berechnet sein. 

AndererBetts ist aber das Kartell durchaus nicht verpfliditet 
jeden Gewerbsgmioasen aufsundimen, die VerwcigiTung der Auf- 
nahme verstößt selbst dann nicht gegen die guten Sitten, wenn sich 
daraus fOr die Betreffenden wesentliche Geschäftsnachteile ergeben. 
Auch die vom Reichsgericht hervorgehobenen Eigenschaften sind es, 
welche einen erhöhten Schutz dritter Personen, namentlich also der 
Gläubiger, gegenüber einem nicht rechtsfähigen Verein nötig machen. 
Im Gregensatz zur Gesellschaft führt der Verein einen Gesamtnamen 
und da bei ihm ein dauernder Wechsel im Mitgliederbestande natur- 
gemäß stattfindet imd die gemeinsamen Angelegenheiten nicht wie 
bei der Gesellsdiaft durch die Mitglieder selbst, sondern durch ein 



») Denkschrift II. Teil S. 4. 

^ UrtcU vom 2. n. 1905. (Denkidiiift II. Tefl S. «5). 



Digitized by Google 



— 50 — 



Organ des Vereins besorgt werden, würde ein Gläubiger gar nicht 
wissen, wer ihm denn eigentlich krontraktUch verpflichtet ist Ledig- 
lich im Interesse des Verkehrs hat der Gresetzgeber den nicht rechts- 
fähigen Verein mit weitergehenden Rechtswirkungen ausgestattet 
als die Gesellschaft Allein praktische Gründe haben ihn zu einer 
ihm auch selbst bewußten, dieoretischen Inkonsequenz veranlaßt 

§ 2. Die reditlidie Stellung der als Gesellsdiaften des bürgerlidieii 
Redits oder als nidit reditsfähige Vereine begrOndeten Kartelle im 

Handelsverkehr. 

Sind Kartelle ab Gesellschaften des bOrgeriicfaen Rechts an- 
zusehen und betreiben sie ein Handelsgewerbe^ so sind sie nach § i 
des Handelsgesetzbuchs Kaufleute, und zwar entweder wegen der 
Art der von ihnen betriebenen Geschäfte, so z. R nach § i Abs. 2 
Ziff. I H.G.B., wenn das Kartell seinen Mitgliedern ihre gesamten 
Produkte abkauft, um sie weiter zu veräußern, wenn es sich also um 
die höchste Form der Kartellierung handelt; oder auch nach Ziff. 6 
a. a. O., wenn das Kartell seinen Mitgliedern gegenüber die Stellung 
eines Kommissionärs einnimmt, d. h. unter seiner Firma, aber für 
Rechnung seiner Mitglieder die Geschäfte mit den Kunden ab- 
schließt Bisweilen werden Kartelle auch nach § 2 des Handds- 
geaetzbudui die Kaufmannsqualität erwerben. Betreiben sie ein ge- 
werbliches Unternehmen unter gemeinsdiafilicfaer Firma, das nach 
Art und Umfang einen in kaufmännischer Weise eingerichteten Ge- 
schäftsbetrieb erfordert, so gelten für sie in erster Linie die Be- 
stimmungen des Handelsrechts über die offene Handelsgesellachaft 
und nicht die Vorschriften des bOrgerlicfaen Gresetzbudis. Audi 
wenn ein Kartell sich ab nicht rechtsfähiger Verein charakterisiert, 
gelten die Normen des Handebrechts, Voraussetzung ist nur, daß es 
ein Handebgewetbe betreibt 

§ 105 des Handelsgesetzbuchs lautet: 

»Eine Gesellschaft, deren Zweck auf den Betrieb eines Handds- 
gewerbes unter gemeinschaftlicher Firma gerichtet bt, ist eine offene 
Handebgesellschaft, wenn bei keinem der Handdsgeselbchafter die 
Haftung gegenüber den Geselbchaftagläubigem beschränkt istc 

Daß das Wesen des nidit rechtsfähigen Vereins diesen Be- 
stimmungen entspricht, unterliegt keinem Zweifel Wie oben aus- 
geführt, ist der nicht rechtsfähige Verein mit der Gesellschaft 
identisch. Daß die Firma dner offenen Handelsgeselbchaft den 
Namen wenigstens eines der Gesellschafter mit einem das Vor- 
handensein einer Gesellschaft andeutenden Zusatz oder die Namen 
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aller (resellschafter zu enthalten hat (§ 19 H.G.B.), üt nur eine 
Direktive fOr den Registerrichter. Er kann die Eintragung einer 
Firma abldinen, wenn diese Vorschrift nicht erfüllt ist, die materielle 
Rechtslage wird jedoch von einer mit § 19 H.G.B. nidit im Ein- 
klang stdienden Eintragung nicht berOhrt Ob die Mitglieder eines 
nicht rechtsfähigen Verdns sich allerdings nicht dadurch den Be- 
stimmungen aber die offene HandelsgeseJlschaft entziehen können, 
daß sie im Gresdlscliaftsvertrag ihre Haftung auf den Betrag der 
MitgfiederbeitFftge beschränken imd daß die Organe des Vereins sie 
nur bis zu dieser Grenze zu vertreten befugt «nd, erscheint zweifel- 
haft Eine große Anzahl von Kart^en hat eine solche beschrankte 
Haftung und Vertretungsbefugnis statuiert Sie erscheint zulassig, 
wenn man erwagt daß eine Willenserklärung, die jemand im Namen 
des Vertretenen abgibt fOr und g^gen den Vertretenen nur insoweit 
wirksam ist als sie innerhalb der dem Vertreter zustehenden Ver- 
tretungsmacht erfolgt ist Allein eine solche Beschränkung der 
Haftung ist wirkungslos g^enflber außenstehenden dritten Personen, 
denn eine Personengemeinschaft die ein Handdsgewerbe betreibt 
kann sich nicbt nach ihrem Belieben dem Handels- oder bOrger- 
lidien Recht unterstellen, da die handelsrechtlichen Gesellschafts- 
formen obligatorische sind. 

Die Denkschrift schweigt Ober die Rechtsfolgen, welche ent- 
stehen, wenn ein als GreseUacfaaft des bOi^gerlichen Rechts oder als 
nicht rechtsfi^ger Verein organisiertes Kartell ein Handelseewerbe 
be«„-bt. nach L «deinen Iche K«.eUe „ur den Be-Z„nge„. 
des allgemdnen bOrgerlicfaen Rechts zu unteriiegen. Welcher IrrtumI 
Keine Personengemeinschaft wQrde sich mehr in handelsrechtlichen 
Greaellsdiaftsformen organisieren, sondern fem von jeder Staats- 
aufsicht worden sie ein Handelsgewerbe betreiben. "Die Hoheits- 
rechte des Staats Aber Vereine und die zur Sicherheit des Publikums 
getroffenen Bestimmungen des Handebgesellschaftsrechts würden 
einfach illusorisch gemacht werden. Dem ist jedoch nicht so. Per- 
sonengemeinschaften, die ein Handdsgewerbe unter gemeinsamer 
Firma betreiben, unterstehen in jedem Falle dem Handelsrecht und 
zwar nach § 2 H.G.B. Dieser lautet: 

»Ein gewerbliches Unternehmen, das nach Art und Umfang 
einen in kauftnännischer Weise eingerichteten Greschaftsbetrieb er- 
fordert gQt auch wenn die Voraussetzungen des § 1 Abs. 2 nicht 
vorliegen, als Handdsgewerbe im Sinne dieses Gresetzbudis, wenn 
die Firma des Untemduners in das Handelsregister eingetragen 
worden ist Der Unternehmer ist veipfliditet die Eintragung nach 
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den für die Eintragung kaufmännischer Firmen geltenden Vor- 
schriften herbeizuführen.« 

Ganz allgemein ist der »Untemehmerc, worunter natürlich nicht 
nur physische und juristische Personen, sondern auch Personen« 
ni( hrheiten zu verstehen sind, zur Bewirkung der Eintragung der 
Firma verpflichtet 

Aber nicht nur, wenn als nicht rechtsfähige Vereine organisierte 
Kartelle ein Unternehmen, das nach Art und Umfang einen in 
kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb erfordert, 
führen, sondern auch wenn ihr (iewerbebetrieb Handelsgeschäfte 
nadi Art der im § i Abs. 2 H.G.B, genannten, zum Gr^enstand 
hat, ist das Kartell als offene Handelsgesellschaft anzusehen, wie die 
Worte dos 2 H.G.B, aauch wenn die Voraussetzungen des i< i 
Abs. 2 H.G.B. nicht vorliegen,c beweisen. Den Interessen des Publi- 
kums ist diese Lösung sehr erwünscht, weniger denen der Kartell- 
mitglieder. Da jeder Teilnehmer persönlich und unbeschränkt haftet 
und auch jeder zur Geschäftsführung befugt ist, können durch ein 
Kartellmitglied die übrigen in weitgehendstem Maße verpflichtet werden. 

Einer großen Anzahl von Kartellen sind diese fOr sie überaus 
verhängnisvollen Konsequenzen noch nicht klar geworden. Daß 
diese Lösung aber nicht nur dem Willen des Gresetzgebers und den 
Forderungen des Verkehrs entspricht, sondern daß es auch ein 
Postulat der Log^ik ist, daß ein nicht rechtsfähiger Venin kein 
Handelsgewerbe betreiben kann, ohne damit zur offene Handels- 
gesellschaft zu werden, geht daraus hervor, daß der Staat sich die 
Verleihung der Rechtsfähigkeit an Vereine, deren Zweck auf einen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet ist, vorbdialten hat, § 22 
B.G.B., eine völlig illusorische Bestimmung, wenn auch tin nicht 
rechtsfähiger Verein ein Handelsgewerbe betreiben könnte und 
trotzdem nur den Vorschriften der §§ 705 — 740 B.G.B. unterstellt 
wäre. Nur in Ausnahmefällen wird der Staat einem Verein, welcher 
ein Handdbsgewerbe betreibt, Rechtsfähigkeit verleihen, in d^ R^el 
wird er ihn auf dne der handelsrechtlichen Assoziationsformen ver- 
weisen, da diese in erster Linie für das Handelsgewerbe gegeben and. 

III. Kapitel. Kartelle als reditsfähige Vereine^). 
In der vom Reichsamt des Innern aufgestellten Statistik finden 
sich drei Kartelle in der Form von eingetragenen, also rechtsfähigen 

') Ein wesentikiier Nadktdl für die ab reditsfUiige Vereine b^ründeten Kwtdle 
beniht datin, daß nach § 39 B.G.B. der Austritt der Mi^^Ueder auf nicht Unger ab a Jafaie 
anageidiloiaen weiden darf, andh nidit dnrch Stnffcstietmngen § 344 B.G.B. 
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Verdnen, nämlich der Verband der Krawattenstoffiabrikanten in 
Krefeld, der Brauereiverband für den Regierungsbezirk Trier in 
Tiier und der Verein der Brauereien von Köln und Umgegend zur 
Wahrung gemeinschaftlicher Interessen. Nur die Statuten des letzten 
Verbandes sind in die Denkschrift aufgenommen worden. Daß der 
Zweck dieses Kartdls nicht auf einen wirtschaftlichen Geschäfts- 
betrieb gerichtet ist, ergibt § 2 sdnes Statutes: 

»Der Verdn bezweckt die Wahmdmiung der gemdnsamen ge- 
werblichen und beruflichen Interessen seiner Mitglieder und über- 
haupt des Brauereigewerbes. Insbesondere bezweckt er die Regelung 
des Verkaufsprdses für Bier und der damit zusammenhängenden 
Zugeständnisse an die Kunden, femer die Besserung der Kredit- 
veihältnisse gegenüber den Kunden, femer die Beseitigung aller das 
Braueteigewerbe belastenden Mißbräuche, sowie jegUdien unlautem 
oder mit ungewöhnlichen Mitteln arbeitenden Wettbewerbs zwischen 
den Brauereien von KOln und Umgegend«^). 

Ebensowenig wie dieses^ sind auch die andern bdden genannten 
Kartdle als Vereine, deren Zweck auf einen gemeinsamen wirt- 
schaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet ist, anzusehen. Nach der 
Denkschrift ist der Zweck des Verbandes der Krawattenstofffabrikanten 
in Krefeld »Einführung einhdtlicher Verkaufsbedingungenc und der 
Brauereiverband für den Regierungsbezirk Trier bezweckt »Fest- 
setzung eines Mindestpreises und Beseitigung der Auswüchse im 
Brangewerbcc 

Sämtliche drei genahnten Kartelle bezwecken also lediglich 
Vereinbarungen über den Preis und über den Vertrieb der Waren, 
als solche wirken sie natürlich auf den Gresdiäftsbetrieb ihrer Mit- 
glieder ein, aber ihr Zweck ist nicht auf einen wirtschaftlichen 
Grescfaäftsbetrieb geriditet l^e haben demnach nicht Rechtsfähige 
kdt durch staatliche Verldhung, sondern durch bloße Eintragung 
in das Vereinsregister des zuständigen Amtsgerichts eriangt Würde 
ihr Zweck auf einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet ge- 
wesen sein, oder würden sie eine nicht bloß vermittelnde Verkaufsstelle 
errichtet haben, so würden sie wohl auf eine der handelsrechtlichen 
Gesellschaftsformen hingewiesen worden san, als sie die Erlangung 
der Rechtsfähigkeit erstrebten. V^e diese drei in der Form von 
reditsf ähigen Vereinen errichteten Kartelle^ finden sich natürlich auch 
als nicht rechtsfähige Vereine begründete Kartelle, deren Zweck 
nicht auf einen Grewert^ebetrieb gerichtet ist Sie sind natüriich nach 



>) Dcnfcwduift Gtuppe N S. 69. 
AHuadloBCM d. tlaatnr. S«irinn t. Jeu Bd. Vn, Hdl t. 8 
Baach, DI» Kfldrtibrm dar KaitaOt. 
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aUgerndnem bürgerlichen Recht zu beurteilen und unterliegen nicht 
den Vorschriften Uber die offene HandelsgeaeMachaft 

IV. Kapitel. Kartelle als offene HandelsgesellsdiafteiL 

Weiter find(Mi wir in der vorerwähnten Statistik, Kartelle in jeder 
handelsrechtliehen (iesellsehaftsform. Ausgenommen sind allein die 
Formen der Kommanditgesellschaft und der Kommanditgesellschaft 
auf Aktien. Da in der heutigen Rechtsordnung den Kart<'llen freie 
Wahl ihrer Organisationsform gelassen ist. und infolgi^dcssen jedes 
Kartell wohl auch die für seine Zwecke geeignetste Rechtsform 
wählt, erscheint es seltsam, daß in den erwähnten handelsrechtlichen 
Gesellschaftsformen Kartelle überhaupt nicht errichtet worden sind. 
Der Grund liegt darin, daß diese Organisationsformen für sie nach 
ihrem iimersten Wesen ungeeignet sind. Bei der K(^mmanditgeseU- 
schaft ist die Haftung gegenüber den Ge^ellschaftsgläubigern für 
einige Gesellschafter auf den Betrag einer bestimmten Verniögens- 
einlage beschränkt (Kommanditist«'!!}, während bei den andern (Tcsell- 
schaftern eine Beschränkung der Tfaftung nicht gegeben ist ^). Ebenso 
findet bei der Kommanditgesell.se haft auf Akti<'n eine Scheidung 
der (xe.sel Ischafter in personlich haftende und .solche, die nur mit 
Einlagen auf das in Aktien zerlegte Grundkapital der Gesellschaft 
beteihgt sind, .statt-), (icrade diese Trennung der GeselLschafler nach 
ihrer llaftungspflicht widt»rspricht d{Mn innersten Wesen des Kartells, 
(jewiß haften die Karti'llmitglieder meist mit einem verschiedenen 
Höchstbetrag, dieser bestimmt sich jedoch ganz allgemi-in nach der 
Beteiligungsziffer eines jeden. Eine unter den Mitgliedern \ erschiedene 
Haftungsquote ist jedoch in keinem Fall gegeben. Das Wesen des 
Kartells erfordert eine prinzipiell gleiche Haftung aller Teilnehmer 
und da diese in allen übrigen Gesellschaftsformen des Handelsrechts 
gegeben ist, haben sich die Kartelle tatsächlich in jeder dieser 
Formen organisiert 

Es ist bedau(Tlich, daß auch die Denkschrift') die in der 
Literatur allgemein vertretene irrige Ansicht teilt, daß die Kartelle 
in gleicher Weise, wie in anderen handelsrechtlichen Gesellschafts- 
formen, sich auch als KommanditgcselLschaften nnd Kommandit- 
gesellschaften auf Aktien organisieren können, obwohl sie nicht ein 
Kartell nennt, welches in diesen Formen begründet ist. 



') § iCi H.G.B. 
*) § 320 H.G.B. 
•) Denktdirift n. Teü S. 6. 
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Soweit wir haben feststellen können, hat ein Kartell niemals 
die Form der Kommanditgesellschaft auf Aktien angenommen und 
allein die vereinigten Rheinisch-westfälischen Glashütten in Witten und 
die Schlesischen Tafelglasfabriken in Görlitz waren als Kommandit- 
gesellschaften begründet Erstere Gesellschaft ist im Jahre 1886 
entstanden und schon 1892 im Verein der Rheinischen und West- 
fälischen Tafelglashütten G. m. b. H. aufgegangen. Ob sie über- 
haupt als Kartell aufzufassen war und nicht als bloße Erwerbsgesell- 
schaft, wollen wir nicht erörtern. Auch der zweite Verband, die 
vereinigten Schlesischen Tafelglaswerke Hirsch und Genossen, 
Kommanditgesellschaft in Görlitz, ist kein Kartell im eigentlichen 
Sinn gewesen, er entstand ungefähr im Jahre 1892 und war nur von 
kurzer Dauer. 

Die Form der offenen Handelsgesellschaft haben zwei Kartelle 
angenommen, nämlich das Verkaufsbureau des Verbandes deutscher 
Ceresinfabriken H. Compes in Düsseldorf und die vereinigten deut- 
schen Polsterfliefifabrikantcn Jakob, Fiedler & Co. in Werdau i. S. 
Die Statuten beider Verbände sind nicht eingesandt worden, eine Be- 
urteilung ihrer Mitgliederrechte und Pflichten ist infolgedessen nicht 
möglich. Nach unserer Ansicht haben diese Verbände schon den 
Boden der Kartelle verlassen und sind zu einer der Fusion ähnlichen 
Organisationsform geschritten. Maßgebend für die Beurteilung muß 
vor allem die Stellung der einzelnen Mitglieder gegenüber dritten, außen- 
stehenden Personen sein und erst in zweiter Linie bietet das Innen- 
verhältnis der Kartellteilnehmer Interesse. Mögen auch nach innen 
die einzelnen Mitglieder nur mit ihrer Kapitaleinlage haften, wie dies 
normaler Weise geschieht, mag auch die Vertretungsbefugnis der 
geschäftsführenden Mitglieder im Innenverhältnis beschränkt sein, 
nach außen, also vor allem gegenüber den Gesellschaftsgläubigem, 
haftet jeder Gesellschafter unbeschränkt. Natürlich werden sich die 
Mitglieder dieser Verbände durch starke Garantien die Einhaltung 
der Kartellverpflichtungen gesichert haben. Gewagt ist die Gründung 
eines Kartells in der Form einer offenen Handelsgesellschaft jedenfalls, 
möglich aber überhaupt nur, wenn cis sich um wenige Gesellschafter 
handelt So sind denn auch dem Kartell der vereinigten deutschen 
Polsterfließfabrikantcn in Werdau i. S. nur sechs Firmen beigetreten 
und am Verkaufsbureau des Verbandes deutscher Ceresinfabriken in 
Düsseldorf sind fünf Mitglieder beteiligt. 

Es ist nicht Zweck dieser Aufgabe die Rechte und Pflichten 
der Mitglieder einer offenen Handelsgesellschaft im allgemeinen dar- 
zustellen, sie sind nach den Grundsätzen des Handelsrechts § 105 ff. 

8* 
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H.G.B, zu beurteilen, im übrigen finden subsidiär die Vorscfanften 
des Bürgerlichen Gesetzbuches über die Gesellschaft Anwendimg. 

V. KapUeL Kartelle als AktiengesellsdiafteiL 

Auch in aktienrechtlicher Form ist die Bindung des Willens 
der Kartellteilnehmer bisweilen erfolgt, obgleich sich die Aktien- 
gesellschaft als die höchste Kapitalgcsellschaftsform darstellt und die 
Kartdle eine Vereinigung von Kapital nidit notwendig bedingen^). 
So besitzt das Rheinisch*westfäHsche Kohlensyndikat nach § 3 des 
GeseUschaftsvertrags ein Grundkapital von nur 900000 M., obgleich 
nach § 2 a. a. O. Gegenstand des Unternehmens der An- und Ver- 
kauf von Kohlen, Koks, Briketts, die Aufbereitung von Kohlen, der 
Erwerb von Grubenfeldem und Bergwerksanteilen, der Betrieb von 
Unternehmungen aller Art, die auf die Lagerung, den Absatz und die 
Beförderung von Berg^werksprodukten gerichtet sind, sowie die Be- 
teiligung an solchen Unternehmungen, ist, 

Grunzel') führt das geringe Kapitalbedürfnis der Kartelle da- 
rauf zurück, daß sie nicht selbst produzieren und daher keine In- 
vestitionen brauchen, sondern lediglich die Rolle des Zwischenhändlers 
zwischen Fabriken und Konsumenten erfüllen. »Daß eine bloße 
Handelsgesellschaft kein großes Kapital braucht und dieses Kapital 
ganz außer Zusammenhang ist mit jenem Kapital, welches die einzelnen 
Fabrikuntemehmungen besitzen, bedarf keiner weiteren Beweisführung». 

Wir glauben nicht, daß es des Hinweises darauf bedurfte, daß 
das umlaufende Kapital einer HandelsgcseUschaft nicht mit den in 
Fabrikuntemehmungen investierten stehenden Kapitalien identisch 
ist Ob eine bloße Handelsgesellschaft im übrigen ein gproßes oder 
geringes Betriebskapital benötigt, läßt sich lediglich nach den Ver- 
hältnissen des konkreten Falles entscheiden. Wir werden alsbald 
eine Gesellschaft nennen, die ein über dreißigmal größeres Aktien- 
kapital als das Rheinisch- westfälische Kohlensyndikat hat und trotz- 
dem mit diesem, was ihre volkswirtschaftliche Bedeutung anbelangt, 
nicht annähernd zu vergleichen ist. Die Kartelle, welche tatsäch- 
hch die RoUe eines Zwischenhändlers spielen, bedürfen außerordent- 
lich hohen Kapitals, denn sie besorgen den Vertrieb aller syndizierten 
Werke. Wenn aber ein Kartell von dem Umfang des Rheinisch- 

^) Ak tjfiadne» Bdipid fOhrt Grnnsel a. a. O. S. 85 du K«tdl der Brtbmer 

Ziil^dden an, welches überhaupt kein Gesellsduftskapital besaß: *Da die Herren Gesell- 
schafter auscichließlich ihre Mühe' vereinigen, ist ein Grundkapital ZUm gftt^nKha^Tl'Chfll Be* 
theb« nicht ( rfdrderlich und auch nicht vorhanden«. 
•) (jrunzcl; a. a. O. S. bj. 
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westfälischen Kohlensyndikats nur ein ganz unverhältnismäßig" ge» 
ringes Gesellschaftskapital besitzt, so liegt dies lediglich an seiner 
juristischen Struktur, welche wir noch einjjohend darlegen werden. 
Im Gfegenaatz zu dieser Art von Aktiengesellschaften, bei denen die 
Übernahme von Aktien als Neben- und die Naturalleistung als ge- 
sellschaftliche Hauptverpflichtung anzusehen ist, finden sich in der 
vom Reichsamt des Innern aufgestellten Statistik auch Kartelle 
in der Form von rcMnen Aktiengesellschaften mit ausgesprochen 
kapitalistischen Charakter, z. B. die Reis- und Handelsaktiengesell- 
schaft in Bremen. Ihr Grundkapital beträgt nach § 3 der Statuten 
30000000 M. und ist eingeteilt in 30000 Inhaber-Aktien zu je 
1000 M. 

Gegenstand des Unternehmens ist die Fabrikation von Reis 
und anderen Produkten, der Handrl mit Reis und anderen Waren, 
der Bt^trieb der Schiffahrt, sowie der Betrieb von und die Beteiligung 
an industriellen und Handelsgeschäften aller Art Wir bestreiten, 
daß diese Gesellschaft überhaupt ein Kartell ist, wir sehen auch nicht 
ein Moment des von uns aufgestellten KartolllK^griffs erfüllt. In dem 
Statut ist mit keinem Wort bestimmt, daß Aktionäre der Gesellschaft 
nur Unternehmer sein können, die vorher in einem Konkurrenz- 
verhältnis standen. Vielmehr hat man die MitgUedschaft dadurch in 
weitestem Maße von einzelnen bestimmten Personen oder Unter- 
nehmungen unabhängig gemacht, daß man die Aktien auf den In- 
haber ausgestellt hat Das Wesen des Kartells erfordert aber gerade 
einen festen und bis zu einem gewissen Grade individuellen Mitglieder- 
bestand, es finden sich deswegen auch bei allen Kartellen, die als 
Aktiengesellschaften organisiert sind, Bestimmungen, durch welche 
die fireie VCTäußerlichkeit und Übertragbarkeit, die gewöhnlich den 
Aktien eigentOmlich ist, eingeschränkt wird. Wenn die Kartell- 
statuten nicht ausdrücklich ausschließen, daß die Aktien Gegenstand 
des Handelsverkehrs sind, eignet sich die Form der Aktiengesell- 
schaft eben nicht für Kartelle. Sie geben ihre Aktien deshalb regel- 
mäßig als Namensaktien aus, und da bei ihnen eine Kapitalkonzen- 
tration nicht nötig ist, stellen sie den Betrag der einzelnen Aktien 
nicht wie gewöhnlich auf 1000 M., sondern auf einen geringeren 
Betrag und machen die Übertragung von der Zustimmung der Ge- 
sellschaft abhängig^). Kraft Gesetzes wird dann der Mitgliederbestand 
fest geschlossen, denn eine Übertragung von Aktien, welche ohne 
Zustinmiung der Generalversammlung und des Auf sichtsrats und nicht 



^) i 180 Abs. 3 H.G.B. 
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in j^crichtlich oder nolarioll bejjclaubi^or Form crfol^^t, ist überhaupt 
untcültij2f. >Auch im (iesellsrhaftsvertni^ kann eine geringere Wir- 
kung der fehlenden Zustimmung nicht statuiert werden*). »So bestimmt 
^ 3 des (resellschaftsx crtrags der Aktiengesellschaft Rheinisch- west- 
fälisches Kohlensyndikat: Das Grundkapital beträgt 900000 M. und 
ist eingeteilt in 300 auf den Xam<'n lautende Aktien von je 300 M.. 
deren Übertragung an die Einwilligung der Gesellschaft gebunden ist. 

Unter der Herrschaft des alten Handelsgesetzbuchs bereitete 
die Bestimmung des Art. 219 H.G.ß.'*), wonach die Verpflichtung 
der Aktionäre auf die Einzahlung des Aktienbetrags gegenüber der 
Gesellschaft beschränkt sein mußte, für Gesellschaften, welche auf 
Naturalleistungen ihrer Mitglieder angewiesen waren, erhebliche 
Schwierigkeiten. Seitens der Rechtsprechung wurden diese Ver- 
pflichtungen als auf selb.ständigen Xebenverträgen mit den Aktio- 
nären beruliend, angt^sehen. Vor allcMii für die Preisfestsetzung war 
diese Konstruktion bedenklich, da sich nun wieder Zweifel ergaben, 
ob der Preis durch Mehrheitsbesc hluß der Generalversammlung oder 
durch Separatverträge der Gesellschaft mit den Aktionären bestimmt 
werden mußte. Im neuen Handelsgesetzbuch sind diese Schwierig- 
keiten beseitigt. 

§ 212 H.G.B. hvLt nämlich für das Aktienrecht eine Neuerung 
geschaffen, die von größter Wichtigkeit gerade für Kartelle ist. Ab- 
weichend von dem aus dem code de commerce übernommenen 
Fundamentalgrundsatz des alten Handelsgesetzbuchs, daß der Aktionär 
nur zu einer bestimmttm Kapitaleinlage verpflichtet ist, kann jetzt 
neben dieser im Gesellschaftsvertrage den Aktionären d'w \vr- 
pflichtung zu wiederkehrenden, nicht in (reld bestehenden Leistungen 
auferlegt werden, sofern die Übertragung der Anteilsrechtc an die 
Zustimmung der Gesellschaft gebunden ist. Die Verpflichtung und 
der Umfang der Leistungen müssen aus den Aktien oder Interims- 
Scheinen zu ersehen sein. § 212 U.G.B.^. 

M Auch verpfänden k.mn ein Kartellleilnehnu r seine Aktie nicht ohne Zusiinsnumg 
der Geseliiicliaft, da die Bestellung des Pfandrechts an einem Recht nach den für die Über- 
tragung des Rechts geltenden Vonduifta erfolgt. § 1274 IMe Vondiriften Aber 
das durch Reditageschlft bestellte Pfandrecht finden andi auf ein knft Gesetses entstandenes 
Pfandrecht entspndiende Anwendung § 1257 B.G.B, vgl. Staub: a. a. O. S. 669. 

•) Art. 219a. H.fi.B.: Der .\ktinn.ir ist nicht schuldig, zu den Zwecken der Gesell- 
schaft und mr ErfüUiuig ihrer Verbindlichkeiten mehr beizutragen, aU den für die Aktie 
statutenmäliig zu leistenden Beitrag. 

*) Leist weist dannf hin, daB den Mitgliedern einer KartelLAktiengesdlscbaft nadi 
§ S12 H.G.B. auch die Veipfliditnng zu Unteriassongen auferlegt werden darf, da die nadi 
1 141 B.G.B. gesdmldete Leistung audi in emem Unterhsaen bestdien kann. Die Kartell- 
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Da die Nebenleistungspflicht nach dem neuen Handelsgesetzbuch 
als geseJlachaftliche behandelt wird, gebührt den Aktionären für diese 
Leistungen auch eine Vergütung nur aus dem Reingewinn. Statu- 
tarisch kann allerdings auch bestimmt werden, daß ohne Rücksicht 
darauf, ob die jährliche Bilanz einen Reingewinn ergibt oder nicht, 
für diese Leistungen eine ihren Wert nicht übersteigende Vergütung 
bezahlt wird. § 216 H.G.B. Bei der Beratung des Entwiurfs zum 



inir^<»d«>r kfinMn ilio nidit mir veipflicJitet wenden flue Produkte an die Gcsefladiaft xu 
liefern, londem audi ndi des Verkaufs an andere m enthalten. Wenn Leist aber glaubt, 

daß im Gegensatz zum alten Handels- < L'^uch, ibs autonome Besteuerungs- und Be- 
frondungsrecht der Aktiengesellschaften durch den Wortlaut des neuen Handelsgesct/huch"; 
nur insofern beschränkt werd»', als dm Aktionären wiederkehrende, nicht in Geld hestrlu nde 
Leistungen nicht ohne ihre Zusuiiunung auferlegt werden kOnnen, befindet er sich m. K. im 
Irrtum. Was die Hauptveipflicbtting eines jeden Aktfasoln, die Kapitaiefnlagepflicht betrifft, 
so bestimmt § 178 in Verbindaqg mit § ati H.G.B., ^ sie dnrdi den Nennbetng der 
Aktie, und falls der Aujgsbqncis bShcr ist, durch diesen begrenzt wird. Es bedarf also 
durchaus nicht eines argumentum e cnntrario aus der im § 212 H.G.B, onlhrdtt-nen Bcstim- 
rnunj^, da(5 im Gesellschaftsvcrtra^ den Aktionären wiederkehrende, nicht in Giid besttlRnde 
Leistungen auferlegt werden können, wie Leist meint, um den Satz zu beweisen, daß sie 
«ndl SU wiederliefaicnden, in Geld bestehenden Ldstungen vcfpfliditet weiden IcOnnen, viel- 
mehr ergibt sich diese Beschränkung in der Autonomie der Aktiengpsdltchaften direlct ans 
§ 211 in Verbindung mit § 178 H.G.B. Daß eine uispiflnglidie Verpflichtung zu Kapital- 
einlagen nachträglich, durch einen im Gesellsoh.iftsvertrag vorgesehenen Beschluß der General- 
versammlung oder des Vorstandes imd Aiifsiehtsratcs erweitert werden kann, beruht aber 
nicht, wie man nach den Au!>lubrungcn Leists wohl annehmen sollte, auf Vereinsautonomie, 
sondern lediglich auf der bei Absdünfl des Gesdlsdiaftsvertngs seitens der Aktionite ein. 
gegangenen Blanicovetpflidittmg — die auf Gnmd des im Gesdlsdiaftsvertng vorbehaltenen 
B esdJus ses in Zolnmft statnierten aktienrcditlichen Verpflichtungen — als reditsverbindlich 
aneritennen m wollen. Aber auch durcli Abänderung des Gesellschaftsvertrags kann den 
Aktionären niemals, weder eine eintnali^i-, noch eine wiederkehnnde in Geld bestehende 
Leistimg auferlt^t werden, wie sich aus einer weitem Gegenüberstellung der §§ 178, 211 
und 376 H.G.B. ergibt. Andi die von Leist snr Untentfitzong angezogenen §§212 Abs. 3 
nnd si8 Abs. a H.G.B. bewei s en nidit <fie Ridirigkett seiner, sondern vidmelir die unserer 
Auffassung. Eine nach §§ an, 212 H.G.B, ab nidit^ anzusehende Bestimmung des Ge- 
sellschaftsvertrags k:mn aber rmih nicht, wie T.eist meint, gemäß § 139 B.G.B. — wohl 
eher nach § 140 B.G.B. — in eine VereinKming /wischen der Aktiengesellschaft und den 
Aktionären, oder in einen Vertrag zwischen den Aktionären zugunsten der Gesellschaft luu- 
gedentet werden, nnd swar sdton ans dem ohjdrtiven Gnmde, weil dasjenige, »was das 
Gesetz als Inhalt des GetdlsdiaftSTertn^ nidit adlBt, andi nidit dadmdi Gflltis^t 
erlangen kann, daß man flun, 'öbwohl es znm Inhalt des Gesellsdiaftsvertiages gemacht ist, 
die Hint( rtür des Separatvertrages öffnet«. R.G.E. Bd. 49 S. /Qff., vgl. dazu auch die 
Reichsgeri( :hts( ntschcidungen Bd. 78 S. 305 ff.; Bd. 26 S. 89 ff. Subjektiv würde aber eine 
solche Umdeiuung aucli noch die Zustimmung aller, von der Vcrpflichtimg betroffenen 
AktionIre nadi §§ 139, 140 B.G.B. erfordern. Nadi Gesdlsdiaftsredit können denAktio* 
nSren demnadi m. £. Gddleistungen nur im Rahmen der §§ 178, tu H.G.B., andere 
Leistni^ nur anter den Vonnraetznogen der §§ -ata, 276 H.G.B, anferlegt werden. 
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neuen Handelsgesetzbuch wurde die Befürchtung ausgesprochen, daß 
die Kartelle nur auf die durch § 212 creschaffene Organisationsform 
gewartet hätten, sie entspräche ihren Zwecken am meisten und die 
größte Mehrzalil würde sich wohl ihrer bedienen. Diese Prophe- 
zeihung hat sich nicht erfüllt. 

Von allen in die Denkschrift aufgenommenen Kartellen sind 
no(h nicht ^^j^ in aktienrechtlicher Form organisiert. Unter diesen 
befinden sich allerdings Verbände von außerordentlich hoher volks- 
wirtschaftlicher Bedeutunjj, so z. B. das Rheinisch-westfälische Kohlen- 
syndikat in Essen und der Stahlwerksverband in Düsseldorf. 

Die vor dem Inkrafttreten des neuen Handelsgesetzbuchs ent- 
standenen Kartellaktiengesellschaften haben die Neuerung des § 212 
H.G.B., soviel uns bekannt, nicht angenommen, Das Rheinisch- 
westfälische Kohkaisyndikat insbesondere konnte von der Be- 
stimmung des § 212 H.G.ß. deshalb keinen Gebrauch machen, weil 
bei ihm nicht der Aktienbesitz die rechtliche Grundlage der gesell- 
schaftlichen Verpflichtungen der beteiligten Zechenbesitzer bildet, 
sondern weil durch vertragsmäßige Abmachungen zwischen den 
Z^:henbesitzern Rechte und Pflichten begründet worden sind, zu 
denen auch die Übernahme einer bestimmten Anzahl von Aktien 
gehört*). 

Auch der Stahlwerksverband konnte die Vorscluift des § 212 
H.G.B, nicht wahrnehmen; in ihm sind aufgegangen, der Halbzeug- 
verbemd, die deutsche Schienengemeinschaft, die deutsche Schwellen- 
gemeinschaft, sämtlich mit dem Sitz in Düsseldorf und der deutsche 
Trägerverband in Wiesbaden. Er ist also sozusagen ein Kartell von 
Kartellen. Auf ihn, wie auf die meisten Kartelle überhaupt, kann 
die Vorschrift des § 212 H.G.B, deshalb nicht angewendet werden, 
weil bei ihm nicht die Kartellteilnehmer unter einander eine Aktien- 
gesellschaft begründet haben, sondern nur ein Organ der Gesellschaft 
als Aktiengesellschaft organisiert worden ist. 

Im übrigen ist auch von Bedeutung, daß bei den Kartellen die 
primäre Verpflirhtung die Naturalleistung und die sekundäre die 
Kapitalleistung darstellt Deshalb ist kein Kartellteihiehmer imstande, 
ach der ihm nach § 212 H.G.B, auferlegten Xaiuralh istungspflicht 
durch Verzicht auf die Aktie zu entziehen. Auch die Erben eines 
solchen können vinkulierte Namensaktien nur mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats und der Generalversammlung auf andere übertragen 
und sich dadurch von der Gesellschaft lösen. Die Meinung, daß die 



>) R.6.E. Bd. 48 S. 306 er. 
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Nebenleistungspflicht unvererblich sei, ist irrig*). Nach den Be- 
stimmmigm des § 225 H.G.B., die auch für mehrere Erben gelten 
können, wenn eine Aktie mehreren Mitberechtigten zusteht, diese die 
Rechte aus der Aktie nur durch einen gemeinschaftlichen Vertreter 
ausüben. Für die auf die Aktie zu bewirkenden Leistungen haften 
sie als Gresamtschuldner. Mit keinem Wort sagt der Gesetzgeber, 
daß nur die Kapitaleinlagepflicht damit gemeint sei und nicht auch 
die Nebenleistungqpilicht Deduktionen aus allgemeinen Rechts- 
gnmdsätz^ sind um so weniger beweiskräftig, als der Gesetzgeber 
bei einer andern Gfsollsi haftsform, der offenen Handelsgesellschaft 
ausdrücklich das Gesellschaf tsvt rhältnis abändernde Rechtsnormen 
geschaffen hat, für den Fall, daß die Gresellschaft nach dem Tode 
eines Gesellschafters mit dessen Erben fortgesetzt werden soll. 
§ 13g H.G.B. Berücksichtigt man nun, daß die offene Handels- 
gesellschaft die individualistischste Gesellschaftsform überhaupt ist, so 
ergibt sich ohne weiteres, daß die Ansicht Wolffs, die Neben- 
leistungspflicht bei den Aktiengesellschaften sei eine Obligation »bei 
der die Leistung erkennbar nur der individuellen Person des Schuld- 
ners zur Last fallen aoUe und bei welcher es insbesondere auf be- 
stimmte Eigenschaften und Leistungen des Schuldners ankomme,« 
eine irrige ist. Vielmehr muß Leist ^ darin beigestimmt werden, 
daß das Handelsgesetzbuch und das Gesetz betr. die Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung nicht hindern, daß die vinkuUerten Namens- 
aktien und Geschäftsanteile zur Begründung neuer Hörigkeits- 
vorhältnisse benutzt werden können-). Die Bestimmungen des § 212 
H.G.B, haben der kollektivistischen Aktiengesellschaft individua- 
listischen Charakter verliehen, durch welchen sie sich dem Wesen 
der Gesellschaft mit beschränkter Haftung außerordentlich nähert. 
Die Kartelle tragen alle einen individualistischen Charakter; die 
Hauptveipflichtung der Kartellteilnefamer betrifft Naturalleistungen, 
im Gegensatz zu den Kapitalleistungen bei der Aktiengesellschaft. 
Individuell sind die Leistungen abor nicht nur durch das Wirtschafts- 
subjekt bestimmt, sondern auch durch das syndizierte Produkt. Es 
kann dem Kartell atwar vollkommen gleichgültig sein, ob die Kartell- 
v«pflichtungen unmittelbar durch den ursprünglich am Syndikats- 
vertrag beteiligten Unternehmer oder durch seinen Rechtsnachfolger 
erfüllt werden, Hauptsache bleibt für das Kartell, daß die S3mdizierten 
Artikel überhaupt durch seine Vermittlung vertrieben werden. 

*) Wolf in der Festgibe fttr den Geh. Jnatisnt Dr. Ridiard Wilke. Beriin 1900. 
S. 338. 

*) Leist: «. a. O. S. 151. 
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Da in den meisten Kartellstatuten jedoch bestimmt ist, daß der 
Eigenverbrauch eines jeden Kartellteilnehmcrs vom Vertrieb durch 
das Syndikat ausgeschlossen ist, hat das Kartell natürUch auch ein 
Interesse daran, daß der Erwerber nicht mehr Produkte in seinen 
Betrieb(m verbraucht, iils der ursprüngliche Eigentümer. Sehr treffend 
führt das Reichsgericht in einem Urteil vom 19. Februar 1901 aus, 
daß ein Kartellvertrag im Falle der Veräußerung einer Kohlengrube 
seinen Wert fast gänzlich einbüßen würde, wenn der Erwerber einen 
großen eigenen Konsum hätt(\ (man denke an den Eisenbahnfiskus), 
denn dann bliebe für die Vermittlung des Kartells wenig oder nichts 
übrig und im Resultate würde es einen Abnehmer für die Kohle 
verUeren, während der Zweck des Vertrags gerade auch die Er- 
haltung und Erweiterung des Absatzgebietes im Interesse der Kon- 
trahenten erfaßt habe*). Nach der Ansicht des Reichsgerichts ist 
durch die Veräußerung eines Bergwerks kein Aufhebungsgrund für 
das Vertragsverhältnis zum Syndikat gegeben. Die Verpflichtung 
zur Lieferung der Förderung wird dadurch nicht objektiv unmöglich 
gemacht. Ein subjektives Unvermögen hat die Verkäuferin jedoch 
selbst verschuldet, und sie ist schadensersatzpflichtig, wenn sie infolge 
davon ihrer Verpflichtung nicht nachkommen kann. Besser als eine 
pcrsönhchc, scheint uns deshalb eine dingliche Bindung des Willens 
der Mitglieder; diese kann am festesten zweifellos dadurch geschaffen 
werden, daß jeder Teilnehmer dem Kartell an seiner Grube eine 
Reallast im Sinne des ^ 1 105 B.G.B.*) oder ein dingliches Vorkaufs- 
recht nach § 1094 B.G.B, bestellt 

Hieran schließt sich die Frage: 

Können in aktienrechtlicher Form begründete Kartelle durch 
Verfügung der Staatsgewalt aufgelöst werden? Die allgemein für 
Aktiengesellschaften geltenden Vorschriften des Handelsrechts finden 
natürlich auf die in dieser Form begründeten Kartelle Anwendung. 
Sie bedürfen einer besonderen Würdigfung an dieser Stelle nur inso- 
weit, als sie die dem Staate gegenüber Kartellen zustehenden Rechte 
betreffen. Nach einigen landesrechtlichen Ausführungsgesetzen zum 
Handelsgesetzbuch kann der Staat eine Aktiengesellschaft auflösen, 
wenn sie sich rechtswidriger Handlungen oder Unterlassungen schuldig 
macht, durch welche das Gemeinwohl gefährdet wird*). 



>) Denkschrift n S. 75- 

*) Planck: Komm. s. BfligerBchen Getetdmdi II. Aufl.: EiUntennig m § 1105 ver- 
tritt eine entg^engesetzte Ansicht. 

") Vgl Art. 4 cL preufi. Aasf.<Ges. 1. H.G.B. v. 34. Sept. 1899. Denksduift S. 15. 
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Fflr- das GTofibersogtum Sachsen -Weiinar besdmmt Art 2 des 
Ausfohrungsgesetzes zum Handelsgesetzbuch vom la April 1899: 

»Eine Aktiengesellschaft, oder eine Kommanditgesellschaft auf 
Aktien kann aufgelöst werden, wenn durch einen gesetzwidrigen 
Beschluß der Greneralversammlung oder durch gesetzwidriges Ver- 
halten des Vorstandes oder der persönlich haftenden Gesellschafter 
das Gemeinwohl gefährdet wird. Ein Anspruch auf Entschädigung 
findet deshalb nicht statt. Die Zuständigkeit und das Verfahren be- 
stimmen sich nach den für die Entziehung der Rechtsfähigkeit eines 
Vereins geltenden Vorschriftenc. 

Gegen in aktienrechtlicher Form begründete Kartelle stehen 
demnach einzelnen Staaten weitgehende Rechte auf Grund besonderer 
landesgesetzlicher Bestimmungen zu. Der Beweis ist ab^ unschwer 
zu führ^, dafi nicht nur diese befugt sind eine Aktiengesellschaft 
aufzulösen, wenn das Gemeinwohl gefährdet ist, sondern daß ganz 
allgemein allen deutschen Staaten kraft Reichsrecht die Macht zu- 
steht, wegen Gefährdung des öffentlichen Wohb eine Aktiengesell- 
schaft au&ulOsen. Denn nach Art. 2 des Einführungsgesetzes zum 
Handelsgesetzbuch kommen in Handelssachen die Vorschriften des 
bürgerlichen Gesetzbuchs in soweit zur Anwendung, als nicht im 
Handelsgesetzbuch oder im Einführungsgesetz zu diesem ein Anderes 
bestimmt ist Die Vorschriften des bürgerlichen Gresetzbuchs gelten 
also subsidiär auch für das Aktienrecht und zwar q>eziell die Vor- 
schriften über Vereme. Erstens geht dies klar aus der Bestimmung 
des § 22 B.G.B. hervor und zweitens bezeichnet das Handelsgesetz- 
buch im § 6 Abs. 2 die Aktiengfesdlschaft selbst ab Verein. Auch 
nach dem oben angeführten Art 4 des weimarischen Ausfohrungs- 
gesetzes zum Handebgesetzbuch finden auf die Auflösung einer 
Aktiengesellschaft die über die Zuständigkeit und das Verfahren 
bei Entziehung der Rechtsfähigktit eines Vereins geltenden Vor- 
sdiriften Anwendung. Es kann donnach keinem Zwdfel unterliegen, 
daß audi § 43 B.G.B. auf Aktiengesellschaften Anwendung zu finden 
hat Aue in der Form von Aktiengesellschaften begründeten Kar- 
telle, deren Sitz sich im Deutschen Reidh befindet, unterliegen also 
der Entäehung der Rechtsfdhi^eit und damit der Auflösung, wenn 
sie durch einen gesetzwidrigen Beschluß der Mitgliederversammlung 
oder durch gesetzwidriges Verhalten des Vorstandes das Gremein- 
wohl gefährden. 

Es bedurfte dieser Erörterung zum Beweise dafür, daß spezielle 
Vorschriften auch gegen in aktienrechtlicher Form b^^ründete Kar- 
tdle nicht erst erlassen zu werden brauchen. Die höchste Strafe, die 
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der Staat überhaupt über eine juristische Person als solche verhäng-en 
kann, ist deren Auflösung; sie ist das letzte ihm zu Gebote stehende 
Mittel , aber für die kartellioten Unternehmer bedeutet sie den Grund 
und den Anfang einer neuen, nur noch festeren Organisationsform^). 

VI. Kapitel Kartelle als Geseilscbaften mit besdiränkter Haftung. 

Die vom Rcichaamt des Innern veranstaltete Statistik erstrockt 
sich auf 385 Kartelle, von diesen aind 166 in der Form der Gesell- 
schaft m. b. H. organisiert, also über 43 •/^p Damit hat die GieseU- 
schaft mit beschränkter Haftung ihre außerordentliche Anpassungs- 
fähigkeit an diese modernen wirtschaftlichen Organisationsformen be- 
wiesen. Will man die Frage beantworten, weshalb eine so große 
Zahl von Kartellen gerade diese Assoziationsform gewählt hat, so be- 
darf es einer Gegenüberstellung der wesentlichen Unterschiede der 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung von den anderen Gesellschafts- 
formen unter besonderer Berücksichtigung der Anforderungen, die 
Kartelle an ihre juristische Struktur stellen müssen. 

Die bisweilen große Teilnchmerzahl an Kartellen und die räum- 
liche Entfernung zwischen den einzelnen koalierten Unternehmungen 
machen es tatsächlich unmöglich, daß alle Mitglieder an der Ge- 
schäftsführung ihres KarteUs teilnehmen. Bei der offenen Handels- 
gesellschaft sind zur Führung der Greschäfte dvr Ges(»llsrhaft prinzipiell 
alle Gesellschafter berechtiget und verpflichtet.') Das Recht zur Gre- 
schäftsfühnmg bezieht sich auf das Innenverhältnis dor GeseUsdiafter 
zu einander, nach außen, zur Vertretung der Gesellschaft gegenüber 
dritten Personen ist aber prinzipiell auch jeder Gesellschafter er- 
mächtigt.*) Schon aus dies(w (irunde wird die offene Hand^s- 
gesellschaft nur in den seltenen Fällen, wenn wenige Unternehmer 
an ihm beteiligt sind, für ICartelle die geeignc^te Organisationsform 
sein*). Eine Trennung der Vertretungsbefugnis von den einzelnen 
Mitgliedern ist bis zu einem gewissen Grade im Genossenschafts- 
gesetz vorgesehen; die Genossenschaft wird durch den Vorstand 
gerichtlich und außergerichtlich vertreten. Er besteht aus zwei Mit- 
gliedern*), welche kraft zwingender Bestimmung Genossen sein müssen^. 
Völlig losgelöst von der Mitgliedereigenschaft ist die Leitung, wenn 



Vgl. St.iub: a. a. O. S. 543ff., SSjff.; Hirsch: a. a. O. S. la. 

«) § 114 II.G.B. 
») § 125 II.(i.B. 
*) Vgl. S. 35. 

*) §§ 24, 2$ d. Gcnosseudiaftiig^setBes. 
*) § 9 ebenda. 
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ein Kartell als GeadlscJiaft mit besdiränkter Haftung oder Aktien- 
geaellschaft organisiert worden ist, fOr erstere bestimmt dies § 6 des 
Gesetzes betr. die Gesellschaften mit beschränkter Haftung, während 
das Handelsgesetzbuch^) eine entsprechende Vorschrift fOr die Aktien- 
gesellschaft als selbstverständlich weggelassen hat Da die Mitglieder 
einer offenen Handdsgesellschaft an der Ltitung der Geschäfte 
prinzipiell betdligt sind, haften sie auch den Gesellschaftsgläubigem un- 
beschränkt,*) persönlich und als Gresamtschuldem^. Bei der Grenossen- 
schaft mit beschränkter Hapftpflicht, nur in dieser genossenschaftlichen 
Form sind Kartdle begründet, darf die Haftsumme der dnzelnen Ge- 
nossen nicht niedriger als der Geschäftsanteil sein^), über ihre Haft- 
summe hinaus können sie weder auf Ldstung von Nachschüssen, noch 
von den Konkursgläubigem in Ansprach genoomien werden*). Auch 
bei der Gesellsdiaft mit beschränkter Haftung ist diese auf die Stamm- 
einlage beschränkt und die Gresellschafter haften nicht unmittdbar den 
Gläubigem der Gesellsdiaft gegenüber. Die Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung hat die Rechte einer juristischen Person, für 
ihre Verbindlicfakeiten haftet nur das GeseUschaftsvermögen*). Auch 
die Haftung der Aktionäre ist auf den Betrag der übernommenen 
Aktien beschränkt g 178 H.G.B.) und zwar aus dem Grunde, weil 
die weitesten Kreise als Aktionäre mit den Interessen der Gesdl- 
sdiaft verknüpft werden. Denn die Aktien sind Gegenstand des 
Handelsverkehrs und mit alleiniger Ausnahme der vinkulierten 
Namensaktien (§180 H.G.B.) frei veräußeriich, zur Abtretung von 
Geschäftsanteilen durch Gesellschafter bedarf es dagegen eines in 
gerichtlicher oder notaridler Form geschlossenen Vertrags^ Für 
einen grofien Teil der Aktionäre bietet die Jahreslnlanz die haupt- 
sächlichste, ja vielleicht emzige Möglichkdt sich über die Lage des 
Unternehmens zu informiere, deshalb ist die Bilanz und die Crewinn- 
und Vedustrechnung nach der Genehmigung durch die Greneral- 
versammlung unverzüglich durch den Vorstand in den Gesellsdiafts- 
Uättem der Aktiengesellschaft bekannt zu machen 265 H.G.B.). 
Von einem Kartell dagegen werden nur die beteüigften Unternehmer, 
nidit aber weite Kreise des Publikums berührt, sie besitzen im 



>) § S3iff. H.G.B. 

^ § 105 H.G.B. 

^ § laS H.G.B. 

*) § 131 Abs. 1 G.G. 

•) § 141 G.G. 

•) § 13 G.G. ra. b. H. 

^ § 15 Abs. 3 G.G. m. b. H. 
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Gegensatz zu der Mehrzahl der Aktionäre Branchekenntnis und 
dedialb die Möglichkeit sich über die Lage des KarteU-Untemdunens 
zu orientieren, ohne auf Bilanzen angewiesen zu sem» ja in ihrem 
Interesse liegt es gerade, daB die Interna des Unternehmens nidit 
veröffentlicht werden, deshalb wählen die mdsten Kartelle zur 
Organisation nicht die Form der Aktiengesellschaft, sondern die der 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung. Noch weiter als bd den 
Aktiengesellschaften geht die Publizität bei den Genossenschaften, 
bei Ihnen müssen nicht nur die Bilanzen binnen sechs Monaten nach 
Ablauf des Greschäft^ahres, sondern auch die Zahl der im Laufe des 
Jahres eingetretenen oder ausgeschiedenen, sowie die Zahl der am 
Jahresschluß der Genossenschaft angehörigen Genossen veröffentlicfat 
und die Bekanntmadiung zu dem Genossenschaftsregister eingereicht 
werden. § 63 G.G. 

Der Beteiligung des großen Publikums bei den Aktiengesell- 
schaften entspricht die Bestimmung, daß der Aktionär nur zu einer 
bestimmten Kaptaleinlage verpflichtet werden darf. Kartelle können 
aber gerade den fOr Erreichung ihrer Zwecke nötigen Kapitalbedarf 
im voraus gar nicht bestimmen, die Gründung einer soci^t^ k capital 
variable ist fOr sie deswegen erwünschter, als die einer sodM k 
capital fixe, wie der Aktiengesellschaft Die tyjMsche Form der 
8oa.M k capital variable ist die Crenossenschaft, aber auch der Ge- 
sellschaft mit beschränkter Haftung läßt sich statutarisch dieser 
C3iarakter verleihen, im Gregensatz zur Aktiengesellschaft Im Ge- 
sellschaftsvertrag der Gesellschaft mit beschränkter Haftung kann 
bestimmt werden, daß die Gesellschafter über den Betrag der Stamm- 
einlagen hinaus die Einforderung von weiteren Einzahlungfen (Nach- 
schüssen) beschließen können. Die Einzahlung hat dann nach dem 
Verhältnis der Greschäftsantelle zu erfolgen. § 26 G. G. m. b. H. 
Das Kapitalbedürfhis der als Gresellschaft mit beschränkter Haftung 
organisierten Kartelle läßt sich durch diese Bestimmung in sehr ein- 
facher Welse befriedigen, die als Aktiengesellschaft begründeten 
Kartelle können dagegen die Erhöhung ihres Grundkapitals nur 
unter Wahrung der strengen Vorschriften des § 278ff. H.G.B. vor- 
ndimen. 

Wahrend die Aktionäre nur kraft Ausnahmerecfats zu anderen 
Leistungen als Kapitaleinlagen verpflichte and, können bei der Ge- 
sdlschaft mit besdiränkter Haftung nach § 3 Abs. 2 des Gesetzes 
den Gesellscfaaftem außer der Leistung von Kapitaleinlagen noch 
andere Verpflicfatungen regelmäßig auferlegt werden. Auch hierin 
liegt für die Kartelle ein triftiger Grund der Gresellscfaaft mit be- 



Digitized by Google 



— 47 — 



sdirflnkter Haftung den Vorzug vor der AktiengeseUsdiaftsform zu, 
geben. Der engere TeOnehmerkreis gestattet es ferner, daß sich die 
Gründung einer Gresellschaft mit beschränkter Haftung in wesentlich 
einfacheren Formen vollzieht, als die einer Aktiengesellschaft Bei 
dieser sind weitgdiende Vorschriften zur Sicherung des Grund- 
ks^itals nötig, bei der Gesellschaft mit beschränkter Haftung wird 
der gleiche Erfolg allein durch die Solidarhaft der Gesellschafter er- 
zielt §§ 24, 31 G. G. HL b. H. Die Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung ist wie die Aktiengesetlscfaaft eine Kapitalgesellachaft, 
infolgedessen sind die Geschäftsanteile bei ihr veräuJterlidb und ver- 
erbUch. § 15 G. G. m. b. H. 

Die Genossenschaft und die offene Handelsgt^sellscfaaft dagegen 
sind Personalgesdlschaften. Im Falle des Todes eines Genossen gilt 
dieser deshalb mit dem Schlüsse des Grescfaäft^ahres, in welchem 
der Tod erfolgt ist, kraft zwmgenden Rechts als ausgeschieden. 
§ 77 G.G. Der Erbe dnes Kartellteilnehmers würde demnach nicht 
verpflichtet sehi, in ein als Genossenschaft organisiertes Kartell als 
Rechtsnachfolger des Erblassers einzutreten. Anders, wenn das 
Kartell als Gresellschaft mit beschränkter Haftung begründet ist, da 
bd ihr ein Greschäftaanteil prinzipiell vererblich ist § 15 G. G. m. 
b. H. Für die Erreichung der Kartellzwecke konmit es aber weniger 
auf den individuellen Inhaber eines Unternehmens» als auf dessen 
Zugehörigkeit selbst zum Kartellvertrag an. Die Gesellscfaaft mit 
beschränkter Haftung verdient deshalb auch in diesem Punkte den 
Vorzug vor der Genossenschaft bei der Organisation eines Kartells. 
Die Übertragung des Geschäftsgutfaabens eines Genossen auf einen 
anderen hat ohne weiteres sein Ausscheiden zur Folge. § 76 G. G. 
Ebenso wird die offene Handelsgesellschaft aufgelöst durch Kündi- 
gung eines Gesellschafters. § 131 Ziffer 6 H.G.B. Bd ihr ist die 
Aufnahme neuer Mitglieder an die Zustimmung aller Gresellschafter 
gebunden. Die Eröffnung des Konkurses oder der Tod auch nur 
emes Gesdlsdiafters haben andererseits ihre Auflösung zur Folge, 
falls nicht ein anderes im Gesellscfaaftsvertrag bedungen ist § 131 
H.G.B. Wird aber in diesem bestimmt, daß im FsJle des Todes 
eines Gesellschafters die Gesellscliaft mit dessen Erben fortgesetzt 
werden soU, so kann jeder Erbe sein Verbleiben in der Gresellschaft 
davon abhängig machen, daß ihm unter Belassung des bisherigen 
Gewinnanteils die Stellung eines Kommanditisten eingeräumt und 
der auf ihn fallende Teil der Einlage des Erblassers als seine Kom- 
manditeinlage anerkannt wird. Nehmen die übrigen GreseUschafter 
dnen dahingehenden Antrag des Erben nicht an, so ist dieser be- 
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fugt ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist sein Ausscheiden aus 
der GeseUachaft zu erklären. § 139 H.G.B. Die Teilndboner eines in 
der Form einer offenen Handelsgesellschaft begründeten Kartells 
würden bdm Tod eines Mitgliedes auf Verlangen von dessen ^ben 
vor die Wahl gestellt sein, entweder sich in der Form der für ihre 
Zwecke durchaus ungedgneten Kommanditgesellschaft zu organisieren, 
oder in das Ausscheiden des Erben aus dem Kartell zu willigen. 
Die Gesellschaft mit beschränkter Haftung wird dag^g^en nicht durch 
Kündigung, Tod oder Konkurs eines GeseUschafters aufgelöst, son- 
dern nur durch gerichtliche Entschddung § 61 G. G. m* b. H. 
Diese Organisationsform ist deshalb fOr Kartelle am geeignetsten« 
Denn diese müssen einerseits unabhängig von den Wechselfällen 
sein, welche in der Person eines Teilndimers eintreten können, an- 
dererseits werden sie aber doch insoweit von der Individualität ihrer 
Mitglieder berührt, daß die Anteilsrechte an ihnen nicht Gregenstand 
des Handelsverkehrs» frei veräuBerlich und übertragbar sein dürfen, 
wie es bei der Aktiengesellschaft regelmäßig der FaU ist Zwar 
lassen sich auch andere GeseUschaftsfonnen durch statutarische Be- 
stimmungen fOr die Zwecke eines Kartells verwerten, aber die regel- 
mäßige, vom Gresetzgeber gebotene Form bleibt dennoch die Gesell- 
schaft mit beschränkter Haftung. 

Neben diesen materiellen Vorzügen, weldie die Organisation 
als Gresellschaft mit beschränkter Haftung gegenüber anderen Asso- 
ziationsformen den Kartellen bietet, bestdien auch mancherid formale 
Annehmlichkdten. So ist den in der Form von GreseJlschaften mit 
beschränkter Haftung begründeten Kartdien wdtester Spidraum in 
der Wahl ihrer Firma gelassen. Diese muß entweder vom Gegen- 
stand des Untemdmiens entlehnt sdn, oder die Namen der Gresdl- 
schafter oder den Namen wenigstens eines dersdben mit einem das 
Vorhandensdn eines Gesdlsdiaftsveriiältnisses andeutenden Zusatz 
enthalten. § 4 Abs. i G. G. m. b. H. Die Firma der in genosaen- 
scfaafüicher Form begründeten Kartdle dagegen darf nur vom Cregen- 
stand des Untemdmiens entlehnt sdn, der Name von Genoasen oder 
anderen Personen darf in die Firma nicht aufgenommen werden. 
§ 3 G.G. Ist aber dn Kartell als offene Handelsgesellsdiaft begründet, 
so hat seine Firma wenigstens den Namen dnes der Gesdlschafter 
mit dnem das Vorhandensein dner Gesdlsdiaft andeutenden Zusatz 
oder die Namen aller Gresdlschafter zu enthalten. § 19 H.GB. Für 
das Statut dner Genossensdiaft genügt einfache Schrifdidikdt § 5 G.G^ 
der Gresdlschaftsvertrag bd der Cresdlschaft mit beschränkter Haftung 
bedarf dagegen des Absdilusaes in gerichtlicher oder notarieller Form. 
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§ 2 G. G. m. b. H. Im Einklang damit bestimmen sich die inneren 
Verhältnisse dar Genossenschaft hauptsächlich nach dem Gesetz, die 
Rechte dagegen , welche den Gesellschaftern in den Angelegenheiten 
der Gesellschaft mit beschränkter Haftung, insbesondere in bezug auf 
die Führung der Geschäfte zustehen, sowie die Ausübung derselben, be- 
stimmen sich nach dem Gesellschaftsvertrag. Diese Vorschrift ist von 
wesentlicher Bedeutung nicht nur für die Anwendbarkeit der Asso- 
ziationsform der Gesellschaft mit beschränkter Haftuntr überhaupt, 
sfindem insbesondere für ihre Brauchbarkeit zur Organisation von 
Kart^en. Denn es läßt sich ohne weiteres behaupten, daß, wie 
nidlt zw'i Kartelle in ihrer wirtschaftlichen Bedeutung gleich sind, 
auch nicht für zwei eine Organisationsform vollkommen paßt, die 
ynm Gesetzgeber genau vorgeschrieben ist. £s gibt tatsächlich fast 
kein Kartell, welches in der Form einer reinen vom Gesetzgeber 
geschaffenen Assoziationsform b^;rQndet worden wäre. Alle haben 
statutarische Abänderungen eingeführt, wie sie ihren wirtschaftlichen 
Bedürfnissen entsprachen, und es ist gut so. denn der Gesetzgeber 
kann nicht alle Anforderungen der modernen Wirtschaft überschauen, sie 
zum mindesten aber nicht dem Rahmen eines Gesetzes einfügen. Er hat 
nur die Haupterfordernisse zu bestimmen, im übrigen aber soll er der 
organisatorischen Triebkraft, die dem modernen Wirtschaftsleben inne- 
wohnt , freiesten Spielraum lassen. Von allen bestehenden Gesetzen ent- 
spricht diesem Postulat am meisten das Gesetz betreffend die Gesell- 
schaften mit beschränkter Haftung, deshalb ist es durchaus nicht ver- 
wunderlich, daß fast die Hälfte aller Kartelle sich dieser Form zur 
Organisation bedient hat. 

Auch den als Gesellschaft mit beschränkter Haftung oder Ge- 
nossenschaft begründeten Kartellen gegenüber bedarf es nicht der 
Statuierung spezieller Normen, um gegen sie einzuschreiten, falls sie 
das öffentliche Wohl gefährden. Denn eine Gresellschaft mit be- 
schränkter Haftung kann aufgelöst werden, wenn sie das Gemein- 
wohl dadurch gefährdet, daß die Gesellschafter gesetzwidrige Be- 
sdllflsse fassen oder gesetzwidrige Handlungen der Gesellschafter 
wissentlich gediehen lassen, ohne daß deshalb ein Anspruch auf 
Entschädigung stattfindet. § 62 G. G. m. b. H. Das gleiche Recht, 
welches der Staat der Gesellschaft mit beschränkter Haftung gegen- 
über besitzt, steht ihm zu, wenn eine Genossenschaft sich gesetz- 
widriger Handlungen oder Unterlassungen schuldig macht, durch 
welche das Gemeinwohl gefährdet wird, oder wenn sie andere als 
im § 1 des Genossenschaftsgesetzes bezeichnete geschäfüiche Zwecke 
verfolgt. § 81 Abs. i G. G. Nur dann kann sich also ein Kartell 

AbhanJ!un;;en (!. st.i.itsw. Seminar« /u li-na Bd. VII, Hcft t« 4 
Baach, Die Kechtsform der Kartelle. 
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in genossenschaftlicher Form organisieren, wenn es die Förderung 
des Erwerbes oder der Wirtschaft seiner Mitglieder mittels gemein- 
schaftlichen Geschäftsbetriebs bezweckt, d. h. nicht, wenn es sich um 
eine blofie Preiskonvention handelt In der vom Reichsamt des Innern 
aufgestellten Statistik finden sich auch nur solche Kartelle in ge- 
nossenschaftlicher Form organisiert, die mit einer Verkaufsstelle aus- 
gestattet sind, ausgenommen sind allein die als landesrechtliche Ge- 
nossenschaften begrOndeten Kartelle, z. B. der Verband der ver- 
einigten Rauchwarenzurichterd- und Farberei-Besitzer Deutschlands 
und das BuchhändlerkartelL Bei beiden besteht ein gemeinschaft- 
licher Geschäftsbetrieb nicht 

VIL Kapitel Kartelle als Genossensdiaften. 

Nach der Denkschrift sollen fOnf Veriiände in der Form von 
Genossenschaften organisiert . sein, wir zählen jedoch deren zwölf 
Ein Teil dieser Verbände trägt einen ausgesprochen lokalen Charakter, 
vor allem die Kartelle in der Ziegelindustrie. Eine Vereinigung in 
der Tonwarenindustrie, die vereinigten Oberlausitzer Tonwaren- 
fabriken sehen wir überhaupt nicht als Kartdl an. Der Verband 
hat nur elf Mitglieder und seine örtliche Ausdehnung ist auf die 
Stadtgemeinde Muskau und die Dorfgemeinden Lugknitz O.-L. und 
Tschöpeln 0.-L. beschränkt Es handdt sich nach unserer Auf- 
fassung um eine ganz gewöhnliche Absatzgenossenschaft im Sinne 
des § I Abs. 3 G. G., wie sie überall in den verschiedensten Be- 
rufen zu finden ist 

Das Genossenschaftsgesetz unterscheadet im § 2 nach der Hal- 
tung der einzelnen Genossen drei Arten von Genossenschaften. Sie 
weiden errichtet: 

1. dergestalt, daß die einzdnen Mitglieder fflr die Verbindlich- 
keiten der Crenossenschaft dieser, sowie unmittelbar den 
Gläubigem derselben mit ihrem ganzen Vermögen haften 
(eingetragene Crenossenschaft mit unbeschr. Haftpflicht); 

2. dergestalt daß die Genossen zwar mit ihrem glänzen Ver- 
mögen, aber nicht unmittelbar den Gläubigfem der Genossen- 



I. VedaniftboRan der vernni^tien Fabriken editer und halbediter Spic^lnlmien. 

3. Verband der vereinigten Rauchwaren •Ziirichtevei« und I^lx n-ibesiuer Deutschlands. 
3. Vereinigte Oberlausitzer Tonwarenfabriken. 4. Deutsche Sllrke-W-rkaufsgenossenschaft. 
5. Zentrale für Milchvcrwcrtunfj. (k Zicj^'L-lcigcnossenschafl Danzif^. 7. Zit^elcigenossen- 
schaft Genlbin. 8. Oberlausitzer lonwarciifabrikcn Muskau. 9. Ziegeleigcnosscnschaft 
Otterliolz. 10. ZiegcleigcnonenKbaft SchflUorf. 11. Zicgcleii^cnonensdiaft Uckermlinde. 
12. Verkanrntelle fflr Ziegeicifabrikate Weferiinsen. 
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Schaft verhaftet» vielmehr 'nur verpflichtet sind, der letzteren 
die zur Befriedigung der Gläubiger erforderlichen Nach> 
schflsse zu leisten (eingetr. Genossenschaft mit unbeschr. 
Nadischuflpflicht); 
3. dergestalt, daß die Haftpflicht der Genossen fOr die Ver- 
bindlichk^ten der Genossenschaft sowohl dieser, wie un- 
mittelbar den Gläubigem gegenüber im voraus auf eine be- 
stimmte Summe beedurftnkt ist (eingetr. Genossenschaft mit 
beschr. Haf^flicht). 
Nur diese dritte Form haben die in der vom Reichsamt des 
Imiem aufgestellten Statistik genannten, als Crenossenschaften be> 
grOndeten Kartelle gewählt Zu erklären ist diese Tatsache dadurch, 
daß zum regdmäßigen Greschäftsbetrieb eines Kartells nur ein ver- 
hahnismftßig geringes Kapital gehört Ein Kartell braucht auch 
keinen Kredit, der naturgemäß leiditer Genossenschaften mit un* 
besdirftnkter Haftung oder unbeschränkter Nachschußpflicht gewährt 
wurd, da das Kartell, wie wir noch ausfahren werden, mdst nur 
scheinbar als Selbstkäufer der S3mdizierten ]hx>dukte auftritt In 
Wahrheit bleibt bei allen in genossenschaftlicher Form begründeten 
Kartellen jeder einzdne Tdlnehmer aus den von ihm bewirkten 
Lieferungen verpflichtet Bei ihrer geringen Mitgliederzahl laufen 
die als Genossenschaften organiderten Kartelle Gefahr nach § 80 G.G. 
aufgelöst zu werden, falls die Zahl der Genossen weniger als sieben 
beträgt Das Kartell wird dann durch das Gericht, in dessen Bezirk 
die Gienossenschaft ihren ^tz hat, auf Antrag des Vorstandes und 
wenn dieser nicht binnen sechs Monaten erfolgt, von Amtawegen 
nach Anhörung des Vorstandes aufgelöst Das Vecka«£sbureau der 
vereinigrten Facettierwetke in Fürth, an welchem bei der GrOndimg 
im Jahre 1899 zehn Genossen beteiligt waren, ist von diesem 
Schicksal im Jahre 1904 betroffen worden. Auch dem Verkaufs- 
bureau der vereinigten Fabrik^ echter und halbechter Spicgelrahmen 
in Fürth droht Gefahr in dieser Weise aufgelöst zu werden, falls von 
den sieben beteiligten Genossen auch nur aner aus dem Kartell 
ausscheidet^). 

Ob die Grenossen außer zu Greldzahlungen auch noch zu Natural- 
leistungen durch das Statut verpflichtet werden können, ist im Gre- 
nossenschaftsgesetz nicht bestimmt Im Hinblick auf § 18 G.G., 
wonach sich das Rechtsverhältnis der Genossenschaft zu den Gre- 

Der Vorgänger dieses Kartells, das Verkaufsburcau der vereinigten Fabriken echter 
Holiirahnun ist ebenfalls schon nach 2 jährigem Bestehen von 1896 — 1898 unlei){C]{aagen, 
weil die Zahl der Genossen auf weniger als 7 heral^esunken war. 

4* 
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nossen zunächst nach dem Statut richtet, wird man jedodi die Zu- 
lässigkdt einer solchen Bestimmung annehmen müssen. Auch nach 
der ständigen Rechtsprechung des Reichsgerichts sind den Genossen- 
schaften weitgehende Eingriffe in die Privatwirtsdiaftsverfaältnisse 
ihrer Mitglieder gestattet, falls sie durch den gemeinschafdichen Ge- 
schäftsbeürieb bedungen und zur Erreidrang des Genossensdiafts- 
zwecks erforderiich sind^). 

Von besonderer volkswirtschaftlicfaer Bedeutung sind von den 
in genossenschaftlicher Form begründeten Karteilen nur die Deutsche 
Stärkeverkaufsgenossenscfaaft und die Zentrale fOr Mildiverwertung, 
beide mit dem ^tz in Berlin. 

Die Erklärung, weshalb diese Verbände trotz ihres Umfangs 
sich der Form der Genossenschaft zur Organisation bedient haben, 
obwcM gerade diese GreseUschaftsform nach ihrer Konstruktion sidi 
eher fOr Vereinigungen lokalen Charakters eignet und besonders auf 
Kldnbetriebe zugeschnitten ist, liegt sdir nahe. Die Landwirtschaft 
bedient sich übeihaupt gern der ^enossenschaftUchen Fonn zur 
Organisation; tatsädilidi umfassen 75<>/o aller Genossenschaften land- 
wirtachaftlicbe Betriebe. Interessant ist auch, daß die ältesten uns 
bekannten Genossenschaften, die Markgenossenschaften des ger- 
manischen Rechts, der Landwirtschaft angehörten. Die Deutsche 
Stäikevericaufsgcnossenschaft und die Zentrale fOr Milchverwertung 
haben als Mitglieder fast ausschließlich Landwirte. Der Zentrale für 
Mflchverwertung gehören 884 einzelne Genossenschafter, darunter 
153 Genossenschaften an. Rechnet man auf jede dieser Einzel- 
genossenscfaaften nur 50 Mitglieder, so ergibt skfa eine Gesamtzahl 
von 4590 beteiligten Unternehmern. Während die 731 Einzd- 
genossenschafter der Zentrale offenbar dem landwirtsdiaftlichen 
Großbetriebe angehören, sind die Mitglieder der Genossenschaften^ 
die erst als solche Mitglieder der Zentrale sind, mitüere oder kleine 
Landwirte. Zweck der Zentrale ist den märkisdien Milchbauem fOr 
die Milch einen Preis zu sichern, det w^ig^ens die Produktions- 
kosten dedct Ob er erreicht worden ist und in Zukunft erreicht 
werden kann, ist zweifelhaft. Die Zentrale befindet sich in Liqui- 
dation, die Bilanz der Genossenschaft ist nach Zeitungsnachrichten 
verschleiert worden. Die außenstehenden Produzenten sind nicht ge- 
neigt die Zentrale durch ihren Beitritt zu unterstützen, so daß diese 
Organisation dem Untergang geweiht erscheint Wie die Zentrale 
für Milchverwertung, so ist auch die Deutsche Stärkeverkaufsgenossen- 



^) R.G.E. Bd. 4; S. i53ff. Leist: a. a. O. S. 32. 
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Schaft ein lediglich im Interesae der Landwirtschaft begfründetes 
KarteU. Nach § 3 des Statuts können zwar alle natQilichen und 
juristischen Personen, sowie alle Handelsgesellscfaaften und andere 
Personenvereine, welche in Deutschland die Herstellung von Stärke 
auf eigene Rechnung betreiben oder betreiben lassen, Mitglieder der 
Grenoasenschaft werden. § 10 des Statuts bestimmt jedoch: 

Um der GreschfiftsfQhrung einen Überblick über die Ernte« 
aussichten und die Produktion der Stflrkemengen zu geben, welche 
dieselbe unterzubringen hat, sind ihr von den Genossen die erforder- 
lichen Angaben zu machen. Aus dieser Bestimmung ergibt sich 
ohne weiteres, daß ab Mitglieder der Genossenschaft grr06tentei]s 
Landwirte oder Verbände von solchen in Betracht kommen. 

Wenn das KarteU nur 79 Mitglieder zählt, so sind diese offenbar 
eben zum größten Teil Verbände von Landwirten, was sich auch 
aus der räumlichen Ausddmung des Kartells Aber Ostpreußen, West* 
preußen, Posen, Schlesien, Pommern, Brandenburg, Sachsen, Hannover, 
Anhalt, Mecklenburg-Schwerin und Mecklenburg-Strelitz ergibt Das 
Spirituskartell hat dagegen nicht nur Landwirte zu Mitgliedern, 
sondern stdlt sich als eine Verständigung der beiden im Spiritus- 
gewerbe voihandenen Interes8engn]^)pen, der Brenner einer- und der 
Spritfabrikanten andererseits dar. Infolge der durch das Steuergesetz 
von 1887 veranlaßten Absatzstodnmg und weil ihnen durch die Ge- 
setzgebung nicht die gleichen Vorteile geboten wurden, wie den 
Brennern, machten sich schon kurz nach dem £riaß dieses Gesetzes 
bei den Spritfabrikanten Bestrebungen dahin geltend, die mangelnde 
Staatahilfe durdi Selbsthilfe zu ersetzen. So entstand im Jahre 1897 
die Verkaufsstdle deutscher Spritfabriken, aus welcher im Jahre 1898 
die Zentrale fOr Spiritusverwertung hervofging. Aber auch (üe 
Brenner koalierten sich, um auf die PteisbOdung einzuwirken, anfangs 
nur in territorialen Genossenschaften; da man aber schon bald er- 
kannte, daß solche Vereinigungen nur der lokalen Verwertung dienen, 
niemals aber den Cresamtabsatz regulieren würden, erstrebte man 
nicht nur eine umfassende Organisation aller Brenner, sondern auch 
eine Vereinbarung dieser mit den Fabrikanten, in der richtigen Er- 
kenntnis, daß dne Verständigung zwischen ihnen nur den beider- 
seitigen Interessen förderlich sein könne und schuf so am 29. März 
1899 das Spirituskartell, das sich demnach als ein Kartell zweier ur- 
sprünglich entgegengesetzter Interessenvereinigungen darstellt 

Wer die Verhältnisse kennt, wird zugeben, daß weder die 
Deutsche Stärkeverkaufsgenoesenschaft, noch das Spirituskartell die 
Produktion mit dem Bedarf in Einklang zu bringen vermocht haben 
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resp. einen genügenden Absatz fOr die qmdizierten Artikel haben 
finden können. Audi die Kartelle bringen eben nicht die funda- 
mentalen Grundsätze der Volkswirtsdiaft ins Wanken. Diese beiden 
Verbände beweisen aber femer, daß dch die Landwirtschaft viel 
schwieriger kartellieren kann als die Industrie. Fortdauernd laufen 
die landwirtschaftlichen Kartelle Gefahr durch die außenstehende 
Konkurrenz gesprengt zu werden. Denn ein Kartell kann seine 
Zwecke überhaupt nur erreichen, wenn die überwiegende Mehrzahl 
der Piroduzenten einer Branche an ihm beteiligt ist Eine freiwillige 
Einschränkung der Produktion durch das Kartell wirkt ruinös für 
seine Mitglieder, wenn die außenstehende Konkurrenz die Minder- 
produktion des Kartells durch entsprechende Mehrproduktion ersetzt 
In der Landwirtschaft ist die Konkurrenz deshalb so groß^ weil bei 
ihr keine Speadalisierung der Produkte gegeben ist, wie in der 
Industrie, die gesamte Landwirtschaft entspricht in dieser Hinsicht 
einer dnzigen industriellen Branche. Die außenstehende Konkurrenz 
und die naturgemäße Zersplitterung und räumliche Entfernung der 
landwirtschaftlichen Betriebe erschwert die Kartellierung in der Land- 
wirtschaft Sie ist aber auch im Gregensatz zur Industrie an die Pro- 
duktion gewisser Erzeugnisse gebunden; so kommt eben für die öst- 
lichen Te»le der preußisdien Monarchie hauptsächlich nur Kartoffelbau 
in Frage. Der ostelbische Landwirt muß sie bauen, gleichgültig wie 
die Lage des Marktes ist, wenn er den leichten Boden überiiaupt 
intensiv bewirtschaften will. 

VIU. Kartelle in der Form landesreditlidier Genossenschaften. 
In der vom Reichsamt des Innern bearbeiteten Statistik finden 
sich außer den Kartellen, die sich in den Formen des Reichsgesetzes 
betr. die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften v. i. Mai 1889 
organisiert haben, auch solche, die als landesrechtliche Genossen- 
schaften begründet worden sind. Nach Art 67, 75, 83 und 113 des 
Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch bleiben die landes- 
gesetzUchen Vorschriften über das Bei^-jVersicherungs- und Agrar- 
recht und die Waldgenossenschaften von den Bestimmungen des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs unberührt Sofern nach den geltenden 
Partikulargesetzen für diese Rechtsgebiete besondere Normen vor- 
geschrieben sind, würden sich einschlägige Kartelle auch diesen ent- 
sprechend organisieren können. Aber auch das Reichsgenossen- 
schaftsgesetz hat nicht ausschließliche Greltung, da man die bereits 
vor dessen Erlaß bestehenden Genossenschaften nicht gezwungen 
hat, sich darunter zu stellen. So bestehen in Ba3^em zur Zeit noch 
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fünf registrierte Genossenschaften nach dem ba3rrischen Grenossen- 
scfaaftsgesetz vom 29. April 1869« auf welche das Reichsg^ossen- 
schaftsgesetz kdne Anwendung findet, Von den in der Form landes- 
rechtlicher Grenossenschaften begründeten Kartellen intere^ert be- 
sonders das deutsche Bucfahändlerkartell in Leipzig. Nach der 
Denkschrift') hat sich der Börsen verein deutscher Buchhändler gegen 
die Aufnahme in die Statistik verwahrt, da er kein Kartell sd. Die 
Reichsregierung hat ihn trotzdem als solches betrachtet, da er zweifel- 
los eine Vereinigung sdbstätiger Unternehmer sei, deren Zusammen- 
schluß den Absatz und den Preis der Waren bednflusse. Aller- 
dings erkennt auch die Rdchsregierung an, daß seine wirtschaftliche 
Tätigkeit unter Berücksichtigung des Charakters der Ware d. h. des 
Buches, sowie die bei der Preisbemessung und dem Absatz bestehenden 
GHrundsätze eine besondere Würdigung beanspruchen. Das deutsche 
Buchhändlerkartell ist am 25. September 1887*) ins Leben getreten, 
durch die Annahme der seitens des Börsenvereins-Vorstandes vor- 
geschlagenen Statuten, nach welchen sich die Verleger verpflichten 
Schleuderen! Bücher entweder gar nicht, oder nur mit beschränktem 
Rabatt zu liefern. Ob jedoch Schleudere! voriiegt, wird nach den 
durch die einzelnen Lokal- und Kreisvereine, die von Sortimentem 
gdbildet werden, für ihr Grebiet aufgestellten Verkaufsnormen be- 
urteilt. Durch diese Bestimmungen hat der Buchhändlerbörsenverein, 
der bis dahin ein bloßer Fachverband zur Vertretung der Gesamte 
Interessen des deutschen Buchhandels war, den Charakter eines 
Kartells angenommen, da durch sie zweifellos der Absatz und der 
Preis der Bücher bednflußt wird, denn die Verleger bestimmen die 
Bücherpreise und geben allen Sortimentem prinzipiell gleichen 
Rabatt Völlige Lieferungssperre, sowohl für Mitglieder als auch für 
Nichtmitglieder kann das Kartell nach Ansicht des Reichsgerichts, 
der durchaus beizustimmen ist, nicht verhängen. In seinem Urteil 
vom 5. Juli 1890 führt es aus: »Ein solches System der öffentlichen 
Sperrung des Geschäftsverkehrs eines Gewerbsgenossen wäre mit der 
Rechtsordnung unverträglich, eben weil es auf einer Geltendmachung 
unberechtigten Zwanges gegen alle in Betracht kommenden In- 
teressenten beruhe. Es würde zum Ausdruck bringen, daß in Wahr- 
heit der BOrsenverein in Bezug auf die Durchführung eines nach 
seiner Auffassung im Gesamtinteresse liegenden Geschäftsgrundsatzes 
eine Zwangs- und Strafgewalt über die sämtlichen Gewerbsg^nossen 
gleich einer Zunft beanspruche. Eine solche kann einer lediglich 

>) Denkschrift I. TeU S. 6i. 
^ Pohle: a. O. S. 504. 



Digitized by Goog' 



- 56 - 



auf freier Vereinbarung beruhenden Genossenschaft, der weder Ge- 
setz voch Privileg die Wahrnehmung allgemeiner Interessen des be- 
treffenden Gewerbestandes übertragen haben, auch für den löblichsten 
Zweck nicht zugestanden werden.« 

Das Buchhändlerkartell ist eine lediglich im Interesse der Sor- 
timcntcr geschaffene Organisation. Sie brauchen die Untaistützung 
der Verleger, denn nur diese können gegen Schleuderer wirksam 
vorgehen. Im Gregensatz zu den Zwischenhändlern in andern Branchen 
besteht für die Sortimenter nur eine Einkaufsmöglichkeit» da nach 
unserer heutigen Rechtsordnung jeder Verleger Monopolistin den von ihm 
verlegten Werken ist Da infolgedessen Konkurrenz im gewöhnlichen 
Sinne unter den Verlegern nicht entstehen kann, besteht an sich für 
sie auch keine Veranlassung sich zu koalieren. Sie haben jedoch 
das vitalste Interesse an einem kräftigen Sortimenterstand, denn ihm 
fällt die Aufgabe zu die Bücher im Publikum bekannt zu machen 
und sie zu vertreiben, ein hohe wirtschaftliche und kulturelle Tätig- 
keit. Im Gegensatz zu vielen anderen Waren muß das Interesse an 
Büchern im Publikum erst geweckt werden, man mu£ sie ihm vor- 
legen. Die Sortimenter wären aber ohne Unterstützung der Verleger 
nicht im Stande diese Aufgabe zu erfüllen, denn sie würden nicht 
Lagerbestände in dem heutigen Umfang unterhalten können, wenn 
die Grundlage des Verkehrs zwischen ihnen imd den Verlegern das 
Bargeschäft wäre. Im Gregensatz zum englischen und französischen, 
hat der deutsche Buchhandel usancemäßig eine Institution ausge- 
bildet, durch welche es ermöglicht wird, daß jede Neuersch^nung 
auf dem Büchermarkt dem Publikum auf die praktischste und zugleich 
billigste Art bekannt gemacht wird. Es ist das Konditionsgeschäft 
»dessen Wesen darin besteht, daß der V^leger von den in seinem 
Volag ersdiein^den Werken dem Sortimenter eine gewisse Anzahl 
imter der Bedingung zur Verfügung stellt, sie bei nicht erfolgtem 
Verkauf in der dem Lieferungsjahr folgenden Buchhändlermcsse an 
ihn zurückgeben zu dürfen.«^) Sehr richtig bemerkt Pohle, daß das 
Wesen des Konditionsgeschäfts nicht mit dem Kommissionshandel 
identisdh sei, viel eher ließe sich das Verhältnis zwischen Sortimenter 
und Verleger dem eines Schuldners zu seinem Gläubiger vergleichen. 
Aber es besteht nicht nur Änlichkeit mit diesem Veiliältnis» sondern 
tatsächlich hat der Verleger dem Sortimentcr gegenüber die Stellung 
eines Verkäufers zum Käuf^. Es ist zwischen ihnen ein Kauf zu 
Stande gekommen unter der conditio resolutiva des Waterverkaufs bis 



*) Pohle: a. «. O. S. 464. 
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zur nacbaten Ostennesse. Da der Sortimenter den Prds aber auch 
nicht vor diesem Zeitpunkt bezahlt, hat der Verleger ihm gegenüber 
natQilicfa auch die Stellung eines Gläubigers zum Schuldner. 

Vom wirtschaftlichen, wie vom kulturellen Standpunkt verdient 
die Organisation des deutschen Buchhandels hohe Anerkennung. 
Wenn man audi Pohle darin bestimmen muß, daB die Geschäfts» 
Prinzipien, die dem deutschen Buchhandel seine Eigenart verieihen, 
nicht auf dem Wege freiwilliger Vereinbarung, sondern daB sie gleich- 
sam von selbst aus der Natur des voriiandenen Bedürfnisses heraus, 
allgemeine Geltung erlanget haben, daß sie nicht ^Iom, sondern <p'6a» 
entstanden sind, so muB doch daran festgehalten werden, daB die 
Organisation des BuchhAndlerkartells auf der Annahme der Statuten 
vom 25. September 1887 beruht, insowdt also vertragsmäBig zustande 
gekommen und eine Vereinigung von bis dahin im Konkurrenzkampf 
stehenden Unternehmern ist, durch welche der Vertrieb und der Preis 
der Bücher beeinflußt wird. Der Charakter als Kartell wird auch 
dadurdi nicht beeinflußt, daß sich die Verleger mit den Sortimentem 
in einer Organisation zusammengeschlossen haben, denn neben den 
horizontalen, bestehen heute schon vertikale Kartelle auch in anderen 
Branchen, z. B. in der Eisen- und chemischen Industrie. Die Zukunft 
wird noch mehr denjenigen Kartellen gehören, in welchen die Roh- 
stof^firoduzenten mit denen der Halb- und Fertigfabrikate oder mit 
den Händlern koaliert sind. 

Diese Varietät der Formen, in welchen sidi Kartelle organiäeren, 
wdst darauf hin, daß die Einführung dnes typischen Normalkartdls, 
wie Rundstdn empfiehlt, der größte Fehler wäre, den der Gesetz- 
geber bei der rechtlichen Regelung des Kartellwesens überhaupt 
machen könnte. Die äußere Form richtet sidi heute im wesentlichen 
nach der inneren Organisation des Kartells, eine einheitliche Rechts- 
form würde dagegen ihr dgentliches Wesen noch mehr verdunkeln. 

n. Absohnitt. Kartelle als Vereinbartmgeii oder Vereini- 
gangeiL der beteiligten Unternehmer mit einem dritten 
Wirtedbafte- oder Reohtssabjekt 

L Kapitel Die Reditsnatur des dritten Wirtsdiafts- bezw. Redits- 

Subjekts. 

Allein nicht nur in der Form von losen Verträgen, von Gres^- 
schaften, nicht rechtsfähigen und rechtsfähigen Vereinen des bürger- 
lichen Rechts, von offenen Handelsgesellschaften, Aktiengesellschaften, 
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Gesellschaften mit beschränkter Haftung und Genossenschaften haben 
sich Kartelle organisiert, sondern die Bindung des Willens der ein- 
zelnen Teilnehmer ist auch in der Weise erfolgt, daß sie sich nicht 
untereinander,sondem gegenflbereinem dritten Wirtschaft»- oder Rechts- 
subjekt zur Befolgung der KarteUstatuten verpflichtet haben. Ent- 
weder treten sie diesem dritten Wirtschaftssubjekt einzeln, durch Ab- 
schluß gleichlautender stereotyper Lieferungsverträge, oder geschlossen 
als Einheit g^fenflber. Dieser außenstdiende Dritte ist gewöhnlich 
Rechtsträger des Kartells und vertritt es nach außen gegenüber den 
Kunden. Bei dominierender Stellung eines Untemdmiens in einer 
Branche überträgt man ihm die Geschäftsführung des Kartells. Die 
Statuten eines solchen Verbandes hält man gewöhnlich gdieim, denn 
aus ihnen würden die Interna der führenden Finna zu sehr ersicht- 
lich sein. In dieser Form ist z. B. das Syndikat deutscher Soda- 
fabriken begründet Nach innen besteht unter den Teilnehmern 
eine Gesdlschaft bürgerlichen Rechts^ die GreschäftsfOhrung dagegen 
wird durch die eingetragene Firma des Geh. Kommerzienrats Wessel 
in Bemburg besorgt Ahnlich liegen die Verhältnisse bei der Ver- 
einigung Rheinisch-westfälischer Schwefelsäure-Produzenten, auch hier 
hat man den Verkauf dner Firma der Verdnigung ikbertragen. Hat 
eine Firma in verschiedenen Branchen eine fährende Stellung inne, 
so besorgt sie bisweilen die Geschäfte mehrerer KarteUe. Die Deutsche 
Gold- und Silberscheideanstalt, vorm. Rößler zu Frankfurt a. M. ist 
Leiterin der Konvention der Kali-Blutlaugensalzfabrikanten, der Kon- 
vention für Chinin und Chininsalze und der Konvention der Cyan- 
kaliumfabrikanten. Bei dem letzten Kartell besteht nicht einmal ein 
Vertrag, welcher die Rechte tmd Pflichten der einzelnen Kartell- 
teilnehmer und der Verkaufsstelle lunschreibt Die Art, wie diese Firma 
die Rechnung seit Jahren führt, wird von allen Beteiligten als Grundlage 
der Vereinigung anerkannt^). 

öfter als einer derselben Branche angehörenden Firma oder dnem 
sonstigem Geschäftshaus haben Kartelle dnem Bankhaus den Ver- 
kauf ihrer Produkte oder dessen Vermitdung übertragen. So befindet 
sich das Weißblechverkaufskontor beim Bankhaus J. H. Stdn in 
Cöln und die Verkaufsstelle deutscher Drahtseilfabrikanten beim 
A. Schaafhausenschen Bankverdn in Cöln. Dieser errichtete im 
Jahre 1899 im Anschluß an den eigenen Betrieb dn Syndikatskontor, 
dessen Zweck aus seiner Rechtfertigung im Jahresbericht des Bank- 
vereins (pro 1899) hervorgeht: »Aus Anlaß einer Anregung, wdche 
seitens des Verbandes deutscher Drahtseilfabrikanten gegen Ende 

>) Denksduift I. Teü S. 123. 
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des Geschäftqahres an uns gelangte, die Funktionen des Verkaufs- 
bureaus bezw. der Abrechnungsstelle dieses Verbandes in der Weise zu 
übernehmen, daß wir auch Rechtstrflgerin dieses Verbandes nach 
auBen sein würden, haben wir, um fCkr die Übernahme derartiger 
Funktionen eine besondere Stelle zu haben, eine G. m. b. H. unter 
der Firma iSyndikatskontor des A. Schaafhausenschen Bankverdns 

G. m. b. H.< mit i Million Mark Kapital errichtet, deren Auf- 
gabe es sein wird, die Vertretung industrieller Verbände und S3mdi- 
kate in jeder Form zu übernehmen, namentlich auch als Kommissionflrin 
im Sinne des H.G.B. die Funktionen der Verkaufsstelle und Ab- 
rechnungsstelle von industriellen Verbänden und S3mdikaten zu fiber- 
nehmen. Die Gesellschaft kann demgemäß namentlich die bezüg- 
lichen Vertragsgeschäfte mit dritten im eigfenen Namen, wie audi 
für Rechnung der Verbände, die sie vertritt, abschließen. Für die 
Führung der Greschäfte der Syndikate kann die GeseUschaft den 
Beamten dieser Syndikate Handlungsvollmacht im Sinne des § 54 

H. G.B. geben. Der Sitz der Gresellschaft ist Cöln; sie kann aber 
• auch Zweiganstalten an beliebigen anderen Orten errichten. Das 

Syndikatskontor hat sdne Organisation durch einen bezüglichen 
Vertrag dem Verband deutscher Drahtseilfabrikanten zur Verfüg^ing 
gestellt und hoffen wir, daß durch die Erleichterung, welche 
diese Organisation für derartige Vereinbarungen bietet, das 
Zustandekommen solcher nützlichen Verbandsbikiungen überhaupt ge- 
fordert wird^).< 

Bisweilen vertritt ein Bankhaus auch mehrere Kartelle, so be- 
findet sich bei der Firma Delbrück, Leo & Co. in Berlin sowohl die 
Verkaufsstelle des Verbandes deutscher Drahtwalzwerke, als auch die 
des Verbandes deutscher Drahtstiftfabriken. 

Grerade diese Form der Kartellierung scheint uns äußerst 
zukunftsreich zu sein, sie würde den Kartellen bleiben, wenn man 
die Koalition der Unternehmer beschränken würde. Denn ein in 
dieser Weise organisiertes Kartell tritt überhaupt nicht in die Öffent- 
lichkeit Bei Grunzel*) finden wir ein typisches Beispiel für diese 
Organisationsform. Die k. k. Osterrdchisdie Länderbank schließt mit 
jedem Einzeluntemefamer separate Verträge folgenden stereotypen 
Inhalts ab: 

Ziff. I. Nachdem wir uns schon seit längerer Zeit mit der kommis- 
sionsweisen Vertretung von Syrupfabriken befassen und durch die 
von uns hie rzu geschaffene Organisation ganz besonders befähigt er- 

^) Jeidels: DasVerh&ltnis der deutschen Großbanken zur Industrie. Leipzig 1905,8. 257. 
^ Grnnzel: m. a. O. S. 263. 
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scheinen Ihnen den bestmöglichen Absatz Ihrer Produkte zu vennittdn, 
flbertragen Sie uns hierdurch ausschlieBlicfa, und übernehmen wir von 
Ihnen die kommissionsweise Besorgung des VerkauÜB ihrer sAmtlidien 
Erzeugfnisse an Stärkes3mip und festem Stflrkezucker. 

. . . Zifl 8. Mit Racksicht auf den Umstand, daB wir auch 
andere Syrupfabriken kommissionsweise vertreten, bedingen Sie sich 
und haben wir uns verpflichtet, daß von unseren Gesamtverkäufen 
in den gegenständlichen Artikeln mindestens ein AnteQ per ... % 
in Worten .... Prozent auf Sie enfallen muß . . . 

. . . Ziff. i6. Alle Pflichten und Rechte aus diesem Oberein- 
kommen gehen auch an Dune Rechtsnachfolger über und verpflichten 
Sie sich, Ihre Rechtsnachfolger, Erben, Käufer oder Pächter zum 
Eintritte an Ihrer Stelle und zur Fortsetzung dieses Obereinkommens 
bindend zu verpflichten.c 

Da bei dieser Organisationsform zu der den Kartellen an sich 
innewohnenden Macht aber noch die Kapitalkraft des führenden 
Bankhauses zur Bekämpfung der Konkurrenz hinzutritt, erscheint 
gerade sie für den Gresetzgeber besonderer Beachtung wert 

Eine weitere Form der Kartellierung durch Verträge der Kartell- 
teilnehmer mit einem dritten Rechtssubjekt beruht darauf, daß die 
kartellierten Unternehmer nur ein Organ ihres Verbandes, z. B. die 
Verkaufsstelle mit selbständiger Rechtsfähigkeit ausgestattet haben. 
Diese Organisationsform ist nicht mit der von uns oben (S. 32 fL) 
geschilderten, bei welcher der Verband als solcher die Rechte einer 
juristischen Person besaß, zu identifizieren. Denn ist nur die Ver- 
kaufsstelle in der Form einer handelsrechtlichen Gesellschaft organi- 
siert, so betreibt sie ein Erwerbsgeschäft, wahrend, wenn die Kartell- 
teilnehmer eine Korporation begründet haben, die Verwertung resp. 
der Vertrieb der von den Mitgliedern gelieferten Produkte gemein- 
schaftlich erfolget Dem mit selbständiger Recfatsfähigk^t aus- 
gestatteten Organ, welches nicht nur Verkaufs- sondern auch Ein- 
kaufsstelle, wie bei der Alteisen-Vereinigung oberschlesischer Hütten- 
werke') sein kann, stehen die Kartellteilnehmer wiederum ut 
sing^ oder als Vereinigung gegenüber imd zwar in allen 
Formen, wie wir sie (oben S. 22 ff.) geschildert haben. Bestdit 
neben dem rechtsfähigen Organ kein Verband der Mitglieder, so 
bildet ihre prozentuale Beteiligung an der Gesam^ahresmenge der 
von dem Organ zu erwerbenden bezw. zu veräußernden Produkte, 
die Grundlage für ihre Rechte und Pflichten gegenüber dem Kartell 



Denkidirif t I. TeU S. 8« Na 8. 
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Im übrigen bedarf es zu Mauer Organisation nur noch der Fest- 
stellung eines Nonnaltypua für die einzelnen Lieferungsverträge, 
welche zwischen dem Organ und den einzelnen Kartellteilnehmem 
geschlossen werden. Steht aber der Verkaufsstelle noch eine Orga- 
nisation der Mitglieder gegenüber, so müssen erstens ihre Beziehungen 
zu einander, zweitens die der Mitglieder unter sich und endlich noch die 
Rechtsverhältnisse der organisi^en Verkaufsstelle untersdiieden 
werden. Schwierigkeiten können sich ergeben, w^n Organe der 
Va'kaufsstelle zugleich als solche der Mitglicxiervereinigung fungieren, 
da sie in diesem Falle Vertreter beider sein können. Ein Vertreter 
darf aber im Namen des Vertretenen mit sich, als Vertreter eines 
Dritten, ein Rechtsgeschäft nur vornehmen, wenn es ausschließlich 
in der Erfüllung einer Verbindlichkeit besteht, soweit ihm nicht ein 
anderes gestattet ist. Zweifellos wird ihm das erlaubt sein, wenn 
die Verkaufsstelle als Organ der Mitgliedervereinigung anzusehen ist, 
allerdings wird sie in diesem Fall wohl nur selten mit selbständiger 
Rechtspersönlichkeit ausgestattet sein. 

II. Kapitel. Weiche Rechtsverhältnisse bestehen zwischen dem dritten 
ReditS' oder Wirtsdiaftssubjckt und den einzelnen Unternehmern resp. 

dem Unternehmer verband? 
Das Reichsgericht hat in seinem Urteil vom 19. Februar 1901 
über das Rechtsverhältnis des Rheinisch-westfälischen Kohlensyn- 
dikats zu den beteiligten Zechenbesitzem ausgeführt: Um den Ver- 
kauf von Kohle gemeinsam zu bewirken, hätten die Zechenbesitzer 
nicht die Organe ihrer Gemeinschaft gewählt, sondern sie seien mit 
der Aktiengesellschaft Rheinisch -westfälisches Kohlensyndikat in Ver- 
bindung getreten, welche die Verwertung Obemommw und ohne an 
Selbständigkeit ihrer rechtlichen Existenz zu verlieren, vertraglich eine 
einem Organ verwandte Funktion erhalten habe. Wir halten diese 
Auffassung für irrtümlich. Das Rlieinisch-westfälische Kohlensyndikat 
würde lediglich als Organ der Vereinigung der Zechenbesitzer an- 
zusehen sein, wenn der Gegenstand seines Unternehmens allein den 
Vertrieb der von den beteiligten Zechenbesitzem gefördertf 11 Produkte 
umfaßte, in Wirklichkeit ist aber nach § 2 (Gegenstand des Unter- 
nehmens ganz allgemein der An- und Verkauf von Kohlen, der Er- 
werb von Grubenfeldern und l^(Ttr^^<'^ks^u^teilen, der Betrieb von 
Unternehmungen aller Art, die auf die Lagerung, den Absatz und die 
Beförderung von Bergwerksprodukten gerichtet sind, sowie die Be- 
teiligung an solchen Unternehmungen. Diese Betätigung der Aktien- 
gesellschaft bezeichnet auch ihr Vertrag (§§ 6 ff.) mit den zum Syn- 
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dikat gehörigen Zechen, sowie zwischen den letzteren unter einander 
als >weiteren Gegenstand des Untemdunens«. Da das Syndikat sich 
demnach in verschiedenster Weise am Wirtschaftsleben betätigt 
können auch die von ihm abgeschlossenen Verträge nicht schonatisch 
behandelt werden. So besteht seine wirtschaftliche Tätigkeit zum 
Teil in der Vermittlung des Verkaufs der von den beteiligten Zechen- 
besitzem ihm zur Verfügung gestellten Kohlen, Koks und Briketts 
an Dritte. Das Syndikat verkauft gewerbsmäßig d. h. mit der Tendenz 
aus dies^ Tätigkeit dauernd Gewinn zu ziehen, im eigenen Namen, 
aber für fremde Rechnung, denn was es über die Verrechnungispreise 
hinaus im unbestrittenen Absatzgebiet tatsächlich erzielt, verbleibt der 
liefernden Zeche und wird ihr monatlich gutgeschrieben. Jeder Zecfaen- 
besitzer ist auch allein für die gfute vorschriftsmäßige Lieferung der 
vom Sjmdikat angekauften Mengen und Sorten verantwortlich. § 5 
Ziff. 4, $^). Das Reichsgericht glaubt den Vertrag zwischen dem 
S3mdikat und den vereinigten Zechenbesitzem deshalb nicht ab 
Kommissionsgeschäft auffassen zu dürfen, weil er seine wesentliche 
Bedeutung durch den Zusammenhang mit dem Vertrage zwischen 
den Zechenbesitzem untereinander und der Gresamtheit derselben und 
der AktiengeseUschaft eriialte. Auch hier sind wir nicht in der Lage 
dem Reichsgericht zuzustimmen, zwar können die Beziehungen des 
Syndikats zu den einzelnen Zechenbesitzem nicht durch Auftrags- 
widemif aufgdioben werden, aber nidit deshalb, weil kein reines 
Kommissionsgeschäft zwischen ihnen besteht, sondern lediglich weil 
sich die einzelnen Zechenbesitzer unter einander verpflichtet haben 
diesen Auftrag nicht zu widerrufen. Gegen das Kommissaonsver- 
hältnis kann auch nicht eingewendet werden, daß die Preise, welche 
in bestrittenem und noch zu erwerbendem Gebiete erzielt werden, 
nicht der liefernden Zeche, sondern dem Syndikat zu gute kommen. 
In diesem Fall handdt es sich eben gar nicht um den regelmäßigen 
Kommissionsvertrieb, sondern um eine von diesem ganz heterogene 
wurtschaftUdbe BMtigfung des Syndikats, die Bdcämpfung der Kon- 
kurrenz im bestrittenen Absatzgebiet*). Das Reichsgericht und mit 
ihm Rundstein*) haben sich m. £. dadurch urefOhren lassen, daß zu 
den Pflichten der sich beteOigenden Zechenbesitzer auch die gehört, 
eine der Förderung eines jeden entsprechende Anzahl Aktien des. 
S3nndikats zu erwerben, wodurch eine Übereinstimmung in dem Mit- 
gliederbestand der Zechenbesitzoivereinigung und des Syndikats her- 

I) Denkidirift AnL B. S. 6. 
*) Vgl. audi § 13 des Vertnees. 
*i Rundstein: a. a. O. S. 29. 
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beigefOhrt worden ist Diese Übeieiiistiiiiinung der beteiligten Wirt- 
schaftssulijelcte muß aber das Syndikat nicht notwendig in ein Organ- 
verhältnis zur Vereinigung der Zechenbesitzer herabdrQcken, viel- 
mehr besteht zwischen beiden ein reines Kommissionsverhaltnis, in- 
soweit allerdings nur, als es sich um den regelmäßigen Vertrieb der 
syndizierten Produkte handelt Daß die Verkaufsstelle nur als Organ 
eines Kartells auftreten kann, ist natOrUch nicht zu bestreiten. Gerade 
in dem Falle, wo die Kartellteilndmier nur die Verkaufsstelle mit 
selbständiger Rechtsfähigkdt ausgestattet haben, werden oft ihre Be- 
ziehungen zum Kartell so aufzufassen sein. Ein reines Kommissions- 
verhfilttus dagegen besteht regelmäßig zwischen den Kartdlmitgliedem 
und der Veikaufsstelle, wenn diese bei emeai Bankhaus begründet 
Ist So ist die Firma DdbrOck, Leo & Co. in Berlin Verkaufs- 
kommissionärin des Verbandes deutscher Drahtstiftfabriken und die 
Osterreichische Länderbank besorgt die kommissionsweise Vertretung 
von Synipfobriken*). Im ersteren Fall st^t dem Bankhaus das 
Kartell als Verband, im letzteren die einzelnen Unternehmer ut sin^ 
guli g^enüber. 

In den meisten Kartellstatuten ist einfach auf die gesetzlichen 
Voiachriften Aber das Kommissionsgeschäft verwiesen, ohne daß auf 
das Recbtsvechältnis an sich eingegangen wird. Bisweilen bedurfte 
es jedoch besonderer Bestimmungen, wenn man die Verkaufsstelle 
mit weitergehenden Rechten ausstatten wollte. So ist das Bankhaus 
Delbrück, Leo & Co. in Berlin nicht nur Verkaufskommissionärin, 
sondern auch Rechtsträgerin des Verbandes deutscher Drahtstift- 
fabriken, insbesondere seinen Mitgliedern gegenüber. Sie nimmt 
diese Rechte in allen Arten von gerichtlichen und außergerichtlichen 
Steitigkeiten wahr. Audi nach außen vertritt sie das Kartell, jedodi 
mit der Modifikation, daß, wenn sie aus einem Lieferungsgeschäft 
verklagt wird oder klagen muß, das Mitglied, welches die strittige 
Deferung besorgt hat, die ergehende gerichtliche Entscheidung in 
seinem Verhältnis zur Verkaufestdle gegen sich gelten lassen muß, 
sofern ihm diese, soweit zulässig, den Streit verkündet hat*). 

Schließt die Verkaufsstelle die Greschäftc nicht im eigenen Namen, 
sondern in dem des Kartells oder der einzelnen beteiligten Unter- 
nehmer ab, oder vermittelt sie sie nur, so hat sie die Rechte und 
Pflichten eines Handlungsagenten im Sinne des § 84 ff. H.G.B. Recht- 
liche Beziehungen dieser Art bestanden zwischen der als Gesellschaft 
mit boschränkter Haftung konstituierten Greschäftsstelle des Verbandes 

*) Grunsel: «. a. O. S. 363 Ziff. 4, St ^ iS« 
^ Denladirift I. Teil, Anlage S. 169 § 7a Z.P.O. 
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deutscher Grobblech-Waizwerke in Essen und den Mi^liedem dieses 

Verbandes*). 

Zwischen der Verkaufsstelle und den beteiligten Untanehmern 
kann femer ein Gcsellschciftsverhältnis bestdiien, wenn sie sidi gegen- 
seitig verpflichtet haben, die Erreichung eines gemeinsamen Zweckes 
in bestimmter Weise zu fordern. § 705 B.G.B. Das Reichsgericht 
hat sidi in einem Urteil vom 4. Januar 1905 sehr richtig dahin aus- 
gesprochen, daß zwischen der Aktiengesellschaft Nordwest-Mittel- 
deutsches Portlandzcmentsyndikat und den beteiligten Zementwerk- 
besitzem rechtliche Beziehungen dieser Art bestünden. Auch das 
Syndikat sei Gesellschafter, denn es verfolge auch mit d<nn Vertrage 
diese gemeinschaftlichen wirtschaftlichen Ziele für Rechnung der 
hinter ihr stehenden, mit den übrigen Kontrahenten identischen 
Aktionäre^. Namentlich dann wird aber ein Gesellschaf tsverhältnis 
zwischen der Verkaufsstelle und den beteiligten Unternehmern be- 
stehen, wenn diese bei einem derselben Branche angehörenden Gre- 
schaftshaus eingerichtet ist 

Bisweilen wird das zwischen der Verkaufsstelle und dem Kartell 
bestehende Rechtsverhältnis aber auch verschleiert. In einer überaus 
großen Anzahl von Statuten findet sich, wie beim rheinisch- west- 
fälischen Kohlensyndikat die Vorschrift, daß die Verkaufsstelle den 
Kartellteilnehmerii ihre gesamte Produktion abkauft Durch diese 
Bestimmung wird der Anschein erweckt, als ob zwischen dem Kartell 
und der Vcrkaiifsstelle Rechtsverhältnisse wie zwischen Käuf^ und 
Verkäufer bestünden, tatsächlich ist das Verhältnis aber in manchen 
Fällen als fiduziarisches Kommissionsgeschäft, in anderen als Gt\sell- 
schaftsverhältnis anzusehen. Allerdings gibt es auch Kartelle, bei 
welchen die Verkaufsstelle als tatsächliche Käuferin der gesamten 
Produkte der beteiligten Unternehmer auftritt; es handelt sich um 
die höchste Form der Kartellienmg und zwar insofern, als dem Unter- 
nehmer nur noch die Produktion bleibt, während ihm der Vertrieb 
der Waren abgenommen ist Ökonomisch bedeutet diese Organisation 
eine Vorstufe zum Trust. 

Zwischen der Verkaufsstelle und dem Kartell bezw. dessen ein- 
zelnen Teilnehmern können demnach folgende rechtlichen Beziehungen 
bestehen: Die Verkaufsstelle ist entweder Organ, llandlungsagentin 
oder Kommissionärin, sie befindet sich mit dem Kartell in einem 
Gesellschaftsverhältnis oder sie steht ihm als Selbstkäuferin gegenüber. 



Denkschrift I. Teil S. 93. 
Denksdirift n. Teil S. 135. 
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m. Kapitel Die in der Literatur vertretenen Ansichten. 

In der Literatur werden wesentlich verschiedene Ansichten von 
unsern oben detailliert<'n vertreten. Unter allen Schriftstellern herrscht 
eine vollkommen gleiche, allerdings m. E. falsche Auffassung über 
das zwischen dem Kartell und der Verkaufsstelle bestehende Rechts- 
verhältnis. MenzeP), dessen Ansicht sich die meisten Schriftsteller 
anschließen, unterscheidet folgende Variationen: 

1. Die Verkaufsstelle hat die Stellung eines Agenten oder Ver- 
mittlers, 

2. die Verkaufsstelle .schließt das (ieschäft zunächst im Namen 
des Verbandes ab, hat jrdoeh das Recht den Kauf mit 
allen Rechten und Pflichten auf ein einzelnes Verbands- 
mitglied zu übertragen, 

3. die \'rrkaufs.stelle ist Vertreterin des Vt rbandes, sie ist ein 
bloßes ( )rgan und entbehrt jeder Selbständigkeit, 

4. die Verkaufsstelle ist Kommissionärin. 

Diese Klassifikation ist weder richtig, noch vollständig. Be- 
trachten wir zunächst die unter Ziffer 3 genannte Spielart: Die Ver- 
kaufsstelle kann nicht zugleich Vertreterin und bloßes Organ des 
Verbandes sein, ist sie nur letzteres, so kann sie allerdings jeder 
Selbständigkeit entbehren, ist sie dagegen Vertreterin des Verbandes, 
so ergeben sich für sie dieselben R(>chte und Pflichten, wie wenn sie 
die unter Ziffer i genannte Vermittlerrolle spielt, in beiden Fällen 
hat sie die Stellung emo^ Handlungs£iu;enten im Sinne des § Ö4ff. 
H.G.B. Als solcher entbehrt sie aber durchaus nicht jeder Selb- 
ständigkeit, vielmehr ist sie selbständiger Kaufmann kraft (lesetzes. 
§ I Abs. 2 Ziff. 7 H.(t.B. Schließt die Verkaufsstelle aber das Ge- 
schäft zunächst im Namen des Verbandes ab und überträgt sie den 
Kauf dann mit allen Rechten und Pflichten auf ein einzelnes Ver- 
bandsmitghed. so kann zwischen ihr imd den koalierten Unternehmern 
nur ein Gesellschaftsverhältnis bestehen. 

Auch die Liefmannsche Klassifikation ist m. E. unrichtig^), ür 
unterscheidet die Verkaufsstelle als: 

a) blof^e Vermittlerin oder 

b) Stellvertreterin 

a) der Verband ist vc^rpflichtet. 

ß) die Verkaufsstelle ist verpflichtet. 



*) Mensel: «. «. O. S. 8. 

•) Uefmann: a. a. O. S. 100. 
Abhandlungra d. »taatsw. Seminars z.Jena, Bd. VH, Heft i. 
Bauch, Die Recbtefonn der Kartelle. 
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c) die Verkaufsstelle ist Kommissionärin, 

d) sie ist Käuferin der gesamten Produktion. 

Eine irrige Auffassung vom Wesen des Delkredere scheint 
Liefmann zu diesem Schema verleitet zu haben, denn die haupt- 
sächlichen Unterscheidungsmerkmale zwischen den einzelnen Klassen 
findet er darin, wer das Delkredere trägt. Unter Delkredere versteht 
man nach richtiger Ansicht das Einstehen für die Erfüllung der Ver- 
bindlichkeit eines Dritten (§ 394 H.G.B.). Liefmann scheint jedoch 
anderer Meinung zu sein, wenn er ausführt: *Die Verkaufsstelle ist 
bloßer Vermittler, jeder Unternehmer ist verpflichtet und trägst allein 
das Delkredere. : Der Unternehmer ist Selbstkontrahent des Ver- 
trages, deshalb haftet er für dessen Erfüllung. Irgendwelche Ver- 
pflichtung eines Dritten ist hier überhaupt nicht begründet worden, 
infolgedessen kann er auch nicht für ihre Erfüllung einstehen. Auch 
bestehen dieselben rechtlichen Beziehungen, wenn die Verkaufsstelle 
Stellvertreterin, wie wenn sie \'ennittlcrin ist, in beiden Fällen hat 
sie, wie wir schon ausführten, die juristische Stellung eines Hand- 
lungsagenten. Ebenso ist die Trennung in die Lf^nterabteilungen, daß 
bald der Verband und bald die Verkaufs.stelle verpflichtet wird, 
durchaus unwesentlich, sogar falsch, denn niemals wird der Vertreter, 
sondern stets nur der VertretcMie verpflichtet. Der Ilandlungsagent 
hat auch nicht ohne weiteres das Delkredere, er muß es vielmehr 
erst vom (reschäftsherrn kraft besonderen N'ertrags erhalten, andern- 
falls hat dieser die (jcfahren für dii^ Erfüllung d^ Kaufkontrakts 
seitens des Getrenkontralientcn zu tragen. 

Die Liefmannsche Einteilung wird \ (in Land(\sberger repro- 
duziert, ihr folgt auch im wesentlichen Grunzel*). An die Menzelsche 
Klassifikation schließt sich Kundstein *) an, auch er verfällt in den 
Fehler, die Verkaufsstelle, wenn sie Vertreterin ist, als unselb- 
ständiges, wenn sie dagegen Kommissionärin ist, als selbständiges 
Organ aufzufassen. Besonders unrichtig ist seine Auffassung aber 
von der Rechtstellung der Verkaufsstelle als Stellvertreterin. Nach 
seiner Ansicht soll sie die Rechte eines Prokuristen haben. Ganz 
abgesehen davon, daß Prokurist offenbar nur physische, nicht aber 
auch juristische Personen sein können, ermächtigt die Prokura zu 
allen Art<'n von gerichtlichen und aul'eryerichtlichen (reschäften und 
Rechtshandlungen, die dir Betrieb eines llandelsgewerbes mit sich 
bringt § 49 H.G.B. Eine Beschränkung des Umfangs der Prokura 

') Laadetberger: a. a. O. S. 316. 

•) Grunzel: a. a. O. S. 89ff. 
') Rundstein: a. a. O. S. 31. 
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ist dritten gegenaber unwirksam, dies gilt insbesondere von der Be- 
schrankung, daß die Prokura nur für gewisse Geschäfte oder gewisse 
Arten von Geschäften ausgeübt werden solL § 50 H.G.B. Daß der 
Verkaufsstelle niemak so weitgehende Rechte eingeräumt werden, 
bedarf wohl keiner weiteren Ausführung. Nicht die Stellung eines 
I^kuiisten, sondern die eines Handlungsbevollmächtigten im Sinne 
des § 54 H.G.B. könnte die Verkaufsstelle innehaben. Allein nur 
physische, nicht auch juristische Personen, als welche die Verkaufs- 
stetten meist organisiert sind, stehen in solchen rechtlicfaen Be- 
zidiungen 2um Gieschäftsherm. 

Richtiger Ansicht nach eigeben sich vielmehr folgende Variationen 
in den Beziehungen der Verkaufsstelle zum KarteU b^w. den einzelnen 
TeQnehmean: Die VerkaufssteUe kann Organ, Handlungsagentin, Kom- 
missionärin oder Gesettscfaafterin sein. Sie kann aber auch als Selbst- 
käuferin der gesamten Produktion des Veri)ande8 oder seiner Mit- 
glieder auftreten, zu dieser Organisation bedarf es einer starken Kapital- 
kiaft Die von den Kartellen mit juristischer Persönlichkeit ausge- 
statteten Verkaufsstellen besitzen eine solche meist nicht Naturgemäß 
wird eine Verkaufsstelle mit Abkauf der Produktion meist bd einem 
Bankhausbegründet werden. Zu dieser höchsten Form der Kart^erung 
wird man die Kartelle treiben, wenn^man ihnen zu weitg^ende 
Verpflichtungen auferlegt Um den Bedürftiissen der Syndikate zu 
entquecfaen, haben heute schon viele Banken Warenabteilungen ein- 
gerichtet, in welchen die Interessen der Kartette spezieU vertreten 
werden^). Wenn wir auch nicht der Ansicht sind, daß die Kartell- 
bewegung im allgemdnen Einfluß auf die Konzentration im deutschen 
Bankwesen gdiabt hat so ist es doch selbstverständlich, daß, ebenso 
wie ein wirksamer Konkurrenzkampf zwischen Kartellen, die ihre 
VerkaufssteUe bei derselben Bank eingerichtet haben, ausgeschlossen 
ist, auch von Verband zu Verband leicht eine Verständigung erzielt 
wird, wenn ihre Interessen von Banken vertreten werden, die auch 
ihrerseits in dnem GeseUschaftsveriiältnis zu einander stehen. Will 
man aber auch den Banken die Verpflichtung auferlegen den Staats- 
bdiörden Auskunft über ihre Geschäftstätigkeit zu erteilen (Menzel 
hat diesen Vorschlag in seinem Referat für den 26. deutschen Juristen- 
tag in Berlin 1902 hinaditlich der Tätigkeit der Banken als Konnmis- 
sionärinnen von Kartellen gemacht), so bldbt den Unternehmern als 
letztes unantastbares Organisationsmittel die Form der Lidustrie- 
aktiengesellscfaaft Bei den vom Reichsamt des Innern gfeführten 



>) Vs^ das Bdqnd S. 59. 
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Verliandlungcn Ober das Kartellwesen, haben Vertreter der Industrie 
des öfteren erklärt, daß sie ein KarteUgesetz nidit fOrditen*). Sie 
haben ja auch gar keinen Grund dazu, denn wird ihnen die Koalition 
beschränkt, so schreiten sie zur Unifikation. 

Eine ungeschickte Gesetzgebung wflrde die einzdnen Unter- 
nehmer dazu treiben sich in einer der handelsrechtlichen Gesdlsdiafts* 
formen eventueül der Aktiengesellschaft zu organisieren, d h. sich zu 
fusionieren, wenn den Kartellen zu weitgäiende Verpflichtungen auf- 
eriegt würden. Gregen wen wollte man denn vorgehen, wenn Unter- 
nehmer, die heute in dnem Kartdlverhaltnis zu einander stehen, eine 
Aktiengesellschaft gründeten und an diese ihre einzehien Unter- 
nehmimgen gegen eine dem Wert des Untemdmiens und seiner 
Rentabilität ent^echenden Anzahl von Aktien veräußerten? 

Fflr die kartellierten Einzeluntemehmer würden in diesem Fall 
die allgemeinen Normen über Kauf zur Anwendung zu kommen 
haben, falls die Unternehmung jedoch ihr gesamtes gegenwärtiges 
Vermögen oder einen Bruchteil desselben darstellt, bedarf der Ver- 
äußerungsvertrag der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung. 
§ 3 1 1 B.G.B. Außerdem ist diese Form natürlich auch dann nötig, 
wenn zu dem Untemdmien Grundbesitz gehört § 313 B.G.K Be- 
sondere Vorschriften sind jedoch gegeben, wenn das kartdlierte 
Einzduntemehmen, dessen Vermögen als Ganzes auf eine Aktien- 
gesdlschaft, das Kartell, übertragen werden soll gegen Gewährung 
von Aktien der übernehmenden Gesellsdiaft, selbst eine Aktienge- 
seJlschaft ist Zur formalen Gültigkeit bedarf ein solcher Veräußerungs- 
vertrag ebenfalls der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung 
§311 B.G.B., denn auf sdten der zu übemdmienden Aktiengesell- 
schaft liegt eine Veräußerung ihres gesamten gegenwärtigen Ver- 
mögens vor. Zur materieDen Grültigkeit gdbört aber die Genehmigungder 
Greneralversammlung, sowohl auf selten der übertragenden Einzel-, 
als auch auf Seiten der übernehmenden Kollektivgesellschaft Nach 
heutigem Handelsrecht findet bdm Obergang des gesamten Ver- 

') Die in der Wissenschaft wie auch von sciten der Regierung bei der Einleitung 
der Enquete über das Kartellwesen gehegte Bcfiircliiung, daü sieb die leitenden Organe der 
Verbliide Aber die Kartellitatiiteii freiwillig nicht inflem wtliden, war nnb^gifliidet. Inwie- 
weit Kartellveieinbaningen den GeweibegeheimniMen mmredinen sind. Aber wddie dai 
ZeOfpu» nach § 384 Ziff. 3 Z. P. O. verweigert werden kiuin, ist vom Reidpgeridlt det 
öfteren dahin entschieden worden, daß die richi iTiihaliun^ der Vi rcinbanmg entweder 
objektiv durch das (Icschaftsinteresse d< r b» tLilij^tL-n !• iniR-n ^;cbnt< n si-in (xler subjektiv ein 
erhebliches Gewerbsinteresse des Zeugen darstellen niuli. Ob und inwieweit ein solches an 
der Geheimhaltuiqr bestdit, nnterli^ nmtoriidi der Entadiddnng der Geridite im kooloreten 
Fall Denkidirift D. TeÜ S. aS. 
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mögeos' einer AktiengeseOadiaft auf eine andere gegen GewAhning 
von Aktien der Obemehmenden CreaeUschaft eine Liquidation des 
Vermögens der aufgelösten Gesellschaft regelmäßig statt, es kann 
aber auch vereinbart werden, daß sie unterbleiben soll §§ 305, 306 
H.G.B. Grenehmigt die Generalversanmüung der abertragenden 
Einzelgesdlflchaft den VeräuBaimgsvertrag, so wird die GreseUschaft 
auf g^öst, sie tritt in Liquidation. Die Generalversammlung der über- 
ndmiendenKollektivgeseUschaftmuß eine Erhöhungihres Grundkapitals 
dureh Ausgabe neuer Aktien beschließen, und da durch die Über* 
nähme mehrere Grattungen von Aktien geschaffen werden, hat dieser 
Beschluß unter Wahrung der Bestimmung des § 278 Abs. 2 H.G.B. 
zu geschehen. Da femer bei einem solchen Fusionsvertrag auch die 
Mobüien und Immobilien der EinzeLuntemdunungen der Kollektiv- 
gesellschaft abertragen werden, sind auch die strengen Vorschriften 
des § 279 H.G.B. zu beachten. Die Übertragung des Vermögens 
an die übernehmende Gesellschaft erfolgt erat nach Ablauf des Sperr- 
jahres § 301 Abs. I H.G.B., durch sie und die Aushändigung der 
neuen Aktien an die Aktionäre der Einzelgesellschaften ist die Ver- 
schmdzung zur Kollektivgesellschaft erfolgt Sie haftet den Gläubigem 
der Einzelgesellschaften gegenüber mit dem Bestände des über- 
nommenen Vermögens, unbeschadet dessen bleiben ihnen natürlich 
auch noch die bisherigen Einzelgesellscfaaften verpflichtet § 419 B.G.B. 
Die Liquidation kann jedoch, wie gesagt, auch wegbedungen werden. 
Nur diesen FaU behandelte Art 247 des alten Handelsgesetzbuchs 
als Fusion. Nicht durch Beschluß der Greneralversammlung, sondern 
nur, wenn es im Gresellschaftsvertrag ausdrücklich gestattet war, 
also nicht gegen den Willen der Mindeiheit, konnte die Auflösung 
einer Aktiengesellschaft durch Übertragung ihres Vermögens und 
ihrer Schulden an eine andere g^gen Grewährung von Aktien der 
letzteren geschehen. Art § 215 a. H.G.B. Zu einer solchen Auflösung 
bedurfte es aber außerdem auch nodi staatlicher Grendmiigung. 
Art 247 a. H.G.B Diese Bestimmung ist im neuen Handetegesetz- 
buch dahin modifiziert worden, daß sich der Übergang des Vermögens 
^er Aktiengesellschaft an eane andere gegen Grewähmng von Aktien 
der übemehmenden GreseUschaft im allgemeinen in gleicher Weise 
vollzieht, wie wenn das Vermögen emer Aktiengresellachaft als Ganzes 
vom Reiche, einem Bundesstaat oder einem inländischen Kommunal- 
verband übemommen wird. §§ 304, 306 H.G.B. Da jedoch bei der 
Übernahme durch eine Aktiengesellschaft die absoluten Garantien 
für die Gläubiger der übertragenden EinzelgeseUschaften nicht gegeben 
sind, wie wenn das Reich oder eine inländische öffentliche Korpo- 
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ration als Erwerber auftritt, bedarf es w^terer eingebender* Schutz- 
vorschriften. Denn die Gläubiger ktanensidi nicht anihreurqirQnglichen 
Schoildner halten, da die Einzehmtemefamungen, wenn ihre Liquidation 
wegbedungen ist, sofort untergehen, ohne daB es dner Übertrag^ung 
ihres Venn(^ens bedarf. Schon mit der Eintragung des General- 
versanunlungsbeschlusses Ober die Auflösung gOt der Übergang des 
Vermögens der EinzdgeseHschaften einschließlich ihrer Schulden auf 
das Kollektivuntemehmen als erfolgt § 304 Zift 5 H.G.B. Selbst- 
verständlich sind bei einem solchen momentanen Aufgdien der 
Einzeluntemefamungen in dner Kollektivgesellschaft wei^ehende 
Gläulngerscfautzvorschriften erforderlich. An Stelle ihres urspranglichcn 
Schuldners tritt ein neuer. Trotzdem die VermOgensmassen der 
EinzdgeseUflchaften schon in der Hand einer juristischen Person, der 
KoüektivgeseDschaft vereinigt sind, trifft das Gesetz im Interesse der 
Gläubiger Bestimmungen, als ob die Vereinigung noch nidit statt- 
gefunden hätte. Das Vermögen der EinzelgeaeUschaften ist durch 
die übernehmende (jresellscfaaft getrennt zu verwalten. Die Gläubiger 
der EinzelgeseOsdiaften können sich infolgedessen zunächst nur an 
ihr Sondervermögen halten. Der bisherige Gerichtsstand der Einzel- 
gesdlschaften bldbt bis zur Vereinigung ihrer Sondervermögen 
in der KoU^tivgeseDscfaaft bestehen. Bis zu demselben Zeitpunkt 
gelten im Verhältnis der Gläubiger der Einzduntemdmiungen zu der 
Obemdunenden KoUdctivgesellscfaaft und deren übrigen Gläubigem 
die übernommenen Vermögensmassen noch als SondervermOgen der 
Einzelgesellschaften. Ihre Verdnigung darf erst erfolgen, nachdem 
die Gläubiger der Einzelgesellschaften von der Kollektivgesellschaft 
unter Hinweis auf die Auflösung der Gesellschaften aufgefordert 
worden sind, ihre Ansprüche anzumddcn. Die Aufforderung ist drei- 
mal in den Gesellschaftsblättem zu veröffentlichen. § 297 H.G.B. 

Seit dem Tage, an welchem die dritte öffentliche Autfoiderung 
an die Gläubiger stattgefunden hat, muß außerdem noch ein Jahr 
verstrichen sdn, bevor die Vereinigung der Vermögensmassen er- 
folgen darf. § 301 H.G.B. Für die Ausführung der getrennten 
Verwaltung der SondervermOgen sind die Mitglieder des Vorstandes 
und des Aufsichtsrats der übernehmenden Kollektivgesellschaft den 
Gläubigem der aufgelösten Einzelgezellschaften verantwortlich, die 
Mitglieder des Aufsichtsrats jedoch nur, soweit eine Vereinigung der 
Vermögensmassen der Einzelgesellschaften mit ihrom Wissen und 
ohne ihr Einschrdten erfolgt § 306 Abs. 6 H.G.B.^). 



Suvb: a. a. O. & 899ff. 
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Nun wird man ja ohne weiteres zugeben mtkasen, dafi sich nicht 
jeder Industriezweig bis zur Unifikation aller Unternehmungen kon- 
zentrieren lassen wird Vielleicht finden auch weitgehrade Fusions- 
und Vertrustungsbestrebungen eine Schranke in den Bestimmungen 
unseres deutschen Aktienrechts» besonders über die Publizität und 
die strenge Haftung der GrOnder, sowie in den Kautden, die für 
die Zulassung von Aktien zur Börse nach deutschem Borsenrecht ge- 
troffen sind^). Es bedarf aber auch gar nicht der Unifikation in 
jedem Falle, sondern es gibt tatsächliche Verhältnisse, durch welche 
jede Konkurrenz zwischen mehreren Untemdimungen ausgeschlossen 
wird. Eine solche auf tatsächlichen Verhältnissen begründete Gre- 
meinsdiaft ist oft dauernder als das best organisierte KaotelL Landes- 
berger*) fahrt zwei typische Fälle an, in wdchen dch solche Gre- 
meinschaften bilden: 

1. Fall: Ein grofies Bankinstitut kontrolliert vermöge seines 
Aktienbesitzes vaid jenes seiner Klientd zwei der gro6ten Öster- 
reichischen Bahnen, die Osterreichisdie Nordwestbahn und die Staats- 
eisenbahngeaellschaft Der leitende Dirdctor der Bank nimmt in den 
beiden Bahngesdlschaften die einflußreichste Stellung ein. Daß ein 
wiiksamer Konkurrenzkampf zwischen den bdden Bahnen ausge- 
schlossen ist, liegt auf der Hand. 

2. Fall: Die PtagerEisenindustriegesellschaft, die bedeutendstemon- 
tanistische Unternehmung Böhmens, hat ihren Reservefonds in Aktien 
des wichtigsten alpenländiscfaen Konkurrenzunternehmens angelegt; sie 
besitzt bilanzmäßig den zehnten Teil des Aktienkiqpitals der Alpinen 
Montangesellschaft Dieser Aktienbesitz genügt, um die General- 
versammlungen zu beherrschen und dadurch das Unternehmen zu 
kontrollieren. Tatsächlich sind auch die leitenden Stellungen der 
Alpinen Montangesellschaft aus dem Kreise ehemaliger Funktionäre 
der Prager Eisenindustriegesellschaft besetzt w<Mxlen. 

Die Möglichkeit auf rein tatsächlichen Verhältnissen beruhende 
Verbände gründen zu können, weniger eine allgemeine weitgehende 
Vertrustung der Industrie» wie in Amerika, ist die Klippe, die der 
Gesetzgeber in Deutschland namentlich zu berücksichtigen hat; an 
ihr muß er scheitern, wenn er den Kartellen w^tgehende Verpflich- 
tungen auferlegt Denn Verbände, welche auf rein tatsächlichen 
Verhältnissen beruhen, würden mit einem Kartdlgesetz nicht zu 
treffen sein, will man nicht auch Einzeluntemehmer und alle Arten 
von Kombinationen (Trusts, Fusionen) der rechtlichen Regelung 

') §§ S^t 42. 43, 50, 66 d. BSrtengeietMs aa. Juni 1896. 
*i Landetberger: Gutaditen I. d. 26. d. Jarigtentag S. 301fr. 
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unterziehen, wie der österreichische Referentenentwurf § i Absatz 2 
vorschlug: »Der gleichen Staatsaufsictit unterliegen Unternehmer be- 
züglich ihrer Geschäftshandlungen, wenn die von ihnen in Verkehr 
gebrachten Waren dem freien Wettbewerb tatsächlich entzogen sind 
Wir glauben aber nicht, daß unsere Zeit für ein Monopolgesetz be- 
rufen ist und daß dem Staat in unserer Rechts- und Wirtschafts- 
ordnung die allgemeine Berechtigung zugesprochen werden kann 
mit bindender Kraft für den Privatbetrieb dos einzelnen Unternehmers 
die Preise festzusetzen. Noch sind die Kartelle unvollkommene 
wirtschaftliche Organisationsformen und als solche tragen sie freilich 
manchen Mangel an sich. Sie sind die Anfänge einer neuen Wirt- 
schaftsepoche, nicht das Ziel einer solchen. Eine Entwickelung ist 
nidit nur in der Richtung zu beobachten, daß sich die losen Kartell- 
vereinigungen zu immer festeren Verbänden zusammenschließen, 
sondern aus der Kartellbewegung hervor und neben ihr her geht in 
Handel und Industrie die Tendenz zur Fusion und Vertrustung. Es 
kann keinem Zweifel unterliegen, daß diese Organisationsfonnen 
eher als die Kartelle geeignet sind die Ziele der modernen Volks- 
wirtschaft zu erfüllen. Es ist auch nicht zu bezweifeln, daß die 
Kartelle die Entwickelung zu diesen festeren (^rgani<>ationsfonnen 
aufhalten. Aber gerade darin scheint uns ihr Wert zu liegen; sie 
vermitteln die Umgestaltung der Volkswirtschaft, sie ennöglichen 
eine allmähliche Reformation. Die Kartellbewegung ist nur ein 
Spezialfall der allgcmoinen Entwickelung unserer Wirtschaft. Je 
größer unsere Unternehmungen werden, je mehr Aktiengesellschaften 
entstehen, je mehr nach allen Seiten ganz große Institute sich heraus- 
bilden, im Bankwesen, iiu Versicherungswesen, im \*crkehrswesen, 
desto mehr erhalten diese (resc hafte, .s(^lb.st wenn sie in der Hand 
eines Privatmannes sind, gleichmäP)ig einen halböffentlichen Charakter, 
sie hören auf reine Privatgeschäfte zu .sein. Und ich halt«» das für 
kein Unglück, sondern gerade für d(Mi grr)ßten Fortschritt, ich halte 
das für dii^ richtige mittlere Linie zwischen sozialistischen Experimenten 
und der bisherigen Organisation der Volkswirtscsaft^.« 



') Rundstein: a. a. O. S. 92. 

*) Schmoller: Schriften d. V. f. Sozialpolitik B. bi, S. 238. 
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Anhang: 

Die Beteiligung von juristischen Personen und Handels- 
gesellschaften 

a) an als AkttengeseUsdiaften oder Gesellsdiaften mit besdirftnkter 

Haftung organisierten Kartellen. 

An Kartolk'n sind neben physischen, häufig auch juristische 
Personen beteiligt. Gest^ittt't unsere Rechtsordnung aber, daß ju- 
ristische Personen ohne Einschränkung Mitgliinier von solchen sind ? 
i\ktionäre und Teilnehmer an einer Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung können nicht nur physische, sondern :iuch juristische Per- 
sonen sein, denn auch sie sind fähig sich durch Übernahme von 
Aktien resp. (xeschäftsanteilen an diesen ( lesellschaften zu b(*teiligen 
und zwar auch als (iründer. Es steht dem sogar nichts im Wege, 
daß eine Aktiengesellschaft oder (lesellschaft mit beschränkter Haf- 
tung lediglich aus juristischen Personen gebildet wird. Ist eine 
offene Handelsgesellschaft Aktionärin, so wird sie wegen ihrer for- 
mellen Parteifähigkeit als nur ein Berechtigter angesehen, ihre Rechte 
aus der Aktie» muß sie durch einen gemeinschaftli(iien X'iTtreter 
ausüben und für die auf die Aktie zu b(nvirkenden Leistungen haften 
die offenen Handelsgesellschafter als (iesamtschuldner. Die gleichen 
Rechtswirkungen bestehen, wenn sit- Mitglicil einer Gesellsrhaft mit 
beschränkter Haftung ist. Sind also Kartelle als Aktiengesellschaften 
oder Gesellschaften mit beschränkter Haftung organisiert, so hindert 
unsere Rechtsordnung nicht, daß sich an ihnen neben physischen, 
auch juristische Personen und Handelsgesellschaften, oder solche aus- 
schließlich als Mitglieder betcihgen. 

b) an als offene HanddsgeseUsdiaften organisierten Kartellen. 

Besteht dieselbe Teilnahmefähigkeit aber auch für alle juri- 
stischen Personen und Handelsgesellschaften, wenn Kartelle in der 
Form von offenen Handelsgesellschaften begründet sind? Ob Unter- 
nehmungen, die selbst offene Handelsgesellschaften sind, an ihnen 
teilnehmen können, ist in der Wissenschaft bestritten, in der Praxis 
wird die Teilnahme für ausgeschlo.ssen erachtet*). 

Eitzbacher, welcher sich für die rechtliche Möglichkeit der 
Teilnahme ausspricht, führt selbst aus, daß eine offene Handels- 

Ober die Utmtiir s. Eitzbacher in Golcbdunidts Z. f. d. g. Handelsredit Bd. 45, 

S. 41 ff. 
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gesdlschaft als einzelner Gesellscfaafter an einer anderen nidit teil- 
nehmen könne. Die offene Handelsgegellschaft sd keine Koiporation 
sondern eine Sozietät, ein Vertragsverhflltnis. Als solches kOnne sie 
natOrlich nicht die Rechte und Pflichten des Gesellschafters einer 
offenen Handelsgesellschaft haben. »Die sogenannten Rechte und 
Verbindlichkeiten der offenen Handelagesellachaft sind nidits anderes 
als Rechte und Verbindlidikeiten ihrer verbundenen Gresellscfaafter.c 
Hierin ist Eitzbacher nicht bdzusdmmen, da der Beitritt einer offenen 
Handelsgesellschaft als solcher zu einer anderen offenen Handels- 
gesellschaft nicht gleichbedeutend mit dner Betdligung der einzelnen 
Gesdlschaftsmitglieder ist, eine solche Teilnahme ist fretlidi zweifel- 
los mö^ch, dagegen kann eine offene Handelsgesellschaft als soldie 
nicht Mitg^ed einer offenen Handelsgesellschaft sein »weil sie nicht 
unter fremdem Handelsnamen im Rechtsverkehr auftretenc, sondern 
nur unter ihrer Firma Rechte erwerben und Verbindlichkeiten ein- 
gehen kann. Eltzbacfaer meint freilich diese Fähigkeit sei nicht 
Voraussetzung, sondern Wirkung der Teilnahme an einer offenen 
Handel^esdlschaft^). Mit Recht weist aber Staub*) darauf hin, daß 
der Betrieb eines Handdsgewerbes unter einer bestimmten Furma 
als Kollektivname das Wesen der Sodetftt bedeute. Auch aus dem 
Sinn und dem Wortlaut des § 105 Abs. 1 H.G.B., wie schon aus 
dem des Art 85a. H.G.B., ist zwdfdlos zu schliefien, daB Mitglieder 
einer offenen Handelsgesellschaft nur physische und juristische Per- 
sonen sein können. Zu keinen von beiden ist die offene Handels- 
gesellschaft zu rechnen. Will also eine offene Handelsgesellschaft 
an einem als offene Handelsgesellschaft organisierten Kartell teil- 
nehmen, so kann sie nicht als solche beitreten, sondern ihre jeweiligen 
Gresellschafter mOssen einzeln Mitglieder des Kartells werden. Da- 
gegen and wir der Ansidit, daA Aktiengcsellscbaften, Gesdlschaften 
mit beschränkter Haftung und Genossenschaften als solche an einem 
in der Form der offenen Handdsgesellschaft begrQndeten Kartell 
teilnehmen können, weil der Wortlaut und der Sinn von Art 85a. 
H.G.B. bezw. § 105 Abs. i H.G.Bw die Beteiligung von physischen, 
wie auch juristischen Personen ohne Einschänkung zulassen. Eitz- 
bacher würdigt die gegen die TeilnahmeTähigkdt von juristischen 
Personen vorgebrachton, als nicht stichhaltig anzusdienden Crründe 
dngehend mit dem richtigen Ergebnis, daß gegen ihre Beteiligung 
an offenen Handelsgesellschaften kdne Bedenken bestdien. 



*) Eltsbacher: a. a. O. S. 43. 
*) Staub: a. a. 0. S. 350. 
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Staub ^) insbesondere meint, daß die Akti^gesellschaft und die 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung nicht Mitglieder einer offenen 
Handdsgesellschaft sein könnten >da sie nicht die Fähigkeit besäßen 
unter fremdem Handdsnamen im Rechtsverkehr auftreten zu können.« 
Die Staub'sche Ansicht ist jedoch irrig. Er verweist auf Art. bezw. 
§ 22 H.G.B., dieser handelt aber vom Erwerb eines bestdienden 
Handdsgeschäfts und nicht von der Beteiligung an einem solchen. 

Rechtiich besteht also die volle Möglichkdt, daß sowohl ptiy&adbe, 
wie auch juristische Personen, an einem als offene Handelsges el lsc h a f t 
organisierten Kartell teilnehmen. Ein Unternehmen, dessen Träger 
selbst eine offene Handelsgesellschaft ist, kann sich zwar nicht als 
solches beteiligen, wohl aber können seine jewdligen Inhaber offene 
Handelsgesellschafter des Kartells werden. 

c) an als Genossensdiafteii organisierten Kartellen. 

»Während der jahrelangen Vorverhandlungen bis zur Publi- 
kation des Gesetzes betr. die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen- 
schaften war weder in den Kommissions- noch in den Plenarsitzungen 
der drä bd der preußischen und bei der norddeutschen Gesetzgebung 
beteiligten pariamentarischen Körperschaften der Möglichkeit gedacht, 
daß die Genossenschaften andere Mitglieder als physische Personen 
aufndunen wflrden«*). Infolgedessen enthielt das Gresetz von 1868 
keine Bestimmung über die Teünahmefähigkeit von juristischen Per- 
sonen und Handelsgesdlschaften an Genossenschaften. 

In der Praxis wurden in der Folgezeit ohne weiteres dn- 
getragene Grenossensdiaften als Mitglieder von solchen zugelassen. 
Die im Jahre 1872 von Raiff eisen begründete rheinische landwirt- 
schaftliche Genossenschaftsbank, die westfälische landwirtschaftliche 
Bank und die landwirtschaftliche Zentralkasse fOr Hessen, hatten als 
Mitglieder nur dngetragene Genossenschaften. Diese drei Banken 
grOndeten als alleinige Mitglieder die landwirtsdiaftliche General- 
bank e. G. zu Neuwied. Auf eine Interpellation Schulze-Delitzschs 
veranlaßte der preui^sche Justizminister die Auflösung der General- 
und der drd Provinzialbanken. Der Antrag Schulzes, in der Novelle 
von 1876 den Zusatz zu § 2 einzufügen, daß nur physische Personen 
als Mitglieder von eingetragenen Genossenschaften aufgenommen 
werden dürften, wurde abgelehnt Heute können Korporationen, 
Handelsgesellschaften, Genossenschaften und andere Personenvereine^ 
im Gregensatz zu Schulzes Ansicht Mitglieder von eingetragenen Ge- 

>) SUttb: «. a. O. S. 351. 
^ Pariliut: a. a. O. S. 369. 
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nossenschaften sein § 43 Abs. 4 G.G. Die den Bedürfnissen des 
praktischen Lebens Re(^ung tragende Novelle wurde im Interesse 
der landwirtscbaftUchen Genossenschaften getroffen, aber audi Kar- 
tellzwecken leistet sie gute Dienste; bei Ouem £ria0 hat man freUicfa 
an dieses Anwendungsgebiet nicht gedacht So sind an der als Ge- 
nossenschaft organisierten Zentrale fOr Michverwertung in Beilin 884 
einzelne Genossenschafter, darunter 133 Grenossenschaften als Mit- 
glieder beteiligt Eine Genossenschaft kann sogar nur aus Genösset^ 
Schäften gebildet werden, in diesem Fall können und braudien die 
Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats der Zentralgenossen- 
schaften nicht Grenossen zu sein, sondern in sie können auch Mit- 
glieder der Einzelgenossenschafter berufen werden. § 9 G.G. Pä^ 
risius-Krager meinen, dafi diese Ausnahmebestimmungen nur fttr 
Genossenschaften, nicht aber auch fOr andere juristische Personen 
und Handelsgesellschaften Geltung habe. Viebnehr müßten Mitglieder 
einer offenen Handelsgesellschaft oder einer Gresellschaft mit be- 
schränkter Haftung der Zentralgenossenschaft persönlich als Genossen 
beitreten, wenn sie in ihren Vorstand tmd Aufsichtsrat wahlfähig 
sein wollten. Wir können diese Ansicht nicht teilen, zwar ist im 
§ 9 G.G. nur von Gienossenschaften die Rede, allein es ist kein 
Grund ersichtlich, weshalb der Gresetzgeber diese Beschränkung vor- 
genommen hat Der ratio legis dürfte deshalb eine extensive Inter- 
pretation des § 9 dahin entsprechen, daß nicht nur Grenossenschafter, 
sondern auch Mitglieder von anderen EinzelgeseUschaften , die sich 
als solche an ^nem als Grenossenschaft begründeten Kartell beteiligen, 
in dessen Vorstand und Aufsichtsrat berufen werden können. Die 
Teilnahmefähigkeit von Unternehmungen, deren Träger juristische 
Personen oder Handelsgesellschaften sind, ist also, im Resultat 
wenigstens, nach unserer geltenden Rechtsordnung ebenso gewähr- 
leistet, wie die Beteiligung von ph3^ischen Personen an Kartellen. 
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Das Problem eines Kartellgeseties unter besonderer Be- 
rOcksiohtigung der Stellung der Kartelle im System der 
modernen wirtsohaftliolien Verelnigiingsfonnen. 

Nach der Ansicht des Reichsgerichts*) sind Kartelle nur dann 
als gegen die guten Sitten verstoßende und deshalb rechtsungültige 
Verabredungen anzusehen, wenn sie entweder die individuelle Frei- 
heit des einzelnen, oder das durch die Gewerbefreiheit geschützte 
Interesse der Allgemeinheit in erheblichem Maße beschränken. Der 
Bestand eines Kartells ist, weil mit diesen Prinzipien in Widerspruch 
stehend, unseres Wissens noch niemals in Frage gestellt worden. 
Ein Kartell muß nicht nur eine tatsächliche Monopolstellung besitzen, 
sondern das Publikum auch monopolistisch*) ausbeuten, um gegen 
die guten Sitten zu verstoßen. Aber nicht nur, wenn Kartelle zu 
hohe, sondern auch wenn sie zu niedrige Preise festsetzen, sollen sie 
mit § 138 B.G.B. in Widerspruch geraten. Diesen Vorwurf hat man 
dem Spiiituskartell gemacht, worftber Grans Edler Herr zu Putlitz im 
Archiv des Deutsdien Landwirtsdialtsfats, XXVIL Jahrg., & 223, 
beriditet: 

*Wir haben versucht, den Absatz von denaturiertem Spiritus im 
ganzen Lande dadurch zu erhöhen, daß wir den Sj^tus nur ab- 
gegeben haben unter der Voraussetzung, daß der Abndmier ihn zu 
billigen Freisen weiterverkauft Da ist versucht worden, gerade den 
§ 138 RG.B. inbezug auf den Verstoß gegen die guten Sitten gegen 
uns anzuwenden, weil man gesagt hat, wenn man dem Detaillisten 
den Preis vorschreibt, und ihm sdnen Grewinn, den er sonst haben 
konnte, wenn ihm der Prds nicht vorgeschrieben wird, vorendiält, 
so nfitzt das Syndikat eine Notlage aus, denn er kann die Ware 
nirgends anders eriialten und verstößt gegen die guten Sitten und so 
ist versudit worden, durch Denunziationen gegen uns, die an die 
Oberpräsidenten, ja selbst an den Reichskanzler gegangen sind, uns 
diesen Weg zu verbieten*).« 

Die Notwendigkeit der rechtlichen Regelung des Kartellwesens 
wird eben verschieden vom Standpunkt der kartellierten, als von dem 



1) Vgl. Reichsgeridit»>Eiitsdieidiiiigeii 4. II. 1897 u. 5. VHI. 1890 [Deakidirift 
S. 62. 42]. 

*) Diehl: GokUdunidts Zeitidir. f. d. Handelsrecht 56 S. 409. Mensel: a. a. O. S. 37. 
Diebl: a. a. O. S. 412. 
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der abhängigen, insbesondere wdter verarbeitenden Industrie, ver- 
schieden audi von dem der Händler und dem der letzten Konsu- 
menten beurteilt. Aber auch in der Wissenschaft hat sich in dieser 
Frage eine opinio communis noch nicht gebildet Der Einfluß der 
Kartelle auf die Preisbildung, wie auf die Lage der Arbeiter und 
das Zid, welchem die in stetem Fluß befindliche Kartellbewegfung 
zusteuert, sind heute einwandfrei noch nicht festgestellt Der Staat 
kann aber wirtschafdiche Erscheinungen einer gesetzlichen Regelung 
nicht eher unterziehen, als bis ihre Wirkungen auf die gesamte Volks- 
wirtschaft feststehen. Denn der Staat hat nur das Gemeinwohl zu 
vertreten, die Interessen einzelner Gruppen von Wirtschaftssubjekten 
dagegen nur dann, wenn die Rücksicht auf die Allgemeinheit es er- 
hascht Will man die Frage der rechtlichen Regelung des Kartell- 
wesens prüfen, so hat sie einmal vom Standpunkt der Notwendigkeit 
und zweitens von dem der Möglichkeit aus zu erfolgen. Wir ver- 
neinen, daß es nötig ist gegen die Kart^e im Wege der Spezial- 
gesetz tr* hu ng vorzugdien und schließen uns insoweit der Resolution 
des XXVII, deutschen Juristontages an, die dahin geht: 

»Was die eigentUche Behandlung der Kartelle anlangt, so hält 
da: Juristontag die gesetzUche Anerkennung des rechtsgültigen Be- 
standes der Kartelle für notwendig und ist der Überzeugung, daß 
auch im Bereiche des Kartells Normen und Geist des herrschenden 
Privatrechts uneingeschränkt zur Geltung kommen und jedermann 
hier den vollen und gleichen Schutz st^nor Intorosson und seiner 
Persönlichkeit genießen müsse, wie im übrigen Rechtsverkehre; 
Inwiefern zu diesem Zweck Änderungen oder Ergänzungen des 
geltenden Rechts erfordi rlich sind, hat sich nach der Besonderheit 
der einzelnen territorialen Rechtsordnungen zu bestimmon'). 

Der gesetzlichen Anerkennung des rechtsgültigen Bestandes 
der Kartdle bedarf es in Deutschland nicht, da dieser hier weder in 
der Literatur, noch in der Praxis jemals in Frage gestellt worden 
ist Auch Änderungen oder Ergänzungen der geltenden Rechts- 
ordnung sind nicht erfi^rdorlich, da m. E. die allgemeinen Normen 
zur Bekämpfung etwaiger KarteUmißbräuche völlig ausreichend 
sind^). 

Andererseits sind aber manche Ausschreitungen durchaus nicht 
nur den Kartellen typisch, sondern allgemeine Erscheinungen unserer 

*) a. a. O. S. 500. 

^ Glekher Aniidit s. R Diehl a. a. O. S. 407; Knlemann: VeriundL d. 36. d. 
Juristaitici Bd. m, S. 326; Wintig: du. Bd. I, S. 70; VOlcker: das. Bd. m, S. 297: 
Schneider: Crutaditen f. d. 27. deutschen Juiistentag. 
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heutigen Wirtschaftsordnung, zu ihrer Beseitigung bedarf es keiner 
speziellen Normen gegen die Kartelle, sondcni allgemeiner Reformen. 
Wie alle modernen Vereine, so haben auch die Kartelle ihren Mit- 
gliedern gegenüber eine fast unbegrenzte Zwangsmacht inne, durch 
deren bisweilen unheilvolle Ausnutzung in den politischen, sozisJen 
und wirtschaftlichen Kämpfen der Gregenwart sehr wohl eine allge- 
meine Reform des Vereinsprivatrechts nötig werden kann^). 

Wie nach innen ihnMi Mitgliedern gegenüber, so üben die Kar- 
telle auch der außenstehenden Konkurrenz und der Allgemeinheit 
überhaupt gegenüber ihre Macht hauptsächlich nicht mit ihnen allein 
typischen, sondern mit solchen Mitteln aus, welche auch andere 
Vereinigungen von Wirtschaftssubjekten zur Hebung der Lage ihrer 
Mitglieder benutzen. So wird Boykottierungspolitik nicht nur seitNis 
der Kartelle, sondern z. B. aurh von selten der Arbeiterorganisationen ge- 
trieben*). Es bedürfte deshalb nicht eines speziellen Vorgehens gegen 
die Kartelle sondern gegen das Boykottierungssystem in unserem 
modernen Wirtschaftsleben überhaupt Auch im Interesse der Ar- 
beiter halten wir spezielle Maßnahmen gegen die Kartelle nicht für 
erforderUch. >Denn diese sind heute noch zu großen Wanddungen 
unterworfen, als daß man ihnen im Interesse der Arbeiter sozial- 
politische Verpflichtungen auferlegen könnte. Nur sollte man den 
Arbeitern die gleiche uneingeschränkte Koalitionsfreiheit gewähren, 
welche die Unternehmer genießen. Selbst die höchste zuständige 
preußische Behörde hat anerkannt, daß Koalitionsbeschränkungen 
für die Unternehmer ohne praktische^ l^^deutung wären. In den 
Motiven des Gesetzentwurfs, welcher dem Landtag im Februar 1866 
zuging, in dem die Aufhebung des Koalitionsverbots der Gewerbe- 
ordnung von 1845 für die gewerblichen Arbeiter und desjenigen 
des Gesetzes von 1854 für die ländlichen Arbeiter, das Gesinde, 
die Bergleute und die Arbeiter an Eisenbahnen gefordert wurde, 
hat sich das preußische Staatsministerium dahin ausgesprochen*): 
>Koalitionsverbote sind gegen Arbeitgeber ohne Bedeutung. Jeder 
industrielle Unternehmer bildet schon für sich seinen Arbeitern gegen- 
über die planmäßigste, konzentrierteste und stetigste Union. Er be- 
darf der Koalition nicht, schreitet er dazu, so kann die Verabredung 
sich auf wenige Teilnehmer beschränken und vermöge dieses Um- 



>) Vgl S. a6. 

^ Alexander Katz: Die unicdlidie Kookuirenz. Berlin 1892. 
■) Soziale Pnxb Xm S. 747. Die gleiche Aniidit wird tdicn von Admm Smith 
vertreten, vgL Oberwtmig v. LOwenthai Bd. I« S. 71. 
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Standes und mit Hilfe der Mittel, welche die größere Umsicht und 
das größere Vermögen gewähren, in der Stille einir( leitet und durch- 
geführt werden, ohne daß sie nachweisbar wird. Der Satz, daß die 
Menge des Kapitals, welches Arbeit zu kaufen bereit ist, im Ver- 
hältnis zu der Menge derjenigen, welche Arbeit zu verkaufen bereit 
sind, den Preis der Arbeit bestimme, ist eine Wahrheit, welche ihren 
konkreten Ausdruck für den einzelnen Fall nicht unmittelbar und 
von selbst, sondern mittelbar durch ein Handeln zwischen Käufer 
und Verkäufer erhält und diesen \usdruck in dem Maße schneller 
und sicherer erhalten muß, in wi'lcht'm das Handeln zwichen den 
Parteien frei von jeder äußeren Beschränkung ist In diesem Sinne 
ist es von Wert, daß die Arbeiter in der Vereinigung die Kraft 
sudben können, welche dem Einzelnen abgeht, durch die Androhung 
gemeinschaftlicher Arbeitseinstellung, ein riditigeres Verhältnis in 
der Bemessung des Lohnes zum Unternehmergewinn herbeizuführen. 
Die Einwirkung auf die Arbeitslöhne ist jedoch ebensowenig das 
einzig mögliche Ziel der Koalitionen wie die Höhe derselben das 
Wohl und Wehe der Arbeiter allein bedingt. Die Koalition kann 
auch andere, an sich nicht verwerfliche Zwecke haben, wie die Ver- 
besserung gesundlieitsschädlicher Einrichtungen in Fabriken, die 
Änderung von Fabrikordnungen, welche den Arbeitern nachteihge 
Bestimmungen enthalten usw. Wo im Wege polizeilicher Vermitt- 
lung eine Abhilfe solcher Mängel nicht zu schaffen, oder von der 
Einsicht der Unternehmer nicht zu erreichen ist, wird die Koalition 
das äußerste und an sich nicht verwerfliche Mittel sein, um zu der 
gewünschten Abhilfe zu gelangen. Ungleich wichtiger erscheint 
jedoch die Einwirkung, welche die Koalitionsbeschränkungen auf 
das persönliche Verhältnis zwischen Arbeitgeber und Arbeiter äußern 
können. Daß das (iesetz de in Arbeitgeber gegenüber ohne praktische 
Bedeutung sei, ist den Arbeitern nicht verborgen. Die Empfindung 
davon erzeugt das Mißverständnis, daß die Beschränkung lediglich 
zu Gunsten d(^r Arbeitgeb<'r bestehe und diesen die Macht verleihe, 
die Löhne nach ihrem ^^1rteil zu bestimmen. Das Mißtrauen, welches 
mit dem Irrtum verbunden ist, schließt zugleich die friedliche Aus- 
gleichung durch rechtzeitige Verständigung aus. 

Deshalb sollten die auch noch heute bestehenden Koalitions- 
beschränkungen für die Kategorien von Lohnarbeitern aufgehoben 
werden, drren Arbeitgeber das unlx-schränkte Koalitionsrecht be- 
sitzen. Durch volle Anerkennung der Kichtsfähigkeit dor Arbeiter- 
berufsvereine soll man die groß.e. politische Aufi^^abe unscTcr Zeit, 
den Stand der Lohnarbeiter in den Organismus des Staates und der 
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Gresellschaft einzugliedern, ihrer Losung entgegcnführen.c' Aber die 
Arbeiterklasse wird nicht nur insofern von dem Kartellproblem be- 
rührt» als eine Vereinigung der Unternehmer» von denen sie oft schon 
einzeln wirtschaftlich wie von einem Monopolisten abhängig sind, 
sie noch mehr in ihrer individuellen Freiheit zu beschränken in der Lage 
ist» sondern auch insofern» als sie die größte Zahl von Konsumenten 
der nötigsten Bedarfsartikel darstellt. Wenn auch wohl fast jede Preis- 
erhöhung seitens eines KarteUs auf die letzten Konsumenten flber- 
wälzt wird» so empfehlen wir auch in ihrem Interesse keine speziellen 
Maßnahmen. Aus dem einfachen Crrunde, weil wir prinzipielle 
Gregner von weitgdienden Eingriffen des Staates in die Privatwirt- 
schaft des Einzelnen sind und uns »ein Amt» welcher Zusammen- 
setzung immer» nicht vorstellen können» dem wir es mit Beruhigung 
anheimgeben können auf das Risiko anderer in das Getriebe des 
Marktes» in die Bedingungen von Produktion und Absatz» in die Ge- 
schäfts- und Preispolitik der Industrie ausschlaggebend mit einer fOr 
den einzelnen Produzenten bindenden Autorität einzugreifen«^). 

Auch wenn die Kartelle nach dem Ausland zu billigeren Preisen 
liefern als nach dem Inland und dadurch die Konkurrenzfähigkeit 
der inländischen Verodelungsindustrie gegenüber der ausländischen 
beeinträchtigen» ist fOr den Staat nicht ohne weiteres Veranlassung 
zum Einschreiten gegeben. Denn der Grewinn» den die inländische 
Industrie durch solidarisches Vorgehen im Kartdl auf dem Auslands- 
markt dadurch macht» daß sie gewissermaßen von einer höheren 
Warte aus das Angebot der Nachfrage anpaßt, kommt auch dem In- 
land zugute; er würde dem Auskind zufallen, wenn jeder planlos 
produzierte. Solange sich aber das Ausland noch der KarteUe als 
eines der wirksamsten wirtschafüichen Organisationsmittel bedient» 
solange kann auch Deutschland nicht weitgehende Maßnahmen gegen 
sie ergreifen. Vorsicht ist bei dem Umfang der beteiligten Inter- 
essen um so mehr geboten» als eine unpraktische Gesetzgebung Deutsch- 
lands mühsam errungene Stellung in der Weltwirtschaft zu erschOttem 
imstande wäre. Wenn man aber die wesentlich internationale Be- 
deutung der Kartellfrage betont» darf man sich nicht verhehlen» daß 
eine internationale Regelung des Kartellproblems wenn überiiaupt, 
so doch nur unter großen Schwierigkeiten und erst in femer Zukunft 
zustande kommen kann. Wohl jeder Staat wird der Kartellfiage 
gegenüber eine andere Stellung einnehmen» je nach seiner Verfassung 
und die konstitutionellen Staaten» je nach der Zusammensetzung ihrer 



^ Klein auf dem 36. deutidien Jurbtentig. 
A W i Mi d hu g wi d. Haamr. Smkmn m, Jeu. Bd. vn, Haft 1. 6 
Baack» Die RcGhtefara der Kmdle. 
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Volksvertretung, da auch die Anschauung des Einzelnen Ober das 
Kartellproblem wesentlich von seiner Welt- und Wirtschaftsanscfaauung 
abhängig ist 

Sind aber schon fOr die nächste Zukunft den Kartellen im 
Interesse der inländischen Produktion und Konsumtion gesetzliche 
Verpflichtungen aufzuerlegen? Trotzdem wir uns der Einsicht in die 
Gefahren, welche durch die Ausbeutung der diesen Organisationen 
eigenen Machtstellung hervorgerufen werden können, nicht ver- 
schließen, verneinen wir zurzeit die Notwendigkeit eines staatlichen 
Eingriffs. Eine spezifische KartcUgefahr gibt es nicht, vidm^r ent- 
springt der von den Kartellen bisweilen ausgeQbte Zwang ganz 
allgemein dem Verhältnis des Starken zum Schwachen überhaupt 
Die von Kartellen abhängigen Industriellen, Händler und Konsumenten 
sind aber durchaus nidht dauernd dazu verdammt, die Rolle des 
Schwachen zu spielen. Sic sollten vielmehr den Kartellen der Roh- 
stoffproduzenten bezw. der Unternehmer überhaupt in Einkaufs- und 
Absatzgenossenschaften entgegentreten. Uns scheint die Bildung 
einer Gegengonossenschaft resp. eines Gegenkartells der interessierten 
Kreise ein viel wirksameres Mittel gegen etwaige Kartellauswüchse 
zu sdn, als jeder staatliche Eingriff. Solche Selbsthilfe ist im Gregen- 
satz zur Staatshilfe auf alle Fälle günstig zu beurteilen, sie vermindert 
den Zwischenhandel, soweit er unnötig ist bringt den Konsumenten 
näher an den Produzenten. Es bedarf aber nicht nur eines genossen- 
schaftlichen Zusammenschlusses einzelner Wirtschaftssubjekte, sondern 
auch die Grenossenschaften müssen sich zu Zentralverbänden zusammen- 
schließen, um ihre Bestrebungen wirksam durchzusetzen^). 

Nicht eine speziHsche Kartellgefahr, sondern die Monopolstellung 
einzelner Verbände hat die Kartdlfrage populär und akut gemacht 
Wenn nötig, bedarf es nidit Maßnahmen gegen die Kartelle, sondern 
gegendenKonzentrationsprozeßin Handel undlndustrie überhaupt Denn 
die Kartelle sind nur eine der zahlreichen modernen wirtschaftlichen 
Organisationsformen, die alle untereinander durch ihre monopolistische 
Tendenz verwandt sind und dch in allen Klassen von Wirtschafts- 
subjekten finden. Unter Monopol versteht man in der Literatur 
den Zustand, in welchem nur ein Wirtschaftssubjekt oder eine Ver- 
einigung von Wirtschaftssubjekten, als alleiniger Produzent Händler 
und Konsument in Betracht kommt und zwar entweder absolut 
wenn er gänzlich ohne Konkurrenz dasteht oder relativ, wenn seine 
Konkurrenz unter tmg^nstigeren Bedingungen als er arb^tet Der 
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Ausdruck Monopoliimfaßtdiehetcrogensten wirtschaftlichen Phänomene. 
Denn es kann g^eschaffen werden sowohl durch Tauschsubjekte, als 
auch durch Tauschobjekte; da Monopolgegenstand nicht nur Sachen, 
sondern auch Dienstleistungen sein können, kommen ab Monopol- 
inhaber sowohl Arbeitgeb^, wie Arbeitnehmer in Betracht Auf 
Seiten der Arbeitnehmer beruht das Mittel zur Erreichung des 
Monopols wesentlidi nur auf ihrer Organisation, den. Gew^kscbaften. 
Auf selten der Unternehmer kann die Monopolstellung jedoch 
entweder durch die Individualität eines Unternehmers, durch 
tatsächliche Verhältnisse, z. B. Kooporation, oder auch durch Organi- 
sation mehrerer begründet sein. Diese kann sich darstellen als 
Trust, Fusion oder Kartell, untereinander unterscheiden sie sich 
nur durch den Grrad der Bindung des Willens der beteiligten "Wirt- 
scfaaftssubjekte. Es ist natürlich, daß sich die Inhaber von Monopol- 
gegenaltänden leicht koalieren; ihre Machtstellung beruht aber weniger 
auf ihrer Organisation, als auf der Seltenheit des Tauschgegenstandes. 
Wenn nötig, muß der Gresetzgeber die Monopole, nicht aber die 
Kartelle dner Regelimg unterziehen, denn sie sind nur einer von den 
vielen, eben detaillierten Wegen, auf denen man zu einer Monopol- 
stellung gelangen kann. Aus der Fülle der für die Regelung des 
Kartellwesens gemachten Vorschläge ist uns deshalb derjenige Lief- 
manns^) am s3rmpathisGfaston, weil audi er den Kartellen prinzipiell 
freie Hand läßt und nur den Monopolen gegenüber, über welche 
Klagen erhoben werden, staatlichen Eingriff empfiehlt. Uefmann ist 
der Ansicht, daß ein Kartellgesetz in der Hauptsache nur die Be- 
stimmung zu enthalten brauche, daß eine Behörde, z. B. der R^dis- 
kanzler beauftrag werde, wenn in einem Gewerbe monopolistische 
Vereinig^gen zu Klagen seitens der Abnehmer Anlaß geben, eine 
aus den betdligten Interessengruppen gebildete Konmiission zur 
Untersuchung der Verhältnisse einzuberufen, welcher das Recht 
zusteht, die Kartellbeschlüsse zu untersagen bezw. Freismaxima*) 
festzusetzen. Wenn man auch dem Staat eine Tarifhoheit über ge- 
wisse natüriiche und über solche Monopole wird zugestehen müssen, 
welche eng mit den Interessen des Staats und der Allgemeinheit 
verknüpft sind, so können wir doch einer allgemeinen Berechtigung 
des Staates die Preise in der Produktion zu bestimmen, in unserer 
auf den Prinzipien des Privateigentums beruhenden Wirtschafts- 
ordnung nicht das Wort reden, denn sie würde im Widerq>ruch 
stehen mit den Grrundprinzipien unserer Rechtsordnung, insbesondere 

>) Soiiale Fnudi X, S. 355 ff. 

*) Bisweileii andi Pidsminiiiia -vgl* S. JJ. 



der Gewerbefreiheit. T^nsorer Meinung ikkIi boriuksichtigt Lief- 
mann zu wenig, daß jedes Monopol ein Problem für sich darstellt 
und infolgedessen einer besonderen rechtlichen Regelung betlarf. So 
geht die gesamte Tendenz des neuen preußischen Berggesetzes dahin, 
das Kohlenmonopol zugunsten des Staates und der Allgemeinheit zu 
regeln. Die Freiheit des Schürfens und Mutens wird für d(>n 
Geltungsbereich des Gesetzes aiifgeh«oben und der Fiskus wird Kig. n- 
tömer aller noch nicht verliehenen Kohlen- und Kahlager. Ihm steht 
das Recht zu auf Zeit und gegen Entgelt die Befugnis zum Abbau 
dieser Mineralien an Private zu übertragen. Über die F'onn der 
Übertragung des AbbaurcM hts und die Bedingungen, unter denen sie 
geschehen soll, enth .1' <las Gesetz k<*ine Vorschriften. Dir Über- 
tragung kann entweder als dingliches oder iüs obligatorisches Recht 
geschehen und das Entgelt entwedfT als einmalige Rckognitions- 
gebühr, als Pachtzins, Tonnenabgabe oder als ProztMitsatz vom Rein- 
gewinn normiert werden. Der Gesetzgeber will sich nicht auf allge- 
meine (»bliiratorische Normen festlegen, sondern im einz^en F^alle 
auf Grund der besonderen Wirtschaft ]i<li(ni Verhältnisse die Be- 
dingungen festsetzen, unter welchen die 1 'b(;rtragung des Abbau- 
rechts stattfinden soll, Gerade in diesen Bestimmungen scheint uns 
der Vorzug des Gesetzes zu liegen. Denn ein Gesetz ist dem reichen 
modernen Verkehr um so eher gewachsen, als es sich nicht auf 
starre Bedingimgen festlegt, sondern die Modalitäten dem Einzelfall 
überläßt Diese Bestimmungen werden einer Ausbeutung des 
Kohlenmonopols in Zukunft vorbeugen. Gerade das rheinisch- west- 
fälische Kohlensyndikat hat wesentlich zur Popularisierung der Kiir- 
tellfrage beigetragen. Seine Monopolstellung brauclit nicht durch 
ein Kartellgesetz gebroclien zu werden, sondern sie findet ihre 
Lösung in dem neuen preußischen Berggesetz. Die in betreff der 
rechtlichen Regelung des Kartellwesens g(^machten Vorschläge er- 
strecken sich sowohl auf das (ieljiet der Gesetzgebung, wie das der 
VolkswirtschaftspoHtik. Die iVnsicht gegen Kartelle im allgemänen 
strafrechtlich vorzugehen, wird nicht mehr \-ertreten, wohl aber emp- 
fehlen unter anderen Rundstein und liursch eine strafrechtliche 
Ahndung der einzelnen Kartellausschreitungen. Auf dem Gebiete 
des Zivilrechts bewegen sich die Vorschlag«^ \nn Menzel^), Klein'), 
Hirsch^), Rundstein*) und Steinbach*). Während einer verwaltungs- 

») M<-nzcI: a. .1. O. S. 38. 

*) Klein: 26. deutscher Jumicatag Bd. I, S. 306. 

') Hirsch: a. a. O. S. la 

*) Rundstein: a. a. O. S. 95. 

^ Steinbach: a. a. O. S. 143. 




rechtlirhi'n Rcg^clung insbesondere Landcsberger*), Menzel), Grunzel*) 
und Rundstein*) das Wort reden. Auf dem Gebiete der Volks- 
wirtschaftspolitik hat man andererseits folgende Vorschläge gemacht: 

a) die Bildung von Gegenkoalitionen'), 

b) die Herabsetzung bezw. Erhöhung der Schutzzölle*), 

c) die Ausdehnung des freien Veredelungsverkehrs^, 

d) die staatliche Produktion'*), 

e) den Ausschluß der Kartelle bei staatlichen Submissionen*), 

f) die Tarifpolitik der Verkehrsuntemdimungen 

g) die verschärfte progressive Einkommensteuer, die selbständige 
Belastung der Kartelle mit derselben und die Besteuerung 
des übermäßigen Kartellgewinns**), endlich 

h) die Verpflichtung der Aktiengesellschaften zur Abgabe der 
Hälfte ihres io% überschreitenden Grewinns an Reich und 
Staat»«). 

Es würde unserer Aufgabe widersprechen, an diesen Vor- 
schlägen im einzelnen Kritik zu üben, jedt nfalls sieht man aus ihnen 
aber bis zu welchen Konsequenzen die Stellungnahme der einzelnen 
Schriftsteller zur Kartellfrage führt So wohlg^ndint die gemachten 
Vorschläge sein mögen, so wenig zeugen de von der Kenntnis des 
Wesens, insonderheit der Organisationsformen der Kartelle. Wir 
glauben bewiesen zu haben, daß wenn man diesen weitgehende 
Verpflichtungen auferlegt, sie anstatt der heute erfaßbaren, andere 
juristische Formen wählen werden, die der Gesetzgeber nur schwer, 
oder gar nicht treffen kann. 

Zu diestT Erkenntnis muß u. E. eine eingehende Prüfung der 
Formen führen, in welchen sich Kartelle organisieren können. 

Landesbcrgcr: Gutachten f. d. 26. deutschen juristcnl;iy S. 386. 
*) Menzel: Schriften d. Vereins fOr Sozialpolitik LXI S. 46. 
^ Grnnsel: a. a. O. S. 160. 
*i Rundstein: a. a. O. S. 103. 
*) Vgl. Glltaditen f. d. 26. d. Juristentag I, S. 70. 

") Pohle: a. a. O. S. 117; Grunzel: a. a. O. S. 16S; Baumgarten-Meazliny 

a. a. O. S. 341. 

^) Baumgarten-MeszUny: a. a. O. S. 342. 

*) Liefmaan: a. a. O. S. 196; Banrngarten-Heaaliny: a. a. O. S. 338. 
^ GrnBzel: a. a. O. S. 172; Pohle: a. a. O. S. 129. 
Gmiiael: a. n. o. s. 171. 

BaTimgartcn-Mcszltny: a. a. O. S. 334. 
^ Scbmoller auf der Generalversammlung des Vereins für Sozialpolitik 1906. 
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Vorwort 



Die genaue Kenntnis der mechaninrihen Schuhfabrikation In 
meiner Vateratadt Eifuit und die Anregungen, welche mir Herr Gre- 
heimrat Prof. Dr. Fleratorff gab, veranlaBten mich zu dem Veraicfa, 
diesen Erfurter Industriezweig und seine Gesdücfate zu scfaUdem. 
Bei dem Studium der einscMflgigen Fadiliteratur, insbesondere der 
Scbrifiten von ScfaOne, Frandse und Rumpf wurde jedoch der Wunsch 
in mir reg^, jene Einzduntersucfaungen (Ober das Königreich Sachsen, 
das Königreich Bayern und das GroBherzogtum Hessen) zusammen* 
zulassen und dnen Übeitlick Ober die SchuhgroAlndustrie in ganz 
Deutsdiland zu geben. 

Ich richtete Fragebogen an die Polizeiverwaltungen der be- 
deutendsten Schulizentren Deutschlands, die gröftoenteils eingehend 
beantwortet wurden, studierte die Retchsgewerbestatiatik und die 
Fachpresse und eriiielt vor allem aus dem Kreise der Erfurter Fa- 
brikanten zahlreiche Ilütteilungen, die mir einen tiefen Einblick in 
das Wesen der Schuhgrofiindustrie gestatteten. 

Neben der Scfauhfabrikation habe ich besonders den Schuh- 
handel, die Organisationen In der Schuhindustrie, die Lage der Ar- 
beiter und das Verhältnis des Handwerics zur Schuhgrofiindustrie 
einer genaueren Betrachtung unterzogen. 

Allen denen, die mich bei meinen Untersuchungen durch Er- 
teilung von Auskauften und durdi Mitteilungen unterstützt haben, 
sage ich meinen verbindlichsten Dank. 

Insbesondere danke ich meinen verehrten Ldirem Herrn Ge- 
heunrat Prof. Dr. Pierstorff und Herrn Prof. Dr. Harms fOr die 
mannigfachen Anregungen und Belehrungen, die sie mir bei meiner 
Arbeit haben zuteil werden lassen. 

Der Verfasser. 
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Erster Teil. 



Die geschichtliche Entwickelung. 
I. Die Geschichte der Schuhherstellung. 

Kapitel 1. 

a) Die Gesdiidite der Schuhmoden bis heute. 

Nach der Nahrung ist die Kleidung dasjenige Bedürfnis, welches 
der Mensch zuerst zu b(^friedigen trachtete und unter den Kleidungs- 
stücken ist wieder der Wunsch nach Fußbekleidung mit steigender 
Verfeinerung d(;r Lebensweise bald einer der dringendsten geworden. 

Auf einem alten (yemälde aus dorn Jahre 1450 v. Chr. sehen 
wir beHMts zwei ägyptische Schuster mit der Anfertigung von San- 
dalen beschäftigt'). Die alten Ägypter tniLTen schongeschmückte 
Sandalen aus Leder, Leinen, Binsen oder Papyrus'*). Später kamen 
auch regelrechte Schuhe auf, an deren (Tcbrauch sich jedenfalls auch 
die Juden während ihrer Gefangenschaft in Ägypten gewöhnten, denn 
wie wir aus 2. Moses 1, V. 5 sehen, trug Moses bereits Schuhe, und 
Josua 9, V. 5 werden auch bereits geflickte Schuhe erwähnt. 

Bei den alten Griechen finden wir zum ersten Male um das Jahr 
430 V, Chr. einen Schuster namens Simon erwähnt, der durch seine philo- 
sophischen Gespräche mit Perikles und Sokrates bekannt wurde; um 
250 V. Chr. .steht der Schuhhandel bereits auf einer gewissen Höhe, 
wie wir aus (]em 7. Mimiambus tU\s Humoristen Herondas*) entnehmen 
können; er führt uns in seinem Stück Der SchustiT in den Laden 
des Meisters Kerdon, in welchem dieser, unterstützt von seinem Ladeii- 
diener Pistos, an Damen diT Halbwelt elegante Schuhe verkauft. 
Auch die (iriechen truL,Mn, w enn sie nicht, was meist geschah, barfuß 
gingen, Sandalen und nur die jungen Gecken trugen zierliche 
Stiefelchen. 

Jöriison, »Schuh und Leder«, 1908, No. 10. 
*) Rehlen. 

*) Übenetst van Crarini, im Verlag von Teubner enchienen. 

Abhandlungen d. staatsw. Seminars z. Jena Bd. VH, H*ft %, 1 
Kebe, Die deuticlie Scbtibgrofciodintrie. 



Cioogie 



Auch bei den Römern finden wir bereits frühzeitig das Schuster- 
handwerk ausgeübt, von ihnen stammt ja auch das »ne sutor ultra 
crepidam« »Schuster bleib bei deinen Lasten«. Plinius bezeichnet 
als den Erfinder der Schuhe einen gewissen Bothius, der sonst nid&t 
näher bekannt ist, und wenn man der Legende glauben darf, so be^ 
stätigte bereits um 700 v. Chr. der sagenhafte Numa Pompilius ein 
collegium sutorum, eine Sdiuhmacfaerzunft 

Zu Cäsars Zeiten kamen reich geschmückte Schuhe auf, und 
wenn auch die reichen Römer es für Ehrensache hielten, ihren Be- 
darf an Schuhen, Kleidung usw. im eigenen Hause von Sklaven an- 
fertigen zu lassen, so wurden doch manche professionelle Schiister 
so reich, daß sie ihren Mitbürgern Fechterspiele geben konnten. 
Über die spätere Zeit, besonders hinsichtlich der Fußbekleidung der 
römischen Soldaten, geben zahlreidie Funde im Rheinlande, besonders 
in Mainz, Aufschluß. Danadi bestand der römische Soldatenschuh 
aus der mit Nägeln besetzten Sohle, dem Oberteü, das aus einer Kom- 
bination von Riemen bestand und der Brandsohle. 

Karl der Große trug, wie sein Geheimschreiber Eginhardt er- 
zählt, einfache Schuhe, die mit Riemen an den Schienbeinen fest- 
gebunden wurden. 

Unter den fränkischen Kaisem kamen Schuhe aus feinem Ober- 
leder auf. die auf dem Fußblatt ausgeschnitten waren und die Knöchel 
fest umsdilossen, meist waren sie schwarz, zuweilen jedoch auch 
farbig und mit Stdnen besetzt 

Die Kreuzzüge, die das Abend- und Morgenland zum ersten 
Male in enge Berührung brachten, gaben audi der Schuhtechnik 
neue Anregungen; im 13. Jahrhundert kamen die hohen Schaftstiefeln 
in Mode, die bis über das Knie reichten und »Hosen« hießen; aus 
ihnen ist später durch die Verbindung der Oberteile die Lederhose 
und somit der Vorläufer des bekannten männlichen Beinkleides ent- 
standen. Auch di(> nitKirigen Schuhe wurden feiner, sie schmiegten 
ddi genauer der Fußfonn an und vor allem wurde zu den Ober- 
teilen zum ersten Male Korduan und SchafU'der verwendet 

Die bereits im 12. Jahrhundert auftauchenden Schnabelschuhe 
orlangton im 13. Jahrhiind« rt ihre größte Verbreitung, es kamen 
Exemplart' \or, deren Spitze 2 Fuß über die Zehen hinausragten. 
Da sie beim Gehen sehr unbequem waren, wurde häufig die Spitze 
mittels eines am Knie befestigten zierlichen Silberkettchens empor- 
LT« zogen. Gegen den in den mittelalteriichen Städten in ausgiebigster 
Weise herrschenden Schmutz der Straße schützte man sich durdi 
stelzenartige Schmutzschuhe. Lange hatte die wcltUche Obrigkeit, 
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wie die GreistUchkeit gegen die Unsitte der Schnabelscfauhe sogar 
mit Gresetzen angekämpft, bis endlicb ein besonderes strenges Gesetz 
vom Jahre 1473 in Nürnberg es errichte, daß die Mode in das ge- 
rade Gegenteil umschlug. Es wurden nun ungeheuer breite Fassons 
getragen, die aber am Absatz wieder möglichst schmal s^n mußten. 
Das ist auch die Mode, welcher der belcannte »Schuster-Poet Hans 
Sachs« (1494 — 1576) sdne Erzeugnisse anpassen mußte. 

Dem Luxus der sonstigen Kleidung im 16. Jahrhundert konnte 
sidi auch die Fußbekleidung nicht entziehen; die geschlitzten Schuhe 
schlössen sich würdig den PuffArmeln und Fludeihosen an, bis sich 
die Obrigkeit genötigt sah, auch gegenüber diesen Übertrdbungen 
durch EriaB von Gesetzen einzusdireiten. (161 2 Joh. Georg von 
Sachsen.) 

Im 17. Jahrhundert tauchten die schwedischen oder waJlensteini- 
sehen Stiefeln auf, deren Schäfte am Knöchel fest anlagen, aber von 
da bis zum Knie sich trichterförmig erweiterten und beim Gehen 
nach hinten hingen. 

In der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts kamen auch für die 
Männo: Schuhe, für die Frauen aber die berüchtigten »Steckelscfauhe« 
auf, welche die Füße in der unnatürlichsten Weise einzwängten. Sie 
waren aus feinstem Stoffe und häufig mit Blumen und Figuren ge- 
. ziert Erst der französischen Revolution, die ja mit so vielem auf- 
räumte, gelang es, dieses Marterinstrument zu beseitigen und den 
Schuh wieder der natürlichen Gestalt des Fußes anzupassen, dn 
Streben, dem berdts 1782 Peter Camper in einer diesbezüglidien 
Schrift Ausdruck gegeben hatte. 

In der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts war der noch heute 
von älteren Herren, der Landbevölkerung und dem Militär vielfiEurfa 
getragene halblangre Herrenschaftstiefel die ausschließliche Fußbeklei- 
dung der Männer, während die Frauen bis in die 70er Jahre dem 
oft in den schreiendsten Farben gehaltenen Stoffschuh aus der an- 
fangs aus England eingeführten Serge de Berry den Vorzug gaben« 
Eine sdir nützliche Ergänzung dieser Stofischuhe, besonders bei 
schlechtem Wetter, bildeten die Mitte der 30er Jahre auftauchenden 
Gummischuhe, an deren Stelle vorher Lederüberschuhe getragen 
wurden. 

Seit den 70er Jahren verschwanden die Sergeschuhe mehr und 
mehr und es wurde nun auch für die Oberteile der Damenfußbeklei- 
dung vorwiegend Leder und zwar Kid-^, Ziegen und Roßleder ver- 
wendet 

Kidleder war akungam Kalbleder mit matter, sdiwantblauer ^briditanf • 

1» 



Der VencliluB der Damenschuhe erfolgte in der ersten Hälfte 
des 19. Jahiliunderts durch schöne Schnallen oder durch Schnfl* 
rung an der Seite oder vom, bis 1860 der Gummizug alle anderen 
Verscfaluflarten fast gänzlich verdrängte. Dieser noch heute viel ge- 
tragene Gummizugstiefel herrschte his 1890 fast aussrhlieiMich, Dann 
schmfickte der ebenso elegante, wie unpraktische Knopf Stiefel den 
DamenfuB, bis 1903 der heute bei Damen, wie bei Herren gleich 
beliebte^ nie ganz verdrängte Schnflrstiefel wieder in seine Redite 
eintrat. 

Für das Oberleder kam seit den 70er Jahren RoB- und Kalb- 
leder, fOr feinere Ware alaungares Chevreaux in Betracht, Stoffe, 
die heute fast völlig durch das chromgare Boxcalf- und Chevreaux- 
leder verdrängt sind. 

Kapitel 2. 

b) Die Entwidcelung der Tedmik der Sdiuhfabrikation^). 

Bis zum Anfange des 19. Jahrhunderts war sich die Technik 
der Schuhanferligung gleich geblieben; zum Zusammenfügen der 
einzelnen Teile diente das Nähen mit gewachstem oder gepichtem 
Faden. Diese Tätigkeit gab dem Schuhmacher im alten Rom den 
Namen ^sutor % ein Wort aus dem Rehlen unter Zuhilfenahme des 
Zwischengliedes Schuhsutor- wohl nicht mit Unrecht tlas deutsche 
Wort Schuster ableitet. Auch die Werkzeuge und Cieräte waren 
seit mehr als 3000 Jahren dieselben geblieben. Auf jenem (jemälde 
aus dem Jahre 1450 v.Chr. erblicken wir in der alten ägv'ptischen 
Schuhmacherwerkstiitte bereits Xadel, Pfriemen, Nb-sser, Schaber und 
Hämmer, ja si'lbst den dreibeinigen Schemel, alles Dinge, die noch 
h(nite zu den wichtigsti^'U Requisiten des zünftigen Schuhmachers 
zählten. Einen genagelten Schuh kannte man vor 1809 noch nicht 
und die Nägel, die wir in jenem Mainzer Schuh eines römischen 
Legionärs finden, di(Miten mit ihren breiten K()pfen ebenso wie htM 
dem modernen Soldatenstiefel tiur zur Schonung der Sohle und nicht 
zu ihrer Befestigung am Oberleder. 

Sehen wir von der Herstellung des Oberteiles ab, das ja infolge 
der wechselnden Moden am meisten der Veränderung unterworfen 
war, so haben wir hinsichtlich der Vereinigung von Oberteil (Schaft) 
und Sohle vor allem drei M(>thoden zu unterscheiden: i. das Wenden, 
2. das Durchnähen, 3. das Kandnähen. 

*) Für diete Dwstellung sind neben ahlreidien Mittdhngen aw Fabrikantenkreiien 
vor allem die Angaben SchOnea und Frankea benntat worden. 
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Diese Methoden, von denen die Wendearbelt wohl die älteste 
ist, sind in fast unveränderter Form trotz aller Vorsuche hier Neue- 
rungen zu schaffen auch in die moderne mechanische Fahrikatton 
übergegangen, nur mit dem Unterschiede, daB die bisher durch die 
Hand verrichteten Teilarbeiten seit den 6oer Jahren m^ und mehr 
von der Maschine übernommen wurden. 

Der erste Versuch, die schwierige Arbeit des Sohlenaufnähens 
zu umgehen, ist in der Ausbildung eines Verfahrens seitens dnes 
David. M. Randdph zu erblicken, der 1809 in Nordamerika ver- 
suchte, die Sohle mit kleinen Metallstiften an dem Oberleder zu be- 
festigen. Einen weiteren Fortschritt in dieser Richtung bfldete die 
1858 durch den Dresdener Schuhmacher Krantz*) von PhOaddphia 
her eingeführte Methode der Sohlenbefestigung mittels kidner vier- 
kantiger Holznägel aus Ahorn oder Bucha Die Herstellung dieser 
Stifte wurde durch die kurz danach von dem Berliner Andersen 
konstruierte Stiftschneidemaschine wesentlich erleichtert, der dadurch 
in den Ruf kam, die Holznagelei erfunden zu haben. 1857 kam dann 
die Holznagdmaschine aus Amerika, die mechanisch <fie Nägel durch 
die Sohle trieb, und seit den 6oer Jahren wurde die Holznagelei, 
die bereits in den Handwerksbetrieben in großem Umfange Eingang 
gefunden hatte, auch in den mechanischen Großbetrieben in aus- 
gedehntem Maße angewendet Heute findet dieses Verfahren nur 
noch fOr billigere Ware, besonders für Arbeiteratiefdn, Anwendung, 
und in den besseren Schuhfabriken sieht man die Holznagdmaacfaine 
nur noch wenig in Tätigkeit 

Ein anderer Versuch in dieser Richtung war die 1813 in eng- 
Hsdien und 1830 in preußischen Militärwerkstätten angewendete 
Methode der Sohlenbefestigimg mittels Metallschrauben, ein Ver- 
fahren, daß noch 1867 auf der Pariser Weltausstellung eine gewisse 
Rolle spielte, aber seit dieser Zeit gänzlich aufgegeben worden ist 

Zu der modernen mechanischen Schuhfabrikation wurde erst 
der eigentliche Grund gelegt durch die Erfindung der Nähmaschine, 
man kehrte also zu der alten handwerksmäßigen Methode der Ver- 
bindung der SchuhteQe durch die Naht zurück, und wie hier so 
wird die ganze nun folgende technische Entwickelung trotz aller 
Sdtensprünge durch das Streben gekennzeichnet, die Handgriffe des 
alten, man könnte sagen, mittelalterlichen Handwerkers auf das ge- 
naueste mit der Maschine nachzuahmen, da nur so Erfolge gegen- 
über der Handari>eit erzielt wurden, während alle Abweichungen 
von dieser Linie mangelhafte Resultate ergaben. 
Schneider S. 58. 
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Ende der 40er Jahre erfand Elias Howe^) in Xordamerika die 
Nähmaschine, diese kam bereits 1850 nach Deutschland, wo sie für 
2*/, Groschen auf den Jahrmärkten gezagt UTirde und sdion 1851 
zum Nähen von Zeugschäften Verwenchini^ fand. Ende der 50er Jahre 
gelang es aucfa Lederob«teile mit Hilfe eines stärker gebauten 
Modelles zusammenzunähen. Die Maschine fand in den damals schon 
bestehenden Verleger- und Manufakturbetrieben schnell Eingang, 
während der auf sein Kunden geschäft angewiesene Handwerker sich 
scheute, maschin engenähte Schäfte zu verwenden, da die Ketten- 
naht, sobald der Faden an einer Stelle zerriß, sofort in ihrer ganzen 
l.änge aufging, was zu schwierigen Reparaturen X'eranlassung gab. 
Erst in den 6oer Jahren wurde dieser Mißstand durch die Einführung 
der Zweifadenmaschinen beseitigt und seit dieser Zeit haben die 
Oberledersteppmascfainen eine ungeheure Vervollkommnung erfahren, 
eine Entwickelung, an der vor allem der amerikanischen Singer- 
Compagnie besonders auf dem Gebiete der Zierstiche ein rOhmUcher 
Anteil beizumessen ist. 

Fast ein Jahrzehnt nach Erfindung der Xähmas(^hine, 1858 ge- 
lang es Mac Kay zum ersten Male Sohlen durchzunähen, aber 
diese Maschine ließ, ebenso wie die 1862 auf der Londoner Welt- 
ausstellung vorgeführte Goodwin- Durchnähmaschine, noch manches 
zu wünschen übrig; erst die 1867 in Paris ausgestellte verbesserte 
Mac Kay-Maschine genügte allen Ansprüchen und ist noch heute in 
dieser Gestalt in vielen Fabriken zu finden. Der auch hier ver- 
wendete Kettenstich konnte zu Defekten nicht so It^icht Anlaß geben, 
da der reichlich gepichte Faden Sohle und Oberteil selbst dann noch 
völlig zusammenhielt, wenn er bereits an der Unterseite vöUig durch- 
gelaufen war. 

Nachdem so die durchgenähte Arbeit durch die Maschine nach- 
geahmt wf)rden war. gelang es auch Anfang der 80 er Jahre die 
Wendenaht und die Doppelsohlennaht mit Maschinen herzust<>llen. 
Es geschah dies durch die Groß-Gelb-Doppelmaschine zum Doppeln 
der Sohlen und eine andere ebenfalls von Groß eingefülirte ^faschine. 
die mit gebogener Nadel die Wendenaht henstellte. Da das Ein- 
stechen des Rahmens mit dieser Maschine aber noch nicht gelingen 
wollte, suchte der Schuhfabrikant Herz in Bock(Miheim bei Frank- 
furt a. M. der Rahmenarbeit wenigstens dadurch näher zu kommen, 
daß er mit der Durchnähmaschine eine Rahmensohle annähte und 
diese mittels der Großschen Maschine an die Laufsohle andoppelte. 

*) Im Handbuch der Wirtschaf tskiinde Omtidilands Bd. I1T. S. 719, wird £.Howe 
als Erfinder der SohlennJÜMimchine bezeichnet, was wohl auf einem Irrtum beruhen dflrfte. 
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Einen vollgültigen Ersatz bot dies Verfahren aber nicht. Erst die 
Mitte der 90er Jahre von der Goodyear- Compagnie eingeführten 
Rahmen einstech- und sonstigen ZubehOrmaschinen gestatteten die 
Herstellung eines Produktes, das nicht nur der Handarbeit gleich* 
stand, sondern diese an Gleichmäßigkeit noch weit überstieg. 

Wie man so die schwierigsten Handgriffe des Schuhmachers 
mit der Maschine na( hjjfeahmt hatte, so wurden auch die einfacheren 
Teilarbeiten schon frühzeitijo^ von der Maschine übernommen. 

Schon 1851 waren in London I .ed^rwalzen, Sohlenstanzcn, Sohlen- 
und Absatzpressen, Hobel- und (ilättmaschinen sowie eine Leisten- 
schneidemaschine ausgestellt. 1867 führte Herz die Bügelmaschine 
ein; es folgten Absatzbau-, Sohlen auflege- und vor allem die \'i(4en 
Fräse- und Ausputzmaschinen, die dem Fabrikerzeugnis jene hohe 
Eleganz g^ben, die es so vorteilhaft von der Handwerkerware unter- 
scheidet, und nun war noch der letzte, schwierigste Schritt zu tun, 
nämlich auch für das Zwicken eine Maschine zu bauen. Lange 
hatten die Versuche kdnen oder nur geringen Erfolg und w rnn auch 
1889 die in Paris ausgestellten Maschinen gutes geleistet haben sollen 
so ist diesen Angaben doch wenig Glauben beizumessen. 

Auch die von LingeH) Anfang der 90er Jahre nach amerika- * 
nischem Vorbilde gebaute Zwickmaschinc führte sich wenig ein. Mehr 
Verbreitung fand die ebenfalls wie die Lingelsche mit vielen Zangen 
zugleich arbeitende Nollesche Zwickmaschine. Als vollkommen ge- 
löst dürfte das Problem aber erst seit Anfang des 20. Jahrhunderts 
betrachtet werden durch die von der »Deutschen \'ereinigten Schuh- 
maschinengesollschaft (einer amerikanischen Unternehmung) etwa 
1901 auf den Markt gebrachten Zwickmaschinen, die unter Ef(^nauester 
Anlehnung an die Handarbeit mit nur einer Zange eine völlig gleich- 
mäßige Arbeit liefern und sogar das Einbinden resp. Zwicken der 
Spitze gestatten. 

Gedenken wir dann noch der all« rdings bis jetzt wenig ver- 
breiteten Zuschneidemaschine^ für Oberleder, so können wir sagen, 
daß heute der Schuh von Anfang bis zu Fnde mit Ausnahme weniger 
unwesentUcher Handgriffe von der Maschine hergestellt wird; nur 
ist dabei zu bemerken, daß in der Schuhindustrie infolge des ver- 
wendeten organischen Stoffes (Leder) der M( nsch in höherem Maße 
regelnd und beaufsichtigend tätig sein muß, als in anderen mit mehr 
organisierter Materie arbeitenden Industrien. 



Flnut Ed. Lii^ in Erfurt. 
<) Sdt 1906 dngefOhrt. 
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II. Die Entstehung der Großbetriebe in der Schuhmacherei 

K;ipit<'l 3. 

a) Die allgemeinen Entwickelungstendenzen. 

Aus kleinen Anfängen, die wir in den beiden folgenden Kapiteln 
einer genaueren Betrachtung unterziehen werden, hat sich in Deutsch- 
land die Schuhgroßindustrie entwickelt. Sobald die gebesserten Ver- 
kehrsverhältnisse den Absatz grOfierer Mengen von Gütern in ent- 
ferntere (Tuenden gestatteten, entstanden zu Anfang des 19. Jahr- 
hunderts trot2 Zunftzwang und Zollschranken . trotz des gänzHchen 
Mangels von Maschinen zuerst in Erfurt und Pirmasens, später in 
(rotha, Kalau', Mainz und Altona Betriebe, die teils ihre Produkte auf 
Messen und Märkten absetzten, teils auch bereits na( h Amerika, 
Russisch-Asien, später auch nach Australien und Rußland exportierten. 

Als Betriebsform kam der zuweilen mit einem größeren Werk- 
stattbetriohc verbundene Verlag oder, wie in Pirmasens, die auf 
dem Hausierhandel basierende Hausindustrie in Betracht 

In den K riegsjahren *) 1 806 — 1 8 1 4 gaben die ungeheueren Heeres- 
massen, die Deutschland zu Fuß durchzogen, der Schuhindustrie 
reichlich Arbeit, ein Umstand, der zunächst zur Annahme einer über- 
großen Anzahl von Lehrlingen und nach dem Kriege, besonders 
nach £ntlassung der Kriegsfreiwilligen zu (Mner Übersetzung und 
damit zu einem völligen Damiederliegen des Schuhgewerbes führte. 

Erst in den 40er und 50er Jahren sehen wir mit der Besserung 
dar wirtschaftlichen Verhältnisse wieder größere Betriebe empor- 
tauchen und diese waren es dann auch, die zuerst die Nähmaschine 
und die anderen in den 6oer Jahren auftauchenden Schuhm aschinen 
einführten und so zu ^gentlichen Fabriken wurden. Aber die Zahl 
dieser Betriebe war außerordentlich klein und noch 1870 konnte 
Srhmoller sagen, daß in denjenigen Gewerben, welche mit der Vol- 
lendung der menschlichen Bekleidung und Beschuhung zu tun haben, 
von einer Großindustrie noch keine Ked«» sein kann, aber voraus- 
ahnend setzt<> er hinzu, »ab^ vieles hat sich auch hier geändert oder 
ist nahe daran sicli zu ändern. 

Frankreich, England und Amerika waren uns. wie in vielem, 
so auch hier bereits weit voraus. Tn Südfrankreich blühte bereits 
seit den 20er Jahren des 19. Jahrhunderts inf-^lge der Gelegenheit 
zum Bezüge guten Korduan- und Marokkin-Leders eine Art Groß- 
industrie auf. Die Franzosen adoptierten sofort die amerikanischen 



>) Schneider S. 16. 
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Maschinen und Anfang der 6oer*) Jahre hatte die Firma GodiUot 
3 große Etablissements fOr die Anfertigung von MUitäratiefdin, in 
denen bereits außer der Nähmaschine 7 verschiedene Maschinenarten 
Verwendung fanden. 1866 beschäftigte die Firma Savart in Paris 
bereits 3000 Arbeiter und machte einen Umsatz von über 5000000 Fr. 

Ähnlich lagen die Dinge in England, das ja vermOge der 
besseren auf seiner insularen Lage basierenden Verkehrsverhält- 
nisse die Betriebsform Fabrik ein halbes Jahrhundert vor uns ent- 
wickdt hatte» und in Amerika, dessen rasch wachsende Bevölkerung 
den aufblühenden Schuhfabriken ein gutes Absatzfeld ihrer Maasen- 
artikel sidierta 

Doch auch in Deutschland gfing nun die Entwickelung mit 
Riesenschritten vorwärts. Nach dem Kriege 70 und 71 nahm das 
ü^Hrtschaftsleben einen gewaltigen Aufschwung, der Konsum an 
Schuhwaren stieg infolge ihrer Verbilligrung durch Anwendung der 
Maschinen und mit der allgemeinen Verfeinerung der Lebenshaltung 
aller Klassen, und so begannen kapitalkräftige Unternehmer, die in 
der mechanischen Schuhfabrikation ihr Kapital hochverzinsHch an- 
zulegen hofften, sich mit tüchtigen Fachleuten zu verbinden, und wir 
sehen nun ohne die Vorstufe des Verlagsbetriebes teils aus ver- 
größerten Handwerksbetrieben, teils aus den nach der Erfindung 
der Nähmaschine entstandenen Schäftefabriken, teils endlich als Neu- 
gründungen seit dem Anfang der 70 er Jahre auf der Basis der 
maschinellen Technik eine weitere Anzahl von Schuhfabriken ent- 
stehen. 

Einige Zahlen mögen diese Entwickelung veranschaulichen; 
187 1 hatte Otto Herz in seiner neuen Fabrik in Frankfurt die erste 
Dampfmaschine aufgestellt, 1875 nannte die Berufs- und Grewerbe- 
zählung schon 5, 1882 bereits 40, und 1895 449 Betriebe der Schuh- 
industrie, in welchen motorische Kraft Verwendung fand, heute 
mögen gegen 1400 Motorbetriebe im Schuhgewerbe vorhanden sein. 
Diese Zahlen lassen aber zugleich erkennen, daß der Übergang von 
der Hand- zur Maschinenarbeit in ausschlaggebender Weise vor allem 
nach 1882 vor sich gegangen ist Jene 40 Motorbetriebe 1882, von 
denen nur etwa 30 über 50 Arbeiter beschäftigten, konnten nodi 
kanoi entscheidenden Einfluß auf die Sdiuhproduktion ausüben, 
eine Behauptung, die noch durch folgende Zahlen begründet werden 
mag: 1875 kamen auf 10000 Einwohner 87,58 in d^ Sdiuhindustrie 
Beschäftigte, 1882 entsprechend dem gesteigerten Mehrbedarf an 
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Schuhen 88»i8, während uns 1895 die Zahl 75,03 zeigt, wie die nun- 
mehr ausschlaggebende GrroBindustrie es durdi die Einfahrung der 
Maschinen und der Arbeitsteiiimg verstanden hat, den weiter ge- 
steigerten Bedarf, (der allerdings in Etwas durch den Exportrackgang 
wett gemadit wird) mit einer weit geringeren Zahl von Arbeitern 
zu decken. 



Diesdbe Tendenz erkennen wir auch, wenn wir die Größen- 
Verhältnisse der Betriebe vergleichen: 





1875 


t88a 


1895 






177378 


163 tSa 


»69434 


Kleinbetriebe mit i — 5 Arbdtera . . 


[ Betriebe 
l Per8<»nfn 


6-213 

1 7g 360 


81432 
201 851 


64 2l''> 
' S^ 740 


Mittelbetriebe mit 6 — 50 Arbeiteni . . 


[ Betriebe 
l Personen 


• 378 
»7565') 


3094 
26846 


3252 
33005 


Großbetriebe mit 51 und mehr Arbeitern ' 


1 Betriebe 
i Perwncn 


3« 


71 
6878 


«58 
»7464 



Wir sehen in der vorstehenden Tabelle 1875 — 1882 ein Pro- 
sperieren des Handwerks, das sich kundgibt in der Abnahme 
der Alleinbetriebe, in der Zunahme der Klein- und dem raschen 
Wachstum der Mittelbetriebe; 1895 jedoch erkennen wir ber^ts den 
Niedergang des Handwerks an der Zunahme der Alleinbetriebe, 
der rapiden Abnahme der Kleinbetriebe und dem verminderten 
Wachstum der Mittelbetriebe infolge der seit 1875 von 31 auf 258 
angewachsenen GrroBbetriebe. 

Endlich sei auf den durch den Großbetrieb bedingten größeren 
Bedarf an technischen und kaufmännischen Beamten hingewiesen, 
der durch das Verhältnis der Unternehmer und Arbeiter in Grehilfen- 
betrieben zu den Angestellten gekennzeichnet wird: 





1875 


1882 


1895 


i Unternehmer 


68460 


82420 


6471a 


In Gehilfenbetrieben l Angestellte . 


364 


9«3 


3040 


l Arbeiter . . 


12800t 


152242 


«Sias? 



In viel m irkantprer W'ciso werden uns die wohl erst in 2 Jahren 
zu erwartenden Ergebnisse der Berufs- und Gewerbezählung von 
1907 die Weiterentwickelung der Verhältnisse zu Ungunsten des 
Handwerks und zu Gunsten des Großbetriebes zeigen. 

1) Diese Zahl umfafit die in den Mittel- and GroBbetrieben «uammen beadiftftigten 
Penonen. 



uiyiu^Lü by Google 



— II — 

Was charakterisierte nun die neue Betriebsform gegenüber dem 
Handwerk? 

Der erste Vorteil, den berdts der alte Verlagsbetrieb und die 
Manufaktur auszunutzen verstanden, war der Einkauf der Roh- 
stoffe im Großen zu tnlligsten Prdsen und die rationelle Ver- 
wertung aller Abfalle. 

Der zweite Vorteil war die Einführung der Arbeitsteilung, 
die ebenfalls bereits jenen alteren Betriebsformen der Grroßindustrie 
bekannt und nicht erst wie Rümpft) anzunehmen scheint, eine Folge 
der Einführung der Maschinen war. Bereits 1805 hatte in Erfurt 
eine groBe noch naher zu bescfardbende Manufaktur den Fabrikations- 
prozeß in 6 verschiedene Teilarbdten zerlegt, die von bestimmten 
Personen ausschließlich verrichtet wurden: i) Ehemals selbständige 
Meister besorgten das Zuschneiden, 2) bestimmte Frauen das Sticken, 
3) andere das Ste[^n (mit der Hand) der Obert^le, 4) zünftige Gre- 
sellen verrichteten die Teilarbeit des Zwickens imd des Bodenbaues, 
5) Madchen und Kinder faßten die Schuhe ein, 6) die Lehrlinge 
schwärzten sie und machten sie fertig. 

Diese Arbeitsteilung hat dann besonders sdt Einführung der 
Maschinen einen immer größeren Umfang angenommen, so daß heute 
der Produktionsprozeß in Betrieben mit ca. 200 Arbeitern in über 80, 
in ganz großen Betrieben in über 100 Teilarbeiten zerlegt ist 

Die Methode der Arbeitsteilung hat den Vortdil, daß einer- 
sdts die Geschicklichkeit und damit die Leistungsfähigkeit des Ar- 
beitens, der täglich dieselbe Arbeit zu verrichten hat, gewaltig wächst 
und daß andererseits der Fabrikant imstande ist, für bestimmte Teil- 
arbeiten billigere Arbeitskräfte, Frauen und jugendliche Arbeiter, zu 
verwenden, während er früher auch für diese Leistungen die kostbare 
Zeit des qualifizioten Arbiters in Ansprudi ndmen mußte. 

Der dritte Vorteil, den die Fabrik gegenüber dem kapitalarmen 
Handwerk ins Feld führt, ist die Maschine^ die neben der Steigerung 
der Leistung noch denselben Vorteil, wie die Arbeitsteilung, nämlich 
die teilweise Verwendung billigerer Arbeitskräfte bietet 

Auch die vermehrte Verwendung billigerer Arbeitskräfte kann 
uns die Statistik mit Zahlen belegen: 



In Schuhgewerbe 


1875 


1882 


189s 


Beschäftigte 






f minnBcbe 

Arbeiter i _ », . 

1 weibüdie 




146230 


136365 


4690 


6oia 1 


1 1489a 



Rnmpf ,4>ie SAuhmacfaerei im Groihe»ogtDfn Hessen** S. S5< 
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"Wir sehea aJso 1895 gegenüber 1882 ein Wachsen der Zahl 
der weiblichen Arbeiter um das 2*-l^iadae, wfihrend die Zahl der 
männlichen Arbeiter abnimmt 

Über die Beschäftigung jugendlicher Arbeiter geben altere 
Statistiken keine vergleichbare Auskunft (man zählte frOher nur 
linge); wir mOssen uns daher damit begnügen nach der Zählung von 
1895 die Verteilung von jugendlichen {14 — 16 Jahre) und erwachsenen 
Arbeitern auf verschiedene GroBenklassen der Betriebe kennen zu 
lernen^). 



GrSäe der Betitebe 


Jugendliche 






wdbUch 






weiblich 


zusammen 


Arbeiter- 
zahl 


"—5 
6 — 20 

90 und mehr 


17642 

2549 
1778 


146 
287 
"95 


17788 
2836 

3073 


76243 

«5871 
21286 


1198 
1916 
««57 


7744« 
17787 
»9543 


alle Betriebe 


21969 


1728 


23^97 


II 3400 


"371 


124771 



Wir tTkcniicn hier, wie die^ männlichen JugendHchen noch in 
starker Zahl dem Handwerk als Lehrlinge zuströmen, während die 
weiblichen jugendlichen wie (erwachsenen Arbeiter mehr von den 
Mittel- und (Tniljhctricbcn herangezogen werden. 

Diesen drei Momenten: billiger Rohstoffeinkauf, Arbeitsteilung' 
und Anwendung von Maschinen, die in der vSchuhindustrie das un- 
bestrittene Übergewicht der Fabrik über die Betriebsform Handwerk 
erzeugt haben. st(*ht aber aulier manchen sozialen .Schäden eine 
Schwierigkeit entgegen, die der Handwerksbetrieb nicht kennt und 
die bisher in der 1 ,it«Tatur noch nie genügend hervorgehoben worden 
ist, das ist der \'ertrieb der Produkte. 

Der Unternehmer mußte den Absatz .seiner Produkte besonders 
organisieren, ein Umstand, der uns noch später eingehend beschäf- 
tigen und uns zeigen wird, wie er die Produktion.sk osten der Fabrik- 
ware erhöht und vor allem dazu beigetragen hat, dal' das Handwerk 
bisher noch der Fabrik eine, wenn auch schwache Konkurrenz ent- 
gegenstellen konnte. 

Schließlich sei noch bemt^rkt. daß, abgesehen von der Pro- 
duktionszerlegung, wi'lche Schäftefabriken, ja .sogar Kappen- und 
Absatzfleckenfabriken für den Redarf dt\s Handwerks hat entstehen 
lassen, eine weitgehende Spezialisierung in der Schuhfabrikation 
selbst Platz gegriffen hat. Wir haben Fabriken, die ausschließlich 
Hausschuhe und Pantoffeln herstellen, und solche, die sich nur für 

*) Statbtik des daitidMa Rddie* Bd. 119, S. 102. 
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Wendearbeit, oder durchgenähte Schuhe oder Rahmenware usw. ein- 
gerichtet haben, während viele Fabriken 2 oder 3 dieser Speziali- 
täten nebeneinander fabrizieren. 

Haben wir so die allgemeinen Gesichtspunkte kennen gelernt, 
die für die Entwickelung der deutschen Schuhgroßindustrie bestim- 
mend waren, so wollen wir in den folgenden Kapiteln besonders an 
dem Beispiele Erfurts untersuchen, wie diese Entwickelung im ein- 
zelnen vor sich gegangen ist 

Kapitel 4. 

b) Die Entwickelung der Sdiuhgroßindustrie in Erfurt 

Erfurt das als Sitz des Bischofs Bonifacius um die Mitte de^ 
8. Jahrhunderts auftaucht, war infolj^o seiner günstigen J^age im 13. 
Jahrhundert der größte Stapelplate des innendeutschen Handels ge- 
worden. 

Der Reichtum und die Macht der Stadt verbunden mit dem 
hohen Selbstbewußtsein der Bürger bewirkten, besonders nachdem 
12 so ein Rat an die Spitze der Verwaltung getreten war, daß die 
Herrschaft des Erzbischofs von Mainz zu einer Formeiisiiche geworden 
war. 128g — i2go wurde dem durch das Interregnum schwer ge- 
schädigten Handel l{rfurts eine nt'ue sichere Basis verliehen, indem 
Rudolf V. Ilabsburg mit Hilfe der Erfurter die Macht der Raubritter 
in Thüringen brach. Zur einzigen (iroßstadt Mitteldeutschlands be- 
sonders durch den Waidhandel angi'wachsen, wurde es von den ewig 
geldbedürftigen Territorialherren als (ieldmacht umworben, mit denen 
es als Gleichbenxhtigte Bündnisse abschloss. 1430 hatte es bereits 
seine Gesandten auf dem Reichstage und hätte leicht die Reichs- 
standschaft erwerben können, wenn nicht eine kurzsichtige Krämer- 
pKilitik die Kosten gescheut hätte; zum großtMi Nachteil, denn nun 
suchte dor Krzbischof von Mainz die schon verloren geglaubte Herr- 
schaft wi(>der mit allen Kräften an sich zu reißen. Ein schwerer 
Brand 1472, die folgende Schulden Wirtschaft, die Revolution 1509, 
die Verdrängung des Waids durch den Indigo, das wankelmütige 
Verhalten Kursiuhsens und vor allem der 3ojälirige Krieg ließen die 
wirtschaftliche Bedeutung Erfurts immer tiefer sinken und bewirkten, 
daß es sich, 1663 in die Reichsacht erklärt. 1664 dem Erzbischof 
Johann l^hilipj) \'on Mainz und dessen französischen Hilfstruppen 
endgültig ergeben muJäte. 

') Ovt nn;inn „Die ersten Jahre der preußischen Herrschaft in Krlurl" ^i8o2— 1806) 
1902 und Beyer, Chronik von Erfurt. 
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Unter Kunnainz, das Erfurts Selbständigkeit voUig vemiditete 
und einen Statthalter einsetzte, verlor die Stadt zunächst weiter an 
Bedeutung und erat seit dem Anfang des 18. Jahrhunderts besonders 
infolge der Reformtätigkeit eines Boyneburgk v. Warsberg und Dal- 
berg ging es wieder aufwärts. Besonders Dalbergs Tätigkeit wird 
überall lobend hervorgehoben und wenn diesem Manne nicht, wie 
Ovetmann sagt, die Kraft gefdüt hätte, in steter Arbeit eine refor- 
matorische Tätigkeit durchzufahren, wäre wdü noch mdir erreicht 
worden; immerhin hatten 1792 der Handel und besonders die Textil- 
industrie wieder eine gewisse Blflte erreicht Der Anfang des 19. 
Jahrhunderts brachte aber diese Entwickelung wieder zum Stehen, 
indem durch die Abtretung des linken Rheinufers an Fiankreicfa 
eines der besten Absatzgebiete verloren ging. 

Während die übrigen Handwerke, noch völlig im Banne 
des mittelaltoiUchen Zunftwesens befangen, nicht vorwärts kamen 
und sich durch ihre unmäßigen Innungsschmausereien häufig in 
Schulden stürzten, hatten allein die Schuhmacher und Lohgerber 
Fortschritte zu verzeichnen, indem besonders einige der erateren 
durch gute Arbeit und Einführung der Arlieitsteilung in die Pro- 
duktion den Erfurter Schuhwaren zu einem gewissen Rufe und 
gutem Absätze, teilwdse sogar im Auslande, verhalfen. Doch selbst 
diese konnten bei der Lotterwirts€^iaft der kurmainzer Regierung 
und der rückständigen Verfassung der Stadt keine größere Be- 
deutung erlangen, so daß weitschauende Bürger es als ein großes 
Glück betrachteten, als Erfurt 1802 durch den Frieden von Lun^ 
vüle zugleich mit Heiligenstadt, Paderborn, dem Eichsfelde, Goslar 
und Nordhausen an Preußen kam. Wenn auch die Heranziehung 
der Bürger zum Heeresdienste manchen Widerwillen verursachte, 
so wurde doch die ungeheure Reformationsarbeit, die Preußen 1802 
bis 1806 leistete, von den mdsten anerkannt 1803 wurde die preußi- 
sche Gerichtsordnung, 1804 das preußische Landrecht eingeführt, 
der Schulunterricht und die Seclsorge reformiert und Handel und 
Industrie durch Geld, Zollvergünstigungen und Überlassung der alten 
Klosterräume zu Fabrikzwecken kräftig unterstützt Das ist die Zeit, 
wo wir in Erfurt und damit auch in ganz Deutschland zum ersten 
Male eine organisierte Schuhgroßindustrie entstdien sehen. 

Die Schuhmacher Brauer und Gottschalk, die bereits 17 und 
24 Gesellen in ihren Werkstätten beschäftigten, traten mit dem 1795 
eingewanderten französischen Emigranten Soller zusammen und 
gründeten die Firma SoUer, Gottschalk & Co., ein Betrieb, der be- 
reits damals »Schuhfabrik« genannt wurde und von dem die Inhaber 
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bereits am 24. September 1805 an den König von Ffeuflen be- 
richten konnten^): (eine Scfaulifabrik) »welche durch unsem Fleiß 
und Betriebsamkeit nunmehr soweit gediehen ist, daß wir gegen- 
wärtig 213 Personen, nämlich: 

39 Gesellen im Hause, 

43 Meister außer dem Hause und bei diesen 

68 Gesellen mit 

10 Lehrjungen; sowie hiemächst 
7 Meister zum beständigen Zuschneiden, 
22 Einfasserinnen und 
24 Sti ckerinnen 

Sa. 213 

beschäftigen und durch diese nach Ausweisung unserer Bücher jähr- 
lich 90000 — 96000 Paar Schuhe (im Werte von 60000 Rtr.) anfertigen 
lassen und solche ins nalie und entfernte Ausland auf vorgängige 
Bestellung teils versenden, teils auf den Messen zu Frankfurt a. 
Leipzig und Braunschweig absetzen.« 

Wir sehen also als Betriebsform die kaufmännisch geleitete 
Manufaktur in Verbindung mit dem Verlag und die Anfänge der 
Arbeitsteilung. Jene von der Firma beschäftigten Handwerksmeistar 
sind hausindustrielle Lohnarbeiter geworden, denn wie wir aus anderen 
Berichten entnehmen, lieferte die Fabrik die hauptsächlichsten Mate- 
rialien bereits zugeschnitten und nahm dem Meister die fertige Ware 
gegen einen vereinbarten Stücklohn ab. 

Neben diesem Betriebe finden wir noch ein zweites Unter- 
nehmen, das von einem gewissen Dubreuil, ebenfalls einem franzö- 
sischen Emigranten, geleitet wurde. Dubreuil war anfangs nur Ver- 
leger, der fertige Ware bei den Schuhmachern aufkaufte, und eben- 
falls auf Messen absetzte^; später schnitt er jedoch auch selbst die 
Rohmaterialien zu, ein Vorgehen, das den zünftigen Meistern Ge- 
legenheit gab, gegen ihn wegen »Pfuscherei« ^nzusdireiten und «ne 
Verfügung der Behörde zu erwirken, welche ihm das Zuschneiden 
verbot und nur den auswärtigen Handel mit Schuhen erlaubte. Natür- 
lich war auch der Betrieb von Soller, Gottschalk & Co., obgleich die 
Inhaber zünftige Meister waren, dauernden Anfeindungen der zOnft- 
lerisdien Kleinmeister ausgesetzt, insbesondere suchte der Obermeister 
Dietsch*), gestützt auf die Handwerksordnung von 1650 der Firma 
die Anwerbung neuer Gehilfen nach Möglichkeit zu erschweren. 

*) Geh. SUulsarchiv Berlin Rep. 70, Kap. II, Sekt. XXXII, Nr. I. 
•) Geh. Staatsarchiv Berlin, Rcp. 70, Kap. II, Sekt, X, No. 6. 
^ Erfurter Stadtardiiv Vm. A. A. $1. 
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Aber obgleicfa die obige in Erfurt damals noch gültige Hand- 
werkaordnung dem Meister nur 2 Greaellen gestattete, trugen die 
preuBischen Verwaltungsbehörden dennoch (jedenfalls beeinflußt durch 
die Lehren Quesnays und Ad. Smiths, sowie durdi den Nachtrag 
zur Reicfassunftordnung (1731) vom 15. Juli 1771^) der neuen Ent- 
wickelimg Rechnung und beseitigten jene Vorschriften wieder, die 
dem GroAbetriebe hindernd im Wege standen. 

Auf die Frage nach der Ursache der Entstehung dieses Groß- 
handels in Schuhen geben die benutzten Qudlen keine Antwort 
Ich ndmie an, daß der Schuheaiport, der über Hamburg und Bremen 
nach Dänemark, Amerika, Russisch Asien, ja sogar nach Indien ging, 
im Anschluß an den Export Erfurts an Textilprodukten nach den- 
selben Gegenden erfolgte, imd einen Gregenwert für den ausgedehnten 
Import von Heringen darstellte, deren Handel Erfurt für ganz Tha- 
ringen monopolisiert hatte. Vor allem aber glitube ich annehmen 
zu dürfen, daß die Anregung zur Inszenierung dieses Großhandeis 
jene 2 französischen Emigranten gegeben haben, die in Frankreich 
seit Einführung der Grewerbefreiheit 1789 dort in Verbindung mit 
dem Schuhbedarf der großen napoleonischen Heere eine Schuhgroß- 
industrie erstehen sahen. 

Da kam das Jahr 1806. Kurz nach der unglücklichen Schlacht 
bei Jena und Auerstedt zogen die französischen Truppen in Erfurt 
ein und 1807 wechsdte so Erfurt zum dritten Male s^nen Herrn. 

Nach dem Frieden zu Tilsit verwandelte Napoleon, den e^ 
r^zte, im Herzen Deutschlands ein Grebiet zu besitzen, etwa das 
Grebiet des jetzigen Regrierungsbezirks Erfurt in die »Prindpaute 
Erfort«, in eine französische Provinz, die unabhängig vom König- 
reich Westfalen direkt unter seiner H^rsdiaft stand. 

Eine der ersten Regierungahandlungen Napoleons in Erfurt 
war die Einführung der französischen Gewerbesteuer, die in Form 
eines jahrlich neu zu lösenden Gewerbescheines (patente), der auf 
den Inhaber lautete, erhoben wurde. Das wichtigste für uns an 
diesem Gesetz aber ist der Schluß des Artikels 11, der in den 
Worten^ »mais ä Tavenir la Patente seule pouvra 6tre exig^ k 
raffet d*exercer un mutier"). « die Grewerbefreihdt brachte. 



') Dieser Nachtrag, der oieiiialt in Erfurt Rechtikwft crlai^t hat, hob die Beschränkung 
der Gescllenzahl auf und gestattete sogu* die früher streng vopOnte Beschäftigung von Frauen 
mit geeigneten Ilandwerkü^irbcitcn. 

Staatsarchiv Magdeburg Abt. III, Tit. II b. Rept. l, No. 19. 

^ »aber in Zuloinft kann allem der Gewerbeidiein fttr die AniQbung eines Gewerbes 
gefocdot werden.« 
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Damit horten alle jene zOnfÜeriscfaen Bednträchtigungen des Groß- 
betriebes auf, aber infolge der Kriegswirren und besonders der Konti- 
nentalsperre hatte ebenso wie die Textil- so auch cUe Schuhindustrie 
ihre alten Absatzgebiete fast gänzlich verloren. Wahrend aber die an- 
deren Erfurter Industriezweige hierdurch nahezu zugrunde gingen 
und wie es in einem französischen Bericht heißt, infolge der Kriegs- 
lasten, Einquartierungen und Requisitionen »de 16000 habitants il y 
a 5000 qui aoient reduits äla mendicitd«'), war es allein die Schuh- 
industrie, die gerade aus dem Umstände^ daß Erfurt an der »grande 
route militaite« lag, Nutzen ziehen konnte; denn einmal gaben jene 
großen Heeresmassen, die Deutschland zu Fuß durchzogen, den Er- 
furter Schustern reichlich Grelegenheit zu Flickarbeiten, und femer 
gab die Verwaltung der franzosischen Armee, die schnell die Ldstungs- 
fähigkeit Erfurts erkannt hatte, auf dem Submissionswege 2 Liefer- 
ungen von je 50000 Paar Militärschuhen in Auftrag, von d^en die 
eine von jenem DubreuÜ, im Verdn mit dem Kaufmann Predraiy, 
die andere dagegen von der Firma SoDer, Grottsdialk & Co, aber- 
nonunen wurde. Von der letzteren liegt uns noch das Submissions- 
schreiben ^ vor, in dem versprochen wird, die 50000 Paar in 4 — ^5 
Monaten, das Paar zu 4 Fr. 60 Centimes hea. akzise- und zdlfreier 
Einfuhr der Rohmaterialien nach den vorgelegten Mustern zu liefern, 
Bedingungen, die, wie ^tere Akten zeigen, ebenso genau erfüllt 
wurden, wie die Firma auf der vereinbarten wöchentlichen Abschlags- 
zahlung binnen 24 Stunden nach Abnahme der ent^echenden Teil- 
lieferung bestand. Ebenso ließ man inch nicht auf Zahlung in fran- 
zösischen Assignaten ein, sondern forderte und erhielt preul^hes 
Kourantgeld, alles Dinge, die von der hohen technischen Leistungs- 
fähigkeit und der energischen und ausgezeichneten kaufrnftnnischen 
Leitung des Betriebes beredtes Zeugnis ablegen. 

Ende Marz 1808 erfOllte der Fflrstenkongfreß, der die Herrscher 
von fast ganz Europa um Ni^leon versammelte^ Erfurt mit dner 
nie gesehenen Pracht, welcher dann, besonders 1813 und 1814 ein 
umso tieferer Niedergang folgte. 

Denn nachdem die auf der Flucht durc:hziehendeo französischen 
Truppen Erfurt schwer geschädigt hatten, wurde die Stadt vom 2. 
November 1813 bis 3. Januar 1814 von den Preußen belagert und 
beschossen und erfuhr dann das gleiche Schicksal seitens der fran- 

M Staatsarchiv Magdeburg Rep. 2, Tit. V, No. 148. »von 16000 Einwohnern 5000 
un den BetieisUb gebracht sind.« 

^ SCMtmdiiv Magdebui]g Abt HI, V, No; loi »Reqoiiitlan tob Sdnlm fOr du 
ftusOrische Militlr VoL I und II. 

Abbaadlvogoi d. atutaw. Saminan so Jena Bd. VII, B*h a. 2 
Rah«, Dte deutaeite Schnhgreiiiiiduitrie. 
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zOfiischen Besatzung, die sich nach dem Einzüge der Preußen in die 
Stadt auf die uneinnehmbare Zitadelle Petersberg zurückgezogen 
hatte und erst am 5. Mai 1814, also dnen halben Monat nach dem 
Friedensschluß in Paris, kapitulierte. 

So kam Erfurt wieder an Preußen und es hat jahrelanger Arbeit 
bedurft, um die Wunden zu heilen, die der Krieg geadilagen hatte. 

Sofort nach dem Kriege begannen die zünftigen Handwerker, 
vor allem die Schuster, die voll Freude das alte Zunftrecht zurfldc- 
gekehrt glaubten, wieder ihre kleinlichen Umtriebe und Pfusdier- 
verfolgungen, dn Zustand, dem Preußen am 21. Juli 1815^ ein Ende 
machte*). 

Seit dieser Zeit gilt in Erfurt das am 28. Oktober 18x0 (Nach- 
trag 7. September 181 1) in Preußen nach dem Vori>ilde des franzö- 
sischen Patentgesetzes eingeführte Grewerbesteuergesetz, das im § i 
den Betrieb der meisten Greweri>e allein von der Lösung des Gre- 
werbescheines abhängig macht 

Von allen (xewerben war es wieder die Schuhindustrie, die sich 
zuerst aufraffte, denn sie hatte ja nicht wie die Textilindustrie mit 
der englischen Konkurrenz zu kämpfen, wdche nach Aufhebung 
der Kontinentalsperre teilweise zu Zubußpreisen den deutschen Markt 
überschwemmte, viehn^ standen ihr wieder die alten Exportländer 
offen. Die Firmen Gebr. Gottschalk und Dubreuil beschäftigten bald 
wieder eine beträchtliche Anzahl von Arbeitern, wenn auch die alte 
Höhe des Geschäftsbetriebes nicht wieder erreicht wurde. 18 15 ging 
die Firma Dubreuü infolge Todes des Besitzers ein und 1828^ finden 
wü" Gebr. Grottschalk allein vor. Ihr Export betraf Dänemark, Schweden 
und Brasilien und neben dem Meßverk^ wurde bereits durch Reisende, 
die hoch zu Roß mit den Mustern in den Packtaschen das Land 
durchzogen, ein bedeutender Absatz an die Schuhmacher des Rhein- 
landes und Westfalen erzielt 

Der Zollvereinsvertrag, der am i. Januar 1834 in Kraft trat, 
gab der Erfurter Schuhindustrie einen neuen Aufschwung, dessen 
Entwickelung wir an der Hand von Polizei- und Handelskammer- 
berichten bis auf die neueste Zeit verfolgen können. IMeser Auf- 
schwung machte sich in der Schuhindustrie vor allem in der Zu- 
nahme der handwerksmäßig Tätigen bemerkbar, die teils für den 
sdbständigen Absatz in Erfurt und Umgegend, teils (zu weit über ^/^ 

') Gcsctzes-Samnilung dcü preußüschcn Staates 1815. 

^ Durdi das Patent, betreffend »BcNtzetgreifiiiig der mit dea praiffisdien Staaten 
wieder vereini^;ten vormals preuffisdicn Piovinaen im Nieder- und ObenIdiBisdien Kreise«. 
*l Ehiliavdt, Erfurt und seine ümgebnng. 
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fOr die Fabrik^ tätig waren, die die alte Betriebsform beibehalten 
hatten. 



Jdir 


Meister 


Gehilfen 

und 
Lehrlinge 


Einwohnci^ 


1830 


386 


S02 


»756 


1836 


389 


280 




1841 


402 


302 




1844 


405 




24782 



1842. werden bedeutende BesteUungen nach dem Ki^lande. 
nach Nord- und Südamerika erwähnt und nun ging es in ateter £nt- 
Wickelung aufwärts, wie die folgenden Zahlen zeigen mögen: 



Jahr 


Zahl der 
Mditer 


Zahl der 
Gehilfen u. 
Lehrlinge 


Zahl 
der Fa- 
briken 


Zahl der in 

ihren 
Räumen be* 
•chäftiKtea 
Arbdtw 


Einwohner* 
nU 


1844 


405 


340 


2 


S4 


26129 


1848 


405 


307 


3 


76 




1851 






4 


i6< 




1854 






4 


145 


t8too 


1857 


364 


354 


S 


218 




1860 


406 


379 


5 


213 




1863 






6 


aoa 




1864 






6 


«47 


35503 


1867 






10 


39« 




1869 






8 


430 




1875 


414 


652 


9 


316 


48030 



Wir sdien aber hieraus, daß auch der Kleinbetrieb zuge- 
nommen hat und erklären dies aus der starken Bevölkerungszunahme 
und dem Umstände, daß in den Fabriken fast ausschließlich Frauen- 
schuhe angefertigft wurden, während fOr Herrenstiefel und -Schuhe 
noch immer die Kundenmaßarbeit in Betracht kam. Von Ereig- 
nissen, die in dieser Zeit fördernd auf die Schuhindustrie einwirkten, 
sind zu erwähnen: 1840 das Einziehen der alten ScheidemOnzen und 
die Einführung des Kourrantfußes, 1845 die GrQndung der Handels- 
kammer in Erfurt, 1847 Thüringer Eisenbahn und 1851 
die Erschließung des australischen Marktes für den SchuhhandeL 

Zeitweilige Sdiädigungen erlitt der Schuhhandel durch folgende 
Ereignisse: 

1844 Verminderung des Exports nach Nordamerika infolge er- 
höhter Zölle; femer durch die politischen Wirren in Deutschland 
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1848; großen Schaden fügten der Industrie besonders die Kriegs- 
wirren 2U, welche 1859 — 1860 in Italien, i86x — 1863 in Amerika und 
1864 — 1866 in Deutschland das Wirtschaftsleben erschtttterten, wah- 
rend der Krieg 1870 — 1871, abgesehen von dem wirtscfaafdicfaen 
Au&chwung in den folgenden Jahren ohne Einfluß blieb. 1849 setzte 
der reaktionäre Nachtrag zur preußischen Gewerbeordnung von 1 845 
(ein Ausfluß der Wirren des Jahres 1848) der Gewerbefreiheit wieder 
starke Schranken und bedrohte besonders die Großindustrie. 

Die Schuhfabrikanten aber wußten die Klippe dadurch zu um- 
gehen, daß sie an die Spitze ihrer einzelnen Betriebsabteilungen 
zQnftige Meister als Werlaneister stellten. Der auf Grund desselben 
Gesetzes 1851 in Erfurt errichtete Gewerberat bewährte sich gar 
nicht imd wurde deshalb 1854 wieder aufgelöst 

Mitte der 50 er Jahre rief die Einführung der Nähmaschine dne 
große Umwälzung hervor; das Steppen der Obertdle, das bisher von 
Frauen und Mädchen hausindustriell besorgt worden war, wurde nun 
in die Fabriken verlegt, die größtenteils mdirere dieser Maachinen 
anschafften. Erst als sich seit den 70 er Jahren die Sohlenstanz- und 
seit 1876 die Sohlendurchnflhmaschinen in die Erfurter Produktion 
einführten, wurde die Stepperei wieder zur Hausindustrie, da für die 
neuen Schuhmaschinen in den Fabrikräumen Platz geschafft werden 
mußte, und der bedeutend gesunkene Pteis der Nähmaschinen den 
Stepperinnen die Anschaffung eigner Maschinen auf dem Wege der 
Abschlagfszahlung gestattete. 

Mit der zundimenden Mechanisierung der Produktion sdien 
wir in den 70er Jahren in der Erfurter Schuhindustrie einen eigen- 
artigen Prozeß vor sich gehen. 

Die alten 9 — 10 Firmen, die bisher auf der Basis der Hand- 
arbeit produziert hatten, konnten sich mit Ausnahme der Firma F. 
C. Böhnert infolge Mangel an Kapital und Initiative nicht der neuen 
mechanisdien Produktionsweise anpassen. Sie lösten sidi auf oder 
gingen in andere Hände über, während in den Jahren 187 1 — 1885 
auf der Grundlage der kajritalkräftigen mechanischen Produktions- 
weise jene Betriebe entstanden, die noch heute die Erfurter Schuh- 
industrie beherrschen. 

Besonders ist hier die Firma Ed Lingd zu erwähnen, deren 
einer Inhaber Dreßler nach Amerika ging, dort längere Zeit in 
größere^ mechanischen Schuhfabriken arbeitete und teils die neuesten 
Schuhmaschinen mitbrachte^ teils nach den gewonnenen Erfahrungen 
neue bauen ließ. 

Die neuen Schuhmaschinen wurden zunächst durdi mensdiUche 
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■ Kraft betrieben; bald aber fOhrten Mergenbaum, Lingel und Böhnert 
motorische Kraft in ihren Betrieben ein, worin ihnen die übrigen 
Fabriken in Inirzer Zeit nachfolgten. 

Wenn auch anfangs einige der neuen Firmen, um ins Greschäft 
zu kommen, billige durchgenahte Kinder- und roßledeme Damen- 
zugstiefeln auf den Markt warfen, so käute man doch allgemein 
seit den 90 er Jahren wieder zur Herstellung jener vorzüglichen Ware 
zurück, die von jeher den Ruf der Erfurter Fabrikate begründet hatte. 

Heute ist besonders seit Einführung- der Rahmeneinstech- und 
leistungsfähigen Zwickmaschinen die Erfurter Schuhindustrie vor- 
wiegend mit der Anfertigung feinster randgenähter (Goodyear weit) 
Ware beschäftigt. 

Was den Absatz betrifft, so wurde der Besuch der Messen in 
den 60 er Jahren aufgegeben, da die Produkte auf dem deutschen 
Markte in den neuentstehenden Schuhgeschäften wegen des eleganten 
Auasehens und der billigen Preise der Maschinenware reifenden 
Absatz fanden. 

Als dann mit der Entstehung einer größeren Anzahl von Schuh- 
fabriken in Deutschland sich Mitte der 80 er Jahre eine gewisse 
Überproduktion einstellte, schuf man durch einen g^telgerten Ex- 
port Abhilfe. 

Leidf r ging 1891 Amerika, infolge der Einführung hoher Schutz- 
zölle, als Absatzgebiet gänzlich verloren, ebenso wurde durch den 
Handelsvertrag mit der Schweiz (1891) der Export nach dorthin er- 
schwert; 1892 erhöhte Schweden den Einfuhrzoll; 1895 ging da: Hol- 
ländische Export infolge veränderter Maßnahmen der Regierung und 
Erstarken der eigenen Industrie sehr zurück. Heute ist der einst so 
bedeutende Schuhexport Erfurts auf ein Minimum reduziert, eine Tat- 
sache, für die wir die Gründe in einem späteren Kapitel finden 
werden; dafür fand die Schuhindustrie vollen Ersatz in der ge- 
steigerten Aufnahmefähigkeit des deutschen Marktes. 

Heute finden wir in Erfurt und der Vorstadt Ilversgehofen 
16 Schuhfabriken mit 2549 männlichen und 1572 weiblichen, zusanunen 
412 1 Arbeitern. Die verwendete mechanische Kraft beträgt in Summa 
820 Pferdestärken und es ist nicht zu hoch gegriffen, wenn wir an- 
nehmen, daß in Erfurt täglich 12000 Paar Schuhe hergestellt werden. 
Hausindustricll (nur mit Steppen) werden nur noch 95 Personen be- 
schäftigt und ich erkläre diese geringe Zahl aus dem Umstände, 
daß heute in Erfurt nur hochw ertige Ware angefertigt wird, bei der 
bessere Kontrolle und höhere Zuverlässigkeit nötig ist, und bei welcher 
der geringe Lohnunterachied durch den mit der Hausindustrie veiv 
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knüpften Zeitverlust völlii^ wieder eingebracht wird und ferner aus 
der Tatsache, daß durch Ortsstatut die Kranken- und Invaliden- 
versicherung in Erfurt auch auf die für Unternehmer tätigen Haus- 
industriellen ausgedehnt worden ist, wodurch den Fabrikanten ein 
weiterer Vorteil der Hausindustrie verloren geht 

1907 wurden in den Erfurter Schuhfabriken an die 412 1 Ar- 
biter etwa 3700000 M. an Arbeitslöhnen ausgezahlt 

Kapitel 5. 

c) Die Entwickdung in einzelnen Sdiuhzentren. 
Wenn ich auch im 4. Kapitel versucht habe, die allgemeinen 
Tendenzen darzulegen, nach denen aus dem Handwerksbetrieb die 
Schuhfabrik entstanden ist, so ist doch festzustellen, daß diese £nt- 
wickelung je nach den örtlichen Verhältnissen, nach dem Stande der 
Gewerbegesetzgebung, und infolge unberechenbarer Zufälligkeiten 
ganz verschieden vor sich gegfangen ist Ein kurzer Ueberblick über 
einzelne Schuhzentren soll uns dieses zeigen. 

I.) Pirmasens*). 

Während wir in Erfurt zu Anfang des 19. Jahrhundort allein 
auf Grund der Möglichkeit eines Massenabsatzes von Schuhen in- 
mitten des Zunftzwanges bei reiner Handarbeit sich Großbetriebe 
entwickeln sahen, zeigt uns die Geschichte der Schuhmacherei in 
Pirmasens, wie trotz der seit 1802 in der Rheinpfalz bestehenden 
Gewerbefreiheit, trotz der vorhandenen Absatzmöglichkeit und des 
Vorhandenseins einer großen Schuhmacherbevölkerung ein organi- 
sierter Großbetrieb erst Mitte der 50er Jahre einsetzt, ein Unisraiid, 
der leicht dazu verleitet, die Entstehung von (jroßbetrieben erst mit 
der Einführung der Maschinen in Vorbindung zu bringen. Die Gründe 
für jene späte Entwickelung in Pirmasens sind nach meinem Dafür- 
halten vor allem in dem wichtigen Moment der Tradition, ferner in 
den schwierigen ortlichen \^'rkehrs-\''erliältnisscn und dem zufälligen 
Mangel von Organisationstalenten zu suchen. 

Landgraf Ludwig TX. \-on Hessen-Nassau hatte im 18. Jahr- 
hundert seine Residenz nach Pirmasens vorlegt und damit eine große 
Menge .Soldaten nach diesem Orte verpflanzt. Da das Einkommen 
derselben .sehr spärlich floß, verschafften sich die Soldatenfrauen 
einen Nebenverdienst, indem sie wollene gefütt(>rte Schuhe (Schlappen) 
häkelten und strickten und sie auf dem Wege des Hausierhandels in 



*) Franke S. 42 ff. 



uiyiu^Lü by Google 



— 23 — 



Deutschland, Holland, der Schweiz und Frankreich absetzten. Seit 
1805 wurden dann auch billige schafledeme Schuhe angefertigt. Bis 
zur Mitte des 19. Jahrhunderts hatte sich weder an der Produktion 
nodi dem Absatz etwas geändert und wenn es auch 1854^) bereits 
grOBere Handwerksbetriebe gab, so fehlte es doch gänzlich an Ver- 
legern; erst mit der Entwickelung des Verkehrs und dem Aiifk(^mmen 
der Maschine tritt der organisierende Kaufmann in die Erscheinung 
und nun setzt jene Entwickelung ein, die Pirmasens so schnell zum 
größten Schuhzentrum Deutschlands gemacht hat. 

Heute hat Pirmasens 196 Sdiuhfabriken mit 6350 männlichen 
und 2570 weiblichen, zusammen 8920 Arbeitern. Diese P abriken sind 
allerdings teilweise außerordentlich klein, (117 Betriebe haben unter 
20 Arbeitern) aber wir dürfen nicht vergessen, und dies gibt der 
Pirmasenser Schuhmacherei ihr eigenartiges Gepräge, daß außer den 
hier angeführten Arbeitern noch 1838 Arbeiter in Pirmasens selbst 
und 2760 in der Umgegend für die Fabriken hausindustriell tätig sind. 

2. Weißenfels. 

Viel Ähnlichkeit mit Pirmasens besonders hinsichtlich der vielen 
kleinen Betriebe und der ausgedehnten Verwenduni*- dvr Haus- 
industrie zeigt Weißenfels. Wir finden hier zurzeit 106 Schuhfabriken, 
die 2540 männliche und 1060 weibliche, zusammen 3600 Arbeiter in 
ihren Räumen, daneben aber noch ca. 1500 Personen in der Haus- 
industrie beschäftigen. Auch hier hat sich die (Troßindustrie auf dem 
Boden einer Marktschuhmacherei entwickelt, die \or allem für die 
Messen in Leipzig und Frankfurt, später auch für die Märkte in 
HaUe, BerUn und Dresden arbeitete. 

3. Mainz, Frankfurt a. M., Offenbach. 

Während neben Weiiienfels vor allem Pirmasens den Markt 
mit billiger Ware versorgte, trat mit besseren Schuhen, ab- 
ge-sehen von dem heute völlig bcdc^utungslosen (xotha, auf den 
Messen besonders Mainz den Erfurter Schuhwaren konkurriiTend 
entzogen. Begünstigt durch die Nähe der Meßstadt Frankfurt war 
in Mainz die Marktschuhmacherei Anfang der ^oer Jahre schon sehr 
bedeutend gewordtMi, wurde aber noch nicht kaufmännisch betrieben. 
Da führte der intelligente Lederhändler Otto Herz*) einen Um- 
schwung herbei; er veranlaßte den Schuhmacher Simon Wolf, der 

Fiwke & 46. 1854 gab es in P. 161 Meister mit 700 Gesellen und 400 mit* 
aibdtende Fimeii. Umnts jihzlidi 315000 Gidden. 
^ »Der Sdnihmailrt« 1890. 
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damals 6 — 8 Gesellen beschäftigte, in Verbindung mit ihm nach 
Australien und Havanna zu exportieren. Der Versuch glückte und 
bereits 1856 konnte Wolf 30 — 40 Gesellen beschäftigen. In der 
Folge hat sich das Unternehmen weiter gehoben, geschickt wußte 
Wolf sich der mechanischen Produktionsweise anzupassen, der Be- 
trieb vergrößerte sich weiter und ist heute einer der größten in 
Mainz Parallel mit dieser Entstehung eines Großbetriebes direkt 
aus dem Handwerksbetriebe sehen wir an demselben Orte unter 
denselben Verhältnissen ein zweites Unt(^rn(^hmen aus einem ehe- 
rpaligen Verlagsbetriebe entstehen. Nämlich jener vorhin erwähnte 
Herz entzweite sich bald mit Wolf und ließ nun ebenfalls für den 
Export von anderen Mainzer Schuhmachern Schuhe anfertigen, zu 
denen er die Rohstoffe lieferte. Da aber hierbei viele Veruntreuungen 
und Vertauschungen der Rohstoffe vorkamen, ließ er bald die Ware 
in seinem eigenen Hause anfertigen. Als erster führte Herz 1867 
die amerikanische Mac Kay -Maschine zum Sohlendurchnähen ein, 
ebenso wie er, 1871 nach Pockenheim bei Frankfurt übergesiedelt, 
zum ersten Male in Deutschland seine Schuhmaschinen mit Dampf- 
kraft antrieb. Auch die Herzsche Fabrik, die hinsichtlich Einführung 
neuer Maschinen stets an der JSpitze marschierte, ist heute eine der 
bedeutendsten und bekanntesten in Frankfurt; dieses selbst hat heute 
1 1 Schuhfabriken mit 605 männlichen und 39Q weiblichen, zusammen 
1064 Arbeitern. Hausindustrie findet in Frankfurt nur in geringem 
Umfange Verwendung, wie die Mitteilungen der diesjährigen Heim- 
arbeitausstellung in Frankfurt zeigen. 

Während in Frankfurt infolge seiner starren (icwcrbegesetz- 
gebung die Großindustrie erst seit der (xründung des Deutschen 
Reiches Boden faßte, sehen wir im benachbarten Offen bach eben- 
falls infolge .seiner günstigen Lage zur Meßstadt bereits viel früher 
eine Schuhindustrie erblühen, die heute in 1 1 Schuhfabriken 1570 Per- 
sonen Beschäftigung gibt 

4. Sonstige Schuhzentren. 

Als sonstige Schuhzentren, über den^n Entwickelungsgang 
jedoch genaue Unterlagen nicht zugänglich waren, sind zu er- 
wähnen: Nürnberg, Bielefeld, Frankfurt a. O., Breslau, Arnstadt, 
Tuttlingen, Neustadt i. Schi., Burg b. Magdeburg, Groitzsch i. S., 
Wermel.skirchen und Kornwestheim. Die noch in den ersten 50 Jahren 
des 19. Jahrhunderts so bedeutende Schuhfabrikation in Gotha, Tilsit, 

In den 80er Jahren wurde der dienuUige Schuhmacher Simon WoU mm Kon- 
nernennit ernannt. 



uiyiu^Lü by Google 



— 25 — 



Borna l S. und Kalau ist sehr zurackg^^angen, da die Betriebe in 
diesen Städten es nicht verstanden, zur mechanischen Fabrikation 
überzugehen. Die nachstehende Tabelle enthält noch einige auf 
direkten Anfragen beruhende statistische Angaben der neuesten Zeit, 
w^che Vergleiche zwischen den einzelnen Schuhzentren ermöglichen 
sollen. 



Angaben Aber einige Sdiuhzentren ffir das Jahr 1906. 
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Zweiter Teil 



Die moderne Schuhfabrikation. 

Kapitol 6. 

Wir haben bisher die Entwickohin^sgeschichte der modomon 
Schuhgroßindustrie kennen gelernt und wollen nun dazu Übergehen, 
einen Einblick zu gewinnen in die m<Hl«Tne Schuhproduktion selbst. 
Wir werden sehen, wie (»inem Uhrwerk gleich, vom ersten bis zum 
letzten Stadium die einzelnen Produktionsfaktoren ineinand ergreif on 
und werden es verstehen, wenn man heute die moderne Schuhfabrik 
mit einem Präzisionsmechanismus vergleicht. 

Dabei werden wir zunächst die einzelnen Faktoren und Momente 
vom prinzipiellen Standpunkte aus beleuditen und die sich hieran 
knüpfenden wirtschaftlichen Erscheinungen zur Darstellung bringen, 
uro schlieläUch in einigen zusammenfassen c1(mi Betrachtungen darzu* 
tun, in wdchem Umfange und mit welchen Summen sie am Pro- 
duktionqyrozeß beteiligt sind und welche Bedeutung sie für diesen 
haben. 

1. Die Produktion, 
a) Das stehende Kapital. 

1. Die (jebäutle. 

Die modernen l'abrikj^ebäude werden entsprechend dc^n bau- 
polizeilichen Vorschriften meist in Massi\ hau. selten in Fach werkbau 
ausgeführt. Über die Anwendung des Eisenbetonbaues sind die An- 
sichten, so große Vorteile er sonst bietet, noch sehr get^t In 
Erfurt habe ich demgemäß in der letzten Zeit denn auch ebenso- 
viele Schuhfabriken in Eisenbeton- wie in Backsteinbau entstehen 
sehen. Für den Eisenbetonbau spricht seine Feuersicherheit, seine 
Billigkeit, die Möglichkeit großer Deckenspannweiten und die 
Schnelligkeit des Bauens; dagegen spricht die Einsturzgefahr bei 
schlechter Ausführung (daher .stete Beaufsichtigimg der Bauarbeiter), 
die Schalldurchlässigkeit und die durch die Festigkeit des Materials 
hervorgerufene Schwierigkeit, Platzveränderungen verankerter Ma- 
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sdiinen und Transmissionen- vominehmen, die bei schnell wachsen- 
den Betrieben leicht notwendig werden können. Die Räume zer- 
fallen in Boro-, Lager- und Arbdtsräume. Auf die häufig sehr 
elegant eingerichteten Bflroräume brauchen wir nicht näher einzu- 
gehen, da sie q>ezifiache8 nicht bieten. 

Viel Platz beansprucht die Lagerung der Rohstoffe, Ober-, 
Sohlenleder usw., die meist in größeren Posten eingekauft werden. 
Ebenso and fOr die Fertigfabrikate Lagerräume erforderlich, denn 
wenn auch die modernen Schuhfabriken mdst nur auf Bestellung 
arbdten, so müssen doch die z. B. im Herbst fOr das Frühjahr be- 
stellten Waren, die im Winter nach und nach fertig werden, ihren 
Platz finden. Meist sind diese Räume mit dem Abfertigungs- 
raume und einem Musterzimmer kombiniert 

Besondere Rtlcksicht muß auf die Lagerung des außerordent- 
lich feuergefährlichen Benzinzementes (eines Klebstoffes) genommen 
werden, die meist nach den Vorschriften des Eriasses: betr. den Ver- 
kehr mit Mineralölen vom 28. August 1902 (M. Bl. S. 336) feuersicher 
geschieht Die gleiche Vorsicht wäre fflr die Lagerung der mit 
schwarzem Celluloid überzogenen Haken und Ösen angebracht, 
deren Feuergefähriichkdt vid zu wenig beachtet wird. 

Die wichtigste Rolle spielen die Arbeitsräuma Sie sind ent- 
sprechend dem Fabrikationsgange in neuen Betrieben so angelegt, 
daß jeder unnütze Transport von Rohstoffen, Halb- oder Fertig- 
produkten nach Möglichkeit vermieden whxi In den obersten Etagen 
finden wir meist neben dem Oberiederlager die Zuschneiderei; an 
diese gliedert sich die Stepperei und die ZwickercL In den tieferen 
Etagen finden wir den sogenannten »Maschinensaalc, der die Boden- 
bauerei enthält, und schließlich meist im Parterre die Ausputz- 
maschinen. 

Die Räume sind heute außerordentlich groß, um gegenseitige 
Arbeitshemmungen zu vermeiden und Platz fflr die halbfertige Ware 
zu haben. Ihre Höhe beträgt meist 3,50 — 4,00 m und geht infolge 
der baupolizeilichen Vonchriften nie unter 3,00 m herab. 

Für die Heizung kommt ausschließlich Dampf, häufig der Ab- 
dampf der Dampfmaschine, in Betracht, wahrend die Beleuchtung 
größtenteils durch sdbsterzeugte Elektrizität geschieht 

2. Die Kraftmaschinen. 
Bevor wir die Verwendung der verschiedenen Kraftmaschinen 
kritisch beleuchten, soll uns die Gewerbestatistik ^nen Überblick 
über ihre Anwendung in der Schuhindustrie geben: 
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Zahl der Schuh- Wasser 
f abriken, welche Dampf 
benutzten O ^ <i 



1875 



5 



1882 



2 



1895 1906*) 

13 
168 



Irr 1 [.'Ißl-f^ 



5 



447 



1400 



Wir sehen also 1882 die Gasmotoren in der Überzahl, eine 
Folge der Kleinheit der damaligen Betriebe, während 1895 die Zahl 
der Dampfmaschinen die der Gasmotoren übersteigt 

Wie erklären sich diese Zahlen? Die geringe Verwendung d«* 
Wasserkraft für die Schuhindustrie erklärt sich aus ihrer Unregel- 
mäßigkeit, die ein rationelles Arbeiten unmöglich macht. Für den 
Gas- resp. Benzin- oder Petroleummotor spricht sein geringer Platz- 
bedarf, die Leichtigkeit der Aufstellung, die keiner besonderen Kon- 
zession, wie die Dampfkessel, bedarf, wenn auch hier bereits bau- 
und gewerbepolizeiliche Vorschriften zu beachten sind; femer die 
Leichtigkeit der Bedienung, geringe Wartung und die Schnelligkeit, 
mit der er in Betrieb gesetzt werden kann. Für die Dampfmaachine 
spricht vor allem ihre höhere Wirtschaftlichkeit, die große Veränderlich- 
keit ihrer Leistungsfähigkeit, und der Umstand, daß sie zugleich den 
Dampf für die Heizung der Fabrikräume liefern kann. Alle diese 
Umstände machen es verständlich, daß wir in größeren Betrieben 
vorwiegend die Dampfmaschine, in kleineren dagegen den Gasmotor, 
neuerdings auch den Elektromotor, meist vom Besitzer selbst be- 
dient, vorfinden. 

Der Kraftbedarf einer Schuhfabrik beträgt durchschnittlich 
0,2 — 0,3 Pferdestäiken pro Arbeiter; wir haben es also in mitderen 
Betrieben von 200—300 Arbeitom mit Maschinen vmi 50—60 Pferde- 
starken zu tun. 

Berechnen wir fOr eine Dampf-Compound-Lokomobile, einen 
Leuchtgas-, einen Saugegas- und einen Dieselmotor die Betriebs- 
kosten pro Pferdestärke und Stunde (Brennstoff, Schmier- und Putz- 
material, Bedienung und Verdnsung der Anlage), so erkennen wir 
neben der allgemeinen Tendenz der mit zunehmender Größe der 
Maschine abnehmenden Einhelts-Betrieb^osten, daB der Sauggas- 
motor bis zu 100 Pfst. sogar mit der Lokomobile erfolgrdch kon- 
kurriert, seine große Empfindlichkeit gegen schwankende Belastungen 
läßt aber sdne Anwendung in Schuhfabriken als nicht sehr vortefl- 
haft erscheinen. Der Leuchtgasmotor arbeitet bis zu 20 Pfst wirt- 

*) Zahl der Mo t ortic t t i die in der Sdmhtnadterei mdi Angibcn der BtlkkSAaagh 
hmdtgeaamaaadult. 
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sdiaftlicher ak die Einzylmder-AuqnifflokomdbUe, wird jedoch flber- 
\roffen von dem Dieselmotor» der sich in den letzten lo Jahren mehr 
und mehr Eingang verschafft hat Letzterem gegenüber hat der 
Leuchtgasmotor den Vorteil der leichteren Bedienung und vor allem 
des billigeren Anschaffungspreises. 

Neuerdings findet audi dektrische Kraft, von Elektrizitätswerken 
bezogen, Anwendung. Die Betriebskosten schwanken hier bei 
1—30 Pfst zwischen 24,93 bis 17,14 Pfg. (Strompreis i Kilowatt 
SS 20 Pf.). Besonders vorteilhaft ist dieser Kraftbezug in Betrieben, 
die nicht dauernd, vieUeicfat taglich 5 Stunden ihre Maschinen laufen 
lassen. 

3. Die Kraftübertragung. 

Hinsicfatlidi der Kraftübertragung sind folgende Methoden zu 
unterscheiden: 

1. Der reine Transmissionsantrieb: Die Arbdtsmaschinen 
werden durch Wellen und Riemen direkt von der Kraftmaschine 
angetrieben. 

2. Der elektrische Antrieb: Die Kraftmaschine erzeugt mit 
Hilfe dner Dynamomaschine elektrische Energie, weldie nadi den 
einzdnen Arbeitasfllen geleitet wird, und dort setzt je ean Elektro- 
motor eine oder zwei Transmissionswellen in Bewegung, durch die 
dneRohe von Fabrikationsmascfainen angetrieben werden (elektrischer 
Gruppenantrieb). Der ddctrische Einzelantrieb (jede Arbeitsmaschine 
wird durch einen besonderen Motor angetrieben) findet in Sdiuh- 
fabriken keine Verwendung, da die gro0e Zahl von Motoren, die 
für die vielen oft kleinen Arbeitsmaschinen erforderlich wäre, den 
Betrieb unnötig verteuern würden. 

Heute wird bei Neubauten in Schuhfabriken der Transmissions- 
antrieb nicht mehr angewendet, da erstens ein Maschinendefekt oder 
der Bruch der Haupttransmissionswelle unfehlbar den Stillstand des 
ganzen Werkes zur Folge hat und da anderersdts zum Betriebe 
dner einzige kldnen Transmission der ganze Transmissionsapparat 
bis zur Arbdtsstelle mitlaufen muß. Diese beiden Fehler werden 
durdi den elektrisdien Antrieb vermieden; denn sollte die Kraft- 
maschine oder Dynamomaschine versagen, so kann die meist vor- 
handene Akkumulatorenbatterie auf 4 — 5 Stunden den Betrieb auf- 
redit erhalten, eine Zdt, die wohl ausreicht, um die erforderiidien 
Reparaturen vorzunehmen; und für den äußersten Notfall sind die 
Fabriken meist nodi mit einem Reserveanschlufl an städtische oder 
private Elektrizitätswerke versehen. Diese Betriebssicherheit ist für 
die Schuhindustrie von großem Werte, da in den 2^ten der hOdisten 
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Tätigkeit (vor Ostern und vor Pfingsten) Betriebsstörungen die größten 
Verluste nach sich ziehen können. 

4. Die Fabrikationsmaschinen. 

Wir kommen hiermit zu einem der Momente, welche die Ptt>- 
duktion in ausschlaggebendster Weise beeinflussen. Auf die Ent- 
stefaungsdaten der wichtigsten Maschinen einzugehen können wir 
uns versagen, da wir dieses Thema bereits un 2. Kapitel auaffOhrlicfa 
bdiandelt haben; auch den geringen Kraftbedarf der einzelnen Ma^ 
schinen, die mit Ausnahme der Zwickmaschin«ii auch von Hand oder 
durch Fußtritt betrieben werden können, haben wir bereits erwShnt. 
£s erübrigt nur noch auf die Leistungen einzelner Maschinen gegen- 
aber Handarbeit und die Preise derselben einzugehen und dann die 
außerordentlich wichtigen Fragen zu besprechen, die sidi an die 
moderne Schuhmaschinenfabrikation knlkplen. 

Wir wollen hier zunächst nur für die 3 haupteftdilichsten Boden- 
arbeiten Hand- und Maschinenarbeit vergleichen^. 







Zeit 


für 






Handarbeit 




Maschinenarbeit 


Auf zwicken des Oberteils auf den Jj 


eilten 


40 Min. 




14 Min. 30 Sdc 


Einstechen des Rahmens 




Ho Min. 




3 Min. 


Doppeln der Sohlen 




80 Min. 




3 Min. 



Diese Zahlen mögen vorläufig genügen, um es uns verständlich 
zu machen, wie die deutschen Schuhfabrikanten die höchsten Prdse 
für SchuhmaschitK II zahlen und willig die unerhörten Bedingungen 
auf sich nehmen konnten, welche von den amerikanischen Firmen 
an die Lieferung ihrer Maschinen geknüpft wurden. 

Denn leider lag die Lieferung von Schuhmaschinen für die 
deutsche Industrie bis in die 90 er Jahre fast ausschließlich in den 
Händen Amerikas, das ja wie auf anderen Gebieten, so auch in der 
Schuhbrancbe, bahnbrechend hinsi« luHch des Baues von Werkzeug- 
maschinen vorgegangen ist, die bestimmt waren, die Handarbeit zu 
ersetzen. 

Schon die erste Mac-Kay-Maschine, die Herz 1867 in seinem 
Betriebe einführte, wurde nicht käuflich abgegeben, sondern nur 
gegen eine bestimmte Pacht vermietet. Zwar wurde von diesem 
Verfahren hinsichtlich der Durchnähmaschine infolge englischer und 
deutscher Konkurrenz bald abgegangen, aber heute ist es für die 

Die Angaben bedeben dcb auf Teilaibdten an i Paar lamlBenlhte Henen-Sdinar- 

sdmhe. 
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meisten anderen Maschinen wieder im Gebrauch, besonders seit sich 
die meisten nach Deutschland liefernden amerikanisdien Schuh- 
mascfainenfabriken zu der tDeutschen Vereinigten Schuhmaschinen- 
GeseUschaft (D.V. S. G.)c zusammengeschlossen haben. Das söge nannte 
>Mietss3rstem€ wird von der obigen Fhma angewendet fOr alle Schuh- 
maachinen, für die Patente in Deutschland erworben und noch in 
Gültigkeit sind. Wünscht ein Schuhfabrikant eine solche Maschine 
zu beziehen, so wird ein Vertrag auf 5 bis 20 Jahre abgeschlossen. 
In diesem verpflichtet sich die liefernde Firma zur Aufstellung der 
Maschine, zur kosteoloaen Ausführung von Reparaturen und An- 
bringung aller Neuerungen, sowie zur Lieferung von Ersatzteilen zu 
mämgen Pk-eisen. Dagegen zahlt der Schtdifabrikant eine dnmalige 
Grundtaxe, die etwa dem Herstellungspreis der Maschine entspricht, 
und aulterdem fortlaufend eine bestimmte Abgabe pro 1000 Um- 
drehungen der Maschine. Es kommen hierbei z. B. folgende Summen 
in Betracht: 



M:isrhine 


Tt rundt.iKC 


1000 undnliuufBu 




i$oo Mk. 


ia«/t Pfg. 


Mc Bjiy Zwidamsdiiiic 


1600 Uk. 


ao Ftg, 


Goodyear ZwicknaadiHie 


1500 Mk. 


34 Pfg. 


Einstechmaschine 


1400 Mk. 


50 Pfg. 


Doppelmaachinc 


3600 Mk. 


20 Pfg. 



Diese Abgaben erscheinen auBerordentlich klein und doch be- 
deuten sie einen Betrag von 15 bis 25 Pfg. pro Paar Stiefel, die der 
Fabrikant an die D. V. S. G. entrichtet, einen Tribut, von dessen 
GrOBe wir uns erst einen Begriff machen, wenn wir erfahren, daß 
z. B. für 1907 3 Erfurter Schuhfabriken mit zusammen 885 Ar- 
beitern, die vorwiegend jene Maschinen benutzen, 61300 Mark ffir 
die einjährige Benutzung von 15 Zwickmaschinen, 7 Einstech- 
maschinen, 8 Doppelmaschinen und einigen Holznagel- und sonstigen 
Maschinen gezahlt haben. Der Grund für diese Vergewaltigung der 
deutschen Schuhindustrie ist in der Monopolstellung zu suchen, die 
gerade die D.V. S. G. bis vor kurzem und teilweise heute noch inne 
hatte. Die tadellose und dauerhafte Ausführung der Maschinen, die 
nur selten zu Betriebsstörungen Anlaß gaben; das sofortige Passen 
der Ersatzteile, die außerordentlicfae Rührigkeit der Firma, die stets 
mit ihrer Technik auf der Höhe blieb und stets das Neueste zuerst 
brachte, dies alles bewirkte, daß die D. V. S. G. einen gewaltigen 
Vorsprung gegenüber den deutschen Konkurrenten hatte, der noch 
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heute nicht ganz eingeholt ist Die weitaus grOflte Zahl der in der 
Schuhindustrie verwendeten Maschinen ist, wie ich mich durch An- 
fragen in Erfurt, Firmasens, Arnstadt, Weiflenfds, Tuttlingen, Burg 
und Frankfurt a. M. überzeugt habe, amerikanischen Urq[>nmgB; aller- 
dings wird nicht auf alle jene Maschinen, besonders nidit auf Stepp- 
maschinen die Mietsabgabe gezahlt Trotz alledem müssen wir heute 
sagen, da£ die deutsche Schuhmaschinenindustrie den Amerikanern 
mdur und mehr den Rang streitig macht Die Nolleschen Werke in 
Weiftenfels, die Atlas-Werke Pöhler & Co. in Leipzig, die Keats- 
Maachinengesellschaft in Frankfurt a. Mn Maier & Remshardt in Heil- 
bronn, Christian Mansfeld und Rob. Kiehle in Leipzig und vor allem 
die Maschinen-CreseUschaft »Moenus« in Frankfurt a. M., die aus den 
bekannten Firmen: Weber & Miller, C. S. Larrab^ & Co., Gros & 
Co., Gustav Hilliger und Klein & Hemmer hervorging, bilden heute 
eine starke Konkurrenz fOr die Amerikaner und liefern Vorzügliches, 
so daß bereits eine ganze Anzahl von Schuhfabriken mit ausschlieglicfa 
deutschen Masdiinen au^g^erOstet ist TeOwdse war jedoch dieser 
Erfolg nur durch genauestes Nachbauen der amerikanischen Maschinen 
zu erreichen. Ob gegenüber dem Mietsystem ein staatliches Ein- 
greifen wie in England^) am Platze ist, können wir nicht beurteflen, 
zumal da das englische Gesetz nicht den erwarteten Erfolg hatte; 
wünschenswert erscheint es jedenfalls, der großen Summen wegen, die 
damit jährlich der deutschen Volkswirtschaft ohne entsprediendes 
Äquivalent entzogen werden, wenn auch zu bedenken ist, daß ein 
Teil jener Summen in die H&nde deutscher Arbeiter fließt, die jene 
Masdiinen größtenteils in Frankfurt a. M., der großen Zentrale für 
Schuhmaschinen, anfertigen. Dieser Umstand macht auch ein Er- 
höhen der Zölle zugunsten der deutschen Schuhmaschinenindustrie 
illusorisch, so wünschenswert diese auch wflie, um den allerdings ge- 
ringen Schuhmaschinenimport einiger anderer amerikanischen Firmen 
ebenso unmöglich zu madien, wie die Einfuhr dieser Maschinen nach 
Amerika durch den Zoll von 45% des Wertes unmöglich gemacht 
ist Der Eingangszoll auf Schuhmaschinen von England bezw. Amerika 
nach Deutschland beträgt heute: Pos. 906 des Zolltarif es: 

von 100 — 200 kg 10 Mk. pro loo kg 
200 — 400 „ 9 
„ 400 — 1000 „ 7 „ „ „ „ 



') Nachtrag zum cnglu>cheo PatcotgcseU : Patent and Designs (AmendemeaQ Act, 1907 
(7 Edw. 7, Cb. 28) Part I. Seedoo 24. 
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5. Transporteinrichtung'en. 

Bei einer Fabrikationsweise, welche die ArbtMtsteilung so weit 
treibt, wie die Schuhfabrikation, ist es natürlich wichtig, den Trans- 
port der Produkte in den verschiedenen Stadien der Vollendung von 
einem Arbeiter zum andern möglichst rationell zu gestalten. In der 
Stanzerei, der Zuschneiderei und Stepperei werden die einzelnen Teile 
zumeist zu i Dtzd. zusammengebunden, von Hand zu Hand weiter 
gegeben. Von dem Moment aber, wo der Lei.sten mit dem fertigen 
Oberteil in Verbindung gebracht wird, ist cli( s nicht mehr möglich, 
und es tritt ein besonders für die Schuhfabrikcitifm .spezifisches Trans- 
portmittel, die ? Stellage , in Tätigkeit. Das ist ein hölzernes fahr- 
bares Regal, welches etwa 40 bis 50 Paar Schiilie aufzunehmen ver- 
mag. Die Stellage rückt sich jeder iVrbeiter möglichst bequem neben 
seine Arbeitsstelle, nimmt von ihr die halbfertigen Stiefeln, verrichtet 
an ihnen seine Teilarbeit und legt sie dann auf die Stellage zurück. 
Nachdem so alle 40 bis 50 Paar bearbeitet sind, schiebt er die Stel- 
lage zum nächsten Arbeiter weiter, während er von seinem Vormanne 
eine neue Stellage erhält. Der Transport dieser Stellagen von einer 
Etage zur anderen geschieht mittels Aufzügen, die sich in jeder 
größeren Schuhfabrik befinden und die meist nur für den Lasten- 
verkehr eingerichtet sind. 

6. Sonstige Betriebsmittel. 

Die bisher behandelten Betriebsmittel sind einer verfaältnismABig 
geringen Abnutzung unterworfen, und dodi mu£ der richtig kalku* 
lierende Fabrikant fOr diese bd der Aufteilung der Bilanz eine jähr- 
liche Absdueibung von 10% eintreten lassen, wahrend die nunmehr 
zu besprechenden Produktionsfaktoren eine Abschreibung von 25 — 
30% pro Jahr erfordern. 

Hier sind zunädist die Schablonen zu erwähnen, die zum Zu- 
schneiden der Obertdle dienen. Sie wurden froher aus Pappe her- 
gestellt^ dann infolge dec starken Abnutzung aus Zinkbledi ausgesägt 
und werden heute wieder aus Pappe angefertigt und am Rande mit 
einer Messingeinfassung versehen. Das Entwerfen und die Herstellung 
dieser Schablonen liegt in mittleren Fabriken (bis 200 Arbeitern) in 
den Händen des Werkmeisters der Zuschneiderei, während große 
Fabriken f Or diese Arbeiten beständig eine besondere Abteflung mit 
4 — 5 Arbeitern beschäftigen. Da jede Schuhgröße natOrlich beson- 
derer Schablonen bedarf, wendet man mit Erfolg Maschinen an, die 
nadi dem Storchsdmabelprinz^ gebaut, nach einem Grundmodell aUe 
gewünschten Größen zeichnen. 

AUndtangn d. MMtnr. Swiinan s. Jens, Bd. Vn. Aft b. 8 
R«h«, Db daatadM SdivlifrabiiiAMirie. 
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Ein ähnliches Prinzip wird in der Leistenfabrikation beobachtet 
Hier stellt man auf einer sog^iannten KopierfrSse völlig autoilkatiscfa 
nicht nur den rechten und linken Leisten nach demselben Modell her, 
sondern ist auch imstande» nach demsdben Grrundmodell alle be- 
liebigen Großen zu frftsen. Diese Arbeit, die einst der zünftige 
Schuhmacher von Hand selbst besorgte, ruht heute in den Händen 
besonderer Letstenfabriken und nur die größten Schuhfabriken haben 
sich eine eigene Leistenfräserei angegliedert, weniger um der billigeren 
Herstellung willen, als um ihre neuesten Faß- und Modeformen nicht 
den Konkurrenten vorzdtig zu verraten« 

Die ersten fOr die maschinelle Schuhfabrikation verwendeten 
Leisten waren Anfang der 70 er Jahre aus Eisen, denn die Zwick- 
stifte mußten sich auf dem Leisten umnieten, um auch nach der fOr 
das Durchnähen erforderlichen Entfernung des Leistens Oberteil und 
Brandsohle zusammenzuhalten. Otto Herz, der erste» der die mecha- 
nische Fabrikation in Deutschland einfohrte, bezog diese Leisten zuerst 
aus England und goß sie später selbst Heute hilft man sich da- 
durch, daß man die hölzernen Leisten mit einer 2 — 3 mm starken 
Blechsohle versieht, die an 2 — 3 Stellen in der Mitte das Holz frei 
läßt, um das vorabergehende Anheften der Brandsohle an den Leisten 
zu ermöglichen. IMe Leisten fOr Rahmenarbeit erhalten nur am Ab- 
satz häufig eine kleine Blechplatte, da bei dieser Fabrikationsart nur 
hier das Umnieten der Zwickstifte erforderlich ist 

Die Leisten selbst werden aus Rot- oder Weißbuche hergestellt 
bestdien, um ihre Entfernung aus dem Schuh zu ermöglichen, aus 
2 Teilen und kosten heute pro Paar ca. 0,80 — 3,00 M 

Von den übrigen Betriebsmitteln sind vor allem die zum Aua- 
stanzen der Sohlen, Absatzflecken und auch schon teilweise der Ober- 
teile dienenden Stanzmesser zu erwähnen, die heute ausschließlich von 
Spezialfabriken hergestellt werden und in jeder Fabrik ein nicht un- 
bedeutendes lO^tal darstellen. 

Kapitel 7. 

b) Das lunhittfende KapitaL 

1. Die Arbeitslöhne (vom Standpunkt der Produktion). 

Im Mittelalter, ja noch im 17. Jahrhundert war der Zeitlohn im 
Schuhhandwerk die ausschließliche Lohnform. Es geht dies aus ver- 
schiedenen Handwerks- und Gesellenordnungen hervor, in denen die 
Strafen nach Wochenlöhnen bemessen sind^). Aber schon seit dem 

*) So nodi in dem Statut der Sdnihknedit-Bifidendttft n Anstadt i. Th. vom 
Jahie 1628. 
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Ende des i8. und Anfang des 19. Jahrhunderts trat überall im Schuh- 
handwerk der Stücklohn in die Erscheinung, eine Lohnform, die auch 
heute in der zünftigen Schuhmacherei noch allgemein üblich ist 

Selbstverständlich wurde diese Lohnzahlungsmethode auch sofort 
von den seit Anfang des 19. Jahrhunderts entstehenden Großbetrieben 
der Schuhmadierei übernommen. Die Vorteile der Bezahlung im 
Stücklohn smd ja bekannt; es ist erstens die Steigerung der Leistung 
des Arbdters und die daraus folgende bessere Ausnutzung der Pro- 
duktionsmittel, sowie die schndlere Umsetzung des Betriebskiqf>itaU, 
und zweitens die Moglichkdt einer schärferen Kalkulation der Preise 
des Produktes infolge des durch den Akkordsatz genau festst^enden 
Antdls des Arbeitslohnes an den Selbstkosten. 

Die hauptsächlichsten Nachteile dieser Lohnform, die weniger 
von den Arbeitern selbst, als von den Gewerkschaften bekämpft wird, 
sind: Erstens die zu starke Ausnutzung und infolgedessen der sdmelle 
Verbrauch der Arbeitskräfte und zweitens die Schwierigkeit der Ak- 
kordfestsetzung, die wenn sie fehlerhaft geschah, entweder absichtliche 
Arbeitsverzögerung seitens des Arbeiters, oder bd eintretenden zu 
hohen Wochenverdiensten eine stets zu Mißhdligkeiten Anlaß gebende 
Herabsetzung des Akkordsatzes zur Folge hat 

Endlich ist zu bemerken, daß es dem Arbeiter bd den vielen 
AkkcMndsätzen, wie sie gerade in der Sdxuhfabrikation bestehen, häufig 
unmöglich ist, seinen Lohn sdbst zu berechnen. 

Die Versuche, wie de besonders von Mainzer Fabriken gemacht 
wurden, diesen Mißständen durch EinfOhrung von Prämiensystemen 
zu begegnen, haben wenig Nachahmung gefunden, und so herrscht 
heute fast im ganzen Schuhgewerbe der Akkordlohn. 

Allerdings ist zu bemerken, daß bei der mechanischen Sdiuh- 
fabrikation eine Anzahl Teilarbeiten im Zeitlohn bezahlt werd^. Es 
gilt dies besonders von solchen Arbeiten, bei denen die Festsetzung 
dnes Akkordsatzes .technisch sdiwierig oder unmöglich ist, und die 
hauptsächlich in bloßen (mdst von jugendlichen Arbdtem verrichteten) 
Handreichungen bestehen. 

Eine Ausnahme bildet die Zusdindderei. Hier haben die meisten 
Fabriken den Zeitlohn beibehalten, um die Arbdter, die beim Zu- 
schneiden d^ Oberteile das Fell möglichst ausnutzen und fehlerhafte 
Stellen vermeiden müssen, nicht zu eilfertiger Arbeit zu verleiten. 
Dagegen sind diejenigfen Betriebe, welche für die Oberteile Stoff und 
billiges Leder verwenden, auch hier zur Akkordarbeit übergegangen. 

Die in der Schuhfabrikation ja besonders weitgehende Arbdts- 

tdlung erschwert naturgemäß dem Fabrikanten die Berechnung des 

8» 
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auszuzalüenden Wochenverdienstes des EinzelneQ außerordentlich. Man 
hat dafür verschiedrae Methoden ersonnen, von draen die verbreitetste 
folgende ist: 

Die einlaufenden Aufträge werden in eine Anzahl homogene 
Teilkommissionen zerlegt derartig, daß in ^ner Kommission z. B. nur 
randgenähte braune Damenstiefel in bestimmter Ausführung enthalten 
mnd. Diese Kommissionen werden im Kontor in vorgedruckte Zettel 
unter Angabe der Zahl der Grdfie und Ausführung der Stiefel ein- 
getragen. Die Zettel wi^enim, welche jede Kommission von einem 
Arbeiter zum andern während des ganzen Fabrikationsganges begleiten, 
enthalten für jede im Akkordlohn geleistete Teilarbeit*) einen besonderen 
Kupon, auf dem die Paarzahl und Kommissionsnummer vermerkt ist 

Der obere Abschnitt dos I^ufzettels geht in die Stanzerei, wo 
danach die pass^iden Sohlen-, Absatz- und sonstigen Teile zusammen- 
gestellt werden, um mit dem inzwischen vollendeten Oberteil in die 
Bodcnbauerei zu wandern. 

Nach vollendeter Teilarbeit trennt jeder Arbeiter den ihn be- 
tr^enden Kupon ab und gibt die Kommission mit dem Laufzettel 
an den folgenden Arbeiter weiter. Die abgetrennten Kupons werden 
auf dem Kontor abgeliefert und jeder Arbeiter erhält danach die 
Summe der sich aus den Kupons ergebenden Teilbeträge am Lohn- 
zahlungstage ausgehändigt, unter Abzug eines bestimmten Betrages, 
der uns zum wichtigsten Punkte der Löhnungsfrage in unserem Ge- 
werbe, zur Fourniturenfrage*), führt. 

Unter Foumituren versteht man in der Schuhmacherei bestimmte 
Hilfsstoffe der Fabrikation, wie Maschinennähnadeln, Nähseide, Zwirn, 
Nägel usw. Um der Verschwendung oder gar einem Diebstahl dieser 
teilweise sehr teuren Stoffe vorzubeugen, wurde folgende Methode 
eingeführt. Der Fabrikant lieferte den Arbeitern die Foumituren 
und zog ihnen den entsprechenden Betrag vom Lohne ab. Dafür 
wurde der Akkordlohn um so\'iel erhöht, als dem durchschnittUchen 
Fourniturenverbrauch bei der betreffenden Teilarbeit entsprach. Ein 
an sich völlig einwandfreies und praktisches Verfahren, deaa nicht 
nur wurde die Verschwendung und der Diebstahl vermieden, sondern 
außerdem hatte der Fabrikant wiederum den Vorteil der schärferen 
Kalkulation seiner Selbstkosten und der Arbeiter die Möglichkeit 
seinen Lohn durch Sparsamkeit im Foumiturenverbraudi zu erhohen. 

^) SelbttvenUbadlich existieren für Dmriigrnilite-, Gewendete- und Randgenihte, 
wie fttr Hetiea- und Damenstiefd besondere Vonlmdke. 

*) Diese Frage spielt auch in der Kleider- und Wischctoifdctian eine gewinc^ 
wenn andi nicht so bedentende RnOe, wie in der SdudunadiereL 



uiyiu^Lü by Google 



— 37 — 



Und doch wurde diese Methode von den ArMterofganisationen 
auf das schSifste bekämpft, denn gewissenlose Fabrikanten suchten 
noch einen Sonderprofit herauszuschlagen, indem ^e die Fournitiu-en 
den Arbeitern zu höheren Preisen berechneten, als sie selbst dafür 
gezahlt hatten. Zwar verbietet dieses der § 115') der Grewerbeordnung 
ausdrQcklich; aber einmal sind Vergehen hiergegen schwer fest- 
zustellen und nadizuweisen, und dann bietet der Schlußsatz des 
Paragraphen mdst immer noch Gelegenheit zur Umgehung des Ge- 
setzes. Es heiBt nämlich da: »Zu emem höheren Preise ist die Ver- 
abfolgung von Werkzeugen und Stoffen für Akkordarbeiten nur dann 
zulässig, wenn derselbe den ortsüblichen Preis nicht Obessteigt« Wer 
soD nun den ortsflblichen Preis z. B. fOr eine Maschinennähseide be- 
stimmen, die nur fOr eine ganz besondere Arbeit in emer bestimmten 
Schuhfabrik gebraucht wird? 

Die Foumiturenfrage hat sich mit der Zdt so zugespitzt, daß 
sie*) Gr^enstand der Verhandlung im Reichstage bildete. Die So- 
zialdemokraten verlangten freie Foumiturenlieferung seitens der 
Fabrikanten, eine Forderung, welche der Abgeordnete Manz, Vor- 
sitzender des Vereins deutscher Schuh- und Scfaäftefafarikanten, mit 
Beziehung auf die sdion von ims angeführten GrOnde zurückwies, 
ebenso lehnte er den Vorschlag der Lieferung der Foumituren durch 
die Arbeiter selbst ab, da dies leicht zur Verwendung minder- 
wertiger Materialien führen könnte. Er schlug schliefflich dne 
Änderung des § 115 der Gewerbeordnung vor, die aber an dem 
Bestehenden nicht viel geändert haben würde. Nach meiner Mei- 
nung würde man die wenigen Schuhfabriken, cUe heute noch aus 
dem Foumiturenverkauf einen Profit machen, genügend treffen 
können, wenn man jenen letzten Satz des § 115 striche, was ohne 
Schädigung der Schuhindustrie geschdien könnte. 

SchlielUidi sei noch bemerkt, dafi, wie 21 ims vorliegende Tarif- 
verträge und dngefaende Erkundigungen ergeben, im Handwerk 
heute die Foumituren von den Meistern kostenlos geliefert werden, 
ein Erfolg, den die Grewerkschaften gegenüber den wenig kapital- 
kräftigen und schlecht organisierten Meistern leicht durdisetzen 
konnten, während es Insher den weitaus meisten Schuhfabriken 
gelungen ist, alle auf eine Abschaffung des alten Foumiturensystems 
gerichteten Bestrebungen zurückzuweisen. 



') VoidieB gegea § 115 Gr.O. werden nach § 146 Abi. i mit Cddattafe bki 
aooo H. oder Gefli«Bit bis n 6 Mauten geduldet. 
^ Im Min 1908. 
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2. Die Rohstoffe. 

Der wichtigste Rohstoff resp. Halbfabrikat der Schuhfabrikation 
ist von alters her das Leder, und im frühen Mittelalter finden wir 
z. B. in Leipzig, daß der Schuster sein, eigener Grerber war, und daß 
in späterer Zeit nach der Trennung dieser bdden Grewerfcie die Schuh- 
macherinniingen sich ein Aufsichtsrecht über die Gerberinmuigen 
bewahrt hatt^*). Der handw«rksni9l£ige Schuster deckte sein^ Be> 
darf teils am Orte» teils auf den groBen Messen in Frankfurt und 
Leipzig. Heute ist der kleine Sdiuhmacher ausscfaliefilidi auf den 
ZwisdienhAndler angewiesen; er bezidit sein Leder vom Grossisten 
und den Lederausscfanitthandlungcn. 

Gans anders die Schuhfabriken; sie können bei ihrem Riesen- 
bedarf an Leder, der den der Ledergrossisten häufig weit übersteigt, 
direkt von den großen Lederfabriken beeielien. Der Ledereinkanf, der 
bisher auf Grund von Mustern geschah, nimmt seit einigen 7—8 Jahren 
insofern neue Formen an, als die Schuhfabriken Vertreter entsenden, 
die in den Lederfabriken selbst die ihnen geeignet scheinenden Fdle 
aussttdien, eine Tätigkeit, zu der natürlich eine große Fachkenntnis 
erforderlich ist 

Wahrend endlich früher der Verkauf der Leder nach Gewicht 
vor sich ging, wird seit etwa 10 Jahren das Oberleder nach dem 
Flächeninhalt verkauft und dabei vorwiegend der engtischi' Quadrat- 
fuß zugrunde gelegt. Die Feststellung der CrrOfle der sehr unregd- 
mäßig gestalteten Stücke geschidit äußerst schndl und präzise durch 
die komplizierte Ledermeßmaschine. 

Das Schuhgewerbe in Deutschland braucht jährlidi etwa für 
360—380000000*) M. Leder, ein Bedarf, der größtenteils im Inland 
gedeckt wird imd etwa drei Viertel der gesamten deutschen Leder- 
produktion darstellt 

Die Technik der Lederfabrikation ist in ihrer Grescfaichte von 
bOdistem Einflüsse auf die Schuhherstellung gewesen. Nodi 1870 
stellt Schmoller*) fest, daß sich in der Technik der Lederveraii>eitung 
so gut wie gar nichts geändert habe, mit Ausnahme einiger Ver- 
fahren, die den Gerbprozeß besdüeunigten, und wir müssen dem 
beipflichten, wollen jedoch daran erinnern, daß die Einführung des 
Gewerbesalzes zur Häutekonservierung in den 40 er Jahren die großen 
Trockenboden der Grerber zum Teil überflüssig machte. Seit dieser 
Zeit aber hat sich manches geändert Es wurde in eihohtem Maße 

») Schöne S. 3. 

^ »Der Ledembeiter« 1908, Nr. 7. 
Schmoller S. 68O. 
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die Dampfkraft in die Betriebe eingefohrt; eigene Lohmühlen schützten 
die Gerber vor den Betrügereien ihrer früheren Lieferanten; kompli- 
zierte Maschinen unterstützten, beschleunigten und verbilligten die 
Produktion, und vor allem wurde durch genaue chemische Unter- 
suchungen der Gerbvorgang auf eine wissenschaftliche Basis 
gestellt, und so schon allein durch die Verdrängung des empirischen 
Verfahrens gproße Vorteile errungen. Den größten Umschwung, be- 
sonders für die Schuhoberlederfabrikation brachte aber die Einführung 
der Chromgerbung 1892 von Amerika hers^or, welche den Gerbprozeß 
auf — ^/jo der früheren Zeit verkürzte und so ein häufigeres Um- 
setzen des hohen Betriebskapitals gestattete. 

Zwar hatte man bisher die heute noch für Handschuhleder übliche 
Alaungerbung bereits auch für ChevTeaux- und das Kidleder an- 
gewendet, aber alle anderen Lederarten, als Roß-, Ziegen-, Kalb- und 
Rindleder, Wiarden mit vegetabilisc^hen Stoffen (Lohe usw.) gegerbt, 
ein Verfahren, das heute nur noch für Sohl<*nl(*der und für das Ober- 
leder derber Arbeiter- und Militärstic^feln Venv(»ndung findet. Alles 
andere Oberleder, gleichviel, aus welchen Häuten es sonst heri^rstellt 
sei, ist heute chromgegerbt und hat damit jene Elastizität und gute 
Haltbark(>it, wi(^ sie mit Lohgerbung bei gleichem Preise nie zu er- 
reichen gewesen wäre. 

So abhängig Deutschland in den 90er Jahren hinsichtlich dieses 
Leders von Amerika war, i'benso sehr hat es im 20. Jahrhundert ver- 
standen, die überseeische Konkurrenz, teilweise unterstützt durch den 
Zollschutz, völlig zu verdrängen. Die Einführung des lu ucn Ver- 
fahrens hat bewirkt, daß wir heute nicht nur die besser Situierten 
mit dem eleganten Chevreauxschuh bekleidet sehen, sondern, daß er 
auch für den Mindcrbomittelten nicht unerschwinglich ist, während 
noch in den 80er Jahren der Chevreauxstiefel mit Recht als teurer 
Luxusartikel galt. Allerdings gibt es auch beim Chevreauxleder 
große Unterschiede in der Qualität, und der Umstand, daß es 
Chevreauxleder den Quadratfuß zu 60 Pfg. und solches zu i ,60 M. 
gibt, macht es uns begreiflich, daß wir neben einem NormalprtMse 
von 16 — 18 M. pro Paar auch bereits echte Chevrauxstiefel zu 10,50 M. 
angepriesen finden, ein Preis, dessen Niedrigkeit allerdings auch noch 
mit der Bauart des Stiefels (durchgenäht) zusammenhängt. 

Das Rohmaterial zum Leder, die Häute, kann die deutsche 
Landwirtschaft nicht in genügender Menge liefern, und wie schon 
die Erfurter Gerber 1802^) getrocknete Häute über Hamburg aus 



>) Erfurter Stadtuduv VIIL m. ix. 
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Amerika bezogen, so ist auch heute noch Deutschland auf das Aus- 
land angewiesen und bezieht trockene und gesalzene Häute aus der 
Schweiz, Osterreich -Ungarn, Nord- und vor allem Südamerika und 
Ostindien. Endlich ist noch zu bemerken, daß die Einführung der 
wissenschaftlichen an Stelle der empirischen Gerbmethoden und der 
ein großes Kapital erfordernden Maschinen den Handwerksbetrieb 
zugunsten kapitalistischer (rroßbetriebe in der Gerberei in weit 
höherem Maße verdrängt hat, als dies in der Schuhmacherei bisher 
geschehen ist. 

Die Futter- und Einlegestoffe (be^itimmte Drelle für Damen- 
sachen aus Seide und Atlas) bieten nichts spezifisches, während wir 
von den Nähgarnen und Nähseiden, sowie Nägeln, die noch 
1872*) aus England bezog«Mi wurden, erwähnen können, daß diese 
Stoffe heute in Deutschland erzeugt werden. 

Statt des Wiener Papp« hat die Schuhgrt)ßindustrie für 
manche Zwecke seit Ende der 80er Jalire einen teuren, aber auch 
besseren Klebstoff eingefülirt, den ^Cement«. Es ist dies eine 
Mischung aus (nimmi und Benzin, der man heute, um ihre Feuer- 
gefährlichkeit anzudeuten, den Namen ^Benzincement« gegeben 
hat. Dieser Stoff, der hauptsächlich zum vorläufigen Aufheften der 
Sohlen, zur Herstellung der (iembrandsohlen und zum Rißschheßen 
verwendet wird, kostet etwa 0,90 — 1,50 Mk. pro Liter. 

Endlich seien noch die Haken und Osen erwähnt, die aus 
Messing hergestellt, früher schwarz lakiert wurden, während sie heute 
mit einem äußerst dauerhaften, aber auch etwas feuergefährlichen 
Celluloidüberzug versehen werden. Der Vertrieb dieser Schuhzubehör- 
teile geschah bis vor kurzem auf (jrund von Patenten monopolistisch 
für Deutschland durch 2—3 Fabriken, die diesen Artikel nach Ruß- 
land, wo er nicht patentiert ist, zu des deutschen Preises ver- 
kauften. Seit einigen Jahren ist das Patent abgelaufen und die 
Preise sind wesentlich gesunken. 

3. Sonstigre Unkosten. 

Neben diesen Ausgaben für i\rb<Mtslohn und Rohstoffe darf der 
richtig kalkulierende Kaufmann das sonstige umlaufende Kapital nicht 
außer acht lassen. Da ist zunächst die Verzinsung des siehenden 
und umlaufenden Kapitals (5^/0), die Amortisation der (iebäude {j^jo), 
der Maschinen (io**/o) und der Leisten und Stanzen (2s*';'o)- Die 
Saläre für die kaufmännischen Angestellten, Beleuchtung, Heizung, 



) Schneider, Iliuidbucli der Schulunacherei 1873. 
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Kosten fOr die Betriebskraft, Verpackung der Ware, Frachten; J^öntor- 
bedarf , Kranken-, Unfall-, Invalidenverncberung, Steuern, Reisespesen, 
Bezahlung der Agenten, Auagaben fOr Annoncen, Ausstellungen und 
sonstige Reklame, Verluste usw., alles Dinge, die zum umlaufenden 
Kapital gehören und deren unrichtige Einschätzung bei der Kalku- 
lation schon manche Schuhfabrik ins Verderben gestürzt haben. 

Nach meinen Erkundigungen setzt man heute bei der Kalku- 
lation eines besseren Stiefels diese »sonstigen Unkostenc mit etwa 
25% der Ausgaben fOr Rohstc^e und Arbeitslöhne an^). 

Kapitel 8. 

II. Der Absatz der Produkte. 

a) Märkte, Messen, Hausierhandel. 
Wie wir bereits bemerkten, mußte der Schuhfabrikant im Gregen- 
satz zu dem Kundenschuhmacher, dem die Kunden ins Haus kamen, 
den Absatz seiner Ware besonders organisieren, ja wir sahen wie 
überhaupt allein die Möglichkeit des Massenabsatzes die Vorbedingung 
für die Entstehung einer Massenproduktion war. Diese Absatz- 
möglichkeit wurde zuerst geboten durch die Messen und Märkte, die, 
einst die wichtigsten Handelseinrichtungen des Mittelalters, sich noch 
in unsoro Zeit herübergerettet, heute aber sehr an Bedeutung ver- 
loren haben. 

Auf diesen 2^ntralpunkten des Handels wurden bereits im 
frühen Mittelalter fertige Schuhe feilgeboten, denn der mittelalterliche 
Schuhmacher war nicht nur Kundenarbeiter, sondern ebenso, wie 
jener Äg}'pter 1450 v. Chr. fertige Sandalen in seiner Werkstätte 
feilhielt und der Schuster des Hcarondas 300 v. Chr. in Kleinasien 
fertige Schuhe anbot, so verkaufte auch bereits im 12. Jahrhundert 
der Schuhmacher seine Waren auf dem Markte*). Der Umsatz auf 
diesen Märkten war aber gering und häufig wurde dem Einzelnen 
noch besonders durch Zunft- und Marktordnungen die Größe seines 
Absatzes beschränkt 

Auch die Messen, auf denen größere Freiheiten herrschten, ge- 
statteten nur den in der Nähe Wohnenden nutzbringend ihre Waren 
abzusetzen. Erst als die gebesserten Verkehrsverhältnisse und 'später 
besonders der Fall der Binnenzollschranken einem Produzenten den 
Besuch von 4 — 5 Messen im Jahre gestatteten, war die Möglichkeit 

Siehe BmpiA S. 59. 

1157 voleiht der EnMsdiof Wldmuum der Mafdebniier Sdnihmadierimiiing du 
alldB%e Vakmfaiedit von Sdmhen anf don Maricte; 



uiyiu^Lü by Google 



— 42 — 



des Massenabsatzes und somit der Massenproduktion zum ersten Male 
gegeben, eine Gelt gfenheit, die, wie wir sahen, sofort von den Er- 
furter, Kalauer, Mainzer usw. Firmen ergriffen wurde. 

Auf diesen Messen in Braunschweig. Leipzig, Frankfurt, Nürn- 
berg und WOrzburg wurde nicht, wie das heute meist der Fall ist, 
auf Grund von mitgeführten Mustern später zu liefernde Ware be- 
stellt, sondern in großen gemauerten (n \vr)lben und Läden des Meß- 
marktes wurd(> die fertige Ware selbst feilgeboten und verkauft, was 
natürlich Nachbestellungen nicht ausschloß. Der Meßverkehr spielte 
sich, wie mir ein alter Erfurter Fabrikant mitteilte, so ab, dai^ in 
der ersten Woche die Engros -Geschäfte gemacht wurden. Sr 
kamen z. Bw noch in den 50er Jahren nach Braunschweig die Schuh- 
macher aus dem Hannöverscihen, ja aus Ostfriesland und kauften 
große Mengen Kinder-, Damen- und Mädchenstiefel aus Serge, zu- 
weilen aber auch aus Glace und Chevreaux. Die 2. und 3. Meß- 
wodhe gehörte dann dem Detailvc rkauf. Hier kaufte gerade das 
bessere Publikum seinen ganzen Jahresbedarf an feinen Damen- und 
Kinderstiefeln, während das Herrenschuhwerk nach Maß gefertigt 
wurde, und die billigere Damonware der Dorfschuster ebenfalls wieder 
nach Maß anf(^rtigte. Die Jahrmärkte wurden von großen Finnen 
wenig besucht und bUeben, wie noch heute, dem kleinen Handwerker 
vorbehalten. 

Neben diesem Meßverkehr blühu- der Hausierhandel, der be> 
sonders, wie bereits erwähnt, von Pirmasens aus orijanisiert war. 
Heute ist er fast gänzlich geschwunden, ebenso wie der Schuligroß- 
handel auf den Messen seit der Mitte der 60 er Jahre aufgehört bat, 
um teils dem Export, teils dem Absatz durch Schuhwarenmagazine 
Platz zu machen. 

b) Die Sdnihwarenmagazine. 

Schon seit den 40 er Jahren war mit Erfolg versucht worden 
durch Reisende, die mit Mustern Schuhmacher besuchten, neue Absatz- 
möglichkeiten unabhängig vom Meßverkehr zu schaffen, und wenn 
es auch 1865 noch Gegenden gab, wo Schuhmadier den Verkauf 
fertiger Schidie fflr ein Unding hielten, so wurden doch bereits da- 
mals große Mengen solchen Schuhwerks an die Schuhmacher im 
Rheinland, Westfolen und Hannover abgesetzt 

Der Schuhhandwerker begann neben seinem Maßgeschäft fertige 
Fabrikware zu führen. 1840 hatten in Leipzig bereits 18 Meister neben 
ihrer Werkstatt Verkaufsläden'), 1849 Mainz ähnliches be- 

*) Sdir. <L V. f. Soaalpol. Bd. 63, Kap. V. 
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richtet, 1854 nennt ein Erfurter Adreßbuch 34 Meister, die in Schau- 
fenstern ihre Waren ausstellten. Von diesen Anfängen bis zum 
Schuhmagazin, das ausschließlich fertige Ware fohrtfe, war daim nur 
ein Schritt und so s^en wir, wie 1865 in Berlin, Leipzigerstrafle das 
erste Sdiuhspezialgeschäft eröffnet wird*). Die bekannte Zdtschrift 
>Schuh und Leder« erzählt uns von dem beisf^eUosen Erfolge dieses 
Unternehmens. Die Käufer schlugen sich in der ersten Zeit fast um 
die Ware^ welche in böhmisdien von Wiener Exporteuren eingefohrten 
Fabrikaten und billigsten Firmasenser und Kalauer Artikeln bestand. 
1 869 entstanden in Frankfurt a. M. dnige Geschfifte, die mascfainen- 
genähte und -genagdte Schuhwaren als Spezialität führten und in 
den folgenden Jahren, besonders nach dem deatsdi-lianzOsiscfaen Kriege 
tauditen in allen größeren' Städten Schuhmagazine auf. ZugUnch 
wurde auch die innere Ausstattung der Läden eleganter. Die langen 
Stangen, an denen die Stiefelpaare Ins über das Trottoir hingen, ver* 
schwanden imd die Verpackung der Schuhe in einzelnen Kartons 
begann sich mehr und mehr einzubürgern. Seit der Mitte der 70 er 
Jahre entwickelte sich dann mit dem Auftauchen der braunen, roten 
und bleigrauen ziegen- und gemsledemen Stiefehi der Schuh zum 
Luxus- und Modeartikel und damit begann, unterstützt durch die 
Einführung des elektrischen und Gasglühlichtes seit den 80 er Jahren 
jene versdiwenderische Ausstattung der Schaufenster, wie wir sie 
heute nicht nur in Beilin, sondern auch in den kleinsten Frovinz- 
städten sdien, und die oft in gar keinem Verhältnis zu dem erzielten 
Gewinne steht Jährliche Ausgaben von 1000 M. allein für Schau- 
fenster sind in mittleren, ja kleinen Gresdiäften h^te kdne Selten- 
heit, während größere Greschäfte oft das 5 — 10 fache dieser Summe 
nidit scheuen. Außerdem zwingt die Mannigfaltigkeit der Modeartikel, 
die ja in allen Großen vorhanden sein müssen, dazu ein großes Lager 
zu halten, das ein bedeutendes Betriebskapital darstellt Alles dies 
macht uns den an sich wunderbaren Umstand verständlich, daß die 
weitaus grüßte Zahl der Schuhgeschäfte nicht von Schuhmachern, 
sondern von mehr oder minder kapitalkräftigen Kaufleuten betrieb«! 
wird, und daß die Zahl der Schuhmacher mit Ladengeschäften, wie 
mir Fachleute versicherten, im beständigen Schwinden begriffen ist 
Einen ganz raj^den Aufschwung nahmen die Sdiuhgeschäfte 
besonders seit der Mitte der 90 er Jahre, denn nidit nur war es ge- 
lungen durch Einführung besserer Leistenformen und Herstdlung 
selbst der randgenähten Ware durch die Maschine (Goodyear-Ver- 



1) »Sdnh und Ledere 1908, Nr. Ib. S. 74. 
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fahren) ein der besten Handarbeit gleichwertiges Fabrikat herzustetten, 
sondern man hatte es auch verstanden, die bessere Herrenkundachaft, 
die bisher noch vorwiegend ihren Bedarf beim IbCaBsdiuhmacher deckte, 
fOr die elegante Fabrikware zu interessieren, ein Erfolg, der vor allem 
den Anregungen der bekannten Scfauhfeibrik von Sirieß in Stuttgart 
zu danken ist 

Die Lage der kleineren Geschäfte besonders in kldnen Städten 
ist eine außerordentlich schlechte^ wahrend mit der Größe der Stadt 
und des Greschaftes der wirtschaftliche Vorteil der Schuhgeschäfte im 
allgemdnen ein besserer wird. Die Hauptschuld hieran trflgt das 
Mißverhältnis zwischen Betriebskapital, Umsatz und Verdienstquote. 

Das Betriebskapital ist ja, wie ich bereits erwähnte, außerordentlich 
hoch; schon eine klone Jahrmarktsbude in Jena hat, wie ich erfuhr, 
einen Schuhbestand im Werte von rund 1500 Mk. und selbst die 
kleinsten Schuhgeschäfte müssen ein Lager von mindestens 8000 — 
10000 Mk. haben, um eine genQgende Auswahl vorlagen zu können, 
demgegenüber ist es nach Aussagen von Kennern selbst großen 
Schuhgreschäften möglich mit Lagerbeständen von 30000 — ^50000 Mk. 
auszukommen. Ganz verschieden zu diesem Lager stellt sich der 
Umsatz: in Jena machte ein Geschäft mit 8000 Mk. Lager einen 
Umsatz von 8000 Mkn &n anderes Geschäft mit 12000 Mk. Lager 
(1000 Mk. Ladenmiete) einen solchen von 9000 Mk., ein drittes mit 
50000 Mk. Lager sogar nur 16000 Mk. Umsatz. Eine kurze Ueber- 
schlagsberechnung ergibt, daß diese Greschäfte um ihr Lager zu ver- 
zinsen und ihre sonstigen Unkosten aufzubringen ihre Ware mit einem 
Aufschlag von 25*^/1 — 30*/« verkaufen müssen. Statt dessen wurde, 
wie ich mich überzeugtet tdlweise die bessere Ware infolge der 
scharfen Konkurrenz mit 9% Nutzen verkauft Infolgedessen gehen 
von Zeit zu Zeit solche Greschäfte besonders auch noch wegen ihrer 
Abhängigkeit vom Lieferanten und der Konkurrenz der Bekleidungs- 
magazine, die auch Schuhwaren führen, zu Grrunde. Die Konkurs- 
masse wird billig aufgekauft, wieder auf den Markt geworfen, unter 
dem Herstellungswert verkauft und drückt dadurch wdter die Preise. 
Natürlich gibt es hier auch Auanahmen und es gibt kleine Gieschäfte, 
die gerade infolge ihrer soliden Preise gut vorwärtskommen. Weit 
besser sind aber doch die größeren Greschäfte in Großstädten gestellt, 
die allerdings tdlweise 30000 Mk. Miete zahlen und noch 15 — 20000 
Mk. sonstige Unkosten^) haben, da hier fast durchweg 25 — $o^l% Auf- 

*) Verzinsung des Lagers, Gehälter für die Angestellten und vor allem Reklame in 
Fomi von Sdiiiifeniteniiiwtattiiiig, ZugaboutÜKlii, (Kalender, Stfafdknerhte) VcrteOuiig von 
Zetteln auf der Stnük, Amddlge «n LitftJglulcn, Insente usw. 
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schlag auf die Fabrikpreise genommen werden können. Der Umsatz 
im VerliAltnis zum Lager ist aber auch hier nicht sehr gro6. Es 
gilt als normal, wenn das Lager einmal, als gut, wenn es einein- 
halbmal und als grofle Seltenheit, wenn es zweimal im Jahre um- 
g^esetzt wird. 

Der Absatz vom Fabrikanten aus geschieht hinsichtlich der 
grOBeren Greschafte dirdct durch Vermittdung von Reisenden und 
auf PSroviäon gestellten Agenten, wflhrend sich hinsichtlich der kleineren 
Schuhladen und solcher Geschäfte, die Schuhe als Nebenartflcel fahren, 
der Grosnst zwischen den Händler und Fabrikanten geschöben hat 
I^le dritte Art des Absatzes ist die, wie sie vor allem die Schuhfabrik 
von Conrad Tack & Co. in Burg organisiert hat, die in 120 eigenen 
Geschäften in den verschiedensten Städten Deutschlands ihre Waren 
direkt an die Konsumenten absetzt, ohne daB damit eine wesentliche 
Verbilligung der Produkte erzielt wird. 

In drd Städten haben sich Einkaufsvereinigungen gebildet, 
wdche den Zweck haben, die Rdsenden und Agenten auazuschalten 
und fOr ihre Bütglieder von den Fabriken die gleichen Bedingungen 
zu errieten. Eine wdtgehende Ersparnis wurde aber auch hier nicht 
errielt, da ja auch den Leitungen der Vereine beim Vorlegen von 
Mustern usw. Spesen entstdien, die wieder aufgebracht werden mflssen, 
und am letzten Ende liefern die Fabriken dirdct an die betreffenden 
Greschäfte und redinen audi direkt mit ihnen ab, so daß der Verein 
nur die RoUe eines Agenten spielt 

Wie der ganze Handel mit Bekleidungsstdcken vom Wetter 
abhängig ist so audi der Schuhhandd und zwar werden bd gutem 
Wetter mehr Sdiuhe gekauft, wie bd schlechtem und nicht wie man 
Idcht vermuten könnte, umgdcdirt Dies ist auch der Grund, warum 
die Zdt vor Ostern und besonders vor Pfingsten und nicht die vor 
Weihnaditen die Hauptsaison des Sdiuhhandds und die Zdt der 
Hödistbeschäftigung der Schuhfabriken ist 

An dieser Stdle müssen wir audi nodi auf ein Moment hin- 
weisen, das wesentlich zur Beförderung des Scfauhhandds bdgetragen 
hat, das ist die allgemeine EinfOhrung des Pariser Stichmaßes, 
die in den 70er Jaluren gesdiaÜ. 

Dieses Maß ist f&r die dnhdtliche Benennung der Sdiuhgrößen 
nidit nur in Deutschland, sondern in ganz Europa mit Ausnahme 
Englands gebräudilidL 

Die Stiefd werden nach Nummern bezdchnet deren Zahl die 
Länge des zugdiörigen Fußes in Pariser Stidien angibt Dabd sind 
3 Stidi B 2 cm. 
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Nach diesem MaB haben die verachiedenefi Stiefelsorten die 
folgenden Nummern: 

Kinderschuhe ohne Absatz . Nr. 17 — 22 

„ mit I Fleck „ 21 — 24 

n mit 2 Flecken . „ 25 — 26 

Knabenstiefeln ...... « 27 — 35 

Mäddbenstiefdn „ 27 — 35 

Damenstiefeln „ 36 — 42 Jede Nummer 

Stiefeln für ältere Knaben „ 36 — ^39 in 

Herrenstiefeln „ 40 — 46 | 3 — 4 Weiten. 

Bedenken wir nun, daß 1807 die französischen Soldaten sidi 
mit 3 verschiedenen Schuhgrößen bdielfen muBten*) und halten da- 
gegen die 6 Nummern Herrenstiefeln, die in 3—4 Weiten, also in 
18 — 24 verschiedenen GrOBen hergestellt und im NotfaUe sogar ab 
ungleiche Paare abgegeben werden, so sehen wir ohne weiteres ein, 
daB es wohl den mdsten Menschen möglich sein wird, im Schuh- 
geschäft &n Paar passende Schuhe zu finden, die sie jederzeit in 
gleicher Große bei bloßer Nennung der Nummer und Weite Qberall, 
selbst im Auslände wiederbekommen können. 

Verbände im SchuhhandeL 

Di(^ vielen ^^cmt'insanK'n Interessen und Bestrebunj^en der Srbuh- 
detailhänciler muP)ten not\v(Mi(lii^<T\V(M'se zu cintMti Zusammensrhluß. 
zur Schaffung einer Interessenvertretung füliren. In den goer Jahren 
entstanden zunächst Ortsvereine der Schubwarenhändler, und am 
25. Februar 1901 wurde der -Verband deutscher Schuhwarenhändler- 
mit anfangs 150 Mitgliedern gegründet. Ileui(^ geheuren dem Ver- 
bände 70 Ortsvereine an und die Mitgliederzahl geht in die Tausende*). 

Der Verband veranstaltete Fac^hausstellungen; 1Q02 in Frank- 
furt a. M. und 1Q04 und i()oS in B(>rlin; er vertrat die Interessen 
seiner Angehörigen mehrfach auf dem Gebiete der Zollpolitik und 
Gesetzgebung und bekämpfte Auswüchse und den unlauteren Wett- 
bewerb in den eigenen Reihen elx'uso nachdrücklich, wie das De- 
taillieTen der Fabrikanten. l'erner schlo.ssen verschiedene Orts- 
verein(^ Kollektivverträge betreffs gemeinsamen Bezugs von Xeb(ni- 
artikeln und der Verband selbst brachte einen Vertrag über den 

SuaUarduv Magdeburg: Abt. Iii. V. Nr. loi. Betreffend die Erfurter Militär- 
liefentqg für die fiMufimdie Annee: »La totalitA (des 50000 pain de Kiiilicn) leia fidte 
«ur tvois dfaiwiiwim»; m htulitaie de petits, daq bnititaie de moyens, dens IniidAiiie de pands.« 
*) Veisletdie »Sdnh und Ledere 190S, Nr. to, S. 76/77. 



uiyiu^Lü by Google 



— 47 — 



Einkauf von Grummischuhen zustande, der dem kleinsten, wie dem 
größten Abnehmer die gleichen Vorteile bietet Eine gemeinsame 
Regelung der Verkaufepreise von Schuhwaren scheint jedoch Usher 
an technischen Schwierigkeiten und der zu wenig straffen Organi- 
sation des Verbandes gescheitert zu sein. 

Aus dem »Verband deutscher Schuhwarenhändlerc (dem soge- 
nannten Berliner Verbände) ist der »Zentralverband deutscher 
Schuhwarenhändler« hervorgegangen. Diese Vereinigung wurde 
Ende Juli 1903 in Leipzig von Schuhhändlern gegründet, die mit 
der GesdiäftsfOhrung des Berliner Verbandes nicht einverstanden 
waren und ihre Interessen dort nicht energisch genug wahrgenommen 
glaubten. Der neue Verband, der jetzt in Erfurt (seinem Sitz) ein 
eigenes Bureau errichtet hat, war in ähnlicher Weise, wie der Ber- 
liner Verband tätig. Er nahm zu dem Gesetze betreffend die Be- 
kämpfung des unlauteren Wettbewerbes SteUimg, forderte ein Verbot 
der Nachschübe bei Ausverkäufen usw. Ferner wurde der Detail- 
verkauf der Fabrikanten bdcämpft und eine Vermittlungsstelle für 
Strdtigkeiten zwischen Lieferanten und Händlern errichtet (ein Vor- 
gehen, dem auch der Berliner Verband g^olgt ist). Schließlich ist 
noch darauf hinzuweisen, daß auch der Erfurter Verband einen Ver- 
trag über den Bezug von Ghunmi- und Turnschuhen zustande ge- 
bracht hat, auch zwei Schuhausstellungen, allerdings in kleinerem 
Umfange wurden in Barmen und Kassel 1905 und 1900 veranstaltet 
Der »Zentralveriiand deutscher Schuhwarenhändler« zahlte bei sdner 
Gründung 300 Mitglieder und hat heute mit der Zahl von über 2000 
die Mitgliederzafal des Berliner Verbandes mindestens erreicht, viel- 
leicht sogar überstiegen. 

Wie die Schuhwarenhändler, so strebten auch die Agenten wie 
die Grroßisten nach einer Interessenvertretung, und so ist anläßlich 
der 3. Fachausstellung der Schuh- und Lederindustrie im März 1908 
die Gründung des »Vereins der Agenten der Schuh- tmd Leder- 
industrie« mit ca. 50 Mitgliedern vor sich gegangen, während die 
Versammlung zur Grründung eines »Vereins der Interessen des Schuh- 
großhandels in Deutschland« resultatlos verlief. 

c) Der Export und Import 
Die letzte Absatzmöglichkeit der Produkte der Schuhgroß- 
industrie, welche wir darzustellen haben, ist der Export Es würde 
zu weit führen, wenn wir die ganze Geschichte des deutschen Schuh- 
exportes behandeln wollten, wir wollen uns hier der Andeutungen 
erinnern, die im 4. — 6. Kapitel dieser Arbeit gemacht wurden und 
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verweisen im Obrigen auf die Ausfabningen Franckes Seite 152 bis 
161 in seiner Arbeit aber »die Schuhmacherei in Bayern«. 

Im allgemeinen ist nur zu bemerken, daB der Schuhexport 
Deutschland«, der in den 50er Jahren bis Mitte der 80er Jahre sehr 
bedeutend war, sdt dieser Z&t wesentlich zurückgegangen ist Es 
ist dies eine Folge der Einfdhrung von hohen SdiutzzOUen und dem 
Erstarken der Schuhindustrie im Auslande selbst Über die GroBe 
dieses Exports fehlen uns leider fQr das 19. Jahrhundert genaue An- 
gaben, da in den- Zusammenstellungen des deutschen Außenhandels 
Schuhe unter den Titdn »grobe (21c) und feine Lederwaren (2id)c 
gemdnsam mit Sattler-, Täachnerwaren usw. aufgeführt wurden. Es 
ist aber falsch mit Rümpft) anzun^men, daB solche Exportangaben 
gänzlich fehlen, denn seit 1900, seit In k ra f ttreten des neuen Waren- 
verzeichnisses werden unter Position 550a »grobe — «, unter 552 a 
»feine Schuhe aus Leder« in den AuBenhandelsnachweisungen auf- 
gefOhrt 

Ein Oberblick über diese Nachweisungen zeigt uns, daB die 
Hauptexportländer für deutsche Schuhwaren Dänemark, GioBbritan- 
nien, Holland und die Schweiz sind, und wir sehen zug^eidi, daB 
dieser Handel in den Jahren 1900 — 1905 im groBen und ganzen sdir 
stabil geblieben ist Nur sind seit 1903 die Absatzgebiete in Schweden, 
Australien und den Vereinigten Staaten fast ganz verloren gegangen. 
Von den Einfuhrländern springt uns vor allem Osterreich-Ungam 
und die Verdnigten Staaten ins Auge. Osterrdch-Ungam liefert Ball- 
schuhe und leichte Wiener Ware, während Amerika besonders mit 
Herren- und Damenstiefeln auf dem deutschen Markte auftritt Die 
amerikanische Einfuhr von Schuhwaren beginnt mit dem An- 
fang der 90er Jahre und hat dann 1898 besonders infolge der Be- 
mühungen des amerikanischen Konsuls Mason in Frankfurt a. M. 
einen immer groBeren Umfang angenommen: 1890: 313 DoU., 1897: 
15638 Doli., 1898: 68572 DolL, 1901: 20Z000 DolL*) Für 1907 ergibt 
sich die Zahl 544300 Doli., ein lainder Aufstieg, und mit Recht 
hegte man eine Zeidang eine gewisse Besorgfnis gegenüber dieser 
»amerikanischen Crefahr«, zumal unser Export nach Amerika ja vODig 
aufgehört hatte. Aber heute betrachtet man die Gefahr allgemein als 
überwunden, denn jene Zahl für 1907 bedeutet berdts wieder einen 
Rückgang gegen 1906 und die bisherigen Ausweise für 1908 zeigen 
dieselbe rücksduittliche Tendenz. Auf das Inkrafttreten des neuen 
Zolltarifs 1906 und die dort erfolgte geringe Erhöhung der deutschen 

*i Rnnqpf S. 70 unten. 

^ JaliKsberidite der HuiddilaHnmer su Eiiuit. 
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Zölle^ die vor allem die leichteren Schuhe betraf, ist dieser Rflckgang 
woU weniger zurQckzufOhren, als auf die vermdirte Leistungsfähig- 
keit der deutschen Industrie. Diese Behauptung wird auch bestätigt 
durch die Gegenflbecstellung der Gesamtein- und Ausfuhrziffem für 
Schuhwerk, wie sie sich in Gdd umgrerechnet ergeben. 



Jalur») 


Atttfubr 


Einfuhr 


1901 


7533000 ^ 


9233000 Mk. 


1902 


7525«» „ 


8667000 „ 


»903 


8648000 ., 


9 106000 


1904 


8 66 1 000 „ 


9459000 „ 


1905 


10232000 „ 


10537000 „ 


1907 


14702000 „ 


II 293000 „ 



Wir sehen, wie unbeeinflußt durch die Zollerhöhung am i.März 
1906 die Einfuhr vom Auslande her weitergestiegen ist, wie aber 
seit 1905 die deutsche Ausfuhr von Schuhwaren sich mächtig ge- 
hoben hat, so daß sie heute die Einfuhr um Millionen Mark 
übersteigt Wir wollen aber nicht vergessen zu erwähnen, daß da- 
mit noch nicht im entferntesten der Stand jenes Jahres 1 887 erreicht 
worden ist, welcher mit seiner Mehrausfuhr (gegenüber d(T Einfuhr) 
von über 100 Millionen Mark an »groben und feinen Lederwarent 
den Höhepunkt des deutschen Schuhexportes darstellte, eine Zahl, die 
selbst dann noch recht stattlich bleibt, wenn wir anndmien, daß die 
Schuhwaren nur 6o<>/o jener Lederwaren ausmachten. 

Wie wir für das letzte Jahr das Emporkommen der deutschen 
Schuhindustrie aus eigener Kraft konstatieren mußten, so zeigt 
auch ein Blick auf die früheren 2U>llsätze, daß die deutsche Zollpolitik 
dieser Grewerbeart niemals dnen besonderen Schutz hat angedeihen 
lassen. 



Position des 
ZoUtarifes 


In Kraft 
getreten 




100 kg 
kosten ZoU 
in Mark 


SIC 


I. L 1834 


Grobe Ledenmen 


60 


sid 




Feine Lederwann 


»3« 


21 c 


i.Vn. i86s 


Grobe Lederwaren 


H 


21 d 




Feine Lcdcrwrircn 


60 


21c 


1. X. 1870 


Grobe Lederwaren 


24 




M t» n 


Fdne Ledenraren 


42 



') 1900 und 1906 nnd ab Übeigangsjahre von einer Waieneinteilung /ur anderen 



d. Hutnis. Sobm i. Jtoa Bd. VII, a. 
Sät«, Dia imtaA» Sehd^iofabdoitiiei 
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Position des 

Zolltarifen 


In Kraft 




100 1^ 
koBten Zou 

■r Af-irfc 


aic (550»)*) 


i. L 1880 


Grobe Ledenrucn 




50 


tid (552a) 


tt w tt 


Feine Ledenmen 




(65)^ 70 


5SS 


t. m. 1906 


Ledcrscbiilie mit Holziolden 




30 




" t» n 


Sonstige dal Vau mehr als 1200 




(60) 85 




II «1 «1 


„ „ 600 — 1 200 




(80) 120 




M II n 


„ „ „ bis 600 




(90) 180 


S56a/c 


II II tl 


Pantoffcin und Ibtusdnihe 




60 



Im Zollverein bestanden bei seiner (iründung, wie wir stehen, 
noch verhältnismäßig hohe Sätze, als aber Deutsrhland zum Freihandel 
überging, sanken und noch mehr 1H70 diese Sätze bedeutend, 

und selbst die Kiu kkehr Deutschlands zum Hochschutzzoll 1879 und 
selbst der neueste Zolltarif von iqo6 hat uns, wenigstens hinsichtlich 
der Staaten mit Meistb(^günstigung, nicht jene Höhe der Zollsätze 
von 1834 wiedergebracht. 

Gegenüber diesen deutschen Zöllen sind die Zölle der meisten 
ausländischen Staaten wesentlich höher und diese hohen Zollsätze des 
Auslandes^) auf Schuhe sind auch der Hauptgnmd der geringen 
deutst"hen Ausfuhr. Ks besteht kein Zweifel, daß immer mehr Länder 
zu Schutzzöllen übergehen werden, und da heute bt\sonders die ameri- 
kanischen Schuhmaschin(mfabriken, um ihre Maschinen abzusetzen, 
in allen Ländern Schuhfabriken einrichten, so dürff^n wir uns keiner 
Täuschung darüber hingeben, daß dieser Aufschwung der letzten 
Jahre im deutschen Schuhexport von nicht allzulanger Daiu-r sein 
wird. Eine Exportindustrie kann man ja die Schuhindustrie heute 
sowi(>so nicht mehr nennen, deim was bedeuten bei einer (xesamt- 
produktion von schätzungsweise ^/.^ Milliarde Mark an Schulien in 
Deutschland die 14000000 Mark Export oder gar die 3500000 Mark 
Mehrausfuhr? 

*) Die eingeklammerten Nunmcni gelten seit 1900. 

■) Die di^^ldimmeitien Zahlen gdten fOr die Staaten, mit denen Meiitiiegllnati^nqgiM 

vertrage abgeschlossen sind. Solche Vertn'lge sind mit .illen Kulturstaaten mit Ansnalmie 
folKcndor .il>geschiossen : CNT^em, Portugal, Bolivia, Brasilien, Costa Rica, Eaiador, Canada. 
Neufundland, Peru, Salvador, Vereinigte Staaten, Australischer Btrnd, Brilisdi-Oslindien, 
Ceylon, FniozäsiBch- Hinterindien, Phihppinen, Niederländisch -Ostindien, Südafrikanischer 
ZoDveiein. 

^ Veigleidie Ucna die »Sjstematiadie Znaammenatdlnng der Zdltaiife des In- und 
Anslandet«, henmgegäitn vom Reidmunt dei luein. 
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Kapitel 9. 

III. Zusammenfassende Betrachtungen. 

a) Gang der Fabrikation in einer modernen Sdiuhfabrilc. 

Nachdem wir die einzelnen Produktionafakt<»en kennen gelernt 
haben, wollen wir das Ineinandergreifen derselben einer näheren Be- 
trachtung unterddien und diesertialb zunAdist den Gang der Her- 
stellung eines Schuhes, und zwar eines rahmen- oder randgenähten, 
der seit alters her als das vollkommenste und dauerhafteste Erzeug- 
nis der Schuhmacherei gegolten hat, von Anfang bis zu Ende ver- 
folgen. 

Wir lernen dabei das sogenannte Groodyear-Weltsystem kennen, 
durch welches heute ein Maschinenprodukt erzeugt wird, das der 
hochwertigsten Handarbeit mindestens gleichzustdlen ist 

Die einzelnen Schaftteile werden nach den schon erwähnten 
Schablonen mit scharfen kleinen Messern ausgeschnitten oder mittelst 
niederer Stanzen auf der neuen Zuschneidemaschine ausgestanzt 
Dabei erhalten sie kleine Merkpunkte, welche angeben, wie die Teile 
beim Zusammensteppen aufeinander zu legen sind, und werden ge- 
stempelt Ähnlich wird mit dem Futter verfahren. Die einzelnen 
Lederteile des Schaftes werden dann mit einer Maschine ringsum 
am Rande geschärft, um später umgebuggt zu werden, eine Arbeit, 
die dem Säumen von Tüchern entspricht und den Zweck hat, an der 
Außenseite des Schaftes rauhe Schnittkanten zu vermeiden. 

Es folgt dann das Kappenverzieren und das Zusammenfügen 
der einzelnen Teile des Schaftes, sowie das Befestigen von Osen, 
Haken oder Knöpfen; alles Arbeiten, die in etwa 14 einzelnen Teil- 
operationen von weiblichen Arbeitskräften an verschiedenen Maschinen 
verrichtet werden, unter denen Steppmaschinen die Hauptrolle spielen. 
Hierauf wird der Schaft sauber abgeputzt und mittelst eines durch 
die Osen gezogenen Fadens zusammengeschnürt, da er für das Auf- 
zwicken geschlossen sein muß. Nun ist das Oberteil des Schuhes 
für den wichtigsten Teil der Fabrikation, die Bodenarbeit fertig. 
Inzwischen sind in der Stanzerei die Bodenteile: Brandsohle, Grelenk, 
Absatz, Vorder- und Hinterkappen, sowie die Sohlen ausgestanzt und 
vorbereitet worden. 

Die Brandsohle wird meist als sogenannte Grembrandsohle 
vorgerichtet: Ein dünnes, aber festes Stück Leder wird genau ent- 
sprechend der Unterfläche des Leistens ausgestanzt und ringsum vom 
Rande her etwa 7 mm tief ^gespalten, eine der so entstehenden 
Lippen wird mit einer Maschine senkrecht zur Sohle emporgestellt 

4* 
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und diese Seite derselben zur Verstärkung mit Drdl aberldebt (Kleb- 
stoff ist der Benzinzement), der durch eine Maschine fest ange- 
preBt wird. 

Die Absätze werden aus einzelnen ausgestanzten Absatzflecken 
zusanuneng^»aßt, die zunächst aufeinandeigeldebt und dann mit 
Nägeln fest verbunden weiden. 

Die aus starkem Leder hergestellten Kappen werden an den 
Kanten zugesdiärft und die Sohlen endlich werden etwas größer 
als nötig ausgestanzt 

Alle diese Tdle: Brandsdüen, Sohlen, Absätze und Kappen 
werden nun nach dem Kommissionszettel mit den dazugehörigen 
Schäften zusammengestellt und wandern in die BodenbauereL 

Hier wird zunächst die Brandsohle, die hochgestellte Lippe 
nach außen, mit 4 — 6 Zwecken auf den Leisten geheftet und der 
Schaft über denselben gezogen. Die Überholmaschine q>annt das 
Oberleder gleichmäßig über den Leisten und heftet es gleichzeitig 
an 4 Stellen mit Stiften an der glattgebliebenen Dppe der Brand- 
sohle fest und dann tritt die Zwickmaschine in Tätigkeit: Eine Zange 
faßt das Oberleder, spannt es über den Leisten und ein kleiner, von 
der Maschine angeschlagener Stift hält es in seiner Stellung fest 

So geht das schnell ringsum weiter und in 2'/t~3 Minuten ist 
ein Paar Schuhe sauber und gleichmäßig aufgezwickt. Es werden 
nun die überstehenden Teile abgeschnitten und der Stiefel bleibt vor 
der weiteren Verarbeitung am besten ein paar Tage auf den Leisten 
stehen, damit das Leder genau die Form des Leistens annimmt und 
trocknet. Es folgt dann das Annähen des »Rahmens«, eines i bis 
1*/, cm breiten Lederstreifens, der am Absatz beginnend rings um 
den vorderen Teil des Schuhes bis wieder zum Absatz läuft. Diese 
Arbeit geschieht auf der Einstechmaschine, welche den Rahmen 
selbsttätig zuführt, c^leichmäßig spannt und ihn mit gq;»ichtem Faden 
und krummer Nadel an Brandsohllippe und Oberleder annäht. Vor- 
her sind die Zwickstifte bis auf wenige entfernt worden. Der Rahmen 
wird nun durch Beschneiden egalisiert und wagerecht ausgehämmert, 
sodaß er parallel zu der später aufzulegenden Laufaohle steht. Dicht 
hinter dem Absatz wird das Gelenkstück eingesetzt und am Vorder- 
schuh d^ Raum innerhalb der hochgestellten Brandsohllipp>e durch 
Einlage von Teerfilz oder gummierter Korkmasse »ausgeballt«. Auf 
diese nun völlig gleichmäßige Fläche werden die vorher abgeglasten 
und mit Klebstoff bestridbenen Sohlen aufgelegt und maschinell fest 
ang^MTeßt Dann werden mit einer besonderen Maschine die Sohlen 
genau nach der Leistenform beschnitten und ringsum mit einem Riß 
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versehen, zur Aufnahme der Doppelnaht, durch welche nun Sohle 
und Rahmen mit Hilfe der Doppelmaschine dauerhaft verbunden 
werden. Der Riß wird wieder zugedrückt, nachdem er vorher mit 
Zement bestrichen war und dann wird die Sohle auf der Sohlen- 
glättmaschine völlig egalisiert Es folgt das Schnittfräsen und Ver- 
zieren des Sohlenrandes mit kleinen Zähnchen (Stichst uppen) und 
jetzt erst wird der Leisten aus dem Schuh entfernt, während bei 
der billigeren Metfiode des »Durchnähens« der Leisten sofort nach 
dem Zwicken herausgenommen werden muß, wodurdi der Schuh 
sdion während der Bearbeitung leicht seine Form verliert 

Es wird nun der Schuh auf sitzengebliebene Zwickstifte kon- 
trolliert und der schon vorher fertiggestellte Absatz mit einer Maschine 
durch einen einzigen Druck aufgenagelt Damit ist der Stiefel im 
Rohen fertig. Nun folgen aber noch etwa 17 Teilarbeiten, durch 
die dem Schuh die Hocheleganz der guten Fabrikware gegeben 
wird: Nachdem wieder besondere Leisten (Ausputzleisten) in den 
Schuh eingesetzt sind, folgt das Absatzfräsen und -Ausglasen, das 
Schnittschwärzen und -Polieren, das Sdileifen der Absatzfront, das 
Glasen der Oberflecke und Sohlen, das Schwärzen der Sohlen, sowie 
das Polieren derselben, Wacfaaafareiben, fertig Ausputzen, Einlegen 
der Feraenatflcke, Abputzen und Bügeln des Stiefels, das Einziehen 
der Sdmtkiliänder, sowie die letzte Appretur. 

Endlidi werden die fertigen Stiefel paarweise in Kartons ver- 
packt und diese auf Grund der v<»faer erfolgten Kontrolle der Gr&ßen 
und Weiten, mit den entsprechenden Stempeln versdien. 

b) Umfäng einer modernen Sdiuhlobrik. 

Es Ist auflenirdendidi schwer die Frage nadi dem gflnstigsten 
Umfang einer Schuhfabrik zu beantworten, zumal da die Antwort 
auf diese Frage ganz verschieden ausfallea muß je nach den Artikeln, 
welche vorwiegend angefertigt werden. 

Im allgemeinen gilt in der Sdiuhindustrie ebensowie in den 
meisten anderen Gewerben der Grundsatz »je größer, umso besser«. 

Es ist ja auch etnleuchtend, daß in größeren Fabriken sidi die 
Masdünen leichter so kombinieren lassen, daß jede dnzelne vollständig 
ausgenutzt wird, auch ist es selbstverständlich vorteilhafter, wenn die 
zur Fabrikation gegebenen einzelnen Kommissionen möglichst große 
and, so daß nicht der Arbeiter schon nach Anfertigung weniger 
Stocke die Schablonen, Stanzen usw. auswechseln und die Einstellung 
der Maschinen ändern muß; ebenso muß sich der Einkauf größerer 
Rohsto^engen billiger gestalten als von kleinen. 
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Demgegenüber dOrf en wir uns aber nicht verbdilen, da0 mit der 
Grrdfie des Betriebes die Beaufsichtigung des Fabrikationsganges immer 
sdiwieriger wird, und das gleiche gilt von dem Absatz der Produkte. 

Weiter müssen wir bedenken, da0 nicht jede Froduktionssteigerung 
sofort eine bessere Ausnutzung der Fafarikationsmaschinen zur Folge 
hat, vielmehr stellt sich die höchste Rentabilität eines Betriebes nur 
stufenweise hei ganz bestimmten Ftoduktionsgrüßen dn. 

Ein Beispiel mag uns dies erläutern: 

Eine Einstechmaschine für Rahmenarbeit leistet bd lo stündiger 
Arbdt pro Tag etwa 200 Psar; wächst jetzt der Bedarf auf 250 bis 
300 Paar, so mu£ eine zweite Maschine aufgestellt werden* Da diese 
aber wieder 200 Paar leisten kann, mu£ sie einen halben bezw. drei- 
viertel Tag leer stehen. Die Rentabilitftt dieses Produktionsfaktors 
war also bei 200 Paar günstiger als bei 300 Paar und erreicht erst 
wieder ihren Höhepunkt bei einem I^oduktionsumfang von 400 Paar 
pro Tag. Mit der Anschaffung dieser neuen Maschinen müssen auch 
die anderen Produktionsfaktoren vermehrt werden und da auch die 
anderen hauptsachlichsten Fabrikationsmaschinen wie die amerikanische 
Zwickmaschine (250 Paar) und die Doppdmaschine (180 Pto) an- 
nähernd der Leistung der Einstechmaschine entsprechen, so stdlt sich 
z. K in der Rahmenschuhfabrikation die günstige Rentabilität an- 
nähernd immer bei einer Froduktionssteigerung um 200 Paar ein. 
Diese Stufen verwischen sich natürlich immer mehr je groAer die 
Betriebe werden. 

Die GröEe des für die Schuhfabrikation erforderlichen 
Kapitals wollen wir uns an dem Bebpiel etaear Fabrik vor Augen 
fahren, die täglich 600 — 800 Fäar Schuhe, zur Hälfte randgenäht, 



zur anderen Hälfte durchgenäht herstellt: 

Gebäude 100000 Mk. 

Grund und Boden 50000 

Dampfmaschine (50 PS.) 21000 „ 

Eleictrische Anlagen 20000 „ 

Fabrikationsmascfainen und sonstige Einrichtungen 80000 „ 

Leisten 2 5 000 ,, 

Stehendes Kapital 296000 Mk. 
Nehmen wh: nun an, daB das umlaufende (Betriebs-) Kapital 
etwa zweimal im Jahre umgesetzt wird, so erhalten wir: 

Rohstoffe für Jahr 550000 Mk. 

Ari)eitslöhne für Jahr 100000 „ 

Sonstige Unkosten für Ja hr qoooo „ 

Umlaufendes Kapital 540000 Mk. 
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Wir werden also sagen können, daß neben eineni stdienden 
Kapital von rund 500000 Mk. ein umlaufendes Kapital von 500000 
Mk. nötig ist, daß also fOr diese Fabrik, welche 180 — 200 Arbeiter 
beacfafiftigen würde, etwa 800000 Mk. Gesamtkapital erforderlich wäre. 

Daß sich das Kapital nicht öfter umsetzt, obwohl der Fabri- 
kationsprozeß eines Schuhes durchschnittlicfa nur 3 — 4 Wochen dauert, 
erklärt sich aus dem Umstände, daß die Hauptbestellungen im Laufe 
des Jahres fOr lieferung vor Ostern oder Pfingsten geschehen. Die 
Ware wird in der Zwischenzeit angefertigt und liegt auf dem Lager, 
da sie vor dem Lieferungstennin nidit abgenommen wird, oder dodi 
wenigstens die Zahlungsverpflichtung des SchuhhAndlers erst mit dem 
Lieferungstennin beginnt 

c) BesdiAftiguiig der Arbeiter nadi Gesdiledit und Alter. 

HinsichtUch der Beschäftigung der verschiedenen Arbeiterkate- 
gorien in den Schuhfabriken stellen wir fest, daß die Zahl der weib- 
liche zwischen 21 % und 39*/« der Gresamtarbeiterzahl schwankt; und 
zwar ist zu bemeriten, daß in den Städten mit größeren Schuh- 
fabriken, die eine weitergehende Arbeitsteilung haben, die 
Zahl der weiblichen Arbeiter größer ist als in sedchen mit 
kleineren Betrieben, und solchen, in denen viel Hausindustrie 
zu finden ist; eine Auffassung, für welche die nachstehenden Zahlen 
in Verbindung mit der Tabelle auf Seite 25 einiges Beweismaterial 
bieten 



Ort 


Zahl der 
Schuh- 
fabriken 


Zahl der in den Schuh- 
fabriken beschäftigten Arbeiter 


Haus- 
industriell 
Be- 


Zihlderweib- 
liehen Ar» 
heiter in •/^d. 

Beadilftiglen 


iwUnnti 


wethL 


wtMiiiipen 


tdilftigti-'j 


•^nV^BB^VBB • • • • 


196 


6350 


«570 


89*0 


459« 


«9% 


irmMk . . . 


106 


»540 


1060 


3600 


1500 




Erfurt 


15 


2549 


1572 


4121 


95 


38«/« 


Burg bei Magdeburg 


1 1 


1 200 


1000 ? 


2200 


200 


46?% 


Frankfurt a. M. . . 


1 1 


665 


399 


1064 


1 20 


37«o 


^tl^ArtiB^t * * * * 


6 


401 


184 


585 


52 


3>% 


Uriiibifni • • . 


«4 


■ SOG 


400 


1900 


«50 


"•/e 


Nentudt L SdL 


8 


335 


»»5 


450 


980 




Offcnbadl .... 


II 


950 


()2n 


1570 




39*/o 




2 


190 


60 


250 


'45 




Balingen .... 


4 


191 


60 


251 


? 


24 0 




18 


769 


364 


»133 


100 


32 io 



>) Die ZaUen fdten fOr 1908. 

*) MBiuilidie und w d bWdiB Hrarindaitiidle wfwnmfn 
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Hinsichtlich des Prozentsatzes der jugendlichen Arbeiter (14 bis 
16 Jahre) stehen uns leider nur die folgenden Zahlen für Erfurt zur 
Verfügung: 





absohlt 


in % der GeMmtnhl 


1 Aber 16 Jahre . 
Arbeiter / 

1 von 14— 16 Jahre 


1 minnl. 

\ weibl. 
t niännl. 
\ weibl. 


2270 

1373 
279 
«99 


55.1 °/ol 

33.4", 
6.7 %1 
4.8» 0» 


88.5% 
".5% 



Für Erfurt ergibt si( h ilso die Zahl der jug^endlichen Arbeiter 
zu M,5''/o der Gesamtarbeiterzahl. Lassen wir hier nun einen Ana- 
lo^ii'st hhiß von der Beschäfti^unj^ der weiblichtm Arbeiter auf die 
jugendlichen Arbeiter zu und nehmen an. dal^ in Städten mit kleineren 
Betrieben und geringerer Arbeitsteilung dic^ Beschäftigung von jugend- 
lich(m Arbeitern in P'abriken geringer ist, so könn(^n wir schließen, 
dai^ im allg< meinen die jugendlichen Arbeiter (Mnen noch ge- 
ringeren Prozentsatz als 11,5% der in der Schuhgroßindustrie Be- 
schäftigten ausmachen werden. 

Die Gewerbeordnung von 1869 gestattete noch die Beschäftigung 
von Kindern über 12 Jahren in Fabriken (s^ 128) für die DauiT von 
6 Stunden täglich. Infolgedessen wurden in den mechanischen Schuh- 
fabriken Kinder, werui auch in sehr bi^schränktem Umfange zum 
Einsetzen von Oesen und Agraffen verwendet. 

Seit 18S1 aber ist die Beschäftigung von Kindern unter 13 Jaliren 
nach § 135 der (iewerbeordnung \erboten und nur für solche über 
13 Jahre gestattet, die nicht m<'hr zum Besuche der Volksschule ver- 
pflichtet sind. Daher ist in Preußen infolg«^ des Schulzwanges bis 
zum 14. Jahre die Beschäftigung von Kindern (unter 14 Jaliren) in 
Fabriken überhaupt unmöglich und in den Bundesstaaten, in denen 
der Schulzwang nur bis zum 1 3. Jahre dauert, kann die Beschäftigung 
von Kindern in den Fabriken unmöglich einen btxieutenden Umfang 
haben, da für diese Kinder die Arbeitszeit auf 6 Stunden bi^schr.mkt 
ist (§ 135. Abs. 2 G.O.), ein Umstand, der notwendiger Weise di(^ F.in- 
fügung dies(T Arbeiterkategorie in den Gesanitorganismus der Fabrik 
sehr erschwert. 

b) Der Gcldverkchr. 

Für den (xeldverkehr, den ich nach den Angaben einiger Erfurter 
Herren schildere, gelten in fast ganz Deutschland gleichmäßig die 
folgen de n U .san cen : 

Die Kunden, Schiüiwarenhändler und Schuhgrossisten, zahlen 
entweder binnen 30 Tagen nach Empfang der Ware unter Abzug 
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von 2*/o Sconto oder nac^ 3 — 4 Monaten ohne Abzug, oder endlich 
gegen Wechsel-Akzepte, die in 6 — 8 Monaten fftUig werden. 

Bei dem Fabrikanten gilt hinsichtlich der Bezahlung der Roh- 
stoffe fihnlidies: Binnen 30 Tagen findet ebenfalls ein Abzug von 
2% statt, sonst erfolgt die Begleichung in 3 Monaten netto. 

Wir dürfen bei diesen Angaben aber nicht vergessen, daß sie 
nur allgemein gelten und daß häufig der Konkurrenzkampf dazu 
zwingt, dem Einzelnen günstigere Zahlungsbedingungen zu malten. 

Was die Form der Zahlung betrifft, so geschi^t diese leider 
seitens der Kunden noch überwiegend durch Postanweisung oder 
Wertbrief, während doch gerade fOr die Schuhgeschäfte, bei denen 
sich zur Saison (Ostern und Pfingsten) große Summen anhäufen, das 
Arbeiten mit einer Bank, und in Verbindung damit der Zahlungs- 
verkehr durch Überweisung außerordentlich vorteilhaft wäre. 

Die Eigenart des Saisongeschäftes in der Schuhindustrie ver- 
anlaßt auch die Schuhfabriken mit Banken zu arbeiten. Dio großen 
nach der Hauptsaison einlaufenden Summen werden an die Banken 
abgeführt, welche ihrerseits in den übrigen Jahreszeiten den Fabriken 
die erfcurderlichen Summen für die Bezahlung der L<dine und der 
sonstigen Betriebsunkosten zur Verfügung stellen und auch die 
Zahlungen für die Rohstoffe durch Überweisung (Reichsbank-Giro) 
oder Scheckverkehr übernehmen. 

e) Die Produktionskosten und die Produktionszeit in der Fabrik und 

dem Handwerk. 

Francke') hat uns in seiner Arbeit an 6 i.ohrbcispielcn die Pro- 
duktionskosten eines allein arbeitenden Meistens ohne Nähmaschine, 
ferner eines solchen mit Nähmaschine, dann eint\s Meisters mit 2 und 
5 Gehilfen und endlich die einer Schuhfabrik mit 20 und 100 Ar- 
beitern vorgeführt. Wir schon dort überall die Überlegenheit des 
größeren über den kleineren Betrieb und erkennen, wie infolge Ver- 
wendung von Maschinen, billigeren Rohstoffeinkaufs und Arbeits- 
teilung, die Produktionskosten sinken, während das Einkommen des 
Unternehmers, sowie des Arbeiters bei sinkender Arbeitszeit steigt. 
Francke kommt infolgedessen zu dem .Schluß, daß die Betriebsfomi 
Fabrik im vSchuhgewerbe nicht nur einen technischen, sondern auch 
einen sozialen Fortschritt btxieute. Wir können uns diesem Urteil 
völlig anschließen, müssen aber darauf hinweisen, daß die Schuh-; 
großindustrie nicht in dem erheblichen Maße einem gutgeleiteten 
größeren Handwerksbetriebe überlegen ist» wie es Francke schüderL 

*) Fiaacke S. 132. 
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Die Seite 136 der Franckeschen Arbeit gegebene Übersicht 
über die Wochenauflgaben einer Fabrik mit 100 Arbeitern und einer 
Wodienproduktion von 2500 Paar') lautot: 

»Zinsen und Amortisation des Baukapitals 

(80000 Mk. zu 10%) 160 Mk. 

Zinsen und Amortisation des Maschinen- 
kontos (60000 Mk. zu i.s**/©) .... 180 „ 
Betriebskraft, Heizung, Beleuchtung . . 100 „ 

Arbeitslöhne 2200 „ 

Rohstoffe 9375 „ 

Summe der Wochenausgaben 12015 Mk. 
Selbst bei einem Preise des Fabrikates von nur 5 Mk. pro Paar 
(2500 X 5 Mk. s 12500 Mk.) hat er einen Übersdiull von 485 Mk. 
über die Betriebskosten.« 

Die vorstehende Kostenberechnimg hat zunächst einen Fehler 
darin, daß sie die recht erheblichen sonstigen Betriebsunkosten nicht 
berücksiditigt Diese worden in dem vorliegenden Falle pro Jahr 
berechnet betragen: 

GehAlter fttr kaufmännische Angestellte .... 10000 Mk. 

Reisespesen und Agentenprovision 18000 „ 

Leisten- und Stanzmesser-Amortisation (10000 Mk. 

zu 25%) 4000 „ 

Kranken-, Unfall-, Invaliden- und Altersversidierung, 
Brief- und Paketporto, Frachten, Zeitungen, Ge- 
schenke, Reparaturen, Ersatzteile, Verpackungen 

usw. 15000 

Annoncen imd sonstige Reklame 3000 „ 

Verluste , 5000 „ 

Summa 55000 Mk. 

Das macht pro Woche 1058 Mk. Es wOrde also jetzt einer 
Ausgabe von 13073 Mk. eine Einnahme von 12500 Mk. gegenüber- 
stehen, was ein Defizit von 573 Mk. pro Wodie bedeutet Um 
485 Mk. zu verdienen, müßte der Fabrikant das F^ Stiefel mit 
mindestens 5,40 Mk. vericaufen. 

Der zweite Fdiler der Franckeschen Gegenüberstellungen be- 
ruht darin, daß die Kosten des fOr die Fabrik uneriäfilicfaen Zwischen- 
handels außer Acht gelassen weiden. Wollen wir daher diesen Fabrik- 
preis z. B. mit dem Preise von 6,50 Mk. des Bei^ieU IV S. 134 
der Franckeschen Arbeit (Handwerksbetrieb mit 5 Gesellen) ver- 
gleichen, so müssen wir feststdlen, wie sich der Einzelverkaufepreis 
Goiagdte Stiefd. 
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der Ware gestaltet, wenn sie an einen Konsumenten abgesetzt werden 
soU, der sonst seinen Bedarf bei jenem Handwerksmeister mit 5 Gre- 
sdlen decken würde. 

Da wOdientUdi nicht 2500 Käufer in die Fabrik kommen können, 
um dort ihre Sdiuhe einzehi zu kaufen, mu0 der Fabrikant seine 
Erzeugnisse auf eane Anzahl Sdiuhgeschäfte vertuen, die, um be- 
stehen zu können, ihrerseits auf den Fabrikpreis einen Aufsdilag von 
mindestens 20% (siehe Kapitel Schuhwarenmagazinc) ndunen müssen. 
Das ergibt in unserem Falle 1,08 Mk. Somit steht nunmehr dem 
Preise des Handwerksproduktes von 6,50 Mk. ein Preis der Fabrik- 
ware von 648 Mk. gegenüber. 

Wir erkennen hier also, daß die Fabrik, zumal heute, wo der 
Export so wesentlich eingeschränkt und der Hauptabsatzmark das 
Inland ist, um 20 bis 25^/^ (Veidienst des Zwischenhändlers) billiger 
produzieren muB, als der direkt an den Konsumenten absetzende 
Handwerker, um überhaupt Absatz zu finden. 

Zur Erhärtung unserer Feststellung mögen noch folgende aus 
der Praxis gc nommene Zahlen der neuesten Zeit dienen. 

Wir wollen zwei Kalkulationen des Verkaufspreises eines eleganten 
randgenahten Herrenboxcallschnürstiefels einander gegenüberstellen. 

Die eine Kalkulation stammt von einem vidbesd^äftigten Erfurter 
Schuhmacfaermeister, der 8 GreseUen und 3 Lehrlinge beschäftigt; an 
Maschinen werden nur 2 Nahmaschinen für die Schaftstepperei, von 
2 Gesellen bedient, benutzt; die ganze Bodenarbeit, sowie die sonstigen 
Arbeiten am Schaft geschdien von Hand Die andere Kalkulation stammt 
aus einer mit den modernsten Eiiuichtungen ausgestatteten Sdrah&dirik : 





Fahfflc 


Haadwcrir 


Oberleder, Futter, Strippen, öten, 
Haken, Ränder, Foumituren . . 

Lohn fiir Schaflarbeil 

BodcDfedcf . 

Lohn für BoJiBMilicU ..... 


4,20 Mk. 

0,47 » 
3>20 „ 

o,a5 „ 


6,50 Afk. 
0,60 „ 

3.50 
3.50 » 


Betriebsunkosten und Vodleiiit . . 
Aufidilag des Grossisten .... 

„ „ Schuhhändlers . 


8,83 Mk. 

tas Mk*) 

1,00 „ 

4.25 


14,10 Mk. 
3,10 Mk.^ 


Preis des Schuhes heim Absatz an 


16,50 Mk. 


16,50 Mk. 



^) 25^/q des Herstellimgs wertes. 
^ 15% desgleidben. 
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V/ir adien auch hier, wie die Kosten des Zwischenhandels den 
Vorteil der mechanischen Fabrikation wieder wett machen. 

Allerdingfs mOssen wir zugeben, daß die Verhaltnisse nicht Uber- 
all so günstig liegen, wie bei dem Erfurter Meister. 

Die nachstehende Tabelle zeigt uns die große Verschiedenheit 
der Akkordsätze für Bodenarbeit im Handwerk') in 20 verschiedenen 
Städten und wir erkennen, daß 3,50 Mk. ein sehr niedriger Satz ist 
und daß fOr feine Arbeit, die mit der Fabrikware konkurrieren kann, 
5 bis 7 Mk. gezahlt werden muß, Satze, die, wie wir sdien, noch 
eine wesentliche Steigerung erfahren, wenn farbiges oder Lackleder 
verarbeitet wird. 



Akkordsätze für Bodenarbeit (Herrenarbeit) im Handwerk nach 

I.ohnsätzpn in 20 Städten. 







Randgenä 


h t 




Gena 


gelt. 










fflr 




einCadie 


HttMB* 


Ort 


einfache HeRenbOden, 


fvir Lack- 


bOd 


len. 


Lohnklassc 


farbige 


u. wciUe 


I.,ohnklasse 










Stiefel 


Stiefel 








I 


n 


in 


mdir 


mehr 


I 


n 


Mflndien 


5.75 


4,40 


3.75 










Gemünd 




4,00 




0,40 


0,50 




3.30 


KODttMIX 




4.50 


4.»o 


0.S0 


0,50 


3.50 


3.00 


Mflnsier .... 


f. ,00 


5iOO 


4iOO 




0,50 


4.35 


3.50 


Nflmbeig 




5.50 


4.50 


0,50 


0,50 


5,00 


3.75 


Freiburjg i. B. ... 




4,80 


4,40 


0,60 


0,80 




3.80 


Dresden 


6,00 


5.25 


4.50 


0,50 


0,50 


4.50 


3.75 


Düsseldorf .... 




5.50 


4.50 


0,50 


1,00 


4.75 


3>75 


HMnbuig ..... 


6,25 


5,60 


4.80 


0.75 


1,00 


3.30 


2.65 


Ulm 


4,00 


3.70 


3.50 


0,50 


0,50 






Rddienhall .... 




5,00 


4,20 


0,30 


0,80 




3.80 


lUvensbrng .... 






3.50 


0.40 


0,40 




2,60 


Kartmilie 




5,20 


4./0 


0,50 


1,00 






Osnabrück 




4.50 


3.80 


0,40 


0,7 s 




3.00 


KAla 


Der Tarif endiUt nur 


Angaben 


Ober Re 




Mannheim 




5.30 


4,80 


0,50 


0,50 


4,80 


4.30 


Groß-Stuttgart . . . 




5.60 


4.90 


0,50 


1,00 






Mühlheim a. Rh. . . 




5.00 




0,50 


1,00 




3.50 


Dutsbiug 




5.50 


4.50 


1,00 


1,50 


4.50 


3.50 


WuftSAat n. M* . 


7,00 


5.80 


4.75 


0,50 


1,00 




4,20 



Femer ist zu berücksichtigen, daß, wie wir bereits ausführten ^, 
die Kosten des Zwisclienhandels häufig zu dessen eigenem 



1) Zmuimia^gestdlt nach LohnUurifen. 
*) Seile 44. 



uiyiu^Lü by Google 



— 6i — 



Schaden wesentlich niedriger berechnet werden. Ebenso sehr müssen 
wir aber auch in Betracht ziehen, da£ fOr gutsitzende elegante Hand- 
arbeit gern bedeutend höhere Preise gezahlt werden, als für Fabrik- 
arbeit von derselben Qualitftt 

Ein leistungsfähiger Handwerksbetrieb ist also heute hinsicht- 
lich besserer Ware noch völlig konkurrenzfähig, wahrend er fOr 
billigere Artikel, besonders durchgenähte Herren- und Damenstiefeln, 
sowie Kinderschuhe, völlig ausscheidet 

FOr die Vergleichung der Arbeitszeit, wdche auf die An- 
fertigung eines FSaar Schuhe verwendet wird, wählen wir dassdbe 
Bd^el und dieselben Betriebe wie bei der Vergleichung der Pm- 
duktionsprdse: 





Fabrik 


Handweric 


SdMftaibdt ] 


Zeit 


51 Min. 


2 St.») 


i Zahl der Teilarbeiten 


21 


2 


BodeiMibdt \ 


f Zdt 


I St. 27 Min. 


tt St 




l ZaU der TeÜMbeitea 


5« 


1 


Mi«mnuuai \ 2alil der Teilaibeiten 


2 St 18 Min. 
79 


15 St 
3 



In der Fabrik kann also bei gleicher Arbeitszeit mit derselben 
Arbeiterzahl das 5 fache von dem handwerksmäßig hergestellten ge- 
leistet werden. Noch schärfer tritt uns die 2^iterspamis in der mecha- 
nischen Fabrikation entgegen, wenn wir die Zeit für einz^e d^ 
wichtigsten Teilarbeiten miteinander vergleichen. 





Fabrik 


Handwerk 


Hbtei^ and VoiderlappeneiwMebeB, ObedwIeB und Auf- 








IS lOa. 


40 Min. 


Abschnt'iden der überstehenden Teile, Rahmeneinstechen, 






AbscbneidLii und Ausbämmem des Rahmens .... 


9 » 


80 n 


Sohlenschneidcn, Gelenkausstofien, RiManfmachrn, Doppeln 








6 


80 ., 



^ Die Sdiaftateppeiei gadiidit dmdi Nlhm a wWn ai mit Folbetricb. 



Dritter Teil 



Die in der Schuhindustrie Beschäftigten. 
I. Die Aibeitsbedingungen. 

Es würde zu weit führen, wenn wir das Thema der Arbeits- 
bedingungen erschöpfend behandeln wollten, außerdem unterscheiden 
sich die Arbeitsbedingungen des modernen S( huharbeiters nur wenig 
von denen eines beliebigen anderen Fabrikarbeiters, denn auf diese 
Verhältnisse hat ja vor alk^m die Gewerbegesetzg(43ung egalisierend 
eingewirkt. Wir wollen uns daher damit begnügen, diejenigen Punkte 
des vorstehenden Themas zu beleuchten, die für die Schuhindustrie 
besonders Charakteristisches bieten. 

Kapitel lo. 

a) Beginn und Ende des ArbeitsveriiaUaisses. 

Im zflnftigen Handwerk geschah die Arbeitsvermittelung 
durch den Herbergsvater oder einen besonders dazu bestimm- 
ten Meister, meistens den jüngsten, bei dem sidi alle zuwandern- 
den Gresellen zwecks Unterbringung zu melden hatten. Die Um- 
schau, d. h. das selbständige Arbeitsuchen direkt hei den Meistern 
war zwar sehr üblich, wurde aber von den Mastern nicht sdur ge- 
schätzt, da es leicht zur Bettelei führte und wurde in manchen 
Städten ausdrücklich verboten (vergliche Gesellenstatut von Arn- 
stadt 1628, Ziff. 29). 

Die erste Form der Arbeitsvermittelung hat sich im Hand- 
werk noch heute, wenn saxch in veränderter Form in den Arbeits- 
nachweisen der Innungen erhalten, die von den Scfauhhandwerkem 
regelmäßig benutzt werden. 

Für die Schuhgroßindustrie kommt vor allem die Umschau 
seitens der Arbeitsuchenden und Inserate seitens der Fabriken in 
Betracht, für die in Zeiten der Hochkonjunktur ganz bedeutende 
Summen ausgegeben werden. 
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Arbeitsnachweise der Arbeitgeber oder paritätische Arbeitsver- 
mittelungen bestehen unseres Wissens für die mechanische Schuh- 
fabrikation nur in geringem Umfange und von den zahlreidieii, mit 
fast jeder Zahlstelle verbundenen Axbeitsnachweisen der Geweric- 
scbaften machen die Fabrikanten, wie die Tab^len zur Arbeitamaikt- 
statistik (Reidisarbdtablatt} zeigen, nur wenig Gebrauch. 

FOr die Auflösung des Arbeitsverhältnisses galt im zünf- 
tigen Schuhhandwerk noch bis zur Mitte des 19. Jahihunderts eine 
i4tägige Frobezdt, nach welcher der Vertrag durch einseitigen 
Racktritt getost werden konnte. Im Obrigen konnte der Master 
zu jeder Zeit, der Geselle nur zu Johannis und Weihnaditen, den 
Zeiten des schlechtesten Geschäftsbetriebes , das Arbeitsverhältnis 
lösen. 

Diese ungerechte Bevorzugung der Arbeitgeber kennt unsere 
moderne Gewerbeordnung nicht Oberster Grrundsatz ist, Gldchheit 
der Kündigungsfristen für Arbeitgeber und Arbeitnduner. Es kann 
jede beliebige Kündigungsfrist, ebenso aber auch vereinbart werden, 
da£ beidersdtig das Arbeitsverhältnis ohne voriierige Kündigung 
gelöst werden kann. Ist nichts vereinbart worden, so gilt die i4tägige 
Kündigungsfrist (§ 122, G.-O.). Außerdem kann das Arbeitsverhält- 
nis aus den in §§ 123, 124 und 124a, G.-0. gegebenen Gründen 
einseitig gelöst werden. In der Schuhgroßindustrie ist die 1 4 tägige 
Kündigungsfrist am mdsten verbreitet, besonders hinsichtlich der 
qualifizierten Arbeiter, da hier der unerwartete Ausfeül einiger widi- 
tiger Arbeiter leicht zu Betriebsstörungen Anlaß geben kann; dodi 
sind auch hier Betriebe vorhanden, die diese Gefahr in Kauf nehmen 
für den Vorteil, mißliebige Arbdter sofort entlassen zu können. 

Der Kontraktbruch wurde im Mittelalter noch mit Strafe 
bel^^), heute besteht nur noch eine zivilrechtliche Schadensersatz- 
pflicht des Kontraktbrüchigen. Von dem Recht der Lohnehibehal- 
tung zur Sicherung des Ersatzes eines aus der widerrechtlichen Auf- 
lösung des Arbeitsveihaltnisses erwachsenden Schadens oder einer 
für diesen FaU ausbedtmgenen »Strafec (§ 119a, G.-0. und 134, 
Abs, 2) machen die Schuhfabriken wenig Gebrauch, da wegen § 394, 
B. G. B. in Verbindung mit § i des Lohnbeschlagnahme-Gesetzes in 
den seltensten Fallen die Schadenersatzforderung gegen die Forde- 
rung des Arbeiters auf Auszahlung der einbehaltenen Lohnbeträge 
aufgerechnet werden darf. In einigen Betrieben umgeht man diese 
gesetzlichen Bestimmungen dadurch, daß man dem Arbeiter nach 

^) s. B. 1387 in Stnüttnug mit 5 Sdiillingea, 1679 desgl. Verfg. des KurfOnteu Job. 
Gcoüjg II. Ton Ssdiicii. 
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Ablauf eines Jahres ein Geschenk von 50 — 100 Maik macht» dessen 
er bei Kontraktbruch oder Lösung des Arbeitsverhältnisses gegen 
den Willen des Arbeitgebers verlustig geht, eine Methode, der wir 
im allgem^en nicht beipflichten können» da durch dieselbe der 
Arbeiter in ungerechtfertigter Weise gebunden wird. 

Über die Verwendung der nach § 134, Abs. 2, G.-0. verwirkten 
Lohnbeträge, ebenso über die Kündigfungsfristen muB die Arbeits- 
ordnung, die seit dem i. Januar 1891 für die Fabriken mit 20 oder 
mdur Arbeitem obligatorisch ist, Auskunft geben. Neben den anderen 
gesetzlich vorgeschriebenen Angaben {§ 134b, Abs. i, Zitf. i — 5) 
enthalten die Arbeitsordnungen der Schuhfabriken sonst wenig Spezi- 
fisdies, tmd so können wir diesen Punkt übergehen und wollen nur 
hinzufügen, daß im Schuhhandwerk meist auf Betreiben der Ge 
werkschaften ebenfalls die Arbdtsbedingungen, wenn audi nicht auf 
der Basis eines Gesetzes, in sogenannten Werkstattordnungen für 
eine Anzahl Städte fes^el^ worden sind. 

Kapitel II, 

b) Dos Einkommen des Sdiuharbeiteis. 

Der wichtigste Punkt der Arbeitsbedingungen ist die Fest- 
setzung der Lohnhöhe. Sie findet in der Großindustrie nur selten 
ihren Niederschlag in den Arbeitsordnungen, und wird meist münd- 
lich vereinbart Nur über Art und Zeit der Abrechnung und Lohn- 
zahlung müssen sich in den Arbatsordnungen Angaben finden. 

Die firüher im Handwerk sdur üblidie Lohnzahlung am Sonn- 
tag, durch die der Geselle gezwungen wurde, auch an diesem Tage 
zur Arbeit zu erscheinen, ist verboten (§ 134b Abs. i, Ziff. 2); in 
weitaus den meisten Fällen wird der Sonnabend zur Lohnauszahlung 
benutzt, daneben fOhrt sich aber in .neuerer Zeit auch der Freitag 
als Lohnzahlungstag ein, da so den Haush'auen der Arbeiter ^ne 
längere Zeit als nur die Abendstunden des Sonnabends für den Ein- 
kauf ihrer Sonntags- und hauptsächlichsten Wochenbedürfnisse zur 
Verfügung steht Der Versuch, am Montag den Lohn auszuzahlen, 
wie er von Fabriken im Rheinlande gemacht wurde, um dem über- 
mäßigen Grenusse geistiger Getränke am Sonntag und der daraus 
folgenden Arbeitsunlust am Montage vorzubeugen, stieß auf starken 
Widerstand der Arbeiter imd wurde bald wieder fallen gelassen. 

Als Lohnzahlungsperiode kommt stets der Zeitraum einer 
Woche in Betracht 

Wir wollen dann noch auf den § 115 der Gewerbeordnung^ hin- 
weisen, der das gerade in den mit Hausindustriellen arbeitenden 
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Verlegerbetrieben einst viel angewendete Trucksystem^) verbietet 
und die Auszahlung des vollen Lohnes in Reichswahrung verlangt, 
alles Bestimmtingen, die wesentlich dazu beigetragen haben, den 
Arbeiter vom Unternehmer unabhängiger zu machen und seine wirt- 
schaftliche Lage zu bessern. Am mebten Einfluß auf die Lage des 
Schuhazbdters hat aber nicht die Gesetzgebung, sondern die allge- 
meine Geschäftslage (Konjunktur) und die Bestrebungen der Arbeiter- 
berulsvereine vor allem hinsichtlich der Erhöhung des Arbeiter- 
einkommens in der Schuhindustrie gehabt, auf das wir jetzt näher 
eingehen wollen. 

Wir stützen uns hiertiei außer auf die Angaben von Francke, 
Schone, die Schriften d. V. f. Sozialpolitik und Rumpf besonders auf 
die Untersuchungen der sozialdemokratischen Schuhmachergewerk- 
schaft, wie sie Zinner in seinem Buche veröffentlicht und auf eigene 
Feststellungen in der Erfurter Schuhindustrie. 

FOr die Zeit vor den 6oer Jahren des 19. JahihundertB sind die 
I^ne im Handwerk, der Fabrik und in der Hausindustrie annähernd 
einander gl^ch. 

1830 verdiente in Erfurt ein tüchtiger Schuhmachergeselle, der 
beim Meister wohnte, jedoch Ifittagessen (15 Pfg.) und Abendbrot 
(5 Pfg.) von der Herberge bekam, wöchentiich 4 Mk. bis 4,50 ItCk. 
1850 wohnte der Geselle nicht mehr bei dem Meister und arbeitete 
auch meist außerhalb (Sitzgeselle), im Durchschnitt wurden hier 
6 Mk. wöchentlich verdient »Wer 3 Taler verdient, kann heiratenc» 
so hieß es damals. Seit dieser Zeit hat sich im Schuhhandwerk der 
Lohn langsam aber stelig gehoben. Wir haben nun folgende Durch- 
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*) Dieses »Tmckqpstem« wmde bereits in der Geweibeord mi ng des Norddentsdien 
fimides V. 21. 6. 1869 den f$ 134 — 139 bekämpft. 

AbhaadlunKc^n d. staals«'. Seminars z. Jeu, Bd* VII, Udt 5. 5 
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Jahr 


Ort 


Minimal- 
lohn 


Durchschnilts- 
lohn 


Maximal' 

lohn 


1877 
1888') 
»» 


In 33 Orten Dctttadalandi*) .... 


4 Mk. 


9 — 10 Mk. 

11,50 
10,80 „ 

II 

".50 « 

12.74 .• 
» 2,83 „ 


18 Mk. 


»» 
1891 
1892 

1895 
1897 


In 18 Orten DenticiilHidB') .... 

In 129 Orten mit 17254 Arbeitern*) . 


7 Mk. 
15,50 Mk. 


15 Mk. 



In den Jahren von 1897 bis 1907 sind dann die Löhne weiter 
gestiegen und wie 20 uns vorliegende Tarifverträge aus den Jahren 
1905 bis 1907 zeigen, werden heute wöchentlich folgende Mindest- 
löhnc im Handwerk bei freier Lieferung der Foumituren durch 
den Meister gezahlt: 

in Köln 24 Mk , in Düsseldorf 21 Mk^ desgleichen in Münster, 
in Mühlheim a. Rh. 19,20 Mk., in 9 anderen Städten 1.8 Mk., 
in 1 Stadt 16.50 Mk., in 2:16 Mk., in 2 : 15 Mk., in i : 14 Mk. 
und in 1:12 Mk. Das gibt im Durchschnitt dieser Städte einen 
Mindestlohn von 17,50 Mk. 

Wenn diese Zahlen auch nur einen geringen Einblick in die 
Löhne im Handwerk gewähren, so können wir doch mit Sicherheit 
behaupten, daß heute nicht mehr das gilt, was Francke*) 1893 fest- 
stellt, daß che Schuhmacher in Deutschland zu den am schlechtesten 
bezahlten Arbeitern gehören. 

Die Löhne in der Hausindustrie sind naturgemäß noch nie- 
driger als im Handwerk. 1850 verdienten in Erfurt Arbeiterinnen, 
die Schuhoberteile mit der Hand zusammensteppten 3,50 — 4,50 Mk. 
pro Woche. Weitere Angaben aus dieser 2«it fehlen leider. Für 
1893 hat Francke die Löhne in Pirmasens und Umir<»bung, dem 
Hauptgebiet der Heimarbeit in der Schuhindustrie festg< 'stellt und 
berechnet hier den Durchschnittsverdienst einer 3 — 4köpfigen Familie, 
deren Mitglieder sämtlich mitarbeiten, mit 3 Mk. pro Tag; es gibt 
aber auch Familien, die 4,50 Mk. pro Tag verdienen und deren Ein- 
kommen sich auf 1200 — 1400 Mk. pro Jahr beläuft. Ich nehme an, 
daß in den letzten 10 Jahren diese Löhne nicht wesentlich gestiegen 
sind, da die manuelle Heimiirbeit immer mehr gegen die Konkurrenz 
der Maschine zu kämpfen hatte, eine Annahme, welche durch den 

Siehe hierflber auch Fnndce S. 181 ff. 
^ UntenadnuiKai des »Vertmndes denticher Sdmhmacher.« 
^ Fnudw S. 77. 



starken Rückgang der FIrmasenser Heimarbeit in den letzten Jahren 
bestätigt wird. 

Die neuesten Angaben ttber Lohne in der Schuhheimarbelt ver- 
danken wir der Heimarbeitausstellung in Frankfurt a. Ii. (1908). Die 
dort zuerst angegebenen Löhne waren allerdings von den Fabrikanten 
mitgeteilt worden und infolgedessen vielfach Ausnahmelöhne; durch 
das Eingreifen des tVereins deutscher Schuhmacherc wurden dann 
auf Grund von Erhebungen bei den Heimarbeitem selbst folgende 
Durchschnittstundenlöhne festgestellt: in Frankfurt a. M. 30 — ^35 Pf., 
in Wiesbaden, Mainz und Darmstadt 28 — 33 PI, das wOrde bei 12- 
stündiger Arbeitszeit einen Tagesverdienst von 3,36 Mk. bis 4,20 Mk. 
ergeben, ein verhaltnismAfiig günstiges Resultat, aber wir müssen 
bedenken, daB es sich hier meist um gelernte Arbeiter handelt, deren 
Löhne wir den Löhnen im Handwerk gleichstellen müssen. 

Gegenüber diesen Löhnen des Handwerks sind die Löhne in 
den mechanischen Schuhfabriken sehr hoch und sie erscheinen 
uns noch höher, wenn wir bedenken, daB der Schuhmachergesell eine 
3 jflhrige meist verdienstlose Lehrzeit durchmachen mvA, wahrend der 
Fabrikarbeiter sofort Geld bekommt und das Anlernen an einer Ma- 
schine oft nur Tage, höchstens aber Jahr dauert, so daß man eine 
gro6e Zahl der Schuhfabrikarbeiter als nicht qualifiziert be- 
zeichnen kann. 

Die Höhe der Fabriklöhne schwankt natürlich, wenn auch 
nicht so stark wie im Handwerk, mit der GröDe der Städte. Wir 
vermeiden es hier eine systematische Übersicht der Wochenverdienste 
der vielen einzelnen Spezialarbeiter zu geben, da dies einmal kein 
einheitliches Gesamtlnld geben kann und dann diese Speziallöhne 
nicht nur in jeder Fabrik, sondern auch in jeder Woche erhebliche 
Unterschiede aufweisen. Das macht es ja auch so schwer, Vergleiche 
mit früher gezahlten FabriklObnen anztistellen. 

Wir wollen nur einen Überblick über die jetzt in den Erfurter 
Schuhfabriken gezalilten Löhne zu gewinnen suchen: 

In II Erfurter Schuhfabriken mit zusammen 3837 Arbitern 
betrug 1907 das Jahreseinkommen eines Arbeiters 900 Mk.^) resp. der 
Wochendurchschnittsverdienst belief sich auf rund 18 Mk. Das 
ist ein hoher Durchschnittsvcrdicnst zumal wenn wir bedenken, daß 
in diesen Fabriken i2°/o jugendliche Arbeiter, 33^/0 weibliche Ar- 
beiter über 16 Jahre und nur 55*/« männliche Arbeiter über 16 Jahre 
beschäftigt sind. 

^) Diew Zabl wmde erhalten, indem <fie AiogpAMn dieMr xi Fabriken an A(bd(ei> 
Mdincn im Jahre 1907 addiert vad die Svnme durdi 3837 getdlt wmde. 

6» 
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Betrachten wir den Verdienst dieser einzelnen Gruppen ge- 
sondert, so erlialten wir (ebenfalls wieder fOr den Durdisdinitt obiger 
II Fabriken) folgendes Bild: 



Acbettcfpoppc 


Zahl der 
Arbeiter in '/^ 


WfKrhcn- 
vcrdienst 


Jahres- 
emkommen 


JugemUidie Axbciter (14—16 Jahn) . . 

t weibliche 
Afbdter fiber 16 Jahre { 

\ mftiuuicne 


««•/. 

33 » 

SS *. 


8,50 Mk. 

15.00 » 
22,00 „ 


44» Mk- 

780 ^ 

1144 •• 


Znsunmen 


100 


18^ Mk. 


900 Mk. 



Die höchsten Löhne erhalten die Werkmeister (30—50 Mk.), 
dann folgen die Zuschneider, Zwidcer, Doppler, Einstecher, FrSaer 
und Durchnaher mit 23 — 35 Iifk^ geQbte Stqiperinnen können zu* 
weilen auf 25 — 28 Mk. in der Woche kommen. 

Diesen gOnstigen Lohnverhaltnissen entspricht auch die gute 
wirtschaftliche Lage der in der Erfurter SchuhgroBindustrie Be> 
schaftigten, die zu einer relativ hohen Zahl von Verheiratungen 
geführt hat Wie Feststellungen in 10 Schuhfabriken mit zusammen 
3428 Aibeitem ergaben, waren 1908 63,5*/»^) aller mannlichen Azbdter 
aber 16 Jahre verheiratet, von den weiblichen Aber 16 Jahre dagegen 
nur 25,6^/1. Weiter ergaben die Untersuchungen, daB in den 10 
Fabriken 76 Ehepaare beschäftigt wurden. Dieser Umstand und die 
Möglichkeit, daß neben dem Vater erwachsene Kinder, besonders 
Töchter beschäftigt werden, macht es uns verständlich, daß eine nicht 
unbedeutende Zahl von Familien dn Einkommen von über 1500 Mk. 
im Jahre hat 

Ähnlich wie in Erfurt abgesehen von Einkommenadifferenzen 
von 10% auf- tmd abwärts liegen die Dinge in den meisten deutschen 
Schuhfabriken« 

Die bisherigen Untersuchungen haben uns zwar ein dauerndes 
Steigen der Lohnhöhe zumal gegenüber 1850 gezeigt, aber es wäre 
falsch hieraus ohne weiteres auf die Besserung der Lage des Ar- 
beiters zu schließen. Wir können in dieser Hinsicht erst zu dniger- 
maßen sicheren Schlüssen kommen, wenn wir die Lohnhöhe mit 
den jeweiligen Kosten der Lebenshaltung vergleichen. 

Es ist natürlich unmöglich alle Einzdhdten der Lebenshaltung 
zu diesem Vergleiche heranzuziehen, da uns hierzu größtenteils das 
Material fehlt und die Lebensweise der Arbeiterbevölkerung sich heute 
g^;en früher wesentlich geändert hat; ebenso ist es schwierig diesen 



^) Der aUlgemeiiie Durduduiitt in Dentidibiid betiflgt 56^/«. 
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Vergleich für ein größeres Gebiet durchzuführen. Wir wollen daher 
erstens unsere Untersuchung auf die Stadt Erfurt beschränken 
und zweitens unter Berücksichtigung der Mietspreise von Arbeiter- 
wohnungen und der Preise der wichtigsten Lebensmittel einen Ver- 
gleichswcrt schaffen, an d^ wir das Steigen und Fallen des Real- 
lohnes ermessen können. 

Hinsichtlich der Lebensmittel werden wir nicht die Summe der 
Preise für dieselbe Menge der Stoffe^) in Ansatz bringen, sondern 
den Gesamtpreis derjenigen Mengen der dnzdnen Lebensmittel für 
die verschiedenen Zeiten feststellen, in weldiwi sie heute in dem 
Wochenhaushalt einer kleinen Arbeiterfamilie auftreten. 

Wir haben also iQr die Jahre 1850, 1890') und 1907 zu berechnen, 
wieviel in Summa ein Arbiter ausgegeben hat fOr 

1,0 kg Rindfl^acfa 

0,8 „ Schweinefleiscb 

0,5 „ Hammelfleiacli 

0,5 „ Butter 
to,o „ Kaitsoffeln 

2.0 „ Wetzen \ 

8,0 „ Roggen/ 

und an Miete pro Woche fttr eme W<^ung von Stube, Kammer 
und Kftcfae. 

Wir werden dann feststdlen, wieviel Prozent dea jeweiligen 
Wocfaenlohnes dieser Betrag in den versdiiedenen Jahren ausmacht. 

Die restierende Proxentzahl schlieBlich, welche den Betrag dar- 
stellt, den der Arfodter für sonstige Lebensmittel, Kleidung, Ver- 
gnügungen und Kulturzwecke Übrig hat, soll das Maß für den Ver- 
gldcfa der Einkommen in den verschiedenen Jahren sein und uns 
zeigen, ob und inwiefern das Einkommen der Arbeiter gestiegen ist 
Die Breise für Kleidung ließen sich in diese Rechnung aus tech- 
nischen Gründen leider nicht einbeziehen. Aber die sich hieraus er- 
gebenden Differenzei) werden dadurch kleiner, daß die Preise für 
Kleidung zwar an dch gesunken sind, dafür aber die geringere Halt- 
barkeit der Stoffe öftere Neuanschaffungen nötig madit 

Die nachstdiende Darstellung bringt uns das überraschende aber 
wohl nur schwer zu iViderlegende Resultat, daß 1850 der so niedrig 
scheinende Lohn bei fest allen Arbeiterkategorien relativ bedeutend 
höher war als 1890 und dieser Umstand läßt uns die gewaltigen 

Index numbers Methode. 

1890 wurde gewählt, um festzustellen, ub die zahlreichen Streiks in diesem Jahre 
beredidgt waren oder nicht. 



KAmpfe um Lohnerhöhung als verständlich, ja berechtigt erscheinen« 
welche kurz vor und vor allem nach Aufhebung des Sozialistengesetzes 
zu Beginn der 90 er Jahre, besonders 1890 entbrannten. 

Vergleidi der Löhne im Schuhgewerbe mit den Preisen der 



Lebenshaltung in Erfurt 1850, 1890 und 1907. 
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i»5o 
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1,0 kg 
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0,60 Mk. 


I.3S Mk. 


1,40 Mk. 


0,8 n 
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0,46 n 
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i«3* .f 


0,S tt 


Hammelfletsdi 


0,93 M 


0,57 


0.7« n 


0,5 
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0.50 „ 


'.OS 


1.15 " 


10,0 „ 


Kartoffeln 


f. 4 7 .f 


0,52 „ 


0,70 ,. 


8,0 „ 




0.54 .» 


«.43 " 


1.54 " 


2|0 „ 


Wdien 1 1 


0.23 .. 


0,38 „ 


0,40 „ 
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3,03 Mk. 


6,46 Mk. 


7,29 Mk. 




Miete pro Wodie fOr eine Wob» 










muig von Stube, Kammer und 










Kfidie*^ 
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6,00 


12,50 


18.00 


65.8 


79.6 


62,7 


34.2 


20,4 


37.3 




OjOO 


iS.oo 


25,00 


45.0 


66,4 


45.2 


55.0 


33.6 


543 


Fabrikarbeiter 




















^ w / Ober 1 weiblich 


3.50 


1 1,00 


15.00 


113.0 


90,b 


75.3 


13.0 


').4 


24.7 


i Ü 1 ^^J*^^ ^ minnlich 


6,00 


16,00 


22,00 


65,8 


62,3 


5>.3 


34.2 


37.7 


48.7 


l da Znadineider. . 


to,oo 


18,00 


25,00 


39.S 


55.3 


45.2 


60,5 


44.7 


54.8 




i*,oo^ 


»5*00 


35.00 


3«.9 


39.0 


3«.3 


67,1 


61,0 


67.7 



1 907 endlich zeigt, wie der relative Lohn sich zwar gegenüber 
1890 wesentlich gehoben hat, gegenüber 1850 aber nur unwesentlich 



Die Preise der Lebensmittel sind nach den Marktdetailpreisen wie sie im Amts- 
blatt der KAnigL Rcsieraog zu Erfurt monatlich angegeben sind, fOr den Jahresdurcbsdinitt 
berechnet. 

^ Wohnungen von Stube, Kammer und Küche kosteten in Erfurt pro Jahr 1850 
48 Mk., 1890 183 Mk., 1907 208 Mk. 

^ Weikmeister, urdche sqgleidi das Zoadmeiden bcaoigen. 
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gestiegen ist. Trotzdem können wir heute die wirtscliaftliche Lage 
der Schuharbeiter selbst gegenüber 1850 als wesentlich gebessert 
bezeichnen, da, wie wir noch sehen werden, der Arbeiter unabhängiger, 
die Arbeitsweise gesünder geworden und die Arbeitszeiten von 15 
auf 10, ja 9 Stunden verkürzt worden sind. 

Kapitel 

c) Die Arbeitszeit 

Außer dem Arbeitseinkommen ist noch ein anderer wichtiger 
Faktor zu erwähnen, der für die Lage des Arbeiters von bestimmen- 
dem Einfluß ist und dessen Verändcnmgen zu Gunsten der Arbeiter 
im Laufe der Jahre wir seiner An nach weit genauer verfolgen können 
als den Arbeitslohn, das ist dir Arbeitszeit. 

Über die l'Yai;(\ (»1) im allgemeinen eine Verkürzung der 
Arbeitszeit auch im Interesse des Unternehmers Hegt, hat sich Abbe 
bejahend geäußert und hat an Hand (Mnes Versuches in seinem eigent^n 
Betriebe (("arl Zeiß-Stiftuni;" in Jena) gezeigt, wie bei (Mner Verkürzung 
der täglichen Arbeitszeit um eine Stunde die Arbeitsintensität der- 
artig stieg, dal') nicht nur das Gleich(\ sondern sugar nielir geleistet 
wurde als bei der längeren Arbeitszeit. Damit fällt sofort der Ein- 
wand, daß bei kürzerer Zeit erstens an sich weniger geleistet und 
zweitens das angelegte Kapital schlechter ausgenutzt werde für das 
Zeiüwerk in sich zusaniinen. 

Allerdings darf man die so gewonnenen Ergebnisse nicht kritik- 
los verallgemeinern, sie gelt(Mi insbesondere, wie auch Abbe meint, 
nicht in dem Maße für Industrien, ilie vorwiegend mit mi'hr auto- 
matischen Maschinen arbeiten, wi(> z. B. di(> Textilindustrie. Für die 
mechanische Schuhfabrikation scheinen aber die Dinge älinUch zu 
liegen, wie bei dem Zeiliwerk, 

Iiier sind automatische Ma.schinen gar in"cht vorhanden und die 
menschliche Hand hat bei allen Teilarbeiten, wenn sie auch an Ma- 
schinen ausgeführt werden, in so hohem Maße regelnd und mn- 
gestaltend tätig zu sein, daß eine .Steigerung der Arb(ntsintensität 
bei Verkürzung der Arbeitszeit wohl möglich sein wird. Als äußerste 
Grenze für die Rentabilität der Verkürzung der täglichen ^Vrbeitszeit 
nehme ich 8 — 8*/^ Stunden an, so daß nach meiner Meinung die; 
Fabrikanten, unbedenklich wenigstens tlem \'erlangen nach dem viel- 
gefordcrten Neun stunden tage in der .Schuhindustrie nachgelxn 
und die Arbeiter auf die gleichzeitige Erhöhung d<^r Akkordlöhne 
verzichten könnten, ohne daß einer der beiden Parteien daraus ein 
Schaden erwachsen würde. 
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Doch wir wollen von der Theorie zum Tatsächlichen zurück- 
kehren und an der Hand des zur Vcrfüg^ung stehenden Materials 
(desselben, diis für die Beurteilunir der Löhne benutzt wurde) die 
Veränderung der Arbeitszeiten im Schuhgewerbe betrachten. 

Die Arbeitszeittm wariMi bis in die So er Jahre in unserem Ge- 
werbe allgemein sehr lange. 1H30 — 1850 wurde z. B. in Erfurt all- 
gemein von fagesanbruch bis spät in die Nacht hinein gearbi'itel, 
<Mne vierzehnstündige Arbeitszeit war das Normale, doch kam es zu 
Ostern und Pfingsten vor. daß wochenlang täglich 16 Stunden ge- 
arbeitet wurde. In den 60er Jahren trat hierin an manchen Orten 
eine Besserung ein; so wird 1S60 in Leipzig von 12 Stunden Arbeits- 
zeit bericiitet. Das scheint aber vereinzelt g(>wesen zu sein, denn 
1H74 hören wir in Coburg von 13 — 15 Stunden, 1877 werden in den 
Keichstagsverhandlungen 12 16 Stunden erwähnt und für dasselbe 
Jahr stellt eine dewerkschaftsenquete für 33 Orte eine Arbeitszeit 
von durchschnittlich 14 Stunden im Schuhgewerbe fest. 1888 beträgt 
der Durchschnitt in Leipzig immer noch 12 St., in Frankfurt a. M. 
i3*/3, in Elmshorn 13^^^ Stunden. i8gi zeitigt eine Enquete für 18 
Orte einen Durchschnitt von 12 Stunden und 1897 wird für i2q Orte 
eine durchs{'hnittlich(^ Arbeitszeit von 11 '/s Stunden im Handwerk 
f(^stgestellt. Für die neueste Zeit (1905 — 1908) müssen wir wieder 
auf jene schon mehrfach benutzten T^irif Verträge zurückgreifen, die 
für einen r )rt eine \\^\, stündige, für 2 eine lo^/j stündige und für 
17 Orte eine 10 stündige Arbeitszeit erkennen lassen; in der Tat ein 
schöner Erfolg, den wir noch hr)her einschätzen, wenn wir bedenken, 
daß mit der \'erkürzung auch zugleich eine genaue Festlegung der 
Arbeitszeit .stattgefunden hat, während früher die Arbeit beliebig 
ausge'dehnt wurde, und die (rcsellen es als eine Gnade betrachten 
mußten, wenn der Meister sie endlich entließ. 

Auf die schwer kontrollierbaren, sehr schwankenden Arbeits- 
zeiten in der H (Mm arbeit einzugehen wollen wir unterlassen und 
nur feststellen, daß hier auch heute noch, z. B. in Pirmasens zur Hoch- 
saison Arbeitszeiten von 15 — 17 Stunden vorkommen. 

In den Fabriken ist man bereits bedeutend früher als im 
Handwerk zu kürzeren Arbeitszeiten übergegangen. So erzählt 1886 
bereits Schone, dal^j in Sach.sen in den größeren Schuhfabrikc-n nur 
10 Stunden gearbeitet wurde, und wir erklären uns dies ditraus, daß 
schon damals die Arbeitszeit der jugendlichen Arbeiter auf 10 Stunden 
gesetzlich festgelegt war (bereits durch § 129 der Gewerbeordnung 
vom 21. VL 1869). 

Anfang der 90 er Jahre führten noch mehrere Fabriken in 
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Frankfurt a. M., Schweinfurt» Erfurt usw. die lostOndige Arbeitszeit 
ein, wahrend die meisten fibrigen Fabriken wenigstens auf 1 1 Stunden 
heruntergingen, so daß der durch die Novelle zur Gewerbeordnung 
vom I.Juni 1891, § 137, Abs. 2 eingefohrte Elfstundentag fOr weib- 
liche Arbeiter den Sdiuhfabriken keine allzugroDen Sdiwierigkdten 
berettete. Weit schwerer war es einer weiteren Bestimmung jenes 
Paragraphen gerecht zu werden, die verbot, an den Vorabenden vor 
Sonn- und Festtagen weibliche Arbeiter länger als 10 Stunden zu 
beschäftigen und bestimmte, daß sie an diesen Tagen bereits um 
5*/, Uhr entlassen werden mußten. 

Von dem Recht des § 137, Abs. 4, G.-0.: »Arbeiterinnen aber 
16 Jahre, welche ein Hauswesen zu besorgen haben, sind auf ihren 
Antrag Stunde vor der Mittag^use zu entlassen, sofern dieselbe 
nicht mindestens iV, Stunde beträgt«, wird, wie in fast allen Gre- 
werben, so auch in den Schuhfabriken wenig Gebrauch gemacht, da 
die Mittagiqiause meist i^. Stunden dauert 

Heute finden wir in fast allen Sdiuhfabriken * die 10 ständige 
Arbeitszät und seit 1902 ist man in mehreren Betrieben auf noch 
kOrzere Zeiten durch Einführung der englischen Arbestszeit ge- 
kommen. 

In Erfurt wird in den Betrieben mit lostOndiger Arbeitszeit 
meist in folgender Weise gearbeitet: 





Anbng. 


Frühstücks- 
pause. 


Mittagspause. 


Vespeqxiuse, 


TüimI^, 


Somittcr 


6 


8-8» 


13 — I* 


4-4~ 


6 


Winter . . 


7 


8«--9 


18 — I* 


4— 4** 


7 



Da hier die Fausen in Summa 2 Stunden 10 Afinuten betragen, 
so kommt eine Gresamtarbeitszeit von nur 9 Stunden 50 Minuten 
heraus. FOr die jugendlichen Arbeiter ergibt sich sogar eine Ar- 
bdtszeit von 9^« Stunden, da für diese die Frühstflck»- und Vesper- 
pause auf je Vt Stunde verlängert werden muß. (§ 136, Aha, i, G.-0.) 

Fast die Hälfte der Fabriken, in Erfurt nämlich 7 von 15 
haben aber die englische Arbeitszeit in ihren Betrieben ein- 
geführt: 





Anfang. 


Frübstücks- 
pmae. 


MGitttig^MniNi. 


Ende. 


Sommer , . 


6 


8*0—9 


12— 12 V, 


4 


Winter . . . 


7 


8*0—9 


12-12V, 


5 
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Das ergibt eine Gresamtarbeitszeit von 9 Stunden 10 Minuten. 
Hinsichtlich der jugendlichen Arbeiter würde aber diese Regelung 
der Arbeitszeit mit dem schon erwähnten § 136, Abs. i, G.-O. im 
Widerspruch stehen, daher müssen diese Fabriken für die EinfOhrung 
der englischen Arbeitszeit von § 139, Abs. 2, G.-0. Grebraucfa machen 
und die Erlaubnis der höheren Verwaltungsbehörde einholen, ein 
Gesuch, dem meist unter der Bedingung entsprochen wird, daß die 
Frflhstflcks- oder Mittagspause um 10 Minuten verlängert wird (die 
Summe der Pausen mu6 mindestens i Stunde betragen), so daß hier 
die Arbdtszeit der Jugendlichen nur 9 Stunden beträgt 

In der Zeit vor Ostern und Pfingsten vnrd meistens von § 138 a, 
G.-0. Gebrauch gemacht und fflr 2 Wodiea im Jahre die Erlaubnis 
der unteren Verwaltungsbehörde zur Beschäftigung der Arbdterinnen 
über 16 Jahre für die Zeit nach 8^« — 10 Uhr abends, jedoch bei 
einer höchstens 12 stündigen Arb«tszeit eingeholt. 

Die Sonntagsarbeit, die besonders im Handwerk früher all- 
gemdn (bis Mittag) üblich war, ist für Fabriken seit 1891 {§ 105 b, 
G.-0.) verboten und auch im Handwerk ist sie fast völlig ge- 
schwunden. 

Ebenso gehört nunmehr das Feiern am Montage der Ver- 
gangenheit an. Diese mittelalterliche Sitte, die von Mascher aus 
dem Baden der Gesellen am Montag hergeleitet wird, erklärt man 
wohl besser aus dem Umstände, daß der Gesell, der infolge der 
drängenden Arbeit am Ende der Woche Sonntags arbeiten mußtf, 
dafür im »blauen Montag« ein Äquivalent haben wollte. Das Mittel- 
alter hatte schon gegen diese n IVaudi, dem vor allen die Schuster 
huldigten, vergeblich angekämpft; so wurden 142 1 und 1422 dies- 
besügliche gesetzliche Vorbote in Preußen erlassen, und noch 1850 
stand dieser Brauch in volk r Blüte, erst mit der allgcmäneren Ein- 
führung der Sonntagsriüic ist er nun \ öllig geschwunden. 

Urlaub wird den Arbeitern in dor geschäftsstiUon Z(^it nach 
Pfingsten meist Lr<^rn gewährt, jedoch in den seltensten Fällen dafür 
der Lohn weiter bezahlt 

Kapitel 13. 
d) Unfälle und Erkrankungen. 

Vielfacli findet man in der politischen Agitation das Schuh- 
machergewerbe als ein äußerst ungesundes bezeichnet. Leider fehlen 
uns hierüber umfassende Untersuchungen, wie sie besonders die 
Krankenkassen der Gewerkschaften leicht anstellen könnten, gänzlich. 
Sommerfeld gibt in seinem Handbuch d^ Gewerbekrankheiten, S. 17 1, 
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eine Übersicht für 1889 — 1895 nach dem Material der Ucrliner Orts- 
krankenka&se, danach ist die Morbidität der männlichen Schuhmacher 
mit 23,8%. der weiblichen mit 30,1 '•/q. im Durchschnitt mit 24,7% 
angegeben. Die männlichen .Vrbeiter stehen damit von 36 (Tewerbe- 
arten an 49. Stelle. In einer anderen Zusammenstellung steht die 
Krankenkasse der Schuhmacher von 82 Krankenkassen hinsichtlich 
der Morbidität an 69. Stelle; gewiß kein ungünstiges Verhältnis, 
aber wir wollen auch nicht zu erwähnen vergessen, daß nach dem- 
selben Material von 100 Schuhmachern 36,33 an Lungenschwind- 
sucht sterben und daß damit die Schuhmacherei von 48 Gewerben 
an 14. Stelle steht. 

Das scheint sich aber in neuerer 2j&X infolge der Besserung 
der wirtschaftlichen Lage der Schuharbeiter geändert zu haben, wie 
die nachstehende Tabelle zeigt Sie betrifft die Sterbefälle in der 
^ Zentralkrankenkasse der Schuhmacher Deutschlands« von 1902 
bis 1907^). 





1903— 1904 


1905 


1906 


1907 






415 


»43 


128 


176 


Tuberkuloie, LnBgeDkiden 


, Sdiwind- 










sucht ..... 


* • • • 


189 


61 


49 


74 


Magen- und Nierenleiden 


• • • • 


3' 


1 2 


1 1 
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25 


»4 


»3 


»3 


Tubokoloie, Luiigadeidn 


, Sdnrind- 
















4aJ*/o 


38.3 % 


4a.o*/o 


Magen- und Nierenkklen 


• • • • 






8,6 „ 








6|0 „ 


9.8 


»0.2 „ 


7.4 >« 




«'S = 



.9i 



Die hohe Zahl der Todesfälle durch Lungensdiwindsudit war 
vor allem auf die vielfach sehr schlechten Arbeitsstätten, die schlechte 
Lebensweise und die zusammengekrOmmte Stellung beim Arbeiten 
im Handwerk zurQduufQhren, die außerdem zu Unterleibserkran- 
kungen und damit zu einer Schwächung des ganzen Körpers Ver> 
anbissung gab. 

Alle Versuche, die bereits seit einem vollen Jahrhundert unter* 
nommen wurden*)» anstatt der sitzenden Arbeitsweise die stehende 
im Handwerk einzuführen, sind bis jetzt im großen und ganzen ge- 



Das erforderliche Material, das sich auf durchschnittlich 17000 Mitglieder bezieht, 
wurde mir in freundlichster Weist* vom Vorstand der obigen Kasse ziir Verfügung ^-^tellt. 

•) Stadt-Archiv Erfurt A. A. 51: 27. III. 1806, die Kriegs- und Donuinenkümintr 
empfiehlt eine vun einem »Heünuuin«^ erfundene Maschine, an der man Schuhe stehend 
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scheitert und auch in den Fabriken hat es grofler KAmpfe bedurft, 
um die Arbettor zu veranlassen, stdiend zu arbeiten. 

Alle diese MiBverhAltnisse sind in Fabriken nicht gegeben; 
hohe luftige Arbeitsräume und die stehende Arbeitsweise bewahren 
den Arbiter vor den oben angeführten Folgeersdieinungen des 
Handwerks, und die Anwendung der Maschinen verhütet eine Ober- 
anstrengung des Körpers, wie sie bei der Handarbrit, besonders 
Idcht bdm Zwicken, vorkommt 

Auch die Unfallgefahr ist in den Fabriken keine allzugroße; 
ja Francke (S. 216) wdst nach, daß in der Werkstatt mit Ahle^ 
Hammer und Messer mdur Unfälle vorkommen, als an den vielen 
Maschinen der Fabriken. Zwar enthalten die Vorschriften der Be- 
kleidungsindustriebenifsgenossenscfaaft aufier den allgemeinen Vor- 
schriften, betreffend Einzäunung der Riemen, Schwungräder und be- 
wegten Maschinenteile keine Spezialv(»8cfariften für die Schuhindustrie, 
insbesondere wird der gefährlichen Stanzen mit keinem Worte ge- 
dacht. Aber einmal haben hier die Untemdmier, oft allerdings erst 
durch die Gewerbe-Aufsichtsbeamten veranlaßt, die nötigen Schutz- 
maßregeln getroffen, und dann sind viele Maschinen schon von der 
Maschinenfabrik aus mit Schutzvorrichtungen ausgerüstet 

Auf die Feuergefahrlichkeit des Benzinzementes ist man be- 
sonders seit einem Unfall mit tödlichem Ausgange aufmerksam ge- 
worden, und die Gewerbe-Inspektionen haben in den Räumen, in 
welchen dieser Klebstoff verarbeitet wird, die Anwendung offenen 
Lichtes und offener Flammen verboten und dafür Dampfheizung und 
elektrisches Glühlicht mit Überglocken empfohlen. Der beim Fräsen, 
Bimsen und Schleifen entstehende Staub wird durch besondere Staub- 
absaugungen, die oft große Kosten verursachen, beseitigt 

Über die Zahl der Unfälle in Schuhfabriken fdilen leider eben- 
falls allgemeine Angaben') imd wir müssen tms mit der nachstehen- 
den TabeDe zufrieden geben. 

^e ist zusammengestdU für die Schuhfabriken in Erfurt und 
Ilversgehofen, gibt die Summe der gemeldeten Unfälle in den Jahren 
1905 — 1907 an und bezieht sich auf 15 Schuhfabriken mit 3500 Ar- 
beitern (im Durchschnitt jener 3 Jahre). Als Summe erhalten wir 
132 Unfälle, das macht pro Jahr und 100 Arbeiter 1,3. Bedenken 
wir nun nodi, daß von cÜesen Unfällen hödistens V» ^ne Erwerbs- 
minderung von mehr als 13 Wochen zur Folge hatte, so erkennen 
wir die Geringfügigkeit der Unfallgefahr in diesen Fabriken und 



1) DieBdckiduiig^idnstriebenififenonaiidiBft ftthtt Ueiflber l»iae bewndeK StMblik. 
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begreifen, daB jährlich nur 3»6o— 5,00 Mk. pro Arbeiter an die Benifo- 
genoasenachaft zu zahlen ist, gegenüber z. B. dem gefährlichen Mühlen- 
gewerbe mit Beträgen von 30 — 40 Mk. pro Kopf, gewiß igecht kldne 
Summen. 



Aus einer Zusanunenstellung der Beklddungsindustrieberufs- 
genossenschaft gdit folgendes hervor: 





Vom I. Oktober 1883 bis 
31. Deaember 1906 gezahlte 


Auf 10.000 Mk. an- 
rechnungsfähiger 
Löhne entfällt ein Ent- 
schädigungsbetrag von 


AnrechnungsfSliige 
Löhne 


Ent- 
schädigungs- 
betrage 


ScUUUnften • • • 

iMotor .... 


46,01 1,810 Mk. 
543,246,800 „ 


1 78,42 1 Mk. 
1,704,808 „ 


38,8 Mk. 
31.4 " 



Also auch hier bemerken wir wieder verhältnismäßig kleine 
Summen und finden zahlenmäßig die Vermutung Franckes bestätigt, 
daß die Unfallgefahr im Handwerk größer ist als in den Fabrikbetrieben. 



Zahl der UnHUe in den Sditihfobtlken zu Erfurt und üversgehof^ 

in den Jahren 1905—1907 hikl. 
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5 
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3 


i8 
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5 


17 
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3 


13 


Vormittag 
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15 
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17 
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3 


4 


17 
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3 
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I 
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3 


Nachmittag 


8 


9 


7 


12 


13 


9 


58 


Zuiammen 


»9 


21 


22 


22 


20 


26 


130*) 



>) Es sind dies Handwerksbetriebe mit mehr als lo Arbeitern» «Se nach 
den Statuten Mitglieder der Benifiig^nossensdiaft werden mflssen, selbst, wenn de keine 
mechanische Kraft anwenden. 

^ I Toter, I Schvervttletster. 

^ I Toter. 

^) Bei a UnfUlen (LdslenbrfldieiO war die Zeit der UnflDe nicht m ennittein. 
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Nach der vorstehenden Tabelle finden wir eine besondere Häii- 
funjj d(T Unfälle am Sonnabend Vormittag. Als Erklärung dafür 
dient die allgemeine Ermüdung am Ende der Woche, und der Um- 
stand, daß in vielen Fabriken der Lohn bereits am Freitag Abend 
ausgezahlt wird, was häufig zu einem stärkeren (jenuß von Spiri- 
tuosen an diesem Abend veranlaßt. 

\'c)n den Verletzungen müssen wir als spezifisch für das Schuh- 
gfnverbc die hohe Zahl der Schnitte und Risse herv'orheben, die be- 
•sondcrs dadurch gefährlich werden, daß sie in 15^/0 der Fälle Blut- 
vergiftungen infolge Verunreinigung mit Schmutz, Schuhschwärze usw. 
zur Folge hatten. 

WeitiT fällt uns die große Zahl der Unfälle an Stanzen und 
Pressen auf, die sich trotz aller Schutzmaßnahmen bis jetzt noch 
immer nicht völlig verhüten lassen. 

Jener Unfall, der 2 Tote und i Schwerverletzten zur Folge 
hatte, ereignete sich infolge einer Explosion von Benzinzement, auf 
dessen (xefährlichkeit wir bereits hingewiesen haben. 

Die Zahl der Unfälle, die jugendliche Arbeiter betrafen, ist 
verhältnismäßig groß, sie beträgt 15% der Unfälle, wälirend die 
jugendlichen Arbeiter nur i2®/o der Arbeiter ausmachen. Es erklärt 
sich dies weniger aus der Eigenart des Betriebes, als aus der Leicht- 
fertigkeit dieser meist .sehr unverständigen Arbeiterkategorie. Cbcr- 
rascliend klein ist dagegen die Zahl der verunglückten weiblichen 

•) I Toter. 
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Arbeiter. Sie beträgt nicht ganz 4 bei einer Zahl der weiblidien 
Albeiter von 38^/0 der GesamtazbeiterzahL Das ist wohl auf die 
Besdiafdgung der weibltdien Arbeiter an meist ungefährlichen 
Maschinen zurOckzufOhren. 

Was die Kranken-, sowie die UnfallfOrsorge betrifft, so ver- 
weisen wir auf die allbekannten Einrichtungen: Krankenkassen und 
Unfallberufegfenoasenschaften, wie sie durch das K.-V.-Gr. 1883 und 
U.-V.-G. 1884 geschaffen, respektive neu bestätigt oder umgeändert 
sind, und wollen nur daran erinnern, daß Kranken- und Sterbe- 
kassen auch bereits im Mittelalter im AnschluB an die Zflnfte und 
Gesellenbrfiderschaften bestanden, die sich vielfach noch heute er- 
halten haben und auf welche die preußische Grewerbeordnung von 
1843 (§§ i6S> ortsstatutaiisdier Beitrittszwang), sowie die moder- 
nen Versicherungagesetze Rflcksicht genommen haben. Besonders 
interessant ist es aber, festzustellen, daß eine Schuhmacher Innung 
zu dieser mittelalterlichen Entwickelung der KrankenfOrsorge den 
ersten Anstoß gegeben hat, indem in Bremen die Schuhmacher zu 
Anfang des 13. Jahrhunderts dem Deutsch-Ritterorden ^n Klranken- 
haus bauten und 1240 durch einen Vertrag erwiricten, daß jedes 
selbständige Innungsmitglied, das durch Alter, Krankheit oder In- 
validität arbeitsunfähig geworden sei, dort aufgenommen werden 
müsse. 

Endlich müssen wir auch noch der gfewerkschaftlicfaen Kranken- 
kassen gedenken, die dem Arbeiter meist neben der gesetzmäßigen 
Krankenkasse eine Sonderunterstfltzung gewähren. 

II. Arbeitgeber und Arbeitnehmer. 

Kapitel 14. 

a) Verhältnis zu einander. 

Bald nadidem die gewerbtätigen Hörigen zu freien Handwericem 
in den Städten geworden waren, schlössen sie sich zu Zünften, Graffeln 
usw. zusammen. Wir wissen heute, daß diese Zünfte unabhängig von 
den Handwerkskollegien entstanden sind, wdche noch im 4. und 5. 
Jahxhundert in den romischen Kolonialstädten am Rhein und der 
Donau bestanden, und daß sie von den Kaisem Friedrich L (Reichs- 
tag von Boncalia 1138) und Friedrich II (Reichstag von Ravenna 
1231), welche von ihnen politische Umtriebe^ wie in Oberitalien, be- 
fürchteten, verboten und von den altfreien Bürgern der Städte be- 
kämpft wurden, von denen sie Anteil am Stadtregiment forderten. 
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Da benutzten die ZOnfte gesdiidct die oppositionelle Haltung 
der Tenitoriallkerren, um durch sie Bestätigung und damit rechtliGhe 
Anerkennung zu erlangen. Allen voran gingen meist die Schuh- 
madier: 



Jahr 




bcstitvt von 


»157 


Magdeburg') .... 


Erzbiscfaof Wichmann 


1331 


Wittslock i. d. M. . . 


? 


1248 


Frankfurt «. M. . . . 




"74 




? 


1276 


Höxter (Westfidai) , 


? 


1276 


Augsburj»*) .... 


? 


1 290 


München*) .... 


Ludwig in Bayern 


1292 


Pirna») 


Bischof Withego in Meiik^n 



Wir wi.s.sen. wie dann mit dem Niedergange des Hajidw^ks 
seit dem 15. Jahrhundert sich jene Mißbräuche in der Handhabung 
des Zunftrechtes einstellten, die in der Hauptsache den Fintritt in 
die Zunft nach Möglichkeit erschweren sollten. Alle Reichsgesetze, 
die diesem Unwesen steuern sollten, waren fruchtlos, zumal die 
Territorialherren die Durchführung derselben sehr lässig betrieben. 
Wir erinnern dabei an die Beschlüsse von Speyer und Eßlingen 
1510 und 1517, die Reichspolizdordnungen von 1530^ 1548 und 1577, 
die Reichsabschiede von 1559, 1566 und 1570, die alle denselben 
Zweck verfolgten. 

Das Merkantilsystem mit seiner Bevorzugung der Manufakturen 
und Fabriken vernichtete dann zwar die Selbständigkeit der Zünfte, 
konnte aber selbst durch landesherrliche Zunftordnungen nicht ihre 
Mißbräuche beseitigen (1693 und 1730 in Hessen). Ebensowenig 
erreichte die Reichszunftordnung vom 22. Juli 1731, auf Grund deren 
die Zunftordnungen der Einzelstaaten neu revidiert erschienen, so 
1732 in Preußen, 1758 in Braunschweig. 1760 in Baden usw.; bis es 
endlich den Bestrebungen der Physiokraten nach einem vergeblichen 
Versuch Turgots (1776) gelang, am 17. März 1791 in Frankreich die 
(jewerbefreiheit einzuführen. Der Krieg 1806 brachte den in fran- 
zösischen Besitz übergehenden l^ndestcilcn vorübergehend die Ge- 
werbefreiheit und 1810/1811 ging Preußen. 1819 Nassau dazu über. 
Der nun durch die Kriegswirren und anderes veranlaßte Niedergang 
des Handwerks wurde der Gewerbeireiheit Schuld gegeben, es kam 

1) Händler. 

^ FnadK S. 222. 

^ SdiOne S. 95. 



zu den Bewegungen des Jahres 1848 und als Folge davon mußte 
1849 PreuBen seine erst 1845 zusammengefaßte Gewerbeordnung 
rückschrittlicli revidieren und fCar 83 Gewerbe den Befähigungsnach- 
wds und damit den Zunftzwang wieder «nfOhren, ebenso Nassau. 

Als aber alles dies den Niedergang des Handweiks nicht auf- 
halten konnte» führten in den 6oer Jahren alle Staaten die Greworbe- 
frdh^t ein, und die Gewerbeordnung des Norddeutschen Bundes 
vom 21. Juni 1869 hob für ganz Deutschland den Zunftzwang auf. 
Zwar blieben die Zünfte bestdien, aber ihre Bedeutung war völlig 
vernichtet Hieran hat auch die HandwerkemoveUe von 1897, so 
weit sich heute übersdien laßt, wenigstens in den niedergehenden 
Handwerken, zu denen das Schuhhandwerk gehört, nichts geändert 

Fflr das Verhältnis von Meister und Gesellen im Mittel- 
alter war das patriarchalische System allgemdn maßgebend. Unter 
ihm fohlten sich die Gesdlen in der BlOtezdt des Handwerks^ be- 
sonders im 13. Jahrhundert sehr wohl und ertrugen selbst Unbilden 
gern; da sie meist Aussicht hatten, selbst einmal Meister zu werden 
und daher ihre Stellung nur als eine vorObergdiende betrachteten. 
Mit dem beginnenden Niedergange des Handwerks seit dem Ende 
des 14. Jahrhunderts hörte dies auf. Das patriarchalische System 
artete unter Mißbraudi und ungerechter Anwendung der Zunftgesetze 
m ehi System der Bevormundung und Beaufsichtigung der Schutz- 
genossen der Zimft aus, die von den Meistern nach Möglichkeit aus- 
genutzt und in ihrem Fortkommen behindert wurden. Infolgedessen 
gährte es in der Masse der Abhängigen, sie schlössen sich zu ge- 
heimen Verbänden anisammen, die ihre Spitze gegen die Meister 
lichteten und machten auch schon von dem modernen Kampfmittel 
des Streiks Gebrauch. Am schlimmsten waren wohl die Zustände 
im Schuhgewerbei denn whr sehen, wie hier die Kämpfe zwischen 
Meistern und Gesellen am frohesten einsetzen. 1343 fand in Speyer dn 
touflouf » der «Müller-, Schuh- usw. Knechte» statt^ 1399 schlössen sich 
18 obenheinisdie Städte zusammen zwecks Eiiichtung eines Schieds- 
gerichtes zur Schlichtung von Strdtigkeiten zwischen Meistern und 
Gesdlen. Das konnte aber das Aufflammen dner Bewegung nicht 
hindern, welche die «Schuhknechte» aller Rheinstädte von Mainz bis 
Basel umfaßte und 1408 ihren Höhepunkt in dem Projekt eines 
Greneralstreikes fand. 1407 hatte hiergegen bereits Konstanz durch 
em Versammlungsverbot angekämpft Völlig unterdrückt aber wurde 
diese Bewegung erst 1408 durch Zusammenschluß aller beteiligten 



1) Zinner S. I4ff. 
Abhaadhat«! d. ■tMtmr. Scoilii«» «. J«M, Bd. VU, Hafk t. 
Rak«, Dia dantKlia SdahtmUnAMlrfa. 
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Stfldte in Schlettwein, infolgedessen alle Gresdlenverbände verboten 
und die RAdelsfQhrer hingerichtet wurden. 

Die darauf im 15. Jahrhundert entstehenden, häufig von den 
Meistern errichteten Gesellenverbände waren den Innungen eng an- 
geschlossen, durften keine Versammlung ohne Beisitzmeister abhalten 
und dienten nur dazu, die Aufsicht der Meister auch auf die freie 
Zeit der Gresellen auszudehnen. 

Die folgende Zeit war verhältnismäßig ruhig. Erst 1714 hören 
wir wieder von einem Sdiuhmadierstrdk in Zittau L S. und 1724 
von der Würzburger Gesellenrevolution, weldie den Streik der Schuh- 
machergesellen 1726 in Augsburg nach sich zog. Wenn es sich 
hierbei auch weniger um Lohn-, als um Standesfragen handAte, so 
nahm dieser Streik doch einen fOr die damalige Zeit recht bedeuten- 
den Umfang an; 107 «Schuhknechte» verließen die Stadt und zogen 
nach dem benachbarten Friedberg, ebenso wie 1714 die Zittauer 
Schuhmachergesellen nach Grottau ausgewandert waren. Während 
aber die Zittauer mit ihrer Mafiregel Erfolg hatten, unterlagen die 
Augsburger nach 4 Monaten. Zwar war es ihnen gelungen, durch 
die Taktik der Zuzugfemhaltung von Arbeitswilligen^ (noch heute 
ein wichtiges Mittel in den Kämpfen um die Arbeitsbedingungen) 
die Meister in arge Verlegenheit zu bringen, aber schließlich wurde 
Kaiser und Reich dagegen zu Hilfe gerufen, es erfolgte das Dekret 
von 1726, die Verhaftung der Streikenden durch die Miliz und die 
Ausstoßung der Ftthrer aus der Zunft, und damit hatte der Streik 
sein Ende gefunden. 

Das Dekret von 1726 ist nicht das erste obrigkeitliche Verbot 
von Gesellenkoalitionen und gemeinsamen Arbeitsniederlegungen; 
schon 1343 finden wir eine diesbezügliche Verfügfung in Speyer im 
Anschluß an den schon erwähnten Streik; 1385 setzt eine Verordnung 
in Straßburg fest, daß dem Handwerksknecht, der seine Arbeit an- 
stellt, ein Ohr abgeschnitten werden solle, auch der Schlettweiner 
Städtetag 1408 verfügte ähnliches. Der Voriäufer des Dekrets von 
1726 war das R^cfasgutachten von 1672, nur daß das erstgenannte 
neben Streik und Kontraktbruch auch <Ue Zuzugsfemhaltungen ver- 
bot Vor allem aber wendet sich die Reichszunftordnung vom 
1 6. August 1 73 1 (Art 5) g^gen das «Haufenweis-Austreten» der Gesellen 

') Maschcr S. 3'>3: sie schrieben nach Ldpzig, Berlin usw. Briefe fnljjcndcn Inhalts: 
-Wir haben einen AufsUuid machen müssen mit diesem, daß wir unsere alle ( irrcchtigkeit 
behaupten, und berichten Euch, daü keiner nach Augsburg reisen tut, was ein braver Kerl 
ist, oder gehet er hin und aibeitet in Aiigsbuig, to wird er seinen venUenten Lohn empfangen, 
WM aber, das wird er ndboa sdien.c 
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aus der Arbeit und setzt Gefängnis, Zuchthaus und Galeerenstrafe 
dagcj^en fest, ebenso werden alle Lohnverabredungen untersagt 
(Tit. 13, Ziff. 3). Auch das allgemdne Landrecht in Preuflen von 
1794, ebenso wie das von Bayern 1809, ja die preufNsche Gewerbe- 
Ordnung von 1845 verbot noch alle Vereinigungen von Axbeitem 
zwecksErzidung günstigerer Lohn*und Arbeitsbedingungen, bisendlidi 
die Grewerbe-Ordnung für den Norddeutschen Bund 1869 die bereits 
1824 in England dngeführte Koalitionsfreiheit brachte (§ 152, 153). 

Alle diese Maßnahmen scfadnen ihren Zweck im wesentlichen 
erreicht zu haben« wenigstens können wir fOr das Schuhgewerbe bis 
1865 keine größeren Arbdtsstreitigkeiten feststellen, mit Ausnahme 
eines kleinen Streiks 1806 in Erfurt und eines größeren in Ldpzig, 
die beide infolge Eingreifens der Behörden erfolglos verliefen. Sie 
sind aber dadurch interessant, daß hier nicht mehr um Standesinteressen, 
wie im Mittelalter, sondern vor allem um Lohnerhöhung, besseres 
Essen, bessere Wohnung und Arbeitszdtverkürzung gekämpft wurda 

Diese Bestrebungen führen uns zu den Streilcs der Neuzeit, die 
mit der liberalen Handhabung der Koalitionsverbote und Mer Ent- 
stdiung der sozialdemoloatischen und Gewerkschafts-Bewegung ihren 
Anfang ndmien. 1865 haben wir 3 große Schuhmacherstreiks in 
Hamburg, Altona und Umgegend (2000 Beteiligte), 1870 2 Strdlcs 
in Stuttgart und Mainz zu verzeichnen und fOr die Folgezeit ent- 
nehmen wir dem in Zinners Schrift niedergelegten Gewerkschafts- 
material die folgenden Zahlen: 



Jalir 


Zahl der 


Jahr 


Zahl der 


StnSkM 


Am- 
ipuiiuifcn 


Stieiki 


Aus- 
sperrungen 


1865 


3 




1886 


4 




1870 


2 




1887 


6 




1871 


»4 




1888 


za 


a 


1873 


"3 


I 


1890 


48 


»3 


1874 


S 


I 


189a 


ai 




1875—76 






»893 


12 


2 


1877 


3 




1894 


19 


I 


1878 


I 


I 


»895 


»4 




1879— 8a 






1896 


57 


a 


1883—84 


7 




1897 


30 


4 


1885 


10 




1898 


35 





So unzuverlässig dieses Zahlenmaterial im einzelnen ist, so gewahrt 
es uns doch im allgemeinen einen guten Oberblick über die Streik- 
bewegungen des behandelten Zeitraumes. Insbesondere sehen wir, 
wie das allgemeine Wirtschaftsleben diese Zahlen maßgebend beein- 

e* 
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flußt hat Die Hodikonjunktur nach dem Kriege 1870/71 brachte 
starke Lohnbewegrungen 187 t — 1873, mit sinkender Konjunktur 
nahmen sie ab und kamen in den Krisenjahren 1875 — 1876 völlig 
zur Ruhe. Dieselbe Wirkung hatte das Sozialistengesetz wahrend 
der ersten Jahre seines Bestehens (187 9-7 1882 k&ne Streiks), während 
die stdgrende Konjunktur, die niedrigen Reallohne und die mildere 
Handhabung und schlielUiche Aufliebung des Sozialistengesetzes 1890 
zu der hohen Zahl von 48 Streiks führten. Daneben müssen wir 
noch 23 Aussperrungen fOr dieses Jahr verzeichnen. Es ist dies die 
stärkste Anwendung des seit 1873 im Schuhgewerbe auftretenden 
Gegenkamp&nittds der Fabrikanten. 

ScfalieDlich zeigen uns die Jahre 1896 — 1898 und auf der nadi- 
folgenden Tabelle die Jahre 1905 — 1906, wie jedesmal mit dem Auf- 
steigen des Wirtschaftslebens weiter starke Streikbewegungen Hand 
in Hand gehen. 

Die nachstehende Tabdle ist auf Grund der seit 1899 gefOfarten 
amtlichen Streikstatistik zusammengestellt und unterrichtet uns nicht 
nur von der Zahl und dem Umfang der Streiks der letzten Jahre 
im Schuhgewerbe^ sondern läfit audbi den Erfolg der Streiks und die 
Tatsache erkennen, daß es sich in den weitaus meisten Fällen um 
Streitigkeiten bezOglich Lohn und Arbeitszeit bandet, während alle 
anderen StreikgrOnde, wie Maßregelungen, Koalitionsveibote, Foumi- 
turenfiragen, EinfOhrung von Arbeitskräfte ersetzenden Maschinen usw. 
eine nebensächliche Rolle spielen. 









Streiks 








Auitsperr 


ungen 






1 








In wifviel 








Jahr 


Zahl der 


Hödutxahl 
der auf 

einmal 
Streikenden 


Erfolg 


Fällen handelte 
CS tidi un 


Zahl 


der 


H<>cl>.sizahi 
der Aus- 




Strafln 


Be- 
triebe 


voU 


teil- 
weis 


kein 


Lohn 


Arbdts- 
zeit 


Aussper- 
rungen 


Be- 
triebe 


gespcrrlcn 


1899 


27 


174 


1361 


8 


9 


7 


21 


5 








1900 


ti 


88 


ai79 


4 


10 


6 




5 


I 


I 


aa 


1901 


»7 


96 


1130 


6 


10 


II 


18 


4 


I 


«9 


714 


1903 


29 


«79 


824 


8 




9 


»9 


S 


I 


I 


48 


1903 


26 


684 


2258 


3 




9 


20 


3 


2 


70 


53«" 


1904 


27 


139 


21 ;2 






9 


18 


4 








1905 


45 


343 


4482 


10 




ib 


42 


14 


I 


1 


400 


1906 


79 


989 


5642 


15 


48 


16 


62 


30 


I 


34 


tSoo 



^) Die Streikstatistik für 1907 enthält nur ^Vngaben über die Gewerbegruppen und 
nidit fiber die Geweibewten, ao daB Klr dieaea Jahr hiiwiHiHich der SdraUndDatiie kebie 
amtlichen Zahlen vorhanden sind. 
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Für die Entscheidung von Streitigkeiten aus dem Arbeitsver* 
hältnis kommen im übrigen die Innungsschiedsgerichte* {§ 8 1 b Ziff. 4 
G. O.), der letzte Überrest der eigenen Gerichtsbarkeit der Zünfte 
im Mittelalter, in Betracht oder die Grewerbegerichte, wie sie in An- 
lehnung an die 1807 in den eroberten französischen Gebietsteilen 
errichteten «conseils des prud' hommest am 9. Februar 1849 '^^ Preußen 
und am 29. Juli 1890 (R. G. Bl. S. 141, neueste Fassung: R. G. BL 
190 1 S. 353) für das deutsche Reich eingefOhrt wurden. 

Diese Gerichte dienen auch als Einigtingsämter bei Streiks und 
Aussperrungen, sowie beim Abschluß von Lohntarif\ orträgen, die 
leider in unserem Gewerbe noch viel zu wenig den Friedensschluß 
nach Arbeitskämpfen besiegeln. 

Wir wollen hier nicht die vi^umstrittene Frage der rechtlichen 
(iültigkeit der TMrifverträgo erörtern, auch auf das sonstige Für und 
Wider dieser Vertragsgebildc brauchen wir nicht näher einzugehen, 
da beute allgemein anerkannt wird, daß die Vorteile des Tarif- 
vertrages für Arbeitgeber wie Arbeitnehmer die Nachteile bei weitem 
überwi^en. 

Es sei nur darauf hingewiesen, daß generelle Lohntarife im 
Schuhgewerbe überhaupt nicht bestehen und daß Tarifverträge lokaler 
Natur in größerem Umfange nur im Handwerk und nur in wenigen 
Fällen mit Schuhfabriken abgeschlossen wurden. Aus 21 Tarif- 
verträgen gibt die nachstehende Obersicht tabellarisch die wichtigsten 
Bestimmungen, soweit sie genereller Natur sind, wieder, neben denen 
natürlich in den Verträgen noch viele sehr spezialisierte Akkord- 
abmachungen enthalten sind. 

Wir erkennen aus nachstehender Übersicht leicht, daß neben der 
Regelung des Lohnes und der Arbeitszeit vor allem im Handwerk 
erstrebt wird: i. die Beseitigung des Kost- und Logiswesens; 2. kosten- 
lose Lieferung der Fournituren durch den Meister; 3. Beschränkung 
re^. Verbot der Über- und Sonntagsiirbeit und 4. Beschränkung 
der Heimarbeit durch höhere Entlohnung der Heimarbeiter (um 
5— i5*/o)- 

In eigenartiger Weise endlich kommt in diesen Verträgen der 
Haß der Handwerksmeister gegenüber den Schnellbesohlanstalten 
zum Ausdruck. Sie bewilligten nämlich für deren Gesellen, jeden- 
falls gegen den Willen der beteiligten Arbeitgeber die höchsten 
Löhne (z. Fi. in Karlsruhe pro Woche 30 Mk.). 

Zur Erledigung von Streitigkeiten aus den Tarifverträgen sind 
in 1 1 Fä llen paritätische SchUchtungskommissionen und in 3 Fällen 
Seit 1897 wieder eingefOhit. 
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die Innung unter Bcizichung des Gcscllenausschusses (G.-O., § 95) 
bestimmt, während in den übrigen 7 Fällen die Verträge über diesen 
wichtigen Punkt keine Vorschriften getroffen Jiaben. 



TabcllarisdiGr Auszug aus den Bestimmungen von 21 im Schuh- 
handwcrk abgeschlossenen Tarifverträgen (1906 — 1907). 



Ott 
des lanf- 
verüagei» 




Arbeitszeit in Stunden 


Minimal- 
lohn 
in Mk. 

für 
Arbeiter 

der 
Klasse 


' — - 

M 

0 
■r 

N 

c 
C 


ntagsarbdt (ev. Zuschlag) 


i 

3 

1 

'c 
-c 


II 

N 

'-J 

5 .5 




1 Kost und Logis beini 
Mi: i«t»T verboten ■* 




1 
Ii 

C 
'/ 


[ahr des Abschlusses 1 
• los V'-rtra^es | 


s-t Haft 1 1 1 m^ia^ 

der 

Schlichtuugs- 
koiumüsioo 






III 


1 

II 


— 
I 


w 


c 


8 

a 




c 
I. 








München . . 




10 


— 


18 




t>ur in < 


ringvnden 

illen 




— 


Sil. 


Ja! 


<) 


I <)o7 


3Abn., 3 Abg. 


Gmünd . . 




10'/, 








10 




J-'' 








'4 


1907 


3 Abo., aAbg. 


Koostuus . 








18 




10 














i'»07 


aAlMk,«Aiiii> 


Mfinster . . 


• 


10 




ao 




»5 


verboten 


— 


— 




Nrin! 


- 


11/117 


— 


Nürnberg . . 




10 


'S 


20 


24 


IG 




Ja! 


*5 0 






0 


1 MO 7 


Innunn- und 


Freibiirg i. Br. 




10 




18 




— 




»f 


7 •) 








1 


2 Abg., 2 Ab(U 


Dresden . 




10 





18 




10 


verboten 




10 ., 




»• 


— 


1903 


3 Ah-., 3 Ab* 


Diissuldorf 




10 




21 


24 


10 20 




<t 


S •> 




»* 


— 


1906 


|ianialisch 


Hambur]> . . 




10 




24 




10 30 




1 * 




— 




0 


1 906 


Innuntr«- und 
G rs« 1 1 cn a uMctlflB 


Ufan . . . 


• 


10 


12 


18 




10 


10 






So. 


ja' 


0 


1 90f) 


4 Abg., 4 Wm. 


Rddidihdl . 


• 


10 




18 


















I i(0(j 




Rftvenahnig - 


• 


"V, 


«4 


<S 


18 


10-20 




Ja! 


20% 






S 




aAhB^sAjbB. 


B^ariimlie 


• 


10 














20 ,, 


So, 






190- 




OsnabrOdc 


• 


10 




t8 




5-10 


20 






»» 










Kfiln . . . 




!0 






- 


10 




ja' 










1906 




SchOnlankf . 




10 




16,50 




















3Abg., 3 Abn. 


Mannheim 




1 0 




18 




1025 


vcrlxilrn 


Ja! 


20»/„ 


So, 


la' 




1906 




Groli-Siutlgari 




iO 








20 


»• 




5 












Mühlhdm a.Rh. 


10 




19,20 








» » 






Ja! 




1907 




Ditttbaijg . 


• 


10 




18 




10 


verl)oten 




•o«»/o 








i'/or 


Inannga- mul 
GweHMnimchww 


Frankfurt a.M. 




to 


18 


21 


2, 


10-20 








»1 






1907 


3AbK^3Ab^ 



Im Schuhhand werk ist die Aufstellung und Durchführung 
von I.ohntarifverträgen verhältnismäßig einfach, da es sich hier fast 
durchweg um gelernte Arbeiter handelt. Insbesondere ist es mög- 
lich und berechtigt hier einen Minimalarbeitslohn zu vereinbaren. 

Ganz anders liegt die Sache in der Fabrik. Wenn wir be- 
denken, daß schon bei einem Schuh zirka 40—50 im Akkord be- 
zahlte Teilarbeiten vorkommen und daß diese Akkordsätze wieder 
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nadi der Bauart und AusfCkhrung des Schuhes verschieden sind, so 
können wir uns leicht ein Bild von dem Umfang eines Tarifver- 
trages machen, der die Lohnfirage in einer Fabrik erschöpfend regdn 
wollte. Wir erkennen schon hieraus» daB em derartiger Tarif sich 
nicht nur nicht über ein größeres Gebiet erstrecken kann, sondern 
sogar in derselben Stadt nach dnzdnen Betrid)en spezialisiert sein 
muß. Dazu kommt, da£ viele der Akkordsätze schnell veralten oder 
gegenstandslos werden mOssen, da der Schuh eine dem schnellen 
Wechsel der Mode unterworfene Ware geworden ist Ebenso 
schwierig ist hier die Festsetzung von Mindestlöhnen, selbst wenn 
sie rdn lokal gedacht sind. Zwar können wir eine derartige Ab- 
machung für die qualifizierten Fabrikarbeiter, wie Zuschneider, 
Doppler, Einstecher, Zwicker, Fräser usw. für möglich halten, ebenso 
ließe sich ein Mindestlohn für perfekte Stepperinnen denken; aber 
für die große Masse der übrigen unqualifizierten Arbdter bietet eine 
derartige Praxis doch große Bedenken. Noch bedenklicher wäre 
es, Mindestlöhne einfach nach dem Dienstalter festzusetzen. 

Diese Schwierigkeiten machen uns die Abneig^ung des »Ver- 
bandes der deutschen Sdiuh- und Scfaäftefabrikantenc gegenüber 
langfristigen Lohnvereinbarungen verständlich. Gleichwohl können 
wir uns nicht mit dem zweiten Gegenarg^ument dieses Verbandes 
einverstanden erklären, nämlich, daß nach Ablauf des Vertrages die 
Lohnkampfe nur in um so verstärkterem Maße beginnen würden. 
An sich mag diese Auffassung richtig sein, aber es ist kein Argu- 
ment gegen den Tarifvertrag, denn die Kämpfe würden sich auch 
ohne den Vertrag einstellen und dann wird dabei vergessen, daß 
einmal während der Dauer der Verträge dem Fabrikanten eine sichere 
Kalkulation möglich ist und dem Arbeiter ein festes Einkommen 
gewährleistet wird, und daß femer die Zeit des Ausbruches der 
Streitigkeiten genau bdcannt ist, sodaß die entspredienden Vor- 
bereitungen getroffen werden können. 

Alles in allem können wir also dnhatlichen Lohnabmachungen 
in der mechanischen Schuhfabrikation nur bedingt zustimmen; für 
nicht nur möglich, sondern im höchsten Grade nötig aber halten 
wir die Regelung vieler anderer Punkte des Arbdtsvecfaältnisses, 
wie sie einheitlich für alle deutschen Schuhfabriken ge- 
schehen müßte, und in dieser Hinsicht finden wir wenigstens für 
einige Punkte auch beim Verband der Sdiuh- und Scfaäftefabrikanten 
bereits das nötige Verständnia Da wäre vor allem die l^nfQhrung 
der englischen Arbeitszeit mit 9 Stunden im Maximum zu prote- 
gieren, femer die Vereinheitlichung der Kündigungsfristen, die Ein- 
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richtung von über ganz Deutschland verzweigten paritätischen Arbeits- 
nachweisen, die Einset/uiig von Arbeitsausschüssen und paritätischen 
Schhchtungskoinmission^ni, die Einschränkung resp. höhere Entloh- 
nung der Uberarbeit \or (Jstern und Pfingst(ni usw. 

Eine Schädigung deT einzehien l'abrikanten kann aus einem 
derartig(^n gemeinsamen Vorgehen unmoghch entsteh«'n, da ja die 
Konkurrtmz gezwungen ist, unter denselben Bedingiuigen zu arbeiten. 
Sollten endlich einige Outsiders sich den Bedingungen des General- 
arbeitsvertrages nicht anschliel'jen. .so wäre deren Widerstand s<Mtens 
des »V. d. S. u. S.-E.« leicht durch die Drohung einer Materialsperre 
und seitens der Gewerkschaften durch die Drohung des Streiks zu 
brechen. 

Der Abs( hlul^ eines derartigen (Teneralarbcitsvertrages. der für 
alle Beteiligten unbedingt von \'orteil wäre, würde demnach gerade 
in unserem (rewerbe auf keine allzu großen Schwierigkeiten stoßen, 
zumal die Grundlagen, starke Organisationen auf beiden Seiten, ge- 
geben sind. 

Allerdings scheiden hier die bei verschiedenen Lokaltarifver- 
trägcn beteiligten Innungen als solche aus, da ihnen der Erlaß vom 
7. April 1905 (II. M. Bl.. S. 32) mit Bezug auf § Sia, Ziff. 2 der (r.-O. 
den Beitritt zu Arbeitgeberverbänd(Mi, welche Kampf vereine gegen- 
üb(^r den Organisationen dt r Arbeiter sind^), verbietet, und so wollen 
wir auf diese ni< ht näher eingehen, zumal wir auf ihre Bedeutungs- 
losigkeit, die nichi luir auf die schlechte Lage des Handwerks, son- 
dern häufig auf Interesselosigkeit der Mitglieder zurückzuführen ist, 
bereits hingewiesen haben. Große Bedeutung aber haben die anderen 
Korporationen im Schuligewerbe, auf die wir jetzt näher eingehen 
wollen. 

Kapitel 15. 
b) Organisationen in der Schuhindustrie. 

I. Der Verband der Arbeitgeber"). 
Schon auf der konstituierend(m Versammlung, der durch das 
Ü. V. G. ins Leben gerufi'nen Bekloidungsindustrie-Berufsgenossenschaft 
wurde der Gedanke eines Verbandes der Schuhindustriellen erwogen. 
Ende der 80er Jalire entstanden verschiedentlich Li >kal verbände und 
als 1890 die vielen Lohnbewegungen begannen, da erließ<Mi eine 
Anzahl größerer Firmen einen Aufruf zur Bildung cnnes Verbandf^s. 
und am 13. April 1890 fand die konstituierende Versammlung des 

Bei Xiclitheachtixng dieser Vorschrift kann die Schließung der Innung duidl die 
höhere VorwaltungbbchOrde erfolgen (§ 97 Abs. i, Ziff. 2 und Abs. 2 der G.-O.). 
*) Vergleiche auch Francke S. 228. > 
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»Verbandes der deutschen Schuh- und Schäftefabrikanten « statt 
Die bedeutsamsten Beschlüsse dieser Versammlung lauteten^): »Die 
Mitglieder verjyflichten sich unter Wahrung der Koalitionsfrdheit 
der Arbeiter, sich b^ Lohnbewegungen gegenseitig zu unterstützen. 
Hndende Verabredungen Aber die Preise der Fabrikate werden als 
nicht durchfOhrbar erkannte Trotzdem gelang es mdirfach, durch 
unverbindliche Abmachungen eine Preissteigerung hervorzurufen, 
respektive einen PreisrOckgang zu veriiüten. Auf der ersten Haupte 
Versammlung am 7. April 1890 in Frankfurt a. M. nahm man zu 
der Arbeiterschutzgesetznovette Stellimg und erreichte auch durch 
eine Petition an den Reichstag und Beeinflußung mehrerer Abge- 
ordneten verschiedene Abänderungen des Entwurfs, besonders in 
der Foumiturenfrage (§ 115), der Arbeitszeit der weiblichen Arbeiter 
(§§ 137 und 138a) hinsicfadich der Unterrichtszeit der Fortbildungs- 
schulen (§ 120, und der Lohneinbehaltung zur SichersteUung 
des Schadenersatzansprudies bei Kontraktbnich ^ 119a). 

Der Verband hatte nach den Mitteilungen des Herrn Vor- 
sitzenden, M. d. R. Kommcrzienrat Manz in Bamberg 1890 ca. 120, 
1900 300 wad heute 403 Mitglieder. Fast alle größeren Schuh- 
fabriken gehören heute diesem Verbände an und nur etwa 200 bis 
300 kleinere und mittlere Betriebe stehen außerhalb desselben. Das 
Vermögen des Verbandes belief sich Ende 1906 auf 17433 Mk. 

Aus den am 16. Juni 1907 neu erlassenen Statuten gdit im 
wesentlichen folgendes hervor: Der Verband will die Interessen der 
Schuh- und Schäftefabrikanten wahrnehmen und verfolgt keinerlei wirt- 
schaftlichen Geschäftsbetrieb. Der Jahresbeitrag berechnet sich nach 
den gezahlten Wochenlöhnen: bis 500 Mk.«» 15 Mkn bis loooMk. s= 
24 Mk., bis 2000 Mk. = 48 Mk., jedes angefangene 1000 Mk. = 12 Mk. 
mehr. (Das macht pro Jahr für einen Betrieb mit 55 Arbeitern 
«24 Mk,, mit 250 Arbeitern 72 Mk., mit 440 Arbeitern 96 Mk*).) 

Am \vi( htigsten ist § 4 der Statuten, der von der Abwehr 
von Streiks handelt, danach soll zwar das Koalitionsrecht der Ar- 
beiter nicht angetastet werden, aber kein Mitglied soll streikende 
Arbeiter eines Verbandsbetriebes einstellen. Jedes Mitglied muß 
bei Streitigkeit^ zwischen sich und seinen Arbeitern dem Zweig- 
verein resp. dem Hauptverband Nachricht geben, der dann durch 
Zirkular alle Mitglieder verständigt. Ruft nun ein Mitglied oder 
&n Zweigverein bei drohendem Streik die Hilfe des Verbandes an, 
so tritt eine 3 — 7gliedrige Schiedskommission in Tätigkeit 

Fnmdce S. 229. 
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Diese hat den Streitfall an Ort und Stelle genau zu unter- 
suchen, auf eine friedliche Lösung hinzuwirken und ein Urteil zu 
fällen. Spricht sich die Kommission gegen den oder die beteiligten 
Arbeitgeber aus, so haben sich diese binnen 24 Stunden zu fügen. 

Im entgegengesetzten Falle hat, falls der Streik nicht binnen 
36 Stunden beigelegt ist, innerhalb 5 Tagen eine stets beschluß- 
fähige (Tenoralversammlung stattzufinden, deren Beschlüsse mit 
Mehrheit Geltung erlangen. 

»Die (tcneralversammlung kann beschheßen: 

1. Die Erhöhung des Streikabwehrfonds und Heranzi^ung 
desselben zur Unterstützung der MitgUeder. 

2. Die partielle oder allgemeine Aussperrung der im Kampfe 
beteiligten Arbeiterorganisationen und die Modalitäten für 
die Wiederaufhebung einer solchen.c 

Außerdem ist 1907 in Verbindung mit dem »Zentralverbande 
»deutscher Schuh warenhändler« eine Vermittelungsstelle zur Schlich- 
tung von Streitigkeiten z\visch(Mi Schuhfabrikanten und Schuhhänd- 
lern, sowie eine Lohnauskunftsstelle errichtet worden. 

Gegenüber den straffen Organisationen der Arbeiter ist dieser 
feste Zusammenschluß der Fabrikanten mit Freude zu begrüßen, 
zumal die '/^ Mehrheit der (leneral Versammlung, auf deren Mit- 
glieder eventuell die Kosten des Streiks repartiert werden, eine 
starke Gewähr für eine gerechte Beschlußfassung bietet. 

Im übrigen geht aus allen Verhandlungen des Verbandes her- 
vor, daß man sich zwar dem Projt^kt des > Zentralverbandes deutscher 
Schuhmacher^) betreffs Krrichtung einer gemeinsamen Schlichtungs- 
kommission mit Rücksicht auf die and(^ren Arbeiterorganisiitionen 
derst^lbrn Branche ablehnend verhält, daß aber stets empfohlen wird, 
den Gegner zu achtiMi, den guten Ton zu wahren und Mittelsleute 
bei Verhandlungen nicht zurückzuweisen. 

B(^tr(^ffs gemeinsamen Eink.iufs oder des Abschlusses \ on Preis- 
konventionen für den Bezug von Rohstoffen, hat der X'erband, so 
vorteilhaft dies für eine Stabilisierung des ganzen (Geschäfts wäre, 
nur geringe Initiative gezeigt. Nur wenige Zweigv'ereine (Mittel- 
.sachscn und Schlesien) sind dazu übergegangen. Zwickstifte (Taks) 
gemiinschaftlich zu beziehen, wobei ansehnhche Vorteile erreicht 
wurden. 

Wir ged(Miken dann noch der erfolgreichen Bestrebungen des 
Verbandes betreffs Eicliung der beiden besten Ledermeßmaschinen 



1) Die sozialdemokratische Gewerkschaft. 
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durch die Kaiserliche NormaleichinigBkoiiinuasloii, wodurch manche 
Streitigkeiten vermieden werden. 

Der Verband hat femer mit den Organisationen im Schuhhandel 
in allen wichtigen Fragen Stdlung genommen, hat die Zollgesetz- 
gebung und den Abschluß von Handelsverträgen teilweise mit Erfolg 
im Interesse seiner Mitglieder beeinfluBt und hat durch namhafte 
jährliche ZuscfaOase zu der Fachsdiule in Wermelskirchen die Be- 
strebungen der preußischen Regierung, der Schuhgro£industrie tQchtige 
Werioneister zuzuführen» kräftig unterstfltzt 

Alle diese erBpriefiliche Tätigkeit wird voraussichtlich durch die 
am 16. Juni 1907 beschlossene Anstellung eines besoldeten Geschafts- 
fOhrecs (Anfangsgehalt 3000 Mk.) eine weitere erfreuliche Befruch- 
tung empfangen. 

2. Die Arbeitnehmerverbände*). 

Das Jahr 1H68 ist das Jahr der Entstehung der deutschen (xe- 
werkschaften. Die Agitationen Lasalles und Marxs hatten das In- 
teresse der Arbeiter am politischen Leben wachgerufen und die Er- 
teilung des allgemeinen geheimen Wahlrechts und die Aufliebung 
der Koalitionsverbote 1869 warfen ihre Schatten voraus. Dazu kam 
die außerordentlich gedrückte Lage der Arbeiter in jenen Jahren, 
die bereits zu mancherlei Arbeitskämpfen geführt hatte, und die nun 
einen fruchtbaren Boden für die Entstehung eines ßerufszusammen- 
schlusses abgab. Von vornherein zersplitterte sich aber die^ Be- 
wegung. Der Zwiespalt zwischen I^asallianem und Marxianern machte 
sich auch hier geltend. 

Schweitzer, der Nachfolger Lasalles und Pritsche ver- 
anlagten die Einberufung eines Gewerkschaftskongresses am 27. Sep- 
tember 1868 in Berlin, als dessen Ergebnis die Gründung von 10 
Gewerkschaften, darunter eine der Schuhmacher zu verzeichnen ist 
Zweck dieser Bewe gung war vor allem die Organisation von Arbeits- 
einstellungen zwecks Erlangung günstigerer Arbeitsbedingungen. 

Die Marxsche Richtung vertrat Bebel auf dem Vereinstage 
der demokratischen deutschen Arbeiterverdne am 5. — 7. September 
1868 in Nfimberg. Er propagierte die Gründung von Grewerkvereinen 
nach englischem Vorbilde, aber auf internationaler Grundlage. Es 
sollten AltersveiBorgungs-, Kranken- und WandenmtarstQtzungsan- 
stalten, sowie Herbergen und Arbeitsnachweise errichtet werden. 
Praktische Grestalt aber nahm diese Bewegung, was das Schuhgewerbe 

*) Hinsich tUdi des »Verbandes dentsdier Sdmhinadier« wurde das Buch von Zinner 
»Die GcMiddite der deatidien SdiuhnudieibewcsuiiK« bemtst 
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betrifft» erst im Juli 1869 an, wo in Dresden die »internationale 
Gewerkschaft der Schuhmacherc gegründet wurde. 

Ähiilidke Bestrebungen wie die Bebeische Richtung verfolgte 
eine dritte Bewegung, welche von dem aus England zurück- 
gekehrten Dr. Hirsch in Gemeinschaft mit seinem Parteigenossen 
Dunk er ins Leben gerufen wurde. Am 28. September 1868 wurde 
9xd einer von ihnen in Berlin einberufenen Arbeiterversammlung die 
Gründung von Gewerkvereinen nach dem Vorbilde der englischen 
»trades unionsc beschlossen, nur wurde gegenüber der Marxschen 
Richtung das nationale Prinzip und das Bestreben in den Vorder- 
grund gestellt, mit den Arbeitgi^bem Hand in Hand zu arbeiten. 

Es würde uns zu weit führen, wenn wir im einzelnen auf die 
Entwickelung der drei Bewegungen eingehen wollten. Wir wollen 
nur feststdlen, daß sie sich auf das schArfiBte bekämpften, am meisten 
aber die »internationale Gewerksgenossenschaft der Schuh- 
macher* und der allgemeine deutsche Schuhmachervereinc, 
denn die poUtischen Kämpfe der beiden sozialdemokratischen Par- 
teien, Marxianer und I-asallianer , konnten nicht ohne Einfluß auf 
diese beiden sozialdemokratischen Gewerkschaftsbewegungen bleibe. 
Am 17. — 20. November 1872 in Berlin wurde versucht, ein*- Kinigung 
zu erzielen, Bestrebungen, an denen sich sdbst die Hirsch-Dunker- 
schen Gewerkvereinler beteiligten, aber vergebens. Erst die »Aera 
Tessendorf«, welche am 25. August 1874 die Schließung des ^All- 
gemeinen deutschen Schuhmachervereins« auf Grund der §§ 8 u. 16 
des Vereinsgesetzes vom 11. Mai 1850 bracht(\ schweißte die beiden 
sozialdemokratischen Richtungen zusammen und veranlaßte ihre Ver- 
einigung auf dem Kongrc^ß zu Koburg vom 16. — 18. Mai 1875 noch 
vor der Vereinigung der beiden poHtischen Richtungen der Sozial- 
demokratie in Gotha. 

Die so geeinte Schuhmachergewerkschaft zahlte 1876 bereits 
83 Ortsvereine mit zusammen 4000 MitgUedem. 1877 waren schon 
93 Zahlstellen mit 4200 Mitgliedern vorhanden. Darauf setzte das 
Soziahstengesetz der Entwickelung ein Ziel; nachdem schon vorher 
mehrere Ortsvereine behördlich geschlossen waren, wurde Anfang 
November 1Ö78 die Gewerkschaft und am 18. Novemb<T die erst 
kurz vorher von der Gewerkschaft abgetrennte Krankenkasse auf- 
gelöst. 

Während der Geltung des Sozialistengesetzen wurde die Be- 
wegung zunächst durch lokale Vereine unter dem Deckmantel von 
Fachbestrebungen wachgehalten, auch Fachschulen (1879 in Han- 
nover) wurden errichtet und zugleich entstand in Bremen der 
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»Verein zur Unterstützung wandernder Genossen«. Fflr den 
gemdnsamen KcmneK sorgte der »Schuhmadier«, dn von Bock in 
Gotha redigfiertes Fachblatt Mit der milderen Handhabung des 
Sozialistengesetzes gelang es 1882» die Erlaubnis zur »Grflndung 
der Zentralkranken- und Sterbekasse« und 1883 des »Unter- 
stotzungs Vereins deutscher Schuhmacher« zu erlangen. 1888 
zählte dieser Verband, der den Namen »Verein deutscher Schuh- 
macher« annahm, 5863 Mitglieder und konnte Ende 1890, nach 
Aufhebung des Sozialistengesetzes infolge des Zuflusses durch die 
Streikbewegungen des Jahres 1890 mit rund 14010 Mitgliedern auf 
den Plan treten. 

Seit dieser Zeit ist der Verein mit geringen Ausnahmen stetig 
gewachsen, wovon uns die nachfolgenden Zahlen ein klares Bild 
geben. 

»Verefai deutsdier Schafamadier«^). 



Jahr 


Zahlstellen 


MiigVeder 


Jahr 






1884 


59 


757 


1897 


233 


«5976 


1885 


93 


3011 


1898 


239 


15205 


1U6 


167 


4875 


1899 


239 


18038 


1887 


17« 


SO46 


1900 


«44 


1955B 


1888 


171 


5863 


1901 


241 


19263 


1889 


183 


892s 


1902 


247 


23419 


1890 


253 


14019 


1903 


259 


26296 


1891 


222 


9789 


1904 




29262 


189s 


«43 


9084 


190s 


»71 


•6366 


1893 


"7 


9347 


1906 




33132 


1894 


223 


9170 


1907 


*93 


36476 




198 


9 335 


1908 




38158 


1896 


204 


13336 









Der Hirsch - Dunkersche Gewerkverein der Schuh- 
macher und Lederarbeiter, der zuerst, wie alle Gewerkvereine 
der gleichen politischen Richtung, zu den schönsten Hoffnungen 
berechtigte, ist gegenüber dieser gewaltigen Entwickelung ungeheuer 
zurückgeblieben. Seine Mitgliederzahl, von der etwa handwerks- 
mäßig und '/g in Fabriken arbeitet, beträgt heute etwa 5400. 

iHg}*) war dor i>Gowerk verein der Christlichen Berg- 
arbeiter« als Folge der Bergarbeiterbewegung des Jahres 1Ö89 

gegründet worden. 

MitgliedanUeii xam Jahwwnflmg 

^ Jahibndi der diiiididwn Gewerindiaften 1908 md Mflller »Die CMndite der 
duiididieD GewericKlukfleDa« 
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Im Anschluß hieran entstanden seit 1895 lokale Fachvereine 
mit konf esdoneller Struktur, die sich teilweise gegenseitig bekAmpfteo, 
1899 wurde auf dem Kongreß zu Biainz ein Zusammenschluß erzielt 
und alle Part«- und Konfesaonqiolitik ausdrücklich ausgeschlossen. 

In unserem Gewerbe gelang es erst 1900 die bereits in 
Köln, Mönchen, Düsseldorf, Frankfurt a. M., Pirmasens und Siegen 
beatmenden Lokalverbände auf dem Kongfreß zu Frankfurt a. M. 
zum »Zentralverband christlicher Lederarbeiterc zu vereinen. 
Wenn er an Mitgliederzahl natttriich weit hinter der sozialdemo- 
kratischen Gewerkschaft, ja auch noch hinter dem Hirsch-Dunker- 
schen Gewerkverein zurückblieb, so hat er doch in den wenigen 
Jahren seines Bestehens recht erfreuliche Fortschritte gemacht und 
wir können ihm nach den bisherigen Erfolgen woU eine größere 
Zukunft prophezeien als dem um 40 Jahre alteren Hirsch-Dunkerschen 
Gewerkvereine. 

»Zentralverband der diristttdien Lederarbeiter.« 



Jahr 


Zahlftdlen 


Mitglieder 


Jahr 


Zahlftdlcn 




1900 


17 


626 


1904 


69 


1487 


1901 


31 


1 100 


1905 


78 


«136 


1902 


39 


"55 


1906 


8a 


3739 


1903 


45 


1410 


1907 


97 


4089 



Um den Überblick zu erleichtem, wollen wir noch für die letzten 
drei Jahre die Mitgliederzahlen, Jahreseinnahmen und Kassenbestftnde 
der drei Gewerkschaften einander gegenOberstellen^): 

( Zw i mme gpitdlt nidi dem JahitNidi der Sutiitik far das Denttcfae Rdd» 1906, 
1907, 1908, Artikel »AriieiterofganisationeD«.) 



OipaiMtion 



Jahr 


Zalil (i.T 
Mitglieder 
im Jahres« 
diudiiciiiiitt 


Jahres» 
ehmahmc 


Kassen- 
beatand 
am Ende 
de* Jahres 


1905 


2h 


521540 


315650 


1906 


33132 


619850 


391233 


1907 


37188 


686979 


482979 


1905 


5310 


106886 


130585 


1906 


5353 


56349 


«36353 


1Q07 


5400 


? 


? 


1005 


2 2()1 


26 307 


8281 


1906 


3 739 


39787 


23438 


1907 


4203 


84471 


«9399 



»Verein deutscher Schuhmadierc 

Hincb - DunJcerscher Gewcrlivcrein 
»Sc&ith> mid Ledemibelter« . . 



der 



»Zentralverband diristUcher Lederarbeiter« 



( 



1) Jahifmdi fttr das deutadie Rddi, 1906, 1907, 1908, Ardkd »OigMiifstion 
FrivatangestdlteB und Aibeiter.« 
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Vergleidi«! wir die Statuten der drei Verbände^ so finden wir 
nur partcipolitisdie Abweichungen, wflhiend Organisation, wie 
Ldstungen im wesentlichen dieselben sind, denn seit einigen Jahren 
haben die Hirsch-Dunkerschen die ihnen einst vorgeworfene »Har- 
monieduselei« aufgegeben und haben ebenso wie die beiden anderen 
Gewerkschaften den Streik als ein unvermeidliches Kampfmittel an- 
erkannt Außer dieser Bestrebung der Erzielung günstigerer Arbeits- 
bedingungen sind allen gemeinsamen Lebtungen im wesentlichen: 
Lieferung des Verbandsorganes, Rechtsschutz und Führung von Pro- 
zessen, Arbeitsvennittelung, Reiseunterstatzung und Umzugsbeihilfen, 
Arbeitslosen- und Streikunterstatzungen, Zahlung von Kranken- und 
Sterbegeldern. 

Halten wir uns nun vor Augen, welche fruchtbringende Arbeit 
diese Berufsorganisationen zur Hebung des geistigen und wirtschaft- 
lichen Niveaus des Arbeiterstandes geldstet haben, so können wir 
uns dieser Entwickelung nur freuen, mOssen jedoch darauf hinweisen, 
da£ es jedenfalls fOr den »Verein deutscher Schuhmacher« besonders 
hinsichtlich seines Verhältnisses zu den Arbeitgebern, weit forder- 
licher wflre, wenn er nur Berufeinteressen verträte, anstatt weiter 
dner radikalen sozialdemokratischen Partei Vorqianndienste zu leisten. 

Schließlich sei noch bemerkt, da£ diese Gewerkschaften niemals 
reine Arbeiterorganisationen waren, sondern stets in ihren Reihen 
eine Zahl von Kldnmeistem hatten, die ihre schledite wirtschaftliche 
Lage, der gemdnsame Kampf gegen die Fabrikanten und häufig 
auch die gldche politische Gesinnung veranlaßte, auf die Sdte der 
Aibdter zu treten. 

3. Die Beamtenorganisationen in der Schuhgroßindustrie. 

Bd den schweren wirtscfaafdidien Kämpfen der letzten Jahre, 
die so vielfach den Zusammensdiluß von Angdiörigen dessdben 
Standes nötig machte, kan« es uns nicht wundem, daß sich in 
unserem Gewerbe audi die sogenannten Beamten zusammengeschlossen 
haben. 

FOr die kaufmännischen Angestellten bestdit sdt dnigen 
Jahren der »Verein junger Kaufleute der Lederbranche«, deren 
Bestrebungen am besten gekennzddinet werden durdi die am 8. März 
1908 anUUUidi eines Kongresses aufgestellten Forderungen: i. Salär- 
eifaöhungen, 2. Gewährung von Sommerurlaub, 3. Durchfahrung der 
allgemdnen Sonntagsruhe und 4. EinfOhrung der englischen Arbdtszdt 

Die technischen Leiter dagegen haben sich 1907 zum »Werk- 
meisterverband der deutschen Schuhindustrie« (Sitz Erfurt) 



verdiügt Zuerst drohte aicli von dieser Bewegung eine sozialdemo- 
kratische Richtung im AnscUuB an die Gewerkschaft abzuspalten 
(die sogenannte Heidelberger Riditung), aber scfaliefllich ist es doch 
gdungen, einen parteilosen, tinheitlichen Verband zu grOnden, der 
bei Arbeiterstreitigkeiten auf Seite der Arbeitgeber steht 

Die Zwecke des Verbandes sind: i. Förderung der Standes- 
interessen, 2. fachliche Weiterbildung und gegenseitige Ausqjrache 
durdi die Fadizeitachiift (»Die Sdiuhpostc), 3. Gewährung von Rechts- 
sdiutz, 4. Steüenvennitfcelung und Auskunft bei SteOenwechael und 
5. Zahlung einer Umzugsvergatung. 

Der Verband zAhlte bei seiner Gründung 30 Mt^lieder und ist 
heute auf ca. 1200 Mitg^eder in 24 Bezirksverdnen angewachsen. 



Vierter Teil 



Sonstige wirtschaftliche Fragen in der Schuhindustrie. 

Kapitel 16. 

L Die Fachausbildung der in der Schuhmacherei 

Beschäftigten. 

Im Handwerk hat sich die alte F'orm der Ausbildung^ bis auf 
den heutigen Tag erhalt(m. Nach Abschluß des Lehn^ertrag-es 
(§ 126a (t. O.) beginnt eine meist 3jährige (Lehrzeit. Die nötigen 
Werkzeuge (etwa für 10 Mk.) hat sich der Lehrling fast immer aus 
eigenen Mitteln zu beschaffen. In der ersten Zeit lernt er die Hand- 
habung der Werkzeuge, das Einziehen von Borsten in den Draht, 
das Aushämmem der vSohlen und das Schwärzen der Absätze und 
Sohlenwände. Dann übt er an Abfallstücken das Nageln und Nähen 
darf kleine Ausbesserungsarbeiten an billigen Schuhen vornehmen 
und schließlich auch bessere Schuhe besohlen und reparieren. Erst 
im letzten Jahre lernt er das Aufzwicken und den Bodenbau. Er 
fertigt zuerst genagelte Schuhe an, um endlich zur Krone der Schuh- 
macherei, dem randgenähten Schuh aufzusteigen. Leider kommt aber 
der Lehrling nicht immer so weit und zuweilen muß ein genagelter 
Schuh als Gesellenstück dienen. LTnd wenn 1893 Francke sagt, daß 
schon in alter Zeit häufig die Ausbildung der Lehrlinge eine sehr 
schlechte gewesen wäre, so hat sich auch heute daran wenig ge- 
ändert. 

Das Handwerk ist ja mehr und mehr zurückgegangen und da 
heute die weitaus größte Zahl von Schuhmachern viel mehr mit 
Flickarbeiten als Neuanfertigungen beschäftigt wird, so ist natur- 
gemäß dem Lehrling in solchen Betrieben nur wenig Gelegenheit 
zur Ausbildung geboten. Ausnalimen gibt es allerdings auch hier. 
Es gibt vielbeschäftigte, tüchtige Meister, die sich bemühen, ihren 
Lehrlingen etwas Tüchtiges beizubringen, besonders in Süddeutsch- 
land. Aber im großen und ganze^n ist es damit recht schlecht bestellt 

Abhandlungen d. staaUw. Seminars z. Jena IM. VlI, Heft a. 7 
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Lehrlingszüchterei, so schädlich dieselbe im Interesse des 
ganzen Gewerbes (Heranziehung einer zu großen Gesellenzahl und 
Ausnutzung billiger Arbeitskräfte) ist, können wir für die Fach- 
ausbildung nicht als so verderblich ansehen, wie sie häufig geschildert 
wird, vielmehr müssen wir uns der Ansicht vieler Fachleute an- 
schließen, welche die Ausbildung bei einem Meister, der nur Lehr- 
linge bcsc häftigt, für besser halten, als bei einem Meister, der neben 
einer großen Gesellenzahl noch 2— Lehrlinge hält. Im ersten Falle 
hat nämlich der Meister das größte Interesse daran, die Lehrlinge 
im ersten und zweiten Jahre so auszubilden, daß er sie im dritten 
Jahre als vollwertige Arbeitskräfte benutzen kann; dazu kommt, daß 
er den ganzen Tag mit ihnen zusammen arbeitet und sie beaufsich- 
tigen kann. Im zweiten Falle aber nimmt die Geschäftsführung und 
Beaufsichtigung seines Betriebes den Meister so in Anspruch, daß 
er häufig die Ausbildung der Lehrlinge älteren Gesellen überlassen 
muß, die sich mit ihrer Akkordarbeit beschäftigen, aber wenig um 
den Jungen bekümmern. Ferner bewirkt oft die in größeren Be- 
trieben stets eintretende Arbeitsteilung, daß die Lehrlinge in der 
Hauptsache mit unqualifizierter Teilarbeit beschäftigt werden. Die 
Schwierigkeit der Weiterbildung der Gesellen schildert uns bereits 
Schöne^) in seinem Buche. Und noch schwerer ist es, die wichtigste 
Tätigkeit des Meisters, das Maßnehmen und Vorrichten des Leistens 
zu erlernen. 

Man hat allen diesen Lbelständen durch den schulmäßigen 
Unterricht abzuhelfen gesucht, indem man für die Lehrlinge den 
Fortbildungsschulen Fachabteilungen angliederte, die teilweise 
gute Erfolge zeitigten. Daneben wurden Lehrwerkstätten er- 
richtet (in Wien, Erfurt, Siebenlehen, Berlin, Artern usw.), die aber 
größtenteils wegen der für den Handwerker zu hohen Kosten der 
Kurse nur einen geringen Besuch aufwiesen. Hier wurde neben 
der Technik der Schuhmacherei vor allem Maßnehmen, Leisten vor- 
richten, Fellauszeichnen, Zuschneiden, Kalkulation und kaufmännische 
Buchführung gelehrt. 

Einen weit größeren Erfolg hatten die seit Ende der 90er Jahre 
besonders in Preußen veran.stalteten Meisterkurse, welche dieselben 
Kenntnisse wie die Lehrwerkstätt(^n übermittelten. 

1898 wurden solche für Schuhmacher zuerst in Hannover ver- 
anstaltet. 1901 folgte Posen, 1902 Köln, wo jetzt 20000 Mk. zur 
Errichtung eines besonderen Gebäudes dieserhalb bewilhgt worden 



^) Schöne S. 105 ff. 
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sind. Weiter wurde auf Grund einer Abstimmung im Abgeordn^n- 
hause*) bestimmt. da0 von 1903 ab jedes Jahr in ein oder zwei 
weiteren Provinzen Meisterkurse eingerichtet werden sollen, denen 
stets Spezialkurse iQr Schuhmacher anzugliedern sind. 

1904 wurden bereits 14 Mdsterkurse fOr Schuhmacher ver- 
anstaltet, und zwar 3 in Hannover, i in Posen, i in Bromberg, 3 in 
Köln, 3 in Dortmund und 3 in Gtunbinnen. Die Kosten der Kursen 
die meist 8 Wodien dauern, tragen neben den Beteiligten und ab- 
gesehen von einer StaatsbeihÜfe, die Provinzen, Handwokskammem 
und zuweilen die Gewerbevereine. 

Neben diesen tgroAen Meisterkursenc finden in PreuBen 
hn Anschluß an die Handwerkskammern auch noch sogenannte 
»kleine Meisterkursec statt, die, um die Beteiligten nicht an der 
Ausübung ihrer Berufqpflicht zu lundem, in den Abendstunden ab- 
gdialten und von Meistern und Gesellen gern besucht werden. 

In den Schuhfabriken wurden früher mit Vorliebe für die 
besseren Arbeiten gelernte Schuhmacher angestellt, während man 
heute mdir und mehr dazu übergeht, ungelernte Arbeiter einzustellen 
und selbst anzulernen. 

Es wird dabei folgendermaßen verfahren: Der aus der Schule 
entlassene jugendliche Arbeiter wird zunächst mit unqualifizierten 
Arbeiten beschäftigt Je nach seiner Anstelligkeit zidit man ihn 
dann zu schwierigecen Arbeiten heran; hat er mm ein offenes Auge 
und leichte Auffassung, so sieht er den in der Nahe arbeitenden quali- 
fizierten Arbeitern bald ihre Handgriffe ab, probiert auch wc^ das 
Arbeiten an dieser oder jener Maschine und ist meist im Bedarfs- 
fälle imstande, binnen kurzem eine bestimmte Maschine zu bedienen, 
wenn es dann auch meist noch monatelanger Übung bedarf, um bei 
gleichem Akkordsatz den Wochenverdienst des geübten Arbeiters 
zu erreichen. 

Auch zum Anlernen solcher Arbeiter (an Frfls-, Doppel-, Ein- 
stech-, Zwick- und Durchnähmaschinen), sowie zur Ausbildung von 
Zuschn^dem und vor allem von Werkmeistern, soweit diese nicht 
von den Fabriken selbst herangebfldet werden, hat man Lehrwerk- 
stätten errichtet, als deren bedeutendste die Fachschule der 
Schuh- und Schäfteindustrie in Wermelskirchen zu be- 
zeichnen ist Die Anstalt wurde am 15. April 1904 eröffnet, erhält 
vom preußischen Staate einen jähriichen Zuschuß von 10000 Mit, 
von der Provinz 5000 Mk. und vom »Verbände der deutschen Schuh- 
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und Scliflftefabrikantenc annähernd jahilidi 2000 Mk. Den etwa 
entstehenden Rest mu0 die Stadt decken. Das Unterndimen bietet 
völlig das Bild einer kleinen Schuhfabrik, ist mit den neuesten Schuh- 
maschinen ausgerastet, fabriziert aber infolge seines vor allem auf 
die Ausbildung der Schfller gerichteten Betriebes nur etwa fOr 
50000 bis 60000 Mk. Schuhwaren jährlich. Die Kurse dauern i bis 
2 Jahre; das Schulgeld beträgt hall^ahrlich 125 bis 200 Mk., während 
Ausländer das Fünffache zahlen. Die Zahl der SchOler betrug 1906 41, 
trotz des hohen Schulgeldes, das die Höhe der Kolleggelder der 
Universitäten errdcht, ja zum Teil Qbersteigt 

Efaie andere derartige Lehranstalt ist die Thüringer Lehr* 
Schuhfabrik von Heidenreich in Ilversgehofen bei Erfurt, 
die keinerlei staatliche Zuschüsse erhält und etwa das doppelte der 
Lehranstalt in Wermelskirchen fabriziert Leider besitzt sie aus 
Mangel an Mitteln keine Rahmenmaschinen und kann deshalb nur 
in der Anfertigung durchgenähter Schuhe Unterricht erteilen. Trotz- 
dem hatte sie einen verhältnismäßig guten Besuch zu verzeichnen 
und hat in 2*/, Jahren — seit dem Januar 1906 — 126 Schüler aus- 
gebildet Das Schulgeld ist etwa das gleidie wie in Wermelskirchen. 

Kapitel 17. 

II. Die sonstigen Betriebsfornien im Schuhgewerbe. 

a) Die Hausindustrie. 

Rümpft) behauptet in seiner Arbeit, die Hausindustrie in der 
Schuhmacherei sei nicht die Vorläuferin der Fabrik, wie in manchen 
anderen Gew(»rben, sondern erst eine Begleiterscheinung der Fabriken 
gewesen. Diese Behauptung können wir durch die in den ersten 
Kapit(»ln unserer Arbeit geschilderte Entwickelung der Schuhindustrie 
in Pirmasens, Mainz und Erfurt widerlegen. Allerdings kann leicht 
der Umstand irre führen, daß auch neu entstehende Schuhfabriken 
sich oft in erheblichem Umfange die Vorteile der Hausindustrie zu- 
nutze gemacht haben, aber im großen und ganzen müssen wir doch 
neben dem Handwerk die Hausindustrie als die Vorläuferin der 
Fabrik auch in unserem Gewerbe bezeichnen. 

Die Vorteile der Hausindustrie für den Fabrikanten sind: 
1. niedriger Lohn; 2. Ersparung von Räumern, sowie deren Beleuch- 
tung und Heizung; 3. eventuell*) Umgehung der Kosten der Ar- 

*) Rmnpf S. 59 und 6a 

^ In mmdi«« Stldm ist die Aifaeilermdcliaiug ortmatntaiiMil andi auf die 
für Fälirikni tilgen Huimtartridlm au^pddmt 




bdterversicfaerung; 4. Umgehung der gesetzlicfaen Bestimmungen, 
betreffend Arbdtazeitt Besdiflftigung von jugendlidien Axbettem und 
Kindern usw.; 5. die MOgUdikeit, durch sofortige Auflertätigkeits- 
Setzung oder Anstdlung voa Arbdtem unter Umgehung von Kün- 
digungsfristen den Betrieb den Schwankungen der Konjimktur an- 
zupassen, ohne daß dabei eventuell zugleich ein Bradilegen von 
Kapital in erheblichem Umfange stattfindet 

Als hauptsächlichste Nachteile sind zu erwähnen: i. der Zeit- 
verlust, der durch diese Arbeitsverzettelung entstdit; 2. die Schwierig- 
keit der Kontrolle auf gute Ausführung und 3. die Möglichkeit, 
seitens der Hausindustriellen die gelieferten Rohstoffe gegen minder- 
wertigere zu vertauschen und aus den guten auf eigene Rechnung 
Schuhe anzufertigen. 

Die Abwägung dieser Vorteile und Nachteile gegeneinander 
hat dazu gefflhrt, daB die Fabrikanten die Hausuidustrie nur noch 
zur Herstellung billiger Waren und zur Verrichtung von solchen 
Teilarbeiten heranzidben, fOr welche sich die Anschaffung teuerer 
Maschinen nicht l<dmt 

Diese Form der von Fabriken abhängigen Hausindustrie 
ist heute wesentlich zurückgegangen. Das beste Beis[^el dafCkr ist 
Pirmasens, die Stadt mit der absolut größten Zahl von Hausindustriellen. 
1893 gibt Francke^) fOr diese Stadt die Zahl der hi Fabriken Be- 
schäftigten auf rund 5000, der in der Stadt wohnenden Hausindustridlen 
auf 4500 und der in den umliegenden Dörfern wohnenden auf 5000 
an. Demnach machten damals die Hausindustriellen 65,5% der im 
Schuhgewerbe beschäftigten Fabrik- und Heimarbeiter aus. Heute 
werden in Pirmasens in den Fabriken 8920 Arbeiter, Hausindustrielle 
aber in der Stadt nur 1838 und auf dem Lande 2760 beschäftigt, 
das ergibt ein Fallen der obigen Ftozentzahl von 65,5 auf 34iO%. 
Wie hier ist es in vielen anderen Städten gegangen, die von der 
Herstellung billiger zu besserer Ware flbergegangen sind, wenn wir 
auch dort den Rückgang nicht so zaUenmäBig nadiweiaen können 
wie in Pirmasens. 

Für den heutigen Stand der mit Fabriken verbundenen Heim- 
arbeit mögen für eine Anzahl Schuhzentren die nachstehenden, auf 
Grund von Anfragen bei den betreffenden Pölizeiverwaltungen er- 
haltenen Zahlen einige Übersicht bieten: 



») Fhuicke S. 54/55. 



Ort. 


In den 
Schuhfabriken 


Hcinuttbcitcr 


Von 100 Fabrik- 
arbeitern u. Hetnu- 

arbcitcm sind 
Heimarbeiier- 


Pirmasens 


8930 


4598 


34.0 


Weißen feli 


3600 


1500 


2q,4 


Erfxirt 


4 121 


9S 




Offenbach 


1570 


— 


— 


Arnstadt 


585 




8.2 


Neustadt i. Schi. . . . 


450 


980 


68,1 


Balingen . « , . , 


25r 


30 


10,4 


Tuttlingen , , , . . 


1 900 


250 


11,6 


Kalau 


250 


•45 


36.7 


Frankfurt a. M. . . . 


1 064 


I20 


10,1 


fiuig b. Magdebuig . . 


2000 


200 


9.1 




»4717 


7970 





Wir sehen aus dieser Zusammenstellung, die natOrlidi auf 
VoQständigkdt keinen Anspruch madien kann, da0 Neustadt in 
Schlesien und nach ihm Pirmasens, Kalau und Weifienfels rdativ 
die giOBte Zahl von Hausindustriellen haben, wahrend diese Betrieb»- 
lonn in den anderen StSdten zu einer völligen Nebenrolle herab- 
gesunken ist 

FOr die Hausindustrie im Ansdüuß an den Verlag, wie wir sie 
heute noch besonders in der Berliner Ballschuhfabrikation finden, 
fehlen leider Angaben gftnzlich, ebensowenig läßt sich die Haus- 
industrie zahlenmäßig erfassen, die neuerdings fCkr größere Schuh- 
warenmagazine dnzdne Maßpaare anfertigt, sowie die Flickari>eit 
besorgt 

Einen Überblick über die Gesamtzahl der in Deutschland im 
Schuhgewerbe hausindustriell Beschäftigten geben uns die Berufe- 
und Grewerfoezählungen von 1882 und 1895^). von denen sich aber 
wegen der Verschiedenheit in der Aufnahme nur die folgenden Zahlen 
miteinander vergleichen lassen: Die Zahl der Betriebe, weldie Heim- 
arbdter mit der Anfertigung von Schuhen beschäftigen, stieg von 
1882: 1612 auf 1895: 2015, die Zahl der beschäftigten Schuh-Heim- 
arbeiter von 1882: 15363 auf 1895: 19082. Diese stdgende Tendenz 
werden aber die Zahlen der Berufs* und Gewerbezählung von 1907 
sicherlich nicht mdir zdgen, denn wir brauchen ja nur von der Zahl 
1895 die 5000 Personen in Abzug zu bringen, die in Pirmasens seit 
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1893 weniger beschäftigt wenlen, und denen keine entqirecbendö 
Zunalime anderswo gegenabersteht, um auf die Zahl von 1882 zurttck- 
zukommen. Jedenfalls aber werden die Zahlen von 1907 noch hinter 
denen von 1882 zorQckbleiben. 

Naher auf die Schuhheimarbeit einzugehen, wfire zwecklos, da 
wir sonst nur das reproduzieren mflßten, was Francke^) in seinem 
Werk bei dem Ka|ntel »Hausindustriec ausgefiQhrt hat 

b) Die ProdukttomgenomiisdiafteiL 
Der Gedanke, Arbeiterproduktivgenossenschaften zu grOnden 
und so die Trflger der ausfahrenden Ploduktionaarbeit zu MiÜ>e8itzeni 
der Betriebe zu machen, sie am Untemehmergewinn teilnehmen zu 
lassen und ihnen Gel^enheit zu geben, die Arbeitsbedingungen 
sdbst festzusetzen, hat etwas ungemein Bestechendes an sich. Nach- 
dem Ridiard Owen zu Anfang des 19. Jahrhunderts diese Idee zu- 
erst in größerem Umfange propagiert hatte, fand sie in der Folge 
in Deutschland neben Schultze-Delitzsch ttiren eifrigsten Förderer in 
Lassalle. Er erwartete von dieser Betriebsform selbst dann noch 
die Lösung eines Teiles der sozialen Frage, als die von ihm mit 
Hüfe Bismarcks und Staatsunterstatzung gegründete Produktiv- 
genossenschaft zugrunde gegangen war. Karl Marx dagegen stand 
der Idee von Anfang an skeptisch gegenüber, da er mit scharfem 
Blicke die Schwierigk^ten erkannte, die sich dem Bestehen solcher 
Untemctoien entgegenstellen. Und diese sind in der Tat recht be- 
deutend, wenigstens soweit reine Arbeiterproduktivgenossenschaften 
und solche Gewerbezweige in Betracht kommen, die ein großes 
Kapital erfordern: Das Mißtrauen der Arbeiter, die im Interesse ein- 
heitlicher Geschäftsführung auf die demokratische Verfassung ver- 
achten müssen, erschwert dem Vorstand die Leitung des Betriebes, 
zumal er doch wieder am letzten Ende der G«samtlieit der geschäfts- 
unkundigen Arbeiter unterstellt ist. Weiter macht die Kapitalbe- 
schaffung, die Regelung der Aufnahmebedingungen für neue Mit- 
glieder und die Verteilung des Gewinnes (ob nach der Kapitalbe- 
teiligung oder dem Wert der Leistung des einzelnen) große Schwierig- 
keiten und neben manchem anderen ist endlich zu bemerken, daß 
dem einzelnen in einer Produktivgenossenschaft die individuelle Ent- 
wickelungsmögUchkeit fast abgeschnitten ist 

Wenn daher trotz der ablehnenden Stellung von Marx die Idee 
der Arbeiterproduktivgenossenschaften noch in das »Eisenacher Pro- 
gramm« ttb ergegangen ist und sich selbst noch im »Gothaer Pro- 
^ Wuadat S. 99ff. 
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gramm« erhalten hat, so dürfen wir darin nicht eine allgemeine 
Sanktionierung diesves PVoUems erblicken, sondern nur eine Kon* 
Zession, welche die Marxianer den Anhängern Lassalles machten, um 
sie zum Anschluß an ihre Partei zu bewegen. Im »Erfurter Pro- 
gramm« der sozialdemokratischen Partei endlich hat man diesen Ge- 
danken völlig fallen gehissen. 

Nur in den Gewerkschaften hat man noch daran festgehalten, 
wohl weniger aus Überzeugung, als aus praktischen Gründen. Überall 
da, wo bei lange andauernden Streiks die Arbeitgeber Gelegenheit 
fanden, andere Arbeiter heranzuziehen und anzulernen, wurde eine 
große Anzahl der streikenden Arbeiter brotlos. Um nun diesen 
Arbeit zu beschaffen rcsp. um nicht dauernd die hohen Arbeitslosen- 
unterstützungen zahlen zu müssen, gründeten die Gewerkschaften in 
vielen Fällen Genossenschaftsfabriken. So sind auch in der Schuh- 
industrie alle Arbeiterproduktionsgenossenst^haften im Anschluß an 
Streiks oder Aussperrungen geschaffen worden. Solche (inindungen 
fanden statt: 1886 in Frankfurt a. M., 1890 in Erfurt, i8qi in Offen- 
bach und Barmstedt, 1892 in Stadtilm. 1894 in Burg und in Ham- 
burg und 1895 in Leonberg. Seitdem aber .scheint man von dieser 
Taktik abgekommen zu sein, wenigstens findet sich in dem (rewerk- 
.schattsmaterial, abgesehen von der Mitteilung des Kingehens <Mn(^r 
Genossensehaftsfabrik 1908 in Münchenweiler, keinerlfi Frwiihnung 
derartiger UnttTnehmungen. Die f^<^tri(^be gingen nämlich fast alle 
aus den bereits besprochene^n Gründen nach i — 2 jährigem Bestehen, 
häufig mit Hinterlassung großer Schulden, wifK:ler ein. 

Am längsten hat sich noch die Erfurter (xenossenschaftsfabrik 
gehalten. vSie wurde 1890, im Anschluß an den großen Erfurter 
Schuhmacherstreik mit einem Kapital von 100000 Mk.. in Anteil- 
scheinen aufgebracht, gegründet. Sie führte den Namen »F. Rahmig <S: Co., 
deutsche Schuhfabrik«. 1893 wurde ein eigenes (xebäude mit Dampf- 
kraft für 51700 Mk. angekauft und iHqs erreichte der Betrieb, der 
nach einer weiteren Namensänderung die Firma »Deutsche Schuh- 
fabrik, vormals Markus & Co., G. m, b. H.« führte, seine größte Aus- 
dehnung. Das Stammkapital war auf 300000 Mk. erhöht und es waren 
für den Absatz der Schuhwaren nach und nach i i Zweigniederlassungen 
erriclitet worden und zwar 2 in Ik-rlin und je eine in Frankfurt a. M., 
Köln, Hannover, Hamburg, München. Leipzig, Bremen. Dü.sseldorf 
und Stettin. Seit dieser Zeit aber ging es stetig rückwärts, die Ein- 
heitlichkeit der Geschäftsführung fehlte, die I )is7iplin locktTte sich, 
es wurden Löhne gezahlt, die in keinem Verhältnis zu den Preisen 
der Produkte standen usw. So kam es, daß das Unternehmen 
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mdir und mehr von einer großen Lederfirma abhängig wurde» die 
auch bereits zur Eifatfhung des Stammkapitals 1895 beigesteuert 
hatte. 1897 sdiieden Bock und Gebert, die frCkheren Leiter, aus» 
die Aibeiterantefle wurden ausgezahlt und am 3. Oktober 1900 wurde 
die GreseUschaft aufgelöst An ihre Stelle trat eine Aktiengesdl- 
sdiaft» die seitdem mit gutem Erfolge auf kapitalistisdber Basis be- 
trieben wird und in der die Arbeiter keine anderen Rechte als in 
anderen Schuhfabriken haben. 

FOr 1905 erwähnt die Genossensdiaftastatlstik^) 4 Schuhmacherei- 
Pkxxluktionsgenossenscliaften mit zusammen 159 Mitgliedern, über 
welche Näheres nicht zu ennittdn war; fOr die neuere Zeit fdilen 
amtlidie Angaben ganz. 

c) Die handwerksmäBige SchuhmachereL 

Die Lage des Schuhhandwerks ist, abgesehen von der Blüte- 
zeit des Handwerks im 13. Jahrhundert von jeher keine allzuglänzende 
gewesen, denn die Möglichkeit, mit geringem Kapital das (xcwerbe 
selbständig zu betreiben, hatte schon früh zu einer Überfüllung des 
Berufes geführt. Mit dem Fortfall der Zunftbeschränkungen durch 
Einfühnmg der Gewerbt^freiheit im ig. Jahrhundert v<Tgn)ßerte sich 
die Zahl der Selbständigen noch mehr und die Folge war eine 
weitere Verschlechterung der Lage des (iewerbes. Als endlich seit 
der Mitte der 80 er Jahre die mechanischen Schuhfabriken größere 
Bedeutung gewannen und zuerst die Fabrikation billiger Schuhe 
und schließlich auch die der besseren Ware an sich rissen, da war dem 
Handwerk völlig der Boden entzogen und es trat jenes Flend ein, 
das uns Schöne, Francke, Stein, Freiwald') und andere so drastisch 
vor Augen geführt haben. 

Am klarstem aber wohl sprechen die Zahlen Büchers, nach 
denen in Leipzig die Schuhmacherei von 17 Gewerbearten das 
niedrigste Einkommen zu verzeichnen hatten. 



Thiessen*) führt aus dieser Darstellung die folgenden Zahlen 
an: Von je 1000 Betriebsinhabern versteuerten ein Einkommen von: 



GdvttbMiti 


300—1250 


1250—3300 


3300—5400 


über 1^400 




Mark. 


Mark. 


Mark. 


Mark. 




7« 


384 


306 


«3« 




93 


586 


229 


92 




320 


61 


53 


14 




860 


128 


8 
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Petersilie, Mitteilungen zur preußischen GenossenscbafUi&taUslik 1905, Berlin 1907. 
<)Sidie LitentwSbeiiidit. 

*) Thidfen, BeiMfe war GcMliklite des lUndwafcs in Picataw TOUngai 1901» S. 87. 



Mit diesem Niedergangfe im engsten Zusammenhange steht der 
Umstand, daB infolge der geringen BeschAftigfung die AusbQdimg 
der Lehrlinge und GreseUen, ja auch die Leistungen der Meister 
dauernd schlechter wurden. 

Verschlimmert wird endlich dieser Zustand noch wesentlich 
dadurch, daß neuerdings, wie vielfach von den Meistern versichert 
wird, die große Mehrzahl der Lehrlinge aus minderwertigen 
Elementen besteht In den so entstehenden minderwertigen 
Leistungen liegt in neuerer Zeit eine der Hauptursachen des 
weiteren Verfalles des Schuhhandwerks, denn an sich ist das Hand- 
werk hinsichtlich hochwertiger Produkte noch durdiaus konkurrenz- 
fähig, da die hohen Kosten des Zwischenhandels, wie wir an anderer 
Stelle zeigften, den Vorteil der mechanischen Produktionsweise größten- 
teils wieder illusorisch machen. 

Ein Beweis für diese Ansicht ist auch der Umstand, daß in 
jeder Stadt eine kleine Anzahl von Meistern besteht, die infolge 
ihrer guten Leistungen in der Herstellung individuellen Schuhwerks 
vorzQgliche Greschafte machen. 

An der Lage des Handwerks hat leider die Handwerkemovelle 
von 1897 wenig geändert, und auch die sonstigen Bestrebungen der 
Regierung, Meisterkurse usw., können ja, so viel Gutes sie auch 
geschaffen haben, immer nur einem kleinen Teile der Handwerker 
zugute kommen. Endlich haben die Grenosaenschaften, in denen 
Scfaultze-Delitzsch die Rettung des Handwerks erblickte, ja an sich 
an manchen Stellen den Handwerkern die Konkurrenz mit der 
Fabrik erleichtert, aber dnmal kamen infolge gegenseitigen Miß- 
trauens, Konkurrenzneides und Interesselosigkeit nur wenige zustande 
und dann kamen die Vorteile dieser Untem^miungen doch in der 
Hauptsache nur den größeren Handwerksbetrieben zugute. 1905^) 
bestanden in Deutschland nur 67 Rohstoffgenoasenschaften der 
Schuhmacher mit 2156 Mitgliedern, eine Werkgenossensdiaft mit 
59 Mitgliedern und eine Magazingenossensdiaft mit 31 Mitgliedern. 
Zusammen also 2246 Betriebe sind derartigen Organisationen an- 
gesddossen, dne verschwindend kleine Zahl, zumal, wenn man dap 
mit die Gresamtzahl der kleinen Handwerksbetriebe (Alleinbetriebe 
und Betriebe mit i — 5 GreseUen) 1895 von rund 234000 veiigleicht 

Die Hauptarbeit, von der sich heute noch das Schuhhandwefk 
nährt, ist das Besohlen und Reparieren von Sdiuhen und selbst hier 
bedroht seit einiger Zeit das Auftauchen fabrikähnlicher Betriebe 
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diese letzte Erwerbsquelle des Handwerks. Mechanische Schnell- 
besohlanstalten, meist mit einer Nagel-, einer DurchnSh- und 
einigen Steppmaschinen, sowie einer kombinierten Fräse-, Polier- 
und Schleifmaschine ausgerastet, haben einen großen Teil der Arbeit 
an sich gerissen imd erschweren dem Handwerker durch die Schnellig- 
keit der AuafCkhrung die Konkurrenz*). 

So können wir uns in den Grofistadten die Erscheinung des 
Schubmacher-Portiers erklären, der neben seinem Handwerk sich 
noch nach einer anderen Erwerbsqudle umsehen muBte, um sein 
Leben fristen zu können. 

Alles in allem mOssen wir also, so pessimistisch das klingen 
mag, das Weiterbestehen des Schuhhandwerks in dem Umfange von 
1895 als unmöglich hinstellen, denn jene Zahl hochqualifizierter 
Meister, deren ExiatenzmögUchkeit wir nachwiesen, kann relativ nur 
selir klein sein, da die Nachfrage nach individuellem, hodiwertigem 
Schuhwerk an und fOr sich klein ist und der weitaus gröBte TeQ 
der Bevölkerung (es werden 80% geschätzt) billige Fabrikware be- 
nutzt Und selbst jenen wenigen tüchtigfen Meistern wird mit der 
Zeit die Existenz erschwert werden, da ^nmal die gute Fabrikware 
an Dauerhaftigkeit und Eleganz selbst der besten Handarbeit gleich- 
kommt und bereits heute einige Schuhgeschäfte dem Bedürfnis nach 
individueller Schuhware dadurch nachkommen, daB sie auf Wunsch 
dem Kunden von einem tQchttgen Meister maSnehmen und danach 
einen Leisten vorrichten lassen, nach dem dann leicht in der Fabrik 
ein genau passender Schuh angefertigt werden kann, der sich höch- 
stens um 50 Pfg. bis I Mk. teurer als ein nach NormalmaBen ge- 
fertigter Schuh stellt 



Es pbt aogu bereits Sdinellsohlereien, die mit Wagen in der Stadt vqNUitnr 
bedftiflige Sdmhe tniinflii wid ae dann den Bcaitaeni wieder ini Hans idiefffen. 



Schlußwort 



Wir haben in der vorliegenden Arbeit die (xoschichte und den 
heutigen Stand der deutschen Schuhgroßinchistric kennen gelernt 
und wollen uns nun noch zum Schlüsse fragen, welchen Weg diese 
Entwickelung in der Zukunft gehen wird. 

Auf den zu erwartendtni wc^iteren Rückgang, ja das (»ventuelle 
gänzliche Verschwinden der Retriebsform Handwerk haben wir 
bereits hingewiesen und müssen noch besonders feststellen, daß auch 
die Anfertigung von Schuhen für Krüppelfüße keine gr<')ßere An- 
zahl von Handwerkern ernähren kann, da der Bedarf gering ist und 
gerade diese langwierigen Arbeiten meist schlecht bezahlt werden. 

In der (xroßindustrie wird sich mehr und mehr das vStreben 
nach Spezialisierung respektive Vergrößerung der Produktion 
ganz l)estimmter Artikel bemerkbar machen, da so eine weitere 
Verbilligung der Produktionskosten erreicht werden kann. 

Für die Ei nbezi<'hu ng der Vorindustricn, Lederfabriken. 
Osenfabriken usw., in die Schuhgroßindustrie finden sich bis jetzt 
nur geringe ^Vnsätze und doch müssen wir diese weitere Entwicke- 
lungsmöglichkiiit erwähnen. 

Vor allem aber müssen wir darauf hinweisen, daß uns die 
nächsten 50 Jalire voraussichtlich einen schweren Konkurrenzkampf 
auf dem Inlandsmarkte bringen werden, der, wenn nicht schon 
früher, so doch sicher nach Unterlif\gen der kleineren Betriebe zu 
einer festen Kartellierung der größeren Fabriken führen wird. 
Ein solches Kartell würde nicht nur die Verkaufspreise auf einer 
angemessenen Hohe halten und günstige Verträgt* mit den Rohstoff- 
fabriken ermöglichen, sondern €»s würde auch imstande sein, die 
produktionsverbilligende SpeziaHsierung in vollkommenster Weise 
durchzuführen. 

Das würde natürhch nur durch Errichtung einer gemein- 
samen Verkaufszentrale zu erreichen sein. Diese müßte alle ein- 
gehenden Aufträge der Schuiiliändler in homogene Teilkommissionen 
zerlegen und diese den einzelnen Fabriken zuweisen, die nunmehr 
nur noch ein oder zwei bestimmte Spezialartikel mit äußerst niedrigen 
Produktionskosten herstellen. 
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Vorwort 



über wenig Wirtschaftsgebiete ist wohl so viel geschrieben als 
über die Straßenbahnen. Das liegt an dem persönlichen Interesse, 
das jetzt jeder Städter an der von ihm fast täglich benutzten Vcrkchrs- 
anstalt nimmt. Doch beschäftigen sich weitaus die meisten Abhand- 
lungen lediglich mit den Fragen tU s X'crkehrs, während man als 
wirtschaftlichen Erwerbszweig die Straßenbahnen sehr nebensächlich 
zu bdiand('ln pflegt. Etwa 80 Prozent des in Straßenbahnen an- 
gdegten Kapitals wird durch Gesellschaftsbetriebe repräsentiert, 
deren Daseinszweck doch in erster TJnie in den erwarteten Erträgen 
erblickt wird. Diese Seite, die kapitalistische, soll in der vorliegenden 
Abhandlung untersucht werden, die Gründung und Konzessionierung, 
das Kapital und die Erträge. Die Frage des kommunalen Betriebs 
und der Grad seiner Ausnutzung zug^nst^ der städtischen Finanzen 
fallen infolgedessen nicht in den Rahmen dieser Erörterung. Viel- 
mehr sind nur solche Aktion üjoscllschaften in Betracht gezogen, die 
als Hauptzweck den Straßenbahnbetrieb pflegen; daher bleiben erstens 
die ElektrizitatsgeseUschaften mit den ihnen gehörenden Straßenbahnen 
außer Ansatz, zweitens auch diejenigen Gresellschaften. deren Haupt- 
erwerb in der Abgabe elektrischen Stromes zu Licht- und Kraft- 
zwecken besteht. D<T Begriff der Straßenbahn ist gegenüber dem der 
nebcnbahnähnhchen Kleinbahn nur zu definieren durch die Art des 
Verkehrs, dem die Bahn dient (nicht aus der Betriebskraft oder aus 
der Benutzung öffentlicher Straßen). Demgemäß sind in diese Ab- 
handlung alle diejenigen Verkehrsanstalten als Straßenbahnen angesetzt, 
die entweder ausschließlich dem städtischen Personenverkehr dienen, 
oder wenigstens ein großes städtisches Zentrum aufweisen, das den 
Außenlinien Zweck und Richtung gibt Das Material für diese Ab- 
handlung wurde mir von den Archiven der Berliner Börse und der 
Xationalbank freundlichst zur Verfügung gestellt. Auch von Herrn 
Vellguth, dem Generalsekretär des Vereins deutscher Straßenbahn- 
und Kleinbalmverwaltungen, habe ich manchen dankenswerten Hin- 



weis erhalten. Zu bosonderem Dank halte ich mich meinem hoch- 
verehrten Lehrer, Herrn CTchcimen Hofrat Professor Dr. Pierstorf f, 
veq:)flichtet, nicht tuir für die jjüti^e Unterstützuni^ Ihm' dieser Arbeit, 
sondern auch für meine allgemeine wissenschaftliche Ausbildung. 



Nowawes b. Potsdam. 
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Einleitung. 



Seit der Mitte des 19. Jahrhunderts fOhrt der moderne Gtofi- 
betrieb an einer Stelle viele Menschen zusammen, die außerhalb ihres 
Berufs gar keine Berührung, vor allem keine Wohngemeinschaft 
haben, und zwingt sie zu einer bisher nicht üblichen Trennung von 
Wohnstatte und Arbeitsstätte. Die räunüiche Entfemimg wurde 
allmählich immer groBer, weil es angebracht erschien, die einzehien 
Ptoduktionsstätten näher aneinanderzulegen; jede neue Fabrik drängte 
die Arbeiter einer schon bestehenden aus deren Nähe. Diese Kon- 
zentration ganzer Industrie- und Handelsgebiete sowie der Wohn- 
stätten ergab für einen groflen Tefl der städtischen Bevölkerung die 
Notwendigkeit, täglich große, stetig wachsende Strecken zurückzu- 
legen. Da galt es vor allem, neben dem Privatfuhrwerk der ver- 
mögenden Bevölkerungskreise auch ein Massenbeförderungsmittel zu 
schaffen, das den breitesten Bevölkerungsschichten zugänglich war. 
Es zeigte sich, daß man die meisten Menschen bei relativ geringsten 
Kosten befördern konnte, wenn man die Wagen nicht auf Stein oder 
Erde laufen ließ, sondern auf Eisen- bezw. Stahlschienen; denn im 
letzteren Falle ist die Reibung der Räder bedeutend geringer; dies 
äußert sich in geringerer Beanspruchung der Zugkraft, bezw. in 
höherer Beförderungsmöglichkeit Am nächstliegendsten und ein- 
fadisten war es, diejenige Zugkraft zu benutzen, die man einzig im 
Straßenvokehr kannte, nämlidi das Pferd; und um Straßen verkelir 
handelte es sich, und es waren, wie gesagt, die Schienen nur ein 
Mittel, um die Reibung herabzusetzen: man setzte den altbekannten 
Omnibus nur auf dne besondere Unterlage. 

Diese Anlage mußte zwar erst durch den Wegeunterhaltungs- 
pflichtigen genehmigt werden, doch blieb die Vorstellung beim 
Publikum herrschend, daß es sich um etwas handle, das d^ 
Omnibus nahe st^e und nicht der Eisenbahn^). Der Nachteil der 
Einrichtung, die strengste Gebundenheit der Fahrlinie an das Gleis, 

Dagegen legte der Staat den Straßenbahnen bis 1892 ziemlich schwere Sicberheits- 
anSregda auf. Fflr den nwdumliichftn Antrieb der StraBenbahnen vaitn sie aber ein fiut 
nidit n flbenrlltigendes Hindeniis. 

Abhandlungen cL staataw. Seminars z. Jena, Bd. VII, Ueft 3. 

Herrn««, Fiuasianiag «ml RanUbliUtt d«ut»cfa<y SUaSaabahiMB. ^ 
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wurde anfangs nicht empfunden, da auch die Omnibusse ihre festen 
Linien fuhren. Frst viel später, als der übrige Verkehr in der 
Straße stark anschwoll, machte es sich unangenehm fühlbar, daß der 
Straßenbahn ein Ausweichen nicht möglich ist. Ende der 70er Jahre 
ven^rach man sich noch viel von dem Projekt, Räder und Schienen 
so einzurichten, daß die Wagen nach Belieben die Schienen verlassen 
konnten, um entgegenkommenden Wagen und sonstigen Verkehrs- 
hindernissen ausweichen zu können. Von diesen Hoffnungen war 
allerdings kaum noch etwas übrig geblieben. Ebenso ist der Ge- 
danke, daß jedem der Verkehr auf der Bahnanlagc mit eigenen 
Fahrzeugen gestattet sein sollte, nicht wesentlich über den Entwurf 
auf dem Papier hinwegkommen, — ein Gedanke, der auch schon bei 
Anlage der ersten Eisenbahnen auftauchte. 

Eine ganze Reihe Versuche hat man gemacht, die animalische 
Kraft im Straßenbetriebe durch mechanische zu ersetzen. Heißluft, 
Preßluft, Ammoniak und Federantriebe haben sich sehr bald als un- 
verwertbar gezeigt. Neben einigen ( iasmot<ir\vag(m waren eine An- 
zahl Dampftrambahnen (1883: 8 Anlagen mit 85,8 km Betriebslänge 
und 71 Lokomotiven*)) in Betrieb, (.iet^enw ärtivj' sind diese aber bis 
auf ganz wenige verdrängt durch die elckirisc he Antriebskraft. 

Die Finanzierung von Pferde- und Dainpftrambahncn in Deutsch- 
land ging vielfach durch ausländisches Kapital vor sich, besonders 
von belgischer und englischer Seite. Die beiden bedeutendsten bel- 
gischen Kleinhahn -Ges(^llschaften waren die compagnie generale de 
chcmiii de fer ec( imitjues und <V\v ( »impagnii» generale de fer secon- 
daires. Sie haben namentlich in Kheinland und Westfalen ihre Tätig- 
keit ausgeübt. Die formell selbsl.mdigen Pferdebahn-Aktiengesell- 
schaften in Frankfurt a. M., luinnen, Elberfeld, München, Düsseldorf, 
und Mannheini waren mit belgischem Kapital gegründet, das im ganzen 
auf etwa 30 Millionen Mk. geschätzt wird. Von den englischcMi de- 
sellschaften, dcTen /weck die Anlage von Straßenbahnen war, sind 
zu nennen: di(^ tramways Company of German v. weicht^ die Bahnen 
in Hannover und Dresden besaß, ferner die Gesellschaften in Leipzig, 
in Magdeburg, in Braunschweig und in Hamburg. 

Dagegen erfolg^te die Errichtung von elektrischen Bahnen aus- 
schließlich durch deutsche Kapitalisten und Techniker. 

Die erst(^ elektrische Bahn der Welt, die Siemens auf der Ber- 
Uner Ge Werbeausstellung 1879 vorführte, war eine Schmalspurbahn''). 

*) £. O. Schubarth, Ober Straßenbahnen, Berlin 1883. 

^ Hans Dominik, as J«hre etektittdie Trairtfott. Dlostrierte Zdtsduift für Klein- 

und Straßenbahnen. 1905. 



Die Schienen waren, ähnlich denen der Dampf ekenbahnen mit tigenem 
Bahnkörper, sogenannte Kopfschienen, anders als die jetzigen An- 
lagen, bd welchen meist RjUensdünen in das StraBenpflaster dnge- 
bettet sind. Die Schienen dienten als Rflddeitung fOr den elektri- 
schen Strom, der durdi eine dritte isolierte Mittelschiene herangefCÜirt 
wurde. Die Betrieb8q>annung betrug 1 50 Volt und die Greschwindig- 
keit 7 km pro Stunde. Der Motor entwickelte 3 PS. Er war fOr 
Gleichstrom eingerichtet und mit einem Trommelanker versehen. Da 
er sich nur in dner Richtung drehte, hatte Siemens zum Rfickwärts- 
fahren ein sinnreiches Gretriebe aus konischen Zahnrädern konstruiert 
Die fOr ehien ersten Versuch gewiß anerkennenswerten Erfolge 
fanden auch beim lahrenden Publikum ungeteilten BeifedL Aber 
gegen die Einrichtung soldier Bahn in Berlin fand dieses aeSbe 
Publikum, sobald es als Hausbesitzer, Magistrat usw. in Frage kam, 
eine ganze FOlle von Einwendungen. Deshalb ging Siemens mit 
weiteren Probestrecken nach außerhalb. So wurde in Licfaterfelde 
vom Bahnhof nach der Kadettenanstalt die erste elektrische Bahn 
fOr Dauerbetrieb und öffentlichen Grebrauch errichtet mit 2,5 km 
Länge. Hier wurde nicht durch dne dritte besondere Stromschiene 
der Strom zugeführt, sondern durch die rechte Laufschiene; die linke 
Laufschiene führte ihn wieder zurück. Das hatte durch die mangel- 
hafte Isolation, die die Erde bietet, besonders bei nassem Wetter, be- 
deutenden Stromverlust zur Folge. Schon hier findet man, daß der 
Motor zur Verlängerung seiner Lebensdauer nicht starr mit der Achse 
verbunden wurde, sondern in Federn aufgdiängt wurden weldie die 
schädlichen Stöße aufhoben. Diese Wagen faßten 25 Personen und 
erreichten die ansehnliche Geschwindigkeit von 40 km in der Stunde. 
Im gleichen Jahre führte Siemens eine elektrische Bahn auf der 
Pariser Weltausstellung aus. Dabei wurde Oberldtung angewandt, 
und zwar wurden dazu nicht, wie jetzt, ausgespannte Drähte benutzt, 
sondern geschlitzte Rohre^ in denen ein Kontaktstift vom Wagen 
nachgezogen wurde. Im nächsten Jahre wurden dafür Drähte ver- 
wandt, auf denen dn kidner Kontaktwagen lief. 

Für aUe diese ersten Anlagen kam die Frage der Rentabilität 
nicht oder nur wenig in Betracht, denn der Zweck dersdben lag für 
die Untemduner nicht im wirtscfaaftlidien Ertrage, sondern in der 
technisdien Erfahrung. Anderersdts waren auch die Anlagekosten 
anzusehen als Spesen für Propaganda, die naturgemäß durch ihren 
dgenen Betrid) fast nie die Kosten deckt 

Doch wurde jede Oberldtung von den Behörden verworfen, die 
sich gegen die geringste Änderung des Straßenbildes sträubten; daher 
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trat fOr lange Zeit ein Stillstand ein in der Entwicklung des äek- 
trischen StraBenbahnwesens. 

Zunächst versuchte man das heute g^anz aUgemdn durchgefOhrte 
Pdnzip der Oberleitung durch eine Rdhe von Mitteln zu umgehen, 
welche die Zustimmung der Behörden für die Anlegung von Straßen- 
bahnen verschaffen sollten. Die Mittel haben aber meist nicht einen, 
sondern mdirere Fehler von solcher Große» daß die Wirtschafdichkeit 
von vornherein in Frage gestdlt ist Mit Recht wurden diese Be- 
triebsarten als PoHzeikonstrulction bezeichnet 

Erstens ist der Aklnimulatorbetrieb zu erwähnen; hierbei fahrt 
jeder dnzelne Wagen seine Stromqudle mit, die bekanntlich aus 
einer Sekundarbatterie besteht Diese wird entweder auf einer Zen- 
trale gdaden (reiner Akkumulatorenbetrieb) oder während der Fahrt 
auf solchen Teilen der Strecke, die mit Oberleitung ausgestattet sind. 
Ihre Nadhteile bestehen i. in dem großen Grewidit, das die Wagen 
durch die schweren Bldplatten erhalten. Das erfordert einmal 
größeren Stromverbrauch zur Fortbewegung. Femer werden die 
Schienen und der gesamte Unterbau durch das größere Gewicht 
starker beansprucht und sind öfters zu erneuern. Schliettich ver- 
stärkt sich bei schwereren Wagen das Geräusch beim Fahren, ein 
Faktor, der im Verkehr der Großstadt von ziemlicher Bedeutung ist 
2. tritt bei der Empfindlichkeit der Akkumulatoren gegen Erschfltte- 
rungen lacht ein Versagen dn, der zuwdlen zu lang dauernden Ver- 
kehrsstörungen fahrt 5. erfordern die Akkumulatoren selbst häufig 
kostspielige Reparaturen. 4. verursacht die darin enthaltene Säure 
unter Umständen ätzende Dämpfe, die zu Belästigung der Fahrgräste 
und auch zu Sachbeschädigungen Veranlassung geben. 

Im allgemeinen kann man wohl sagen, daß der Akkumulatoren- 
betrieb der schlechteste aller in der Praxis verwandten Betriebs- 
arten ist. 

Femer kommen die beiden Arten der Unterleitung in Betracht 
durch die ebenfalls die das Straßenbikl beeinträchtigende Oberleitung 
vermieden wird. Zunächst das meist angewandte System des Schlitz- 
kanals: Hierboi ist die Leitung-, und zwar in der Reg^ sowohl Hin- 
ais auch Rückleitung, in einem im Straßenkörper ausgesparten Kanal 
untergebracht; dieser ist durch einen Schlitz von oben her für den 
Stromabnehmer zugänglich, der am Wag^ befestigt ist. 

Die Nachteile dieses Systems liegen zuerst in der Gr^ahr für den 
regelrechten Verkehr, daß bei stärkeren Niederschlägen im Kanal 
sich Wasser sammelt und Kurzschluß gibt. Durch mancherlei An- 
ordnungen ist es gelungen, diesen Nachteil bis zu einem gewissen 



Grade einzuschräiiken. Dagegen sind die Leitungen zur Reparatur 
und Kontrolle nur sehr sdiwer zugänglich. Auch die Konstruktion 
der Weichen und Kreuzungen macht Sdiwierigkeiten. Im Betriebe» 
der Ober- und Unterleitung verwendet, sind an jeder Übergangsstelle 
Leute zur Bedienung des unterirdisdien Stromabnehmers aufzustellen. 
Vor allem aber macht schon die erstmalige Herstellung der Anlage 
unverhältnismäßig hohe Kosten. 

Die andere Art der Untcrlcitiing ist das sogenannte Teilleiter- 
system. Es ermöglicht eine unsiclitbare Zuleitung ohne den Schlitz- 
kanal. Man sieht hierbei nur in ziemlich großen Zwischenräumen 
ins Straßenpflaster eingelassene Metallknöpfe. Erst wenn ein Wagen 
über einem solchen Knopf sich befindet, wird durch einen im Wagen 
befindlichen Elektromagneten ein unterirdischer Schalter ges( hlossc n 
und der Knopf mit der stromführenden Leitung verbunden. Durch 
eine lange Metallbürste oder -Kette, die über den Knopf schleift, 
wird dann der Strom dem Motor zugeführt Im Winter sind die 
Knöpfe allerdings der Gefahr des Verschneiens und Vereisens aus- 
gesetzt Auch ist dies relativ beste Verfahren in der Anlage immer 
noch viel teurer als die Oberleitung. 

Bei den vielfachen Mißerfolgen, die man bei Erstrebung der 
Konzession hatte, verfiel in Deutschland und damit in Europa dit; 
Arbeit an der Weiterentwicklung der elektrischen Straßenbahn. Da- 
gegen war man in Amerika eifrig an der Fortbildung tätig. Dort 
nahm man keinen Anstoß an der Dralitleitung. Durch den Ingenieur 
Sprague wurde die einfache Konstruktion der Stromabnehnierrolle 
und Stange erfunden, w<'lche in leichtester Weise von dem Fahr- 
draht den Strom herunterholt. Diesels sogenannte Trolleysystem 
w'urde erst im Jahre 189.} aus Amerika in Europa durch die Union 
Elektrizitäts-Gesellschaft eingeführt. 

Von dieser Zeit an führte man auf den meisten Stralienb. ihnen 
den elektrischen Betrieb ein, der heute der bei weitem \ orherrschende 
'IVpus unter den Antriebsinittelti geworden ist. Die Statistik der 
Zeitschrift für Kleinbahnen für das Jalir IQ07 ^) führt für das Deutsche 
Reich 189 Bclri»'be an, die den elektrischen Strom verwandten, 
während nur noch 22 Pferdebahnen und 14 Dampfbahnen existierten. 
Die meisten nicht elektrischen StraßtMibahnen haben nur eine Länge 
von 2 — 4 km. Femer ist davon gegenwärtig schon eine weitere 
elektrisiert 
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In einigen Zahlen sei kurz die Bedeutung dargestdlt, die das 
StrafienbalmweBen gegenwärtig eilangt hat: Es betrug 1907 
die Zahl der Stra0enbahnen 237*), 
ihre Länge 3850 km, 
Zahl der standig Beschäftigten 52790, 
Geleistet wurden 583,74 Millionen Wagen-km*), 
Befördert wurden 1936,19 Millionen Personen^, 
Anlagekapital 904,63 Millionen M. 

M Davon 48 in der Rheinprnvinz, je 25 ia Wesifalen und Biandenbuig, 21 im 
Königreich Sachsen, je 2 in Pommern imd Posen. 

^ Die d e p tadt« iraUiparigen QieiilMimen haben 1907 geleittet id. asjo IfDUoiieii 
PenoneBmg^nkaoiiMter ^ Je 3 Adukn^ und 13*1,9 IffilKonoi Penonen beMat. 



L Abschniti 



An der Anlage von Verkehnmitteln bezw. bei Verbeflsening 
der Verkehrstechnik durch Umwandlung in elektrischen Betrieb sind 
vier verschiedenartige Kreise interessiert Von jedem dieser Inter* 
essentengruppe kann die Initiative zu der Verbesserung ausgehen. 
Die erste Gruppe wird von den Leuten gebildet, denen an dem Be- 
stien der VerkehrsmOglichkdt selbst gel^[en ist Das heißt also 
Fahrgäste, Inhaber von benachbarten Wirtschaltsbetrieben und Cirund- 
stQcken. Sie kommen als Grrfinder von StrafSenbahnen gar nicht in 
Betracht*). Das liegt an der Zer^litterung des Interesses auf eine 
ung^eure grofie Zahl von Personen. Zweitens käme das Interesse 
von Betriebsuntemehmem in Betracht, also bei schon bestehenden 
Pferdebahnen der EigentOmer derselben. Doch das zur Umwandlung 
erforderliche Kapital war groA, noch herrsdite Unsicherheit in bezug 
auf die Erträge, lud zum TeSl war man auch ganz zufrieden mit den 
Dividenden, die man bisher verdient hatte; Deshalb scheuten sich 
die meisten Gesellschaften, den elektrischen Betrieb einzuführen. — 
Femer hatte die Öffentliche Körperschaft, auf deren Grebiet eine Bahn 
liegt oder gelegt werden soll, ein wesentliches Interesse am Bestdien 
derselben. Aber audi die Städte mochten sich mit der Anlegung 
von StraKenbahnen im aUgemdnen nicht befassen. Denn zu cdner 
Zeit, m der Staat und Provinz schon regen Antdl nahmen am Be- 
triebe bestimmter erwerbswirtschafdicher Unternehmungen, besonders 
an Verkehrsanstalten, steckte in vielen groitstädtiscfaen Kommunal- 
verwaltungen noch der Geist des Manchestertums» fOr den eine jede 
Untemdmiertätigkeit der Stadt undiskutabel war. 

So blieb in der Mehrzahl der Fälle das Feld frei für die Tätig- 
keit der vierten Gruppe, der Bauunternehmer. Jede Gelegenheit, 
eine StraBenbahn zu bauen, war für die elektrotechnische Industrie 
von eminenter Wichtigkeit Bei jedem Bahnbau, der meist von einer 

*) Dagegen bringen bei den nebenbahnähnlichen Kleinbahnen die >mnilchst Be- 
teiligten«, das sind diejenigen, die am Bestehen einer r^elmflßigcn und billigen Transport- 
gelegenheit für Gflter intereflaiert diid, ganz eilieblidic Kapitalien anf. (S. Sp. 34d der 
StBÜBtik fBr Kleinbahaen 1907.) 
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Firma im ganzen ausgefOhrt wurde, gab es fOr sie viel Arbeit und 
viel Gewinn. Und da die anderen Interessenten sich oft nicht an 
die Ausführung heranwagten, mußten die Elektrizitätsgesellschaften 
die Gründung und damit auch das Risiko übernehmen, wenn sie 6e- 
schäftig^g fOr ihre Fabriken haben wollten. In Anbetracht der 
groflen Wertmengen, welche die Bahnen in ihrem Kapital darstellen, 
waren naturgemäß nur die großen und kapitalkräftigen Elektrizitäts- 
geseUscfaaften in dar Lage, derartig umfangreiche Finanzaktionen 
durchzufahren. Jeder Bau auf Rechnung oder wenigstens mit dem 
Gelde der Elektrizitätsgesellschaft war ja stets gleichbedeutend mit 
der Umwandlung ihres eigenen umlaufenden Kapitals in stehendes. 
Besonders sieben GeseUscIiaf ten sind es, die an der Einrichtung von 
Straßenbahnen nebst Elektrizitätswerken beteiligt sind: Siemens & 
Halske, die Allgemdne Elektrizitätsgesellschaft, Schuckert, die Union 
Elektrizitätsgesdlschaft, Lahmeyer, Helios und Kummer. 

Aber auch für diese großen Gesellschaften wurde die Be> 
Schaffung der nötigen Mittel immer schwieriger, je weiter die Elek- 
triäerung fortscfaritt Die Mittel, die sie anwandten zur Fortsetzung 
ihrer Untemehmertätigk^t, sind wohl in der Industrie einzig da- 
stehend. Anfangs wurden die GrrOndungen und Finanzierungen vor- 
genommen in Verbindung mit Banken und anderen Finanzkräften. 
Ein Konsortium behielt die neue Unternehmung solange in Händen, 
bis sie reif war fOr den Kapitalmarkt, stieß dann die Aktien oder 
die AnteQe ab und löste sich auf. Später konnten und wollten die 
Banken den enormen Geldanforderungen, die ihre Mittel auf voraus- 
sichtlich immer längere Zeit in Anspruch nahmen, nicht mehr Ge- 
nüge lösten. 

Die Elektrizitätsgesellschaften schufen sich dann eigene Finanz- 
institute in den sogenannten Trusts^ welche die bankmäßige Ergän- 
zung zu ihrer Fabrikationstätigkeit bildeten, imd die in Deutschland 
meist als »Gesellschaft, Bank usw. für elektrische Untemdmiungen« 
bezeichnet sind. Sie sollten die Untemdmiungen der Elektrizitäts- 
gesellschaften vorbereiten und den letzteren vor allem das Beteiligungs- 
geschäft abnehmen. Andererseits hatte jede Elektrizitätsgesellschaft 
eine oder mehrere Betriebsgesellschaften, die bestimmt waren, die 
durchgcfilhrtcn Gründungen jenen wieder abzunehmen, soweit sie 
sich nicht auf dem allgemeinen Meurkt unterbringen ließen. Beide 
Arten von Trustgesellschaftcn haben das Gemeinsame, daß sie völlig 
abhängig von ihrer Elektrizitätsgesellschaft waren und blieben, 
bis die deutschen Städte mit Elektrizitätswerken und Straßenbahnen 
versorgt waren. Die Tätigkeitsgebiete der beiden Arten von Trusts 



gehen bei manchen ineinander Ober, ao daß eigentlicfa 3 Typen be- 
standen: 

1. Reine FinanzierungsgeseUschaften: 

Gesellschaft fOr elektrische Unternehmungen (Konzern der 

Union Elektrizitätsgesellschaft U. E. G.)^), 
A.-G. für elektrische Anlagen und Bahnen (Kummer), 
Bank fOr elektrische Unternehmungen, Zürich (A. E. G.), 
Schweizerische Gesellschaft fOr elektrische Industrie^ Basel 
(S. & H.), 

Elektrische Licht- und Kraftanh^en-Gesellschaft (S. & H.). 

2. Rdne Betriebsgesellschaften: 

Siemens elektrische Betriebe G. m. b. H. (S. & H.), 

Elektrizitätslieferungsgesellschaft (A. E. G.), 

Bayerische Elektrizitätswerke (Helios), 

Süddeutsche Elektrizitäts-A.-G. (Kummei), 

A.-G. Süddeutsche elektrische Lokalbahnen (Kummei), 

Elektrizitätswerke Betriebs-A.-G. (Kummer). 

3. Gemischte (Finanzienings- und Betriebs-)GeseUschaften: 
Kontinentale Gesellschaften für Unternehmungen, Nürn- 
berg (Sch.), 

Deutsche Gesellschaft für elektrisdie Untemdmiungen Frank- 
furt a. M. (Lahmeyer), 

A.-G. für Elektrizitätsanlagcn, Köln (Helios), 

Allgemeine Lokal- und Straftenbahn-Gresellsdiaft Beriui 
(A. E. G.), 

Elektra, Dresden (Sch.). 

Fe^rntT g't'ln ^ren zu munchc^m Konzern noch auslandisc-he Trust- 
gesellschaften, und so hatten die Fabrikationsges<'llschaften einen 
ganzen Stab um sich, der letzten Endes ledigHch dem Zwecke diente, 
diel" inaiizkraft des ZeiilrahiiUcrnehmens soviel als m(')glicli zu verstärken. 

Diese gewaltii^en Kapitalkräfte haben nun eigentlich im J.aufe 
von 6 Jaliren sämtliche deutschen Städte über 50000 Einwohner mit 
elektrischen Stralu nb.ihnen versehen, ferner viele kleinere und aus- 
ländische — abi^esehcn von der ebenso unifanL;r< !( hcn l'nternehmer- 
tätigkeit auf dem Gi'biete des Baues elektrischer Zentralen. 

Trotz der großen SymjKithie, der sich die sämtlic^hen deutschen 
Elektrizität&werte am Ende des Jalirhunderts erfreuten, ergaben sich 

^) Der Name der FabrOcatioiMgesellsduift bedeatet in simtUdien Gmppcn nur den 
betreffenden Konzern: S. & H.: Siemens & Halske; A. E. G.: Allgemeine Eldctristtts- 
geieUidinft; U. £. G. Unkm EtektrisllitiBeseUschaft; Sch.: Sdiiidcert. 



die grOBten Schwierigkdten, die in Straßenbahnen angelegten Kapi- 
talien bald wieder fireizubekonunen; das erkennt man am besten aus 
den zahlreichen verschiedenen Fonnen, unter denen ^e Finanzierung 
elektriacher Betriebe versucht werden mußte. Es ist schwer, diese 
nach gewissen Gesichtspunkten zusanunenzufassen; vielfach treten 
Übergangs- und Mischformen auf. Idi habe nach folgenden zwei 
Momenten zu (»dnen versucht: i. Auf wessen Rechnung wird die 
Bahn gebaut? 2. In wessen Eigentum ging die Bahn nach der Er- 
bauung über? Nach diesen beiden Fragen lassen sich folgende 
sieben Gruppen untersdieiden*): 

L Erbauung auf eigene Rechnung, Belassung im Besitz der 
Fabrikationsgesellscfaaft: 

Grofi-Lichterfelde 1881 S. & 

Hamm 1898 

Tttrkheim 1899 

Beriin — Hohen-SchOnhausen 1899 } ScIl, 
Regensburg 1900 
Nordhausen 1900 
Oberlandbahn Elberfeld — ^Remscheid 1900 U. £. G^ 
Trier 1898 — 1900 Helios, 

Überlandbahn Nieder-Sedlitz— Laubegast 1899 Kummer, 
n. Erbauung auf Rechnung der Fabrikationsgesellscfaaft, Über- 
tragung auf eine alliierte TrustgeseUsdiaft: 

Weimar .SsS/.»,, I ^ ^ 

Bonn I 900 I 
Labeck 1892 — 1894 
Danzig 1896 

Bromberg 1896 > A. E. G. 

Görlitz 1897 
Frankfurt a. O. 1898 
IIL Erbauung auf eigene Rechnung, Übergang auf eine zur 

Übernahme gegründete Akt-Ges.: 
Bochum — Gelsenkirchen 1 895/1 896 
Berlin— Pankow (Berl. elektr. Strb.) 1895 — 1899 
Überlandbahn Waldenburg i. Schi. (Niederschi. } S. & H. 

Elektr.- u. Kleinbahn-A.-G.) 1896—1898 
Hagen L W. 1894. 
Gera 1891/1892 

Plauen i. Vgld. 1893 } A. £. G., 
^Altenburg 1893 
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Zwickau 1893 
Augsbin^ 1896 
Wfirzburg 1899 

Elbing 1895 
Mdflen 1899 



SdL, 



A. E. G., 



Ju.E.G., 

Stralsund 1900 \ 
Überlandbahn Altona— Blankenese 1899/1900 ) 
Thom 1898/1899 (Felix Singer) Helios, 
Detmold (Lippescfae Elektrizität8-A.-G.) 1900 Kummer. 

rV. Errichtung auf Rechnung einer Finanz- oder Betriebs-Ges.; 
Hof i. B. 1899/1900 S. & H., 
Qiemnitz i. S. 1893 
Dortmund 1893 
Kiel 1896 
Duisburg 1897 
Hörder Kreisbahn seit 1898 
Ulm 1897 I 
Schandau 1898 | Sch., 

MühlhauBen i. Thür. 1898 ) 
Tilsit 1898/1899 Lahmeyer. 

V. Erbauung auf Rechnung einer Tnistgesellschaft, Abgabe der 
fertigen Bahn an eine neu gegründete A.-G.: 

Überhmdbahn im Kreise Solingen 1899 U. E. G., 
Landsberg a, \V. 1899 Helios. 

VL Erbauung auf Rechnung einer vom b^reffenden Konzern 
gegründeten Straßenbahn<-A.'G.: 

Barmer Bergbahn 1894 
Große Casseler Straßenbahn 1897 
Bemburg 1896 

Elektrische Straßenbahn Breslau 1891/ 1892 
Eisenach (das Eldctrizitätswerk wurde schon 
189X angelegt) 1897 

Erfurt 1893 

Grrofle Leipziger Stirb. 1895/1896 
Bannen — Elberfelder Stirb. 1896 
DQsseldorf — Duisburger Kleinbahn G. m. b. H. 

1899 

Westliche Berliner Vorortbahn 1899 
Südliche Berliner Vorortbahn 1899 
Ldpziger Außenbahn 1900 



S. & H., 



A. E. G., 



U. E. G-, 
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A. E. G., 



Seh-, 



Homburg v. d. H. 1898/ 1899 Lahmeyer, 

Danzig (Danzig — Neufahrwasser) 1899/ 1900 Kummer. 

Vn. Aufkauf der Aktien von Pferdebahnen; die Majorität der 
Generalversammlung bescfalieBt die Einführung des eldctri- 
schen Betriebes und die Ausführung wird der die Minorität 
bdierrschenden Elektrizitätsgesellschaft übertragen: 

Braunschweig 1896/1897 
Stettin 1897 
StraPibur^ 1895 
Karlsruhe 1895 

Stxaßt nbahnen im Saartal, (Überlandbahn) 

1 .Sij.S/ 1 89g 
ITcimburs^ — Altonacr Trambahn 1895 
Hamburi^ — Altonaer Zentralbahn(?) 1895 
Aachener Kleinbahn (stadtische Linien) 

1895 

Königsberger StralWnbahn 1899 
(irol^te Berliner Strabenbahn 1898 — 1902 
Aachener Kleinbahn (Landstrecken) 1897 
Ruhrort 1897 
Posen 1898 
Koblenz 1899 
Krefeld igoo 

Breslauer Straßen-Eisenbahn 1900 
Halberstadt iqoo Helios, 

Hirschberger Talbahn G. m. b. H. (Überlandbahn) 1899/1900 
Lahmeyer. 

Zu der letzten Gruppe gehört auch teilweise die Elektrisierung 
der Straßenbahnen in Magdeburg. Die Umwandlung wurde durch 
den Union -Konzern veranlaßt. Von den beiden in Magdeburg be- 
stehenden Gesellschaften wurde die eine aufgekauft, während man 
sich in der anderen, der MagdeburgiT Straßen-Eisenbahngesellschaft, 
einen maßgt^benden Einfluß verschaffte durch großen Aktienbesitz. 
Nun beschloß die Generalversammlung der letzteren Gesellschaft, das 
der Union gehörende Straßenbahn-Unternehmen anzukaufen und die 
Umwandlung beider Netze der Union zu übertragen. Ferner wurde 
auf Veranlassung einer Fabrikationsgesellschaft die Wrwendung der 
Elektrizität als Traktionsmittel auf der Stadtbahn Halle a. S. einge- 
führt Diese war städtischer Besitz und an einen Unternehmer ver- 
pachtet £in Konsortium unter Führung der A. £. G. trat in das 



U. E. G., 
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Pachtverhältnis ein und veranlaßte di(^ Kk^ktrisitTung. Noch gegen- 
wärtig ist das Unternehmen in den Händen des Konsortiums. 

Trotzdem ist noch nicht gesag"t, daß aHe in einer Czruppc ver- 
einigten Aktionen ganz gleich aussehen. Besonders die letzte (Truppe 
enthält manche Elektrisierungen, deren Aufträge leicht zu erlangen 
waren, und andere, welche bittere Kämpfe erforderten mit den alten 
Aktionären und mit Konkurrenten. Diese (iruppe ist außerdem 
schwer abzugrenzen gegen diejenigen Elektrisierungen, die ganz ohne 
BtHMnflussung und finanzielle Mitw'irkung" der Elektrizitätsgesell- 
schaften vor sich gingen; denn lediglich der B(\sitz an Aktien der 
Pferdebahnen, der sich im (}eschäftsberi(]it der Elektrizitätsgesell- 
schaften zeigt, läßt einen Rückschluß auf den eventuell ausgeübten 
Druck zu. 

Aus alledem folgt, daß in der Elektrisierung der meisten 
Straßenbahnen die umlaufenden Mittel der elektrotechnischen Fa- 
briken festgelegt wurden, und der Versuch, diese wieder freizu- 
machen durch Abstoßung der fertigten Anlagen oder der Aktien von 
selbst begründeten Gesellschaften, scheiterte oft wegen des Miß- 
trauens, das man vielfach noch gegen die Wirtschaftlichkeit des 
elektrischen Straßenbahnbetriebes hegte. So kamen besonders Siemens 
und Schuckert dazu, für die von ihnen errichteten Anlagen ein ge- 
wisses Minimum des Ertrages zu garantierten, unter Zusicherung eines 
Zuschusses bis zur Höhe einer vereinbarten Dividende. Diese Zu- 
schüsse bedeuten noch bis in die (xegenwart eine ziemliche Belastung 
für Fabriken*). In praxi läuft es auf das gleiche hinaus, wenn die 
Fabriken die verkauften Bahnen wieder pachten; dabei ist der Eigen- 
tümerin des Unternehmens ebenfalls ein fester Betrag sicher, und 
das Risiko trägt die pachtende Elektrizitätsgesellschaft. Doch ge- 
nießt in diesem Falle die letztere den Vorteil der Möglichkeit, auf 
die höchste Ökonomie im Betriebe hinzuwirken, die gerade in 
ihrem Interesse liegt. Dies Interesse fehlt aber bei der Eigentümerin, 
der nur eine bestimmte Dividende gairantiert ist. Die Möglichkeit, 
den Betrieb rationell zu gestallen, liej^t auch dann vor, wenn die 
FabrikationsgeselLschaft den Betrieb auf Rechnung der Eigentümerin 
führt. Gegenwärtig bestehen solche Beziehungen noch zwischen der 
Bochum — Gelsenk irchener und der Berliner elektrischen Straßenbalin 
und der Elektrizitätsgesellschiift von Siemens & Halske, ferner 
zwisch en der Würzburger Straßenbahn und Schuckert 

^) S. & H. hatten 1901/1902 1,25 Millionen Mark Zusdiüsae ta leisten. 
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Zur Anlage imd znni Betriebe von StralSenbahnen ist außer dem 
Kapital noch die Zustimmung des Staates bezw. der Stadt erforder- 
lich, und da die Elektrizitatsgesellachaften es oft sdu: eilig hatten mit 
der Anlage einer StraBenbahn, kamen die Gemeinden zu einer ganz 
anderen Konzessionierungspolitik, als die Kinase und Provinzen den 
nebenbahnflhnlicfaen Kleinbahnen gegenüber anwandten. Garantien 
oder Zuachflsse übernahm die Kommime niemals, doch 1^^ sie den 
Gesellschaften zum Teil redit drückende Bedingungen auf. Unter 
diesen sind folgende Punkte zu unterscheiden: 

1. Welchen Einfluß hat die Stadt auf die Linienföhning? 

2. Welchen Einfluß hat die Stadt auf den Tarif? 

3. Welche Abgaben sind an die Stadt zu Idsten und wonach 
werden sie bemessen? 

4. Welche Bestimmungen gelten für den Ablauf der Konzession? 
Einen Einfluß der Stadt auf die Linienführung findet man in 

einzelnen Fallen, z. B. kann Erfurt 3 km neue Linien von seiner 
Straßenbahn verlangen, in Halle muß die Straßenbahn auf Aufforde- 
rung der Stadt weitere 4 km bauen, wenn der anliegenden Grund- 
stücke bebaut sind, in Berlin sog^ 100 km. 

Für die Fahrprdse sind Höchstgrenzen in der Konzession fest- 
gesetzt, oder die Stadt hat den gesamten Tarif bezw. dessen Ände- 
rungen zu genelunigen. Auch ist sie zuweilen die erste Instanz in 
allen Tarif fragen, z. B. gegenwärtig in Leipzig '^l. 

Die Bestimmungen über die Abgabe bilden neben Punkt 4 den 
wichtigsten Vertragsbestandtdl; eine solche ist fast überall vor- 
handen; sie ist entweder fixiert oder an irgend eine Tatsache im 
Betriebe gebunden. Letzterenfalls sind sie danach zu scheiden, ob 
ein äußeriiches Merkmal (z. B. Gleislänge, Wagenzahl, Zahl der zu- 
rückgelegten Wagen-km, Zahl der beforderten Personen) die Be- 
messungsgrundlage bildet oder die finanziellen Ergebnisse. Diese 
sind die bei weitem überwiegenden. Sie wären wieder zu trennen, 
je nachdem sie von dem Bruttoertrage, den Fahrgeldeinnahmen, er- 



^) Näheres siehe tmten im Abschnitt Tarif. 
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hoben werden, oder vom Reingewinn. Beide sind meist progressiv; 
die Progression ist abhäng^ig entweder von der gleichen Bemessungs- 
g^ndlage, so daß bei steigender Einnahme auch der Abgabefuß sich 
steigert, oder er steigt mit der Zeit dos Betriebes (Magdeburg, Würz- 
burg, Leipzig, Zwickau, Danzig, Heilbronn) oder mit der Einnahme 
pro Wagenkilometer {Magdeburg, Bremern). Bi'i Abgaben, die nach 
dem Reingewinn bemessen werden, tritt auch dadurch eine Art 
Staffelung ein, daß man einen gewissen Betrag steuerfrei läßt (Königs- 
Berg, Ruhrort, Plauen, Stuttgart, Krefeld, 1 Tamburgor Straßonoisen- 
bahn, Berlin) und nur von dem darüber liinausreichenden Teil des 
Reingewinns oder clor Dividondo oino Abgabe orh<'bt. 

Als die gerechteste Form der Abgabe dürfto wohl diejenige 
anzusehen sein, die eine progressive Besteuerung des Reingewinns 
darstellt. Zweckmäßig ist auch die Besteuerung der Bruttoeinnahme, 
da ihre Erhobung verhältnismäßig einfach ist. Es ist dabei für die 
Gesellschaft auch nicht möglich, der Progression ohne eigenen 
Schaden auszuweichen, wie bei der progressiven Dividendenste'uer 
durch übermüßige Erweiterung des Aktienkapitals. Die von vorn- 
herein fixiorlon Abgaben können sich stets nur in bescheidenen 
Grenzen halten, weil sie sich absolut nicht dem Ertrage anzupassen 
vermögen. Nur schwer können dies diejenigen Abgaben, die sich 
nach der Wagonzahl oder Streckenlänge richten; hierin liegt viel- 
mehr oft ein indirekter Zwang unwirtschaftlich zu arbeiten. Ist z. B. 
die Wagenzahl 13emessungsgrundlag{\ so wird die (xesellschaft 
wenige, aber große, womöglich vierachsige Wagen zu benutzen 
trachten, die sich für die wenigsten Städte eignen. Die Strecken- 
abgabe kann ein Tlinderungsgrund sein, das Bahnnetz in der 
wünschenswerten Weise zu erweitern. 

Im allgemeinen sind die Sonderabgaben der Straßenbahnen 
durchaus günstig zu beurteilen; denn für das Monopol, das die 
Straßenbahn nun einmal haben muß, ist eine Extrasteuer durchaus 
angebracht. Ferner verursacht der Betrieb der Kommune meistens 
höhere Straßonunterhaltung.skosten und stört den übrigen Verkehr 
zuweilen in empfindlicher Weise. T3ies(! beiden Punkte werden indes 
teilweise se'hr bestritten. Die Gegner einer zu hohen, finanziellen 
Belastung der Straßenbahnen erklären, es begingen die konmiunalen 
Baudeputationen bei dit\ser Kostenabschätzung einen großen Fehler. 
Sie berechneten nur, um wieviel geringer die Abnutzung der Straßen 
sein würde, wenn die Straßenbahnen nicht wären, unterließen aber 
die dann notwendige erhebliche Steigerung der übrigen Verkehrs- 
mittel zu berücksichtigen. Droschken und Omnibus würden dann 
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eine noch höhere Zerstöninjr von Pflaster und Brücken herbeiführen. 
Erfahrungsgemäß benutzten vielmehr andere Fuhrwerke jetzt mit 
Vorliebe di»' trlattc Schieni-nbahn, so daß die Straßenbahnen im 
Gegenteil zur Entlastung der städtischen Straßenanlagen beitrügen. 
Die zeitweilige Störung des allgemeinen Verkehrs gleiche aber die 
Straßenbahn dadurch wieder aus. daß durch ihr prinzipielles Rechts- 
fahren auch alle andern l'\'ihrz(nige zu dieser nützlichen Sitte er- 
zogen würden. In einzelnen hallen dürfte jedenfalls die Höhe der Ab- 
gaben, welche die Städte den Straßenbahnen auflegten, nicht zu 
rechtfertigen sein. Zuweilen wird ganz der Eindruck erweckt, 
als verführe die Kommune nach dem Rezept mancher Sozialisten: 
Hohe Einkommen sind durch Besteuerung mTiglichst auf Normalmaß 
herabzusetzen. In Bn-rm ii und in Breslau wird die Abgabe« srh<)n 
in starkem MaJ'»e eine zwangsweise ( lewitmbeteiligung. In Bremen 
beträgt die Abgabe die Hälfte des Reingewinns, soweit er über 
des Aktienkapitales hinausgeht: eine Beteiligung des Staates Bremen 
zu zwei Dritteln des Überschusses tritt aber schon ein, wenn der 
Reingewinn 8®/o (d. h. die Hälfte der Dividende, etwa 6®/o) des An- 
lagekapitals beträgt. ( i(^mäß dem für die Jahre igof) 1907 geltenden 
Vertrage zwisch(Mi d{T Stadt Breslau und der Breslauer Straßen- 
Eisenbahn-Ciesellschaft entfiel von dem gesamten Jahresertrage (Be- 
triebsüberschuß) auf 

.Mark »/o 
Abgabe an die Stadt*) 17 1620 18,65 

Dividende 666250 72,36 

Zin.sen, Tantieme und Vortrag 82789 8,99 
Gesamter J^ihresertrag 920659 100,00 

Vom I. Januar 1908 ab galten andere Bestimmungen für diese 
Verteilung, denen zufolge die Verteilung des Jahresertrages von 
1908 in folgender Weise stattfand: 

Mark «/o 
Abgabe an die Stadt*) 4331 SS 50,00 

Dividende 390000 45-02 

Zins(Mi, Tantieme und Vortrag 43190 4,90 

Gesamter Jahresertrag 866378 100,00 

Als eine besondere Form der Extrabesteuerung muß man unter 
gewissen Umständen auch die Bestimmung des Vertrages ansdien» 
nach welcher die Straßenbahn ihren elektrischen Stnmi nur aus der 
städtischen Zentrale entnehmen darf; denn bd völliger Freiheit beider 

*) Aasschlieälicb aller Steuern. 
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Kontrahenten wäre oft wohl ein vid niedrigerer Satz für den Strom 
vereinbart worden; das Mehr» das die Stadt auf Grund Ihrer Ver> 
fOgungsgewalt aber die OffentUchen Wege erzielte^ muß als durch 
den Vertrag begründete Extraabgabe angesdien werden. lEs seien 
von solchen vertraglich festgelegten Prdaen^ folgende genannt: 

Gtofie Casaeler Straßenbahn : bis zu einer Abnahme von 
500000 Kilowattstunden 14 Pfg. pro KWSt., bei steigender Ab- 
nahme Ermäßigung bis zu 11,5 Ffg. 

Aachener Kleinbahn: 12 Pfg.*) pro KWSt 

Krefelder Straßenbahn: bis 800000 KWSt 13 Pfg., sinkend bis 
9^ Pfg. bei über 2 MOlicnen KWSt 

Bremen: bis 500000 KWSt 11 Pfg., sinkend bis 10 Pfg. 

Plauen: Us i MiUlon KWSt 6^« Pfg» die Abnahme über 
I Million wird mit 6 Pfg. berechnet 

WOrzburg: Selbstkosten mit einem Zuschlag von 20%. 

Brealauer Straßeneiaenbahn: Selbstkosten mit eanem Zuschlag 
von io*/o. 

In den meisten außeipreußischen Staaten, namentlich in Bayern 
und Sachsen werden die Klein- und Straßenbahnen den Eisenbahnen 
zugerechnet Die Anforderungen, die der Staat an diese stellt, 
werden für die Kleinbahnen ihrem Charakter entsprechend entweder 
allgemein durch Gesetz oder im einzelnen Falle durch die Konzesaion 
ermäßigt Preußen dagegen hat den Begriff der Kleinbahnen recht- 
lich von dem der Eisenbahnen getrennt, und zwar durch ein umfang- 
reidies Sondergesetz vom 28. Juli 1892. 

Gemäß der AusfOhrungsanweisung zu diesem Gesetz soll die 
Konzession an Privatunternehmer in der Regel nur auf beschrankte 
Zat erteilt werden. Offenbar war damit beabsichtigt, etwaige Schädi- 
gungen zu vermdden, die durch Konzessionierung auf unbeschränkte 
Zeit eintreten können. Daher sollte der Unternehmer darauf ange- 
wiesen sein, sich die Genehmigung nach bestimmter Zeit immer von 
neuem erteilen lassen zu müssen. Doch sollte diese Beschränkung 
nicht bedeuten, daß nach Ablauf dieser Zeit die Genehmigung der 
Gesellschaft versagt sd. Der Staat hatte weder damals noch hat er 
jetzt die Absicht die städtischen Verkehrsmittel in eigenen ^etrieb 

*) Dem gegenüber vermochte sich im eigenen Kraftwerk z. B. die Rheinische Bahn- 
gcscllschaft ihren Strom herzustellen: 1905 für 3,28 Pfg., 190b füt 3,57 Pfg., 1907 für 
4,15 Pfg. pro KWSt 

^ tfuk Fr. Bodenttadt, wUowirtsdiBltUdie Bcdentnag der Obetfaod- «od Sttdle- 
iMlnien, S. 42, zahlen andere Großabnehmer an du AadiCMr EkktiiiitStnreik mir 6 Flj|i, 
und auch daran wird die Stadt noch verdienen. 

Abbudloag«! d. ■taatew. Semnan 1. Jen«, Bd. VII, Heft j. ^ 
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zu nehmen. Dies bezidit sidi aber nur auf die vom Staate durch 
die zuständige Orts- oder Landeqmlizeibehörde zu erteilende Ge> 
nehmigung. Von dieser Konzession streng zu scheiden ist die Zu- 
stimmung der Stadt Der Staat genehmigt den Betrieb, die Stadt 
kann nur die Erlaubnis erteilen, ihre StraBen zu benutzen. Durch 
die Beding^gen, unter denen diese Erlaubnis von der Stadt erteilt 
wurde, ist die oben erwähnte Möglidikeit der Verlängerung der 
staatHchen Gendmiigung nun oft illusorisch gemacht Denn diese 
enthalten meist die Bestimmung, daß nach Ablauf der staatlidien 
Konzession die Straßenbahn od^ wesentliche Bestandteile derselbeii 
in das Eigentum der Stadt übergehen. Dies ist ohne Zweifel der 
wichtigste Bestandteil dieser Verträge. 

Dieser Punkt bestimmt zunächst die voraussichtliche Dauer des 
Betriebes durch die Gesellschaft Da die Zustimmung der Stadt auf 
die gleiche Zeit zu lauten pflegt wie die staatliche Gendmngung, 
gewinnt die staatliche Konzessionsdauer ein gewisses Interesse^). 
Die Verträge bestimmen entweder, daß die Bahnanlage, d. h. Ober- 
und Unterbau, in das Eigentum der Kommune übogehen soll und 
zwar bald mit Oberleitung, bald ohne diese; oder daß das ganze Unter- 
nehmen kosten- und lastenfrei übergehen soU. In l e t z t e r e m Falle 
sind zuweilen Grundstücke, Gebäude und Maschinenanlagen von dem 
unentgeltlichen Anheimfalle ausgeschlossen; deren Übergang in 
städtisches Besitztum ist dann an Zahlung eines Preises geknüpft, der 
entweaji* zu vereinbaren oder durch ein sachverständiges Schieds- 
gericht testzusetzen ist Femer finden sich aber auch Verträge, die 
einen un sntgeltlichen Übergang überhaupt nicht kennen, sondern nur 
ein Erwtrborecht der Stadt zu einem Preise, dessen Ermittdung 
meist nach einem vertraglich festgesetzten Verfahren vor dch zu 
gehen ha-. So ist in einfadieren Fällen der Buchw^ maßgebend, 
oder der Wert, den das Material beim Verkauf haben würde. Häufig 
ist ein Kipitalwert anzusetzen, der sich ergibt aus dem 20- oder 
25 fachen durchschnittlichen Reingewinn der letzten 5 Betriebsjahre ^ 

In den meisten Fällen erleidet die Gesellschaft am Ende ihrer 
Konzession mne wesentliche Vermögensminderung; da diese im vor- 

Die dannf besfl^idieii Zahlen dnd in Tabdle i mnmmengeitdlL 

*) Mit der Bestimmung des Vertrages, daß nach Ablauf der Konzessionsdaucr die 
Stadt als Wegf'Tintprhaltungspflichtige auch das Recht hat, Einstellung des Betriebes und 
die Entfernung von Schienen und Oherleitunj^ /n verlanj^en, braucht in der Tat wuhl nicht 
gerechnet zu werden. Und nur selten ist wohl gegenwärtig daran zu denken, daU eine 
Kommune «nf du Redit der ObenuiluDe Venidit leiften wird; denn sdbtt bei solchen 
Betrieben, die jetit eine mangelhafte Rentabilitit aufweisen, qwidit alles dafür, daB die Ge- 
meinden sie doch flbemehmen. 
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aus zu berechnen ist, muß jede Verwaltung eine jährlidie ent- 
sprechende Rücklage machen zu dem sogenannten Aktientilgungs- 
londs, um im Falle der Liquidation bei Ablauf der Genehmigung, 
durch den die Gesellschaft ihren Daseinszweck verliert, ihre Aktien 
mindestens zu pari zurückzahlen zu können. Solche Rücklagen er- 
folgen also lediglich wegen der unentgeltlichen Obergabe an die 
Stadt Sie sind gewissermaßen der in eine Rente verwandelte Wert 
dieser Vermögensbestandtdle^ der zwar bei Ablauf der Konzession in 
^nmaliger Lebtung an die Stadt übergeht, von dem aber in jedem 
Jahr ein Teil durch die Gresellschaft zurückzulegen ist Somit ist, 
volkswirtschaftlich betraditet, diese Rücklage zum Aktientilgungs- 
fonds neben die Gewinnbeteiligung und Abgaben an die Städte zu 
stellen, die jährlich gezahlt werden^). Also ist er von anderem 
Charakter als die Absdireibungen und Rücklagen zum Emeuerungs- 
fonds. 

Am bekanntesten ist dieser Vertragspunkt aus dem Kampf um 
die Grroße Berliner Straßenbahn geworden. Die wichtige Frage im 
Berliner Verkehrsleben ist die» ob das Strafienbahnnetz der Reichs- 
hauptstadt 1920 oder 1950 oder noch später aus den privaten Händen 
an die Kommune übergeht. Die verschiedenen Antw<Hrten auf 
diese Frage berufen sich alle auf den Wortlaut der Verträge, die 
im Jahre 1900 abgeschlossen wurden. 

Die Konzession zum Betriebe ist der Großen Berliner 
Straßenbahn-Gesellschaft, wie jeder anderen preußischen Straßenbahn, 
durch die Regierung arteilt — und zwar bb zum 31. Dezember 1949. 
Dagegen ist das Straßenbenutzungsrecht erlangt durch eine 
Reihe von Verträgen zwischen der GieseUsdiaft und den in Betracht 
kommenden Gemeinden, die alle im Laufe des Jahres 1900 abge- 
schlossen wurden. Jeder dieser Verträge gilt nur für das betreffende 
Gelnet bezw. für die Linien innerhalb deasellsen. So erlaubte die 
Gemeinde Berlin die Benutzung ihrer Straßen jedoch nur bis zum 
31. Dezember 1919; an diesem Tage ist der Bahnkörper unentgelt- 
licfa an die Stadt abzutreten. Li der Absicht der städtischen Ver- 
treter, welche damals den Vertrag abschlössen, lag es, auch den Über- 
gang des Betri^isrechts durch dieses Abkommen festzustellen. Doch 
steht hiervon nichts im Vertrage; darin ist nur der vermögensredit- 
liche Anspruch auf den Bahnkörper begründet Nach dem Wortlaut 
bleibt das Betriebsrecht bei der Gesellschaft für die Dauer der staat- 
lichen Konzesston. 



^ SMie Tabelle 4 II Sp. 9 und & 57. 

2* 
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Doch ist die Grenehmigung der Regierung durch eine Bedingung 
beaduränkt Die Straßenbahn ist nftmlich verpflichtet, »auf Erfordern 
der Grenehmigungsbehörde die Verlftngerung derjenige kleinbahn- 
gesetzlicfaen ZustimmungsecklAnuigen der zur Unterhaltung der mit» 
benutzten Straßen und Wege nach öffentUchem Recht Verpflichteten, 
die zur Zeit auf einen kOizeren Zätraum lauten, im W^ge der fireien 
Verdnbarung oder der kleinbahngesetzUcfaen Ergänzung rechtzeitig 
herbdzufOhren«. Der Weg der. freien Vereinbarung ist bei dem 
heißen Verlangen der Kommunen nach dem Besitz der Straßenbahn 
so gut wie ausgeschlossen, und so bleibt denn die durch das Klein- 
bahngesetz gegebene Möglichkeit, die widerstrebenden Wegeunter- 
haltungspflichtigen zur Zustimmung zu zwingen bezw. ihre mangelnde 
Einwilligung zu ergftnzen. Die kleinbahngesetzliche Ergänzung ent- 
spricht ganz der Enteignung fOr Eisenbahnzwecka Wie bei dieser 
der Staat eine zwangsweise Eigentumsflbertragung veranlaßt, so ver- 
schafft er im Ergänzungsverfahren die Erlaubnis, vorhandene Öffent- 
liche Wege für Klein- und Straßenbahnen zu benutzen, auch gegen 
den WDlen der StraßeneigentOmer. Das hat zu geschehen in letzter 
Instanz durch den Minister der öffentlichen Arbdten. Nun ist es 
aber — nach den AusfOhrungsanwdsungen zu § 7 des Kleinbahn- 
gesetzes — »ganz in das pflichtmäßige Ermessen der zuständigen 
Behörde gestellt«, ob äe die Ergänzung ausqyrecfaen wiU oder nicht«. 
Jedenfalls hat der Untemdmier keinen Rechtsanspruch auf die Er- 
gänzung. Falls also das Ministerium diese Ergänzung nicht voll- 
ziehen sollte, wäre dne wesentliche Bedingung der staatlichen Kon- 
zession nicht erfOllt, und das würde das Ende des Privatbetriebes 
bedeuten. Doch eben dieser wesentliche Punkt ist nodi in der 
Schwebe und damit die ganze Frage. Allerdings gibt obengenannte 
AusfOhrungsanwelsung einen gewissen Hinweis. Es hat sidi die 
Prüfung der zuständigen Behörde »auch darauf zu erstrecken, ob 
nach Lage des Falles ausreichender Anlaß vorliegt, zwangsweise in 
das Verfügungsrecht der Unterhaltungspflichtigen einzugreifen«. 
Also ist wohl in diesem Falle besonders zu entscheiden, ob das Ver- 
kehrsinteresse mdur bei der Aktiengesellschaft oder bei den Kom- 
munen gewahrt ist Unter gegenwärtigen Umständen dürfte die 
Aktiengesellschaft trotz aller Nachteile, die auch ihr Betrieb hat, 
weit dem kommunalen Betrieb vorzuziehen sein. Denn wenn jede 
V<utntgmeinde auf ihrem Gebiet Sonder -Verkelirqx)litik treibt, wie 
es jetzt sicher noch der Fall sein würde, dann wäre das Verkehrs- 
interesse des Wirtschaftskörpers Groß-Berlin so schlecht gewahrt als 
irgend möglich. Das sehen die Gemeinden auch ein, daß unter 



solchen Umstanden wohl die Ergänzung' zugunsten der Gresellschaft 
erteUt würde. Deshalb veihandelt man über die Gründung emes 
Verkehrsverbandes von GroB-Berlin, der als Einheit die Bahn über- 
nehmen imd den Verkehr nach einheitUcfaen Grundsätzen regeln soU. 
Bisher ist es noch nicht möglich gewesen, die in Betracht kommenden 
Gemeinden zu der nötigen Einhdtlidikeit und Geschlossenheit zu- 
sammenzubringen. Falls man dies aber fertig bringt, wird voraus- 
sichtlich die Entsdieidung zugunsten der Kommunen ausfallen. 

Die Momente, die man sonst bei Erörterung der Berliner Ver- 
kehisfrage in den Vordergrund schiebt, scheinen doch, trotz ihrer 
sonstigen Wichtigkeit, nur sekundärer Natur zu sein. Besonders 
wird auf die Tatsache hingewiesen, da£ bei Ablauf der Genehmigung 
mehrere Gemdnden, darunter Berlin, den Bahnköiper auf ihren 
Straßen unentgeltlich übemdmien können. Es handelt sich nur 
darum, wann dieser Übergang eintritt und allenfalls noch darum, ob 
bei der Ergänzung der Zustimmung die Gesellschaft die Stadt in bar 
entschädigen muß für den Wert des Bahnkörpers. 

Bei der Diskussion, der die Berliner Verkehrsfrage in der Presse 
unterzogen wird, werden auch stets die Fragen der Tariferhöhung 
und der geplanten Tunnelbauten mit erörtert Die Gesellschaft ist 
um Genehmigung ihres Planes eingekommen, durch unterirdische 
Verlegung des Bahnkörpers die Verkehrsnot in dem belebtesten 
Straßenzuge Beriins, d. i. die Potsdamer und Leipziger Straße, zu be- 
seitigen. Femer beabsichtigt sie^ im Zuge der Straße Unter den 
IJnden eine Unterpflasterlinie zu bauen und auch die Anlagen am 
Brandenburger Tor und am Opemplatz unterirdisch zu verlegen. 
Dieser an sich ganz richtige Gedanke wird vidf ach aogefdndet, denn 
man nimmt an, der Gresellscfaaft läge an der Verkdirsverbesserung 
nidits» vielmehr wolle sie auf Grund der hohen Baukosten dieser 
Tunnelanlagen (rund 80 Millionen) nur eine Verlängerung Ihrer Kon- 
zession auf 90 Jahre, sowie dne Tariferhöhung erziele Bisher haben 
die sämtüdien Gemeinden auf die Anfrage des Ministers ablehnend 
geantwortet, ob sie geneigt wären, den Antrag der Ghnoßen Berliner 
Straßenbahn anzunehmen. Die Entscheidung, ob diese mangdnde 
Zustimmung zu erglänzen ist, steht noch aus. Inwieweit die Tunnel- 
anlagen und die daraus resultierende Verbesserung des Verkehrs das 
Opfer dner solchen Konzessionsverlängerung wert sind, ist eine 
Streitfrage, in der sich die Parteien fast nur auf ziemlich willkürliche 
Schätzungen stützen. 

Dagegen muß einer Revidierung des Straßenbahntarife gerade 
für Berlin das Wort geredet werden: Die Forderung der Gerechtig- 



kdt des Tarifs, daß Leistung und Gegenleistung Äquivalent sein 
sollen» hat hier zu sehr zurücktreten mflssen hinter dem Interesse 
der möglichsten Einfachheit; Strecken von drei Stunden bezw. 21 km 
Lange dürften nicht für 10 Pfg. gefahren werden k<mnen. Zu be- 
rücl^chtigen ist übrigens, daß eine Reihe von Kommunen bei der 
Übernahme von Straßenbahnen zwar die allgemeinen Veckdurs- 
verhältnisse etwas verbesserten, aber dann sofort zu TariferhAhungen 
schritten. 



III. Abschnitt 



Bei der Betrachtung des Aktienkapitals, welches in Straßen- 
bahnen angdegt ist, ergibt sich folgendes Bild: 

Bis zum Anfang der neunziger Jahre wurde außer bei der 
kleinen Frankfurt — Offenbacher Straßenbahn noch von keiner Aktien- 
gesellschaft im regelmäßigen Straßenbahnbetriebe Elektrizität als 
Antriebskralt verwandt Bei Begründung dieser nicht elektrischen 
Bahnen waren bis zum i. Januar 1890 33517437 M. eingezahlt 
Zum Zweck der Erweitenmg haben die Unternehmungen um 
23305600 M. nom. ihr Aktienkapital erhöht Dieses Nominalkapital 
wurde indessen durch mehrere Sanierungen um 3570500 M. ver- 
ringert Am Anfang des Jahres 1890 war also ein Nominalkapital 
'^^^ 54752557 M. vorhanden; diesem stand als wirklich in die Unter- 
nehmung eingebracht ein Realkapital von 60178457 M. gegen- 
über; die Differenz schreibt sich einmal her aus oben erwähnter Re- 
duktion des Nominalkapitals, fem^ aus einer Zuzahlung, die durch 
die Königsberger Pferdeeisenbahn in Höhe von 305400 M. ein- 
gefordert wurde. Der wichtigste Faktor für diese Verschiedenheit von 
Realkapital und Nominalkapital ist jedoch der Agiogewinn, welcher 
bei Begebung neuer Aktien seitens der Gesellschaft dadurch gemacht 
wird, daß sie diese über pari ausgibt. Es erzi^ten die betreffenden 
Gesellschaften bis i8go einen Gewinn von 1550000 M. dadurch. 

Die Zeit seit 1 890 läßt sich für die Entwicklung der elektrischen 
Straßt^nbahnen in drei Teile zerlegen, deren Beziehung zur Bewegung 
der allgemeinen Konjunktur auf der Hand liegt Zunächst die Zeit bis 
I 8q5 — 1 896. welche ein(^ langsame, gleichmäßige Entwicklung darstellt, 
in der besonders die Elektroindustrie noch sehr mit der Ausbildung 
der Starkstromtechnik beschäftigt war. 

Bis zum Jahre 1890 ist die Entwicklung der nicht elektrischen 
Betriebe im wesentlichen abgeschlossen. Es werden in der Zeit bis 
1895 nur noch 4 derartige Straßenbahnen gegründet, von denen be- 
sonders die hannoversche aus dem Jahre 1892 mit 3 MiUionen und 
die Dresdener von 1894 mit 0,650 Millionen Gründungskapital Be- 
deutung haben. 
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Für die Erwi'itoriini^ von Pferdebahnen wurden ebenfalls nur 
noch in dieser ersten Periode Kapitalcrhöhungen vorcfenomnien und 
zwar im ganzen in der Höhe von 123 16000 M., woran die Große 
Berliner Straiicnbalm mit 4275000 M. beteiligt ist 

Da man anfangs in Fachkreisen, vor allem also in den Direk- 
tionen der bestehenden Pferdebahnen, dem neuen Traktionsmittel 
sehr skeptisch gegenüberstand, konnte der elektrische Betrieb nur 
schwer bei diesen Eingang finden. Auf 5 Bahnen wagte man den 
Versuch, wenn auch teilweise mit äußerst geringen Mitteln. Sie er- 
erhöhten ihr Aktienkapital zu diesem Zweck um 5275000 M,, davon 
entfielen 3 Millionen auf die Hamburger btraßeneisenbahn, 1,5 Mil- 
lionen auf die Straßenbahn Hannover. 

Viel leichter war es für die Elektrizitätsgesellschaften, ihre 
Fabrikate, d. h. Motorwagen, Dynamomaschinen, Leitungen usw. dort 
zur Anwendung zu bringen, wo noch gar keine Balm bestand. 
Indessen mußten sie hier selbst das Risiko der Gründung über- 
nehmen, indem sit' entweder die Bahn auf eigene Rechnung bauten 
und diese in eine später gegründete (Tcsellschaft einbrachten oder 
eine Gesellschaft gründeten, die der Gründerin dann die Bauausfühnmg 
übertrug; derartige (iründungen erfolgten dann auch öfter: 10 (xe- 
sellschaften wurden bis i8q5 zu dem Zweck errichtet, elektrische 
Bahnen zu betreiben, sie wurden mit rund 22 Millionen ausgestattet, 
von denen 12 Millionen auf die beiden Leipziger StraßenbahnuiUc-r- 
nehmungen fallen. In Anbetracht der geringen Zahl elektrisch be- 
triebener Straßenbahnen und der kurzen Zeit, während der diese 
Zugkraft in Anwendung war, erscheint es ganz erklärli( h, daß Er- 
weiterungen sokhi-r Betriebe v'on einem Umfange, daß das Aktien- 
kapital erhöht werden muß, in dieser ersten Periode verhältnismäßig 
selten sind: Erst im Jalire 1895 erhöht die Bremer (xesellschaft ihr 
Kapital um 300000 M. und die Allgemeine Lokal- und Straßenbahn 
um 2000000 M. Kapitalreduktionen sind nur erforderlich bei zwei Pferde- 
bahnen in Metz und in Aachen, erstere im Verhältnis 4:1, diese 4:3, wo- 
durch eine Verminderung desNoniinalkapitals um 700000 M. sich ergab. 

Somit beträgt die gesamte Vermehnmg des nominellen Aktien- 
kapitals in den einzelnen Jahren (diese und die folgenden Zahlen in 



tausend M.): 








1890 1891 1892 


1H93 


1894 


1895 


3545 3275 7650 


2200 


16471 


22050 


und der Bestand am Ende jeden 


Jahres: 






1890 1891 1892 


1893 


1894 


1895 


56297 59572 67222 


69422 


85893 


107 943. 
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Hingegen stellen sich die Beträge» w^che wirklich in die Unter- 
nehmung eingebracht werden, aus mehreren Gründen, wie oben er- 
wähnt, etwas anders als das nominelle Aktienkapital. Das ergibt 
also auch etwas veränderte Bestände des Realkapitals: 

Ende 1890 1891 1892 1893 1894 1895 
62223 65498 73148 75438 92519 1 15322. 

Der allgemeine wirtschaftliche Aufschwung der nächsten 5 Jahre 
1896 — 1900 rfihrt nicht zum geringsten TeSe her von der erstaun- 
lidien Entwicklung der elektrotedmischen Industrie, die ihrerseits 
wieder ihre Hauptbeschäftigung fand in der Errlditung von ddc- 
trischen Bahnen und Elektrizitätswerken. Das umlaufende Kapital 
der FabrikationsgeseUscliaften wurde zum stehenden der elektrisdien 
Betriebe. Die Bezahlung dieser Lieferungen erfolgte aber meist nicht 
in bar oder wenigstens in kurzfristigen Kreditpapieren, sondern oft 
mit groBen Beträgen von Obligationen und AJctien, und darin lag 
eine von den Ursachen der Verat^fung des Geldmarktes, welche die 
Krisis von 1900 herbeiführte. Es wurden von 1896 bis 1900 18 
Stra£enbahn-A.-G. gegründet, deren GrOndungakapital 45,27 Millionen 
betrug. Noch stärker sind solche Gesellschaften vertreten, die von 
Pferde», Dampf- usw. Betrieben übergingen zur Verwendung von 
Elektrizität als Zugkraft Denn jetzt lagen einerseits schon mehr Er- 
fahrungen vor, an die man glaubte sich halten zu können, anderer- 
seits trat ein Teil der Fabrikationsgesellschaften infolge des unter 
ihnen herrschenden Wettbewerbes an die StraBenbahnen mit günstigen 
Bedingungen heran, die die Elektrisierung vorteilhaft erscheinen 
ließen. 21 Unternehmen erhöhten zur Einführung des elektrischen 
Betriebes ihr Kapital und zwar um folgende Beträge: 

i8q6 1897 1898 1899 1900 
4400 4705 32078 4366 6650. 

Viele Untemehmungon haben nun zuerst nur auf einem Teil 
ihrer Linien den Versuch mit elektrischen Betrieben gemacht und 
erst nach Bewährung eine weitere Einfülirung durch stärkeren Aus- 
bau des Bahnnetzes vorgenommen. Für solche Erweiterungen wurden 
ebenfalls umfangreiche Kapitalerhohungen nötig, und es ergibt 
sich daraus ein Kapitalzugang während des erwähnten Zeitraums» 
wie folgt: 

1896 1897 1898 1899 1900 
1 1 200 2500 20500 45825 9275. 

Diese KapitalserhfthungiMi (^rfolgtcm in vielen Fällen derart, daß 
die Gesellschaften außer dem Nominalbetrage noch einen Agio- 
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gewinn erzielten, der im Durchschnitt folgenden B^ebungskursen ^) 
entqMrach: 

1896 1897 1898 1899 1900 
ii5»7 117.^ 109.4 iio.i 108,5%. 
Es lipgt an verschiedenen Umständen, daß diese Kurse geringer 
sind als bei den Emissionen aller Industrieaktien jener Zeit*). Zu- 
nädist sind die Erträge, besonders die Dividenden bei Verkehrs- 
Unternehmungen im Durchschnitt nicht so hoch als bei Fabrikations- 
betrieben. Infolgedessen ist auch der Kurs derartiger Werte im all- 
gemeinen niedriger als bei allen übrigen Industriepapieren; der Kurs 
wiederum bedingt die Höhe des Emissionsagios. Femer war aber 
des Vertrauen der Kapitalisten zu der dauernden Wirtschaftlichkeit 
der neuen Zugkraft weit weniger groß, als dit; Freude des fahrenden 
Publikums Ober die gesteigerte Geschwindigkeit Die Aussichten 
waren und sind stets viel schwieriger zu beurteüen, wenn man, wie 
bei der Elektrisierung von Straßenbahnen» zu einem ganz neuen 
System übergeht, bei dem die Grundlagen so völlig verändert sind, 
als wenn man etwa eine Fabrik vergrößert und damit in der alt- 
hergebrachten Fabrikationsweise einfach den T'^^mfang der Produktion 
vermehrt Bei Straßenbahnen hatte man bisher auf die Auswahl 
eines geeigneten Pferdematerials Gewicht gelegt, jetzt galt es die 
Brauchbarkeit von elektrischen Maschinen zu beurteilen; früher waren 
für die Erhaltung der Zugkraft die P*reise von Hafer und sonstigem 
Futtermaterial wesentlich, bei dem neuen System waren die Kohlen- 
und Kupferpreise von Wichtigkeit. Da ist es erklärlich, wenn die 
Kapitalisten sich nur selten bereit fanden, mehr als den Nominal- 
betrag für die neuen Aktien aufzuwenden. Die Ungewißheit der 
Wirtschaftlichkeit wurde noch verstärkt durch den Ausbau des 
Netzes, Auch dieser stellt nicht einfach ein erh(')htes Angebot für 
die vorhandene ungefähr bekannte Nachfrage dar, wie es bei Er- 
weiterung fabrikmäßiger Produktion meist der Fall ist, sondern er 
soll erst eine Nachfrage erwecken. So gaben denn die Verwaltungen 
durch einen relativ niedrigen Emissionskurs wenigstens den alten 

*) Ennittdt «ni dem VerhSltab der Summe der nntninrilm Kmfarionen nad der 
Summe der wirklichen Kapitalcrlöse. 

*) Der durchschnittliche Einissinnskurs von dentsdlCB Indostrieaktien Stdlt sidl, nadl 
dem deutschen Ökonomisten 1907 S. 23, wie folgt: 

1896 1897 1898 1899 1900 

136,1 166,7 167,7 »66.9 »55.« 
(Hierbei Ist m betfidcnditi}^ dafi in diesen Zahlen nodi der Emissioiisgewinn der 

vermittelnden Banken enthallai ist, der im allgemeinen S— 6*/^ betrigt; um Mvid weil%er 

also erhält die Untemehnmig wirklich eingfwhlt) 
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Aktionären Gelegenheit zu einem Ausgleich etwaiger Kursverluste. 
Soldie durch eventuell zurückgehende Erträge entstehenden Nach- 
teile wurden wieder aufgehoben durch Grewinne, die aus Verkauf 
oder Ausübung von Bezugsrechten hervorgingen*). 

Bei Kapitalserhöhungen die Aktien zu verhältnismäßig niedrigen 
Kursen zu begeben, dazu gibt oft auch ein Umstand Veranlassung, 
der den Straßenbahnen allein eigentümlich ist und in ihrem öffent- 
lich-rechtlichen Charakter beg^ndet liegt. Nur wenige Straflenbahn- 
Unternehmen sind ganz von Abgaben befreit, viele dagegen zahlen 
ganz bedeutende Summen an die Kommunen. Nun hat eine Reihe 
von Städten mit ihren Straßenbahngesellschaften ein Abkommen ge- 
troffen, nach welchem die Stadt an dem Reingewinn teil hat, soweit 
diese Dividende einen gewissen Satz übersteigt. Diesen Anteil 
mOdite die Gesellschaft der Stadt vorenthalten zugunsten der Ak- 
tionäre; sie sucht nun so viel als mögUch ihr Aktienkapital zu ver- 
wässern; sie gibt also soviel Aktien zu pari aus» daß der vertraghch 
festgesetzte Grenzbetrag der Dividende gerade erreicht und nicht 
überschritten wird*). 

Schließlich kann zuweilen noch folgendes die Ursache sein für 
die Begebung zu niedrigen Kursen: die Aktien der Trambahn be- 
finden sich zum großen Teil in der Hand einer Trustgesellschaft oder 
Fabrikationsgeseilschaft; diese leitet die Emission und übernimmt die 
neuen Aktien zu niedrigem Kurse, um durch einen höheren Emissions 
kurs für das Risiko einen nicht unbedeutenden Gründungagewinn 
zu erzielen. Aus gleichem Grunde übernahmen die Firmen, welche 
den Bau und die Ausrüstung für den elektrischen Betrieb ausführten, 

*) Als typisch für diesen Fall kann die Große Berliner Straßenbahn hervorgehoben 
werden. In den vier letzten Jahren des reinen Fferdebahnbetriebes, d. i. 1895 — 1898, gab 
sie tsVti 'S* Dividende; dementquedieiid war der Kn» an den betreffenden 

JahreaachlaMen 335, 352, 474, 344. Tkotsdem hat man im Jahre 1898, alt man nur Um- 
wandlting schritt und 22375000 M. aufnahm, den alten Aktkmlren die neoen Aktien m 
103 überlassen. Ebenso im Jahre 1898, an dessen Ende der Kurs immer noch 229 war. 
Als nun später die Dividende zurückging auf 11 "/o ini Jahre 1900 und 1901 — 1906 auf 
7Vt— 8*/|, da hatten die alten Aktionbe an üwen jungen Aktien llr den Vedwt, den de 
aa den alten eriitten, wenigttena teilweise eine Entadild^ang. 

*) Auch dies loOnnle bei der GroBen Bediner StraBenbahn der Grand gewesen sdn, 
dafi sie ihre Aktien zu pari ausgab. Sie hatte einen Vertrag mit der Stadt Berlin abge- 
schlossen, welcher fnl^jende Grundsätze für den auf die Stadt entfallonden Gewinnanteil auf- 
stellt: Die Straßenbahngesellschaft erhält auf das alte Aktienkapital von 22.875 Millionen 
12% Diiddeiid^ auf da» fkbrige 6o/q. Der Obersdinfi über diese Sunme kommt tat HUfle 
der Stadt und zur HiUte der Gesellschaft tu. In der Zeit von 1898— 1904 entstand ein 
weiterer Bedarf von 78,707 Millionen. Diesen Betrag konnte man beschaffen, einmal so, 
wie CS gesdidien ist. Die Gesellschaft gab 78,707 Millionen H. neue Aktien su pari ans. 
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einen Teil der Neuemisstonen an Zahlungsstatt, natürlich bedeutend 
unter dem Tageskurse, möglichst zu pari. In diesem Fall zahlt also 
der spätere Aktionär bei der Zeichnung relativ hohe Beträge, wäh- 
rend der Kapitalorlös für das Unternehmen verhältnismäßig gering' 
ist, und die Differenz dem Emittent^» als Zwischengewinn zufällt, 
Z. B. erhöhte die deutsche Straßenbahn-A.-G. in Dresden 1898 ihr 
Kapital um i Million, die zu pari begeben wurden an ein Kon- 
sortium, von wdöhem die Aktien zur öffentlichen Zeichnung zu 145 
aufgelegft wurden. 

Nachdem wir so die Kapitalserhöhungen betrachtet haben» 
wenden wir uns zu den Kapitalbewegungen von 1896 bis 1900. 
welche die Sanierung einer notleidenden Untemdimung zum Zweck 
haben. Auch in dieser Periode finden wir keinen elektrischen Be- 
trieb, der ein solches Radikalmittel gebraucht hätte. Dagegen sind 
drei nicht elektrische Bahnen daran beteiligt Die Königsberger 
Straßenbahn läßt im Jahre 1896 auf jede Aktie 40%, das sind im 
ganzen 212760 M. zuzahlen; die Aktien, deren Besitzer sich dazu 
nicht verstanden, wurden im Verhältnis 6 : i zusammengelegt; dadurch 
verringerte sich das nominelle Aktienkapital um 45500 M. Die 
Posener Straßenbahn reduzierte ihr Aktienkapital 1 897 um dio Hälfte, 
d. h. um 420000 M., und auch die Dessauer, die bis 1900 mit Cras 
betrieben war, beseitigte in diesem Jahre eine Unterbilanz durch Kon- 
version ihres Kapitals im Verhältnis 2:1, die das Nominalkapital um 
250000 M. verringerte. 

Im \vesentlich(MT ist mit dem Jahre iqoo die Versorgung deut- 
scher Städte mit Straßenbahnen vollendet. Was seitdem noch zu 
tun übrijr blieb an größeren Arbeiten für die elektrotechnisclie In- 
dustrie, das waren Erwciterunt^i-n des Bcilmnetzes in entlegenere 
Stadtteile, nach Vororten und nach Nachbarorten. Auch hier war 
oft für die Bauausfühnmg nicht das Interesse dvr Straßenbahngesell- 
schaft bezw. das Verkehrsbedürfnis maßgebend, sondmi der Mangel 

Sie hltte aber andi, da ihre Aktien damals Ober 400 standen, wohl mit Letditigkeit eine 
FjniMion m etwa «15 nnteibringen kflnnen; dann bitte sie mit nominal 35 Müliiwien die 

gleiche Summe erhalten. Die Gesellschaft wählte, vielleidit mit Rflckridit anf oben ge> 
nannten Vertraf;, den sonst seltneren Weg der PÄri-Emission. 

So blieben 1907 zu ungeteilter Verfü- Hätte sie 35 Millionen zu 225 emittiert, 

gung der Gesellschaft; 10 blieb ihr abgabefrei nur: 

ia% TOD rL 21^ Min. H s,57 MiU. la*/« id. 11^ HOL m 1,57 MüL 

+ n n 78»7 = 4.68 ,. + 6% „ „ 35,0 a.io 

bn pmaen 7,15 BliU. bn guucn 4,67 HOL 

Die Differenz von 3,58 IfÜlionen Itftte abo die GcMÜadi^ mit der Stftdt 
falls teilen müssen. 
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an Aufträgen für die £lektnzitätsgesellschaften, bei denen es sich 
recht fühlbar machte, daß mit der Wende des Jahrhunderts die deut- 
schen Städte ziemlich vollständig mit Straßenbahnen und Elektrizitäts- 
werken versehen waren. 

Von den Unternehmungen, die als Hauptsache den Straßenbahn- 
betrieb pflegen, ging die Straßenbahn Metz zum elektrischen Betriebe 
Aber unter Erhöhung ihres Aktienkapitals um 1,856 Millionen und 
zwar im Jahre 1902. Femer taten dies noch Heidelberg und Rostock, 
aber ohne Veränderung des Aktienkapitals. 

Größere Kapitalserhöhungen bei Ausbau des Bahnnetzes nahm 
eigentlich nur noch die Große Berliner Straßenbahn vor. Sic emit- 
tierte 1901 17,160 und 1904 14*297 Millionen neue Aktien, die, wie 
erwähnt, wieder zu pari begeben wurden. Sonstige Aktienemissionen 
zu Erweiterungszwecken erfolgten: (Millionen M.) 

1901 1902 1903 1904 1905 1906 1907 
— 4,000 4,300 4,422 1,500 1,230 5.000. 

Das sind, verglichen mit den vorangehenden $ Jahren recht 
geringe Beträge. 

Unter den Gesellschaften, die zu Sanierungen schreiten mußten, 
befindet sich auch diesmal die Königsberger Straßenbahn, jetzt als 
elektrische Bahn. Sie reduziert ihr Kapital um 523000 M., d. h. im 
Verhältnis 4:1, und läßt sich 780900 M. zuzahlen, also 30% pro 
Aktie. In gleicher Lage ist die Straßenbahn in Plauen, die 213300 M. 
zugezahlt erhält. Ferner legt die Bamberger Straßenbahn ihre Aktien 
zusammen im Verhältnis 11:9. In etwas glücklicherer Lage befanden 
sich dit' Aktionäre der Thorner StraJ!^enbahn. Sie konnte eine Unter- 
bilanz dadurch decken, daß sie einen Teil der Aktien, der sich noch 
in Händen der Union Elelektrizitätsgesellschaft befand, zurückkaufte 
zu 40^0; das ergab einen Buchgewinn von 60" d. h. 180000 M., 
welcher zur Deckung des Defizits verwandt wurd(\ 

Dagegen ist diese Periode charakterisic^rt durch den Beginn der 
»Ubergänge an cli<^ (iemeinde«; ein Schicksal, das im Laufe des 
nächsten halbem Jahrhunderts so ziemlich allen Straßenbalm - Aktien- 
g(\sellsrhafttm ben orstt^hcn w ird. Die ersten Gesellschaften, die dieser- 
halb zur Liquidation schritte^!, waren die Straßt'nbahn in Metz und 
in Karlsruhe. Beide waren in der Lage, ihr Unternehmen 1903 ihrer 
Stadt verkaufen und bei der Auflösung ihren Aktionären 162,0 bezw. 
1 62,50 "/o P^^^ Aktie zurückziihlen zu können; dadurch wurden 
5921000 M. frei. In weniger günstiger Lage war die Frankfurt — 
Offenbacher Trambalin-GescUschaft, die 1904 nur 99,50 ®/q ausschütten 
konnte. Dagegen erzielten die beiden Straßenbahn -Aktiengesell- 



Schäften in Dresden Verkaufskurse von 185 bezw. 167, denen ein 
GesamQpreis von 32220000 M. entsprach. Dieser wurde allerdings 
zum grOAten Teil in sächsischer Rente bezw. Dresdener Stadtanloihe 
gezahlt. Neuerdings sind wi(xler seitens der Stadt Berlin mehrfache 
Verhandlungen geführt, die Große Berliner Straßenbahn zu erwerben. 
Diese Verhandlungen zerschlugen sich zwar noch, weil die Anschau- 
ungen über den Wert des Unternehmens auf beiden Seiten noch zu 
verschieden waren ^); indessen wird bei beiden Parteien der Wunsch 
einer Einigung vermutet, der wohl doch noch zum Ziele führen wird. 

Wenn wir also die Hauptposten der Kapitalbewegxing zu- 
sammenfassen, so ergibt sich für die Straßenbahn-Aktiengesellschaften 
folgendes Bild: 

Bestände des Aktienkapitals: 

Ende 1890 1895 *900 1907 

56,297 107,943 292,996 323,556 Millionen M. 

Zugänge: 

1890— 1895 — 1900 iqoo — 1907 
51,646 185,053 30,560 Millionen M. 

Oft genug aber reichte der Betrag, der durch Emission von 
Aktien einging, nicht hin. um die beabsichtigten Pläne auszuführen; 
oder man hielt es bei hohen Dividenden für vorteilhafter, an Stelle 
von neuen Aktien, die am Gewinn hätten teilhaben wollen, fest ver- 
zinsliche Anleihen aufzunehmen; schließlich war für Gc^sellschaften mit 
zweifelhafter Rentabilität die feste Verzinsung der Anleihe zuweilen 
das einzif^rc Mittel, größere Summen heranzuziehen. Zumal der Be- 
trieb von Verkrhrsunternehmen, wie die Straßenbalin, bietet die beste 
Möglichkeit, mit größeren Mengen Schuldkapitals zu arbeiten, weil 
die gleichmäßigsten Erträge erwartet werden können. Es werden in 
dies<T Weise die Schwankunge n, welche sich im Ertrage zeigen, auf 
einen kleineren Teil der gesamten arbeitenden Kapitalien abgeschoben. 
Je geringer die wahrscheinlichen Schwankungen sind, desto kleiner 

*) Die vendüedaie WeiHdiltniig idiTeibt nch her am dem oben bespiodieneii 
Konaemontvertrage. Knn g^ftJk glaubt die Stidt Beriin ehi Heiiii&llndtt aaf die GioSe 

Berliner Straßenbahn im Jahre 1919 zu haben, dagfgen ist die Verwaltung der Ansicht, 
daß sich ,ius dem Vertrag nur rin Rt'cht der St.idt .nif den B.ihnk< iqit r herleiten lasse, daß 
dagegen das Reclu, eine Stn-Uienbahn zu betreiben, der Gesellschaft bis 1949 zustehe, und 
daß sich die Ejrlaubois dazu von der Stadt durch das Ergänzungsverfahren erzwirtgen ließe. 
Der Stadt ad in diesem Falle nur eine £atschad%ung für ihr Recht auf den BahnkOiper 
zu zahlen, die von seilen der Getdlsdiaft auf etwa 38 Millionen veranachh^ wird. Die 
Entscheidung liegt, wie ausgeführt, bei der Ministcrialbebörde, wcidie die Erg^znqg sa 
vollziehen hat; vnn deren Urteil hingt demnach auch der gcy a w l rti ge Wert der Gto£ea 
Berliner Straßenbahn ab. 
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kann natürlich dieser risikotragende Teil sein, bezw. um so größer 
die Schulden. 

An den Anleihen interessiert in erster Linie der Zinsfuß. Man 
bemerkt, daß im Anfang der Zinsfuß nicht in dem Maße einer ein- 
heitlichen Höhe zustrebt wie in den letzten 6 — 8 Jahren. Wir finden 
aus dem Jahre 1885 eine Anleihe der Straßburger Straßenbahn zu 3®/,^ 
während ein Jahr vorher die Magdeburger Straßenbahn und zwei 
Jahre später die Coblenzer Straßenbahn eine 5®/oige Schuld kontra- 
hierten. Im Jahre 1895 wurde für Preußen die grundbuchliche 
Belastung von Bahneinheiten gesetzlich geregelt. Durch diese feste 
Rechtsg^ndiage wurde auch größere Sicherheit für die Gläubiger 
geschaffen, und so finden wir nach dieser Zeit einen einheitlichen 
Zinsfuß von zunächst 4 ®/o. Bei der Emission von Anleihen ergibt 
sich für die TTntcrn(>hmung häufig ein Disagio, entwf^der durch 
Emission unter pari oder durch die Verpflichtung, die Obligationen 
über pari auszulosen. Der Übhgationär muß ebenso wie die Gesell- 
schaft diese » Prämie < , die bei der Auslosung gezahlt wird, zu den 
Zinsen schlagen. Werden also 4®/o Obligationen, die zu 100 aus- 
gegeben wurden, zu 105 zurückgezahlt und tritt dieser Fall nach 
20 Jahren ein, so läßt sich dies so ansehen, als seien 4^/4 "/o gezahlt 
worden. Die Unternehmung k(Mint die Zahl der jährlich auszulosenden 
Obligationen, für die sie die Prämie aufzubringen hat; sie kann in- 
folgedessen den Betrag, den sie gewissermaßen als Zus(^hlag zu den 
Zinsen zahlen muß, vorher berechnen. Da man den Zinsfuß nach 
ganzen und halben Prozenten normiert und von dieser Nonnirrung 
nicht gerne durch Zutügung von ^j^, ^/g oder ^/^q Prozenten abweicht, 
so bildet die Prämie ein bequemes Mittel, um solche Spannungen von 
halben ProztMit(Mi zu überbrücken. So kann also eine Gest^llschaft, 
die zu 4^ 0 keine Anleihe unterbringen kann, 4\'9^jo aber nicht geben 
will, durch eine Prämie von 5 also durch Rückzahlung zu 105, 
die sich auf 30 Jahre gleichmäßig verteilt, den Zinsfuß auf tatsächlich 
4^/3 **/o ^«"tzcn, bei dem sich vielleicht genügend AbnehuK-r finden. 
Es ist also auch der Kurs, zu dem die Anleihe rückzahlbar ist, mit 
zu beachten. 

Von besonderem Interesse ist in dieser Hinsicht die Zeit um igoo. 
Seit i8q6 hatte sich als regelmäßiger Zinsfuß 4^0 herausgebildet, 
während 4^2% große Ausnahme bildete; es wurden emittiert 
(Millionen M.): 

i8q6 1897 1898 1900 

4% ■• 17.975 9.^00 2,000 11,400 
4Vi% • — 0,450 — 0,550 



^ lyu.^ud by Google 



— sa- 



lin Jahre 1900 dagegen ist es mit der 4®/0igen Anleihe auf 
einmal zu Ende; die sämtlichen Obligationen sind nur zu 4^/,°/» 
unterzubringen, und das sind 30,775 Millionen. Dieses schroffe Steigen 
des Zinsfußes, der mancherlei Ursachen hat. ist doch insofern nicht 
^ ganz so stark, weil ein bedeut(^nd(\s Sinken der Rückzahlungsprämie 
zu verzeichnen ist. Sie betrug bisher 3, 3*/^, ;^^!^, einmal sogar 7%, 
während auf die Anleihen von 1900 neben ihren 4*/, */o Zinsen nur 
unbedeutende (*/^ — i ®/q) oder gar keine Prämien zu zahlen waren. 
Für die Anleihen der nächsten Jahre, soweit sie zu 4 ®/o untergebracht 
wurden, traten aber wieder bedeutende Differenzen zwischen Aus- 
gabekurs und Zahlungskurs auf. 

Ks ist nun zu berücksichtigen, daß der Bestand noch nicht aus 
der Summe aller vorangegangenen Emissionen an Anleihen sich ergibt. 
Vielmehr ist dieser stets kleiner, weil ein Teil der »Schuld bald nach 
Aufnahme wieder getilgt wird entweder durch Auslosung oder durch 
Totalkündigung und Totalrückzahlung. Die Entwicklung der fun- 
dierten Schulden wurde in folirender Weise ermittelt: 

Für die Jahre 1896, igoo und 1906 sind die tatsächlich bestehen- 
den Anleiheschulden festgestellt. Sie betragen 1896 : 68,956 Millionen, 
1900: 140,904 Millionen und 1906: 152,008 Millionen. Für die übrigen 
Jahre sind zu dem durch die voraufgegangene Zählung ermittelten 
Betrage die Emissionen, die inzwischen erfolgten, hinzugezählt Die 
sich so ergebende Summe ist stets zu hoch, wie erwähnt, weil in 
jedem Jahre Rückzahlungen erfolgen, welche die gesamte Summe 
verkleinern. Die Gesamtheit der Abweichungen, die hierdurch ent- 
stehen, zeigt sich bei der nächsten Zählung. In unserem Falle ist 
sie besonders stark in der letzten Periode von 1900 — 1907. Die 
Ursache liegt in den mehrfach notwendigen Totalrückzalilungcn bei 
Liquidation von solchen Unternehmungen, deren Betrieb an die 
Kommunen überging. Daß der behler auch vergrößert wird durch 
das Steigern des ( lesamtbctragrs der AnkMhen, sowie durch längere 
Zeitäume zwischen je zwei Zähkmgen Hegt auf der Hand. Das erste 
Moment wirkt mit in dem F(>hler, der sich für 1906 ergibt, das zweite 
in dem für 1896; denn in letzterem Falle haben z. B. Auslosungen 
während einer Reihe von 16 Jahren stattgefunden, die natürlich den 
Gesamtbestand von Anleihen wesentlich verringern. 

Unter Berücksichtigung dieser Auslosungen und sonstiger Rück- 
zahlungen läßt sich folgende Entwicklung des Gesamtbetrages an 
Anleiheschulden annehmen (Millionen M.): 

Ende 1891 1892 1893 1894 1895 1896 
11,5 19,0 27,2 46,1 48,0 69,0 



— 33 — 



Ende 1897 
77.8 



1898 
973 



1899 
II 1.8 



1900 
140,9 



1901 
150,0 



1902 
160,0 



Ende 1903 1904 1905 1906 1907 
»56,9 «573 15«.« "5«tO 151,2 
Au£er den festverzinsUdieii, von sdten des Gläubigers unkOnd- 
baren Anleihen kann sich ein Unternehmen auch durch sogenannte 
achwebende Schulden Greld beschaffen, zumal fttr Zwecke^ die das 
Geld nach kürzerer Zeit wieder frei werden lassen. IMese Axt der 
Kreditnahme ist für industridle, besonders aber fOr Handelsbetriebe 
weit wichtiger als für Transportunternehmen. Denn bd diesen ist 
das umlaufende Kapital nur ein ganz geringer Teil des gesamten 
Kajntals, und gerade für die Beschaffung des umlaufenden Kapitals 
ist die schwebende Schuld geeignet. Man könnte den von Wagner 
und Schaffle eigentlich nur für die Banken aufgestellten Satz dahin 
erweitem, daß jedes Unternehmen seine Kredite zu wählen bat nach 
der Liquidität seiner Anlage. Die Art der Beschaffung ist entweder 
der Kontokorrent-Kredit, der von Banken eingeräumt wird, oder 
Wechselkredit von seiten der Lieferanten. In geringem Umfange 
treten dazu noch Kautionen und Spareinlagen der Angestellten. 
Die Eingänge dieser Beträfe gehen naturgemäß völlig unkontrollier- 
bar vor sich, so daß nur die Bestände am Jahresschluß zahlenmäßig 
zu erfassen sind. 



Abhandlungm rl. «tnat^w. Srminars r. Jrna, Bd. VII, Heft 3. 
Hennef, Finanzierung und Rentabilität deuticher StrafleDbahnen. 
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IV. Abschnitt 



Zunächst ist die privatwirtschaftliche Seite dieses Kapitals, die 
vermögensrechtUche zu untersuchen, die ihren Ausdruck findet in den 
Passivseiten der Bilanzen. Es sind darin folgende drei Kapitalformen 
zu unterscheiden^): i. Solche, die wirkliche Forderungsrechte an die 
GeseUschaft enthalten, d. h. Anleihen und schwebende Schulden; 
2. solche, die zwar rechtlich keine Forderungen darstellen, wohl aber 
wirtschaftiich von ähnlichem Charakter sind, nämlich das Aktienkapital, 
und 3. solche, die überhaupt kein Vermögensrecht außerhalb der 
Gresellschaft bilden, das sind alle I'ormen der Reserven. 

Die Definition der Rcsorvcn bietet manche Schwierigkeiten, 
wenn man feste Grundlagen für genauere statistische Erhebungen 
derselben schaffen will. 

Als Raserven im rechtlichen Sinne, also als Garantie- und Aus- 
gleichsfonds ist der gesetzlich \nrgeschriebene Reservefonds von 
besonderer Wichtigkeit. In wirtschaftlicher Hinsicht ist aber die 
Gesamtheit derjenigen Rückstellungen von Bedeutung, die dem wirt- 
schaftlichen Hauptzweck der Reserve dienen, nämlich den Ertrag zu 
erhöhen, die also als KapitalbL'standteile wirken. Ks finden sich solche 
FVjnds unter den v«Tschiedensten Xamen vor, und dem Statistiker 
wäre es .sehr erwün.scht, wenn di(^ Xamengehung durch Ubereinkunft 
oder sonst wie etwas vereinheitlicht würde; denn die Erläuterungen, 
die neben dem Jahresbericht meist zu der Bilanz und dem Gewinn- 
und Verlustkonto der Aktiengesellschaft erscheinen, dienen meist nur 
der Erläuterung der Zahl, nicht aber des Kontos. Dies gilt übrigens 
außer für die Fonds auch für andere l*assiv- und Aktivposten. Oft 
genug werden freilich besondere Gründe die Gesellschaft \ eranlassen, 
andere Xamen als d'w allgemein üblichen zu wählen'-). Gerade die 
Bezeichnung der Rückstellungsfonds ist eine so vi(>kleutig(^ tmd .sie 
geht vor allem so sehr durcheinander, d^ii'i es oft eingehender Prüfungen 
bedarf, um den wirklichen Zweck eines solchen Fonds zu erkennen. 
Ich bin schließlich zu folgender (iruppierung gekommen. Als Reserven 

Ehicnhcr^, Thüncnarchiv I. Hd., Heft 4, -S. 53I — 534. 
*) H. V. Simon, Die Bilaozen der AktiengeselUcbaften. Berlin 1879. 



— 35 — 



sehe ich an diejenigen RflcksteUungen, die dauernd in der Unter* 
nehmung verbleiben und zum Betridie verwandt werden; dieses sind: 

1. der gesetzliche Reservefonds, 2. der etwaige Dispositionsfonds, 
3. der Speziaireservefonds, 4. der AktientügungBlonds, der gerade 
bei StraßenbahnaktiengeseDschaften eine gro0e Rolle qrielt und 5. der 
Fonds for soziale Einrichtungen, natttilicfa nur soweit er zum Gesdl- 
schaftevermögen gehört Nicht dazu zu rechnen sind i. der Obli- 
gationstilgungsfonds, denn sdne Bestände werden meist schon nadi 
1 Monat bis i Vierteljahr zur Einlösung von Obligationen benutzt; 

2. der Emeuerungsfonds^). 

Im übrigen ist zu bemerken, daß in der Tabelle 4 I, Spalte i, 
das nominelle bis Jahresschluß eingezahlte Aktienkapital enthalten ist, 
daß also im Laufe des Jahres erfolgte Kapitalerhöhungen, soweit sie 
noch nicht durchgeführt sind, nicht in Betracht gezogen sind (nach 
Körösy*), dagegen ist in Spalte 10 das neue Kapital, das schon 
euigezahlt ist, nur nach Maßgabe seines Anteils an der Dividenden- 
verteilung berechnet Dennach ist also eine Kapitalerhöhung von 
400000 die den neuen Aktionären für i Vierteljahr Dividende 
gewährt, eingesetzt als dividendeborechtigt für das ganze Jahr zu 
100000 M. 

\''on den Anleihen sind naturgemäß nur die noch im Umlauf 
befindlichen Obligationen eingestellt, hier ohne Rücksicht auf die 
Höhe des Zinsfußes. 

Endlich ist mit dem Ausdruck »gesamte Mittel« die Summe 
der vier Bilanzgruppen: Aktienkapital, Reserven, Anleihen und 
sonstige Passiva bezeichnet die sich auch ergibt als Passiva im 
eigentlichen Sinne, wenn man von der Bilanzsumme den Reingewinn 
abzieht 

Dieser Wert ist im allgemeinen zur Grundlage für Vergleichungen 
gewählt Auch bei Berücksichtigung des Umstandes, daß sich dass<;lbe 
Vermögen durch verschiedenartigen Abschluß in verschiedener Höhe 
darstellen kann, wird man doch in diesen »gesamten Mitteln« be- 
sonders für die Größe einer Unternelunung immer noch einen besswen 
Maßstab haben als in dvr oft dafür verwandten Höhe des Aktien- 
kapitals. Wenn man ledigUch letzteres in Betracht zieht, dann würde 
z. B. die Straßburgwr Straßenbahn mit 3 Millionen Aktienkapital auf 
gleicher Stufe stehen mit der Posener Straßenbahn, während sie, vor 
allem durch ihre 10 Millionen Obligationen, in ihrer wirklichen Höhe 

*) Sidie unten S. 59. 

^ K6tö»jf Die fiiMuisieUen EtgAmmt der Bndapeiter Aktiengfwlhrhaften 1873 
bis 1898. 
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rangiert zwischen der Berlin-Chailottenburger und Groden Leipziger 
Straßenbahn. 

Betreffs der Perioden, fOr die unsere Zahlen gdten, mu6 man 
mit dem Umstand rechnen, da£ eine Reihe von GesePachaften nicht 
mit dem Ende des Kalenderjahres abschlieBen. Da man nicht gut 
fOr jeden Abscfalußtermin besondere Gmippen bilden kann, habe ich 
die am 31. MSrz abschließenden Bilanzen dem vorangehenden 31. 
Dezember zugeteilt, dagegen die vom 30. Juni imd 30. September 
dem folgenden Jahresschluß. 

Vor Besprechung der ziffermäßigen Efhebung des Kapitals ist 
noch zu erwähnen, daß die genauere Untersuchung dieses Abschnittes 
auf die Gresellschaften beschränkt werden mußte, die besonders wichtig 
erschienen, das heißt auf sämtliche zur Zeit an der Berliner Börse 
notierten - und die neun größten der fibrigen. Stichproben fOr igoo 
und 1906*) bewiesen, daß im allgemeinen die Abweichungen nicht 
sehr groß sind. 

Wie gesagt, soll das Gesamtvermögen der Gesellschaften meist 
die Vergleichsbasis bilden. Dementsprechend ergibt sich eine 
Gliederung der Unternehmungen nach der Größe dieses Venn^gens, 
das als maßgebend fOr die Bedeutung des Unternehmens anzusehen 
ist Es besaßen m Vennögen*) von weniger als: 

Millionen M. i i — 2 3 — 5 5 — 10 10 — 20 
Gesellschaften o 3 6 11 6 

Millionen M. 20 — 30 30—40 40—50 50 — 100 Ober 100 
Gesellschaften 2210 i 

Das auf ein Untcrnchmon entfallende Vennögen ist außer- 
ordentlich groß, wie dies allerdings aus dem Charakter eines Trans- 
j)ortbetriebes mit eigenem Bahnkörper erklärlich ist Von den oben 
bezeichneten Gesellschaften haben: 
am Ende des 

Jahres . . . 1896 1898 1900 1902 1904 1906 1907 
bestanden . . 13 20 29 31 32 31 30 
mit einem Ge- 
samtvermögen 1 10,7 220,2 459,3 515,4 545,0 532,1 542,4 MULM, 
also im Durch- 
schnitt mit . 8,87 11,01 16,44 16,62 17,02 17,19 uS.üS „ 

Bei Betrachtung des Aktienkapitals ergibt sich, daß es im 
Durchschnitt ziemlich konstant die Hälfte des gesamten arbeitenden 



>) Tabelle 4 «BtOB. 
^ Tabelle $, 
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Kapitals ausmacht^). Es ist fOr die spftteren Jahre ein schwaches 
Steigen zu bemerken. Im einzelnen aber finden sich die stärksten 
Abweichungen. Wenn man die einzelnen Unternehmungen für längere 
Perioden untersucht, so ergibt sich, daß das Aktienkapital des Gesamt- 
kapitals: 

weniger als 30 30 — 40 40 — 50 50 — 60 60 — 70 über 70% 

bei 2 5 5 8 8 4 

Gesellschaften betragt 

Die Reserven enthalten alle die Beträge, die aus Rflckstellungen 
vom Reinertrage hervorgegangen sind und dazu beitragen, den Ertrag 
der kommenden Jahre zu eriiohen. Da sie dementsprechend sowohl 
den stetig wachsenden gesetzlichen Reservefonds wie besonders den 
Fonds enthalten, der zur einstigen Tilgung der Aktien bestimmt ist 
. und der ebenfalls fortdauernd grOfier wird, ist es ganz natürlich, 
da£ auch die Summe derartiger Fonds absolut und relativ größer 
wird^. Der prozentuale Rückgang der Jahre 1901 und 1902 ist 
nidit auf ein Sinken, wohl aber auf ein relativ langsameres Anwachsen 
der Rückstellungen zurückzuführen. Auch in dieser Chruppe der 
Passiva zeigen sich bei Vergleich einzelner (xeseUschaften untereinander 
große Verschiedenheiten. Dies rührt nicht nur von der zufälligen 
Höhe des Reingewinns her, nach der die Höhe der Dotierung des 
gesetzlichen Reservefonds sich richtet, sondern vor allem hat des 
Konzessionsvertrag Einfluß darauf. Denn für den Aktientilgungsfonds 
sind ganz verschieden Rückstellung«! zumachen je nach der Entfernung 
des Zeitpunktes, an dem das Unt^nehmen an die Stadt fällt, sowie 
danach, ob nur der Bahnkörper, oder auch die Oberl^tung, oder 
schließliidi auch Wagenpark und Maschinenanlagen vertragsmäßig 
zu übergeben sind; selbstredend auch danach, ob die Gemtünck^ sich 
verpflichte eine gewisse Entschädigung dafür zu zahlen. Im Durch- 
schnitt kann man annehmen, daß die Reserven Ende deac 90er Jahre 
5 — 7^l%t später 10 '/o der gesamten arbeitenden Mittel betragen Im 
einzelnen zeichnen sich die Große Berliner Straßenbahn und die 
Münchener Straßenbahn, besonders aber die Hamburg -Altonaer 
Centraibahn durch hohe Reserven aus: bei letzterer madien dieselben 
1907 : 34,54 **/o der gesamten Mittel, im Durchschnitt der ganzen Dauer 
des elektrischen Betriebes 28,37 ^'o*) 

Der Bestand an umlaufenden Obligationen ist im Durchschnitt 
als ziemlich niedrig zu bezeichnen, wenn man berücksichtigt, daß 

>) Tabelle 4, m, Sp. a. 

*) Siehe Tabdle 4, I. Sp. 3 und Tabelle 4, m, Spw 3. 
^ IL ^ Sidie Tabelle 5, Sp. 13. 
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man bei Verkehrsunternchmungen mit einer sehr stetigen Einnahme 
rechnen kann und daher auch die regelmäßi^^c Zahlung der Anleihe- 
zinsen gesichert ist. Die unkündbaren Schuldi n belaufen sich durch- 
schnittlich auf etwa 25 — 30% des Giesamtkapitals oder 50 — 60 ^/o des 
Aktienkapitals. Das ist zwar im Vorjrleich mit Aktiengesellschaft^ 
anderer Wirtschaftsgebiete ziemlich hoch: E. Wagon^) stellt für 1900 
den Verschuldungsgrad der Aktiengesellschaften von 29 Wirtschafts- 
zw^gen zusammen. Dabei erscheinen die Straßenbahnen schon an 
vierter Stelle und zwar mit 58,68° 0 des Aktienkapitals. Doch er- 
scheinen die Anleiheschulden der Straßenbahnen klein gegenüber 
denen der Eisenahngesellschaften; für diese wurden im Durchschnitt 
99,24 bei den an der Berliner Börse notierten ermittelt und für die 
an anderen deutschen Börsen gehandelten 128,47*^ 0*). Es sei hier 
auf die wiederholt auftretende Ansicht Wagons hingewiesen, es hätten 
sich die Anleihen im wesentlichen nach der Höhe der Resen'^en oder 
umgekehrt zu richten. Ob bei Betriebsenveiterung eine Obligationen- 
ausgabe derjenigen von Aktien vorzuziehen sei. dafür kann lediglich 
die Erwägung maßgebend sein, oh die Einnahmen der betreffenden 
Betri(*bsart voraussichtlich hinreichend hoch und derartig geringen 
Schwankungen unterworfen sein werden, daß die ebenfalls stabil 
bleibenden Obligationszinsen anstandslos gezahlt werden können- 
Das Erfordernis gleichmäßiger Einnalimen ist im höchsten Maße bei 
städtischen Straßenbahnen erfüllt. Sie sind insljrs« andere den Wechsel- 
fällen der Konjunkturen noch wenii,''('r unterworfen als selbst die 
Eisenbiüinen, deren Gütertransport ziemlich stark von wirtschaftHchen 
Einflüssen allgemeiner Natur abhängig ist. Es seien in folgendem 
einige besonders bemerkenswerte Zahlen aus dem Jahre 1907 an- 
gegeben: 

dieselben dieselben 
Gesellschaften '"/i?^ . in % d. in « 0 d. 

Obbgat Ges.-Kap. Akt-Kap. 

Bannen-Elberfeld .... 2650 52,3 212,1 

Strafiburg 10 114 52,2 178.4 

Allg. Lokal u, Straßenbgcs. 30335 48,9 337» > 

Danzig 3923 40,6 91,2 

Hannover 15663 33,7 65,2 

Gr. Leipziger 9225 30.5 76,8 

Hamburger Straßeneisenb. 11 810 27,5 56^2 

*) E. Wagon, Die finaasldle EntwidKhmg deutscber Aktieogeidtadiaftai to» 
1870 — 1900 S. 171. 

") Derselbe S. 163 — 164. 
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in looo M. 


dieselben 


dieselben 


Gesellschaften 


in 0/0 d. 


in 0/0 d. 




Ges.- Kap. 


Akt-Kap. 


Hambg.-Altonaer Zcntralb. 


661 


1 1,9 


33»! 


Breslauer StraßeneiscMibahn 


887 


8,6 


13.6 


Große Berliner Straßenbahn 


5544 


3.9 




Berliner elektr. Straßenbahn, 








Posen, Würzburg usw. 








Die sonstigen Passiva 


sind im allgemeinen gering. 


Nur nach 


der Elektrisierung von solchen Straßenbahnen, die auf eigene Initiative 


und auf eigene Rechnung 


die Umwandlung 


vornahmen, 


findet sich 


zuweilen ein größerer Posten »Kreditoren , de 


r aber bald verschwindet. 


beziehungsweise zerlegt wird in Teilschuldverschreibungen und als 


solcher dann unter den fundierten Schulden 


erscheint. Um ein Bild 


\on ihnen zu geben, sind 


sie für eine Reihe von Gesellschaften, 


ausgedrückt in Prozenten des Gcsaiiukapitals, für das jah 


ir 1907 wie 


folgt berechnet: 










Hypotheken 


Kautionen 


Kreditoren 


Aachen 




0,03 


3.62 


Braunschwt'ig 






0,06 


Bremen 






0,64 


Harnbg.-AItonaer Centralb. 


2,42 


1,33 


5.54*) 


liainburger Straßeneisenb. 


5'20 


0,86 


3»oi 


Hannover 


2,64 


0,33 


0,29 


Gr. Leipziger Straßenbahn 


0,96 




2.34 








1.48 


Stettin 




0,42 


0,18 


Stuttgart 


2,68 


0,39 


1,28 



Dazu kommen noch ganz geringe Posten an rückständigen 
Kvidenden und Anleihezinsen und außerdem der Erneuerungsfonds. 

Wegen dieser geringen Höhe sind sie mit dem Erneuerungs- 
fonds zusammengefaßt als »sonstige Passiva« ^. 

Der Erneuerungsfonds ist eine den Transportunternehmungen 
eigentümliche Einrichtung, die in Preußen für Kleinbahnen gesetzlich 
vorgeschrieben ist durch die Ausfülirungsanweisung von 1898 zu 
§ 1 1 des Kleinbahngesetzes. Xach dieser dient der Erneuerungsfonds 
zur Bestreitung der Kosten der regelmälMg wiederkehrenden Er- 
neuerung des Oberbaues und der Betriebsmittel. Dementsprechend 

Davon 3«6o% im nldislen Monat sa «ahlende Abgptbe an den Ibmbnii^idMn 

und Preußischen Staat Sonstige Kreditoren i«98*/«. 
*) Tabelle 4 I, Sp. 7. 
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ist der Erneueningsfonds als eine gesetzUdi bestimmte Art der 
Abschreibung anzusehen, — die flbrigens das Handelsgesetzbuch 
auch für jedes andere zu kaufmännischer BucbfOhmng verpfliditete 
Unterndimen zugelassen hat Werden Betriebsmittel erneuert und 
dazu ein Betrag aus diesem Fonds entnommen, so wird gleichzeitig;' 
der Grrund der Abschreibung und diese selbst wieder aufgehoben. 
Denn dadurch werden auf der einen Seite die Betriebsmittd wieder 
auf den ursprOnglicfaen Stand gebradit, also der Grund der Ab- 
schiebungen beseitigt und andereraeits der Emeuerungsfonds ver- 
kleinert, also die entsprechenden Dotationen des Emeuerungsfonds, 
die in ihrem Wesen den Abschreibungen entq>rechen, wieder rfick- 
gflngig gemacht Allecdings ist es sehr wohl mOg^ch, daß der 
Emeuerungsfonds sogenannte stille Reserven enthält wie es auch 
bei anderen Formen der Abschreibung vorkommt Indessen wird 
man dergL gerade bei Straßenbahnen als selten anzunehmen haben, 
da sie mdst verpflichtet sind, den Bestand des Emeuerungsfonds bei 
Ablauf der Konzession an den Erwerbsberedbtigten kostenlos abzu- 
treten. Also ist gemäß der obigen Definition, der Emeuerungsfonds 
nicht mit zu den Reserven zu zählen. 
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Nachdem wir so die privatwirtschafüicfae Seite der im Straflen- 
bahnbetrieb verwandten Kapitalien betrachtet haben, wenden wir uns 
zur volkswirtsdiafüichen, zu den Aktivis. Sie zeigen uns^ welche 
greifbaren Produktivmittel die reale Grundlage jener in den Passiven 
ausgedrQckten Vermögensrechte bilden. 

fiei den Straßenbahnen wie bei allen Anstalten, deren Zweck 
in der Produktion von Arbeitsleistungen liegt, ist das stehende 
Kapital von größerer Bedeutung als das umlaufende, im Gregensatz 
zu den meisten derjenigen Unternehmungen, die sidi die Produktion 
von SachgQtem zur Aufgabe machen. Bas stehende Kapital der 
Straßenbahnen gliedert sich nach der Natur der Betriebe in Bahn- 
anlagen, Grundstücke und Gebäude, Wagen, Maschinen und MoUlien. 
Umlaufendes Kapital sind die Vorräte aller Art, besonders Kohlen 
und Reserveteile. Wegen der hohen Anlagekosten, besonders des 
Bahnkörpers muß das durchschnittliche Gesamtkapital ziemlich 
groß sein. 

Über das Verhältnis vom Wert der Bahnanlage zur Länge gibt 
folgende Übersicht für 1907 Auskunft: 





Buchwert der 


Bahnlängfe 


Buchwert 




Bahnanlage 


eines km 




1000 M. 


km 


1000 M. 


Grroße Berliner Straßenbahn 


56629 


521.4 


xo8,6 


Hamburger Straßeneisenb. 


21 984 


315»» 


69.8 




27017 


291,9 


92.5 


Gr. Leipziger Straßenbahn 


13074 


128,9 


101,4 


Leipziger ekktr. Straßenb. 


7 "37 


92.8 


75.9 




5207 




69,4 




3159 


614 


51.4 




3993 


60.8 


65*7 




4450 


58.0 


66,7 




4848 


47Ö 


102,0 




1586 


29,4 


54.0 


Erfurt 


967 


21.5 


45.0 




812 


11,68 






512 


11,10 


46,1 
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Der Wagenpark erfordert ebenfalls bedeutende Summen, zumal 
man in der Gegenwart oft zu größeren Wagentypen übergeht und 
die Wagen in jeder Hinsicht vollkommener ausgestattet werden. 
Auch erfordert die gfrößere Geschwindigkeit neuerdings stabilere 
Wacfengestelle und damit höhere Beschaffungskosten. Folgende 
Tabelle gibt an für 1907: 





Zahl der 


Zahl der 


Ruchwert des 




Wagen 


Platze 


Tl T 1 ^ 

Wagenparks 








1000 M. 


(rroße Bernnor Straßenbahn 


2544 


85573 


3453« 


Hamburger Straßeneisenb. 


I 269 


36693 


10220 


XT 

Hannover 


747^) 


14849 


5598 


Gr. Leipziger Straßenbahn 


516 . 


17346 


4 100 




314 


10788 


1996 


Stuttgart 


226 


6277 


2504 


Leipziger elektr. Straßenb. 


202 


6260 


2001 




194 


5916 


1970 




195 


5651 


I 7x2 




158 


57«o 


1157 




103 


2824 


794 


Erfurt 


73 


2064 


551 




49 


1179 


247 


Heidelberg 


43 


1304 


1 022 



Das ergibt bei fast allen ziemlich genau einen Wert von 8000 M. pro 
Wagen und 200—250 M. prc^ Platz. Abschreibungen an diesen Posten 
ebenso wie am vorigen sind nicht üblich, vielmehr werden dem Er- 
neurnini^:sfonds die Beträge zugeführt, dieden Abnutzungen entspredien. 

Der Ht'stand an Immobilien ist dagegen in der Regel nur g^ng 
im Verhältnis zum Gosamtkapital. Wenn er einmal bei einer Straßen* 
bahn mehr als ein Zehntel desselben beträgt, so liegt es entweder an 
den hohen Grundstückspreisen im Tnn(Tn der (xroßstadt, oder daran, 
daß der Grundbesitz auch anderen Zwecken als dem Balinbetriebe 
dient. (Bei der Maschinenindustrie beträgt er* etwa ein \'ii'rtel bis 
«n Fünftel des gesamten Vermögens, desgleichen für die Textil- 
industrie, bei den Brauerden ein Drittel, für die keramische Industrie 
fast die Hälfte.) 

Unter d^ Mobilien nehmen die Maschinenanlagen, die den 
elektrischen Strom liefern, die Hauptstdle ein. Fasolt^ berechnet 

*) Daranter 240 Güter- mtd Gepickwagen« 

") Fasolt, Die rieben grOfiten deolMiien Eldctiirititqeesensdukften und ihie Unter- 
ndnneiatlfl^c. S. 170. 
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die Anlagekosten auf rund 1 700 M. fOr jedes Kflowatt der nomialen 
Masdunenleiatung. Teilweise bezieht die Bahn indessen den Strom 
aus einer ihr nicht gehörenden Centrale; das eth6ht meistens die 
Ausgaben, verringert aber das erforderliche Anlagekapital. Daher 
sind es besonders die kleineren Unternehmen^), die auf eine eigene 
Kraltstation verzichten, um mit geringerem Kapital auazukonmien. 
Von sdcben, die eine eigene Anlage besitzen, wird häufig seit etwa 
1901 mit bestem Erfolge eine stationäre Akkumulatorbatterie an- 
gewandt; sie dient dazu, die Schwankungen an Strombedarf während 
der versdiiedenen Tageszeiten auszugleichen. 

Während der Stunden schwachen Verkehrs werden diese Akku- 
mulatoren mit dem dann zur Verfügung stehenden Strom geladen, 
und sie k(ynnen mittags und abends, wenn die Hochflut des Verkehrs 
eintritt, an der Stromlieferung teilnehmen. 

Die Vorräte bestdien, aufier den Materialien zur Reparatur am 
Bahnkörper, Oberldtung und Wagen, besonders aus einem grOfSeren 
Lager von Kohlen, das man halten muß, um im Verkehr jede Störung 
vermdden zu können, wenn auch durch Streiks die Kdüenlieferung 
fOr längere Zeit unterbrochen werden sollte. 

Auf dnen hohen Grad der Liquidität brauchen die Straßen- 
bahnen nicht so sehr bedacht zu sein, da ihre Ausgaben sich vorher 
ziemlich genau feststellen lassen und ihre Einnalmien mit größter 
Gleichmäßigkeit dngehen. Allgemein zu den flflsdgen Mitteln auch 
die Effekten zu redinen, kann nicht gelnlligt werden; es ist dies 
ganz nach Lage des einzdnen Falles zu beurteilen. Selbst Staats- 
und kommunale Schuldverschreibungen sind nidit immer dazuzuzählen; 
denn oft liegen sie als Sicherheit bei den Behörden und sind daher 
unmöglidi flQssig zu machen; ganz abzusehen von solchen Fällen, 
in denen der Effektenbeaitz einen wesentlichen Teü des Aktienkapitals 
einer anderen Unternehmung umfaßt 

Dann ist dieser Betrag besser als Beteiligung anzusdien. Nur 
in größeren Städten sind die Straßenbahnen zuwdlen durch Aktien- 
besitz an konkurrierenden Unternehmen beteiliget oder an solchen, 
deren Bahnnetz eine organische Verbindung in verkehrtechnischer 
Hinsicht wOnschenswert erscheinen läßt Typisch dafC&r ist die Be- 
ziehung zwischen der Großen Berliner Straßenbahn dnerseits und 
der Berlin-Charlottenburger Straßenbahn, der südlichen und westlichen 
Berliner Vorortbahn andererseits. I^e Große Berliner Straßenbahn 
besitzt sämtliche Aktien dieser Gesellschaften oder den weitaus größten 

Frühnclc, Strombezug aus fremden oder eigenen) Kraftwerk? Eisenbahntechnische 
Zeitschrift 1905, S. 346. 
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Teil und hat diesen Besitz benutzt, um eine völlige Betriebs- und 
Betriebsmittelgemeinschaft herzustellen. Ähnlich ist das Verhältnis 
zwisdien der Großen Leipziger Straßenbahn und der Leipziger 
Außenbahn, der Stuttgarter und Cannstatter Straßenbahn, sowie der 
Straßburger und Lahrer. Manche jetzt einheitliche Bahnuntemefamen 
haben IrOher aus mehreren Gesellschaften bestanden, die vor der 
Fusion eine ähnliche Gemeinschaft besaßen, z. B. in Hamburg. 

Femer wäre der Besitz der Großen Berliner Straßenbahn an 
der Großen Berliner Motor-Omnibusgesellschaft zu nennen. Dies ist 
eigentlich ein reiner Nebenbetrid} der Großen Berliner Straßenbahn, 
einmal um den Verkehr auch solcher Straßenzüge an sich zu zi^en, 
in denen die Erlaubnis zum Straßenbahnbetrieb nicht erteilt wird, 
dann um der lästigen Konkurrenz der Neuen Beriiner Omnibus- 
gesellschaft etwas zu begegnen. 

Der Betrieb von Motoromnibussen ist auch mit den Straßen- 
bahnen in Hannover, Heidelberg und anderen Städten verbunden, 
doch hier ohne die Form einer formell selbständigen Gesellschaft, 
sondern als wirklicher Nebenbetrieb. — Die meisten sonstigen Neben- 
betriebe sind ebenfalls Vericehrseinrichtungen, meist Überlandbahnoi, 
die zwar vom technischen Standpunkt oft schwer oder gar nicht von 
den Straßenbahnen zu scheiden sind, die aber wirtschaftlich doch 
wesentlich anderen Zwecken dienen; so ist die Bahn von Braun- 
schweig nach Wolf enbflttei zu nennen, femer die ausgeddinten Klem- 
bahnnetze der Hannoverschen, Düsseldorfer (Rheinische Bahngesdl- 
schaft) und Aachener Straßenbahn, dann die 5 Nebeneisenbahnen, 
die sich im Besitz der Straßburger Straßenbahn befinden. 

Von anderen Arten der Nebenbetriebe findet sich am häufigsten 
die Abgabe von elektrischem Strom an Private^ Zuweilen ist sogar 
die Stromabgabe der Hauptzweck der Gesellschaft und die Einnahmen 
aus dem Straßenbahnbetriebe werden nur als Nebeneinnahmen an- 
gesehen. 

Erfahrongsgemäß rufen Verkehrsmittel dne höhere Nachfrage 
nach Grund und Boden in ihrer Nähe hervor und steigern da^ 
mit auch die Gmndrente. Deshalb kauften manche Straßenbahnen 
an ihren Vorortlinien liegende Grundstücke an, um sie zu erschließen. 
Andererseits hoffen diese Gesellschaften auch, daß durch die Bebauung 
ihres Terrains den nächstgclegenen Straßenbahnlinien weiterer Verkehr 
zugeführt wird. In dieser Absicht Terrain erworben zu haben, gibt 
der Greschäftsbericht der Leipziger Außmbahn und besonders der 
Straßenbahn Hannover und der Rheinischen Bahngesellschaft an. 
Letztere besaß Ende 1907 für 3,153 Millionen M. Terrain = 367,98 ha. 
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von dem 255,22 ha zur VeräoAerung bestimmt sind. Die Straßenbahn 
Hannover ist nicht zum wenigsten dadurch zum Bau ihrer unrentablen 
Auflenlinien veranlaEt, da0 sie sich zu stark in weit draußen liegenden 
Grundstücken engagiert hatte. 

Aus einem froheren Hilfsbetriebe bezieht die Hamburger Strafien- 
eiaenbahn jetzt Nebeneinnahmen, aus der Werkstätte für Selbsther- 
steUung von Motor- und Anhftngewagen, durch Verkauf von solchen 
Wagen auch an Fremde; Lediglich fOr den eigenen Bedarf stellen 
sidi noch andere, besonders größere (jeseUschaften, die Wagen her, 
ohne solche an Fremde abzugeben. Andere HSfobetriebswerkstätten 
sind vielfach vorhanden zur Selbstheratellung von Uniformen für das 
Fahipecsonal von zuweilen mehreren Tausend Köpfen. 

Die größte Zahl von Nebenbetrieben findet sich bei der Rhdnischen 
Bahngesellscfaaft in Düsseldorf. Sie besitzt für 3,15 Millionen M. Bau- 
land, sie gibt elektrischen Strom an Private ab, betreibt die Klein- 
bahnen in der Umgegend von Düsseldorf nach Krefeld, nach Ober- 
kassel-Neuß und Haus MeeovUerdingen, dne Feldbrand- und Ring- 
ofen -2^dei, und den Düsseldorfer Fährverkehr auf dem Rhein« 
Als weitere Einnahmequellen besitzt die Gresellschaft eine Brücke 
über den Rhdn im Werte von 5,2 Millionen M. sowie die Restau- 
ration Rheinlust, welche seit einiger Zeit verpachtet ist Bis zum 
I.Juni 1907 hatte sie audi den Betrieb der Gasanlagen und Wasser- 
leitung in Oberkassel und Heerdt 
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Rentabilität ist ein Begriff, der bei der Beurteilung der einzelnen 
Wirtschaftsgebiete seihr oft angewandt wird und zwar mdst zur 
Charakterisierung der Wirtscfaaftlidikeit derselben. Rentabilität und 
Produktivität stehen in einem ähnlichen Verhältnis wie die Begriffe 
ErweriMkapital und Produktivkapital. Während man beim Begriff 
der Produktivität lediglich den Ertrag an Sacfagatem und Arbeits- 
leistungen vor Augen hat, bedeutet die Rentabilität die Ergiebigkeit 
des Erwerbs; sie stellt sich zahlenmäßig dar als das Veriiältnis des 
Ertrages zum entspredienden Kapital Bei solcher privatschaftlichen 
Betrachtungsweise ergeben sich je nach dem Standpunkt ganz ver- 
schiedene Beträge sowohl für den Ertrag wie ftlr das Kapital Erst 
die Beurteilung jeder einzelnen dieser Relationen gibt ein anschau- 
lidies Bild der Rentabilität bestimmter Unternehmungen. 

Der Inhaber einer Aktie sieht als Kapital zunächst den Erwerbs- 
preis an, den er für seine Aktie zahlte, und setzt ihn in Beziehung 
zur Dividende. Letztere in Prozenten des ersteren ausgedrückt, die 
kursentsprechende Realverzinsung, ist für den Aktionär die Ren- 
tabilität 

Die so häufige Beurteilung der Rentabilität nach dem Ver- 
hältnis der Dividende zum Nominalkapital ist zwar die bequemste, sagt 
über die finanzielle Leistungsfähigkeit eines Betriebes eigentlich sehr 
wenig aus; möglicherweise hat eine Unternehmung, die 12% Divi- 
dende verteilt, für die Mehrzahl der Aktien, welche auf die Sunune 
1000 M. lauten, bei der Emission 2000 Mk. eriialten. Die Bezeichnung 
» 1000 M.C hat dann für die Beurteilung der Rentabilität kaum noch 
Bedeutung, vielmehr verschleiert sie das Bild mitunter vollständig. 
Und doch ist sie die Grrundlage für jene 12%, die man fast allein 
zum Mafistab nimmt Da ist es wohl richtiger, man vergleicht die 
Dividendensumme auch mit dem, was die Unternehmung tatsächlich 
für ihren Betrieb erhalten hat und womit sie arbeitet Dazu ist es 
nötig, die Begebungskurse bei Kajntalerweiterungen zu ermittdn; 
wenn man so festgestellt hat, was in die Untemdmiung eingezahlt 
ist dann kann man daraus einen Schluß ziehen, wieviel die betreffende 
Unternehmung für ihr Kapital abwirft 



Digitized by Google 



— 47 — 



Indessen die Unternehmung erhfilt nicht nur bei Emissionen 
Kapital, sondern auch in jedem Jahre, nämlich alles das vom Rein- 
gewinn, was nicht zur Verteilung gelangt; alle diese Rückstellungen 
arbeiten mehr oder minder in der Unternehmung und tragen dazu bei, 
tinen Ertrag zu erübrigen, und es ist nur gerechtfertigt, die gesamten 
eigenen Mittel des Untemefamens» Aktienkapital und Rückstellungen 
mit dem erarbeiteten Reingewinn zu vergleichen. — Doch ist zu 
berücksichtigen, daß nicht nur das eigene Ksq^Sital in der Unter- 
ndmiung verwandt ist und dafür ein Anteil am Erarbeiteten erhalten 
soll, sondern dafi auch groBe Summen fremden Kapitals beteiligt sind 
und dafOr ehie Vergütung beziehen; bei deren Berücksichtigung 
ertialten wir eine durchschnittliche Verzinsung des investierten Kapitals, 
die für die Darbietung von Kapital aus der Unternehmung gezahlt 
wird, indem wir Dividendensumme und Obligationazinsen in Beziehung 
setzen zur Summe von Aktienkapital, Reserven und Anleihen. Damit 
ergibt nch etwa das, was die im preußischen Ministerium der Offent- 
lidien Arbeiten herausgegebene Kleinbahnstatiatik als »Verzinsung 
des Anlagekapitals« bezeichnet, zu der sie allerdings auf anderem 
Wege gdangt 

Die Rentabilität ist wesentlich bedingt durch die Produktivität, 
d. h. also hier durch die Verkehrsleistung der Anlage beziehungsweise 
ihr Geldäquivalent, die Betriebsdnnahmen. Diese sind der Ausgangs- 
punkt aller genannten Kapitalrenten und ihre Untersuchung sowie 
die der Betriebsausgaben ein notwendiges Glied zur vollständigen 
Kenntnis der wirtschaftlichen Ergebnisse. 

Die Betriebseinnahmen «nd die Quelle aller verteilbaren Er- 
träge und deshalb als Ausgangspunkt für jede Behandlung der- 
selben anzusehen. Ihnen gegenüber sind naturgemäB die übrigen 
Einnahmen verschwindend. Es betragen die Betriebseinnahmen in 
den allermeisten Fällen mehr als 90 ja als 95 % der gesamten Ein- 
nahmen. 

Das charakteristischste an ihnen ist, daß sie mit größter Stetig- 
keit steigen. Das ergibt dch aus dem stets wachsenden Verkehr; 
Rückschläge treten nur zuweilen auf infolge von Tarifherabsetzungen. 
»Diese erfolgen meist in der Absicht, den Verkehr dermaßen zu 
stdgem, daß nicht nur die Roheinnahmen, sondern auch, daß die 
damit unterlaufenden Mehrkosten vom Grewinne noch mehr übertroffen 
werden, indem man dann oft gerade das stehende Kapital besser 
ausnützen kann, wobei die Möglichkeit der Einstellung von Anhänge- 
wagen in den Betrieb vergrößert wird, was eine ziemlich erheblidhe 

^) Ehrenberg, Tbünenarchiv, I. Bd., Heft 4, S. 534. 
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Verbilligung bedeutet*)«. Doch oft genug traf eine Steigerung des 
Verkehrs in solchem Grade nicht ein, weil eben auch bei niedrigem 
Tarif nicht ein so starker Bedarf vorlag, daß er imstande gewesen 
wäre, die Mindereinnahme pro Fahrgast zu decken. 

Die Personentarife sind überhaupt der ausschlaggebende Faktor 
für die Einnahmen, da der Personen verkehr bei den Straßenbahnen 
von weit höherer Bedeutung ist als z. B. bei den Eisenbahnen. Denn 
aus ihm ergeben sich bei den Straßenbahnen die Betriebseinnahmen 
fast ausschließlich; die Eisenbahnen aber sind in weit geringerem 
Maße auf ihn angewiesen, da die Beförderung von Personen in 
Deutschland nur etwa so®/^ der gesamten Eisenbahneinnalimen ein- 
bringt*). Änderungen im Personentarif machen sich daher im Gresamt- 
crgebnis mehrmals ao stark bei den Straßenbahnen als bei den Eisen- 
bahnen geltend. 

Im allgemeinen sind die Tarife bei den Straßenbahnen niedriger 
als bei den deutschen Eisenbahnen, selbst nach der letzten Tarifreform. 
Lothar Weiß*) stellt für das Jahr 1901 folgende Tabelle auf, der 
hier noch die tatsächlichen (aufgerundeten) Preise des jetzigen 
deutschen einheitlichen EisenbahnpersonentarifiB zugesetzt sind. Es 
kosten bei der: 

1 2 3 4 5 6 7 km 
Preuß. Staatseisenbahn HL Kl. 4 8 12 16 20 24 28 
Badischen Staatseisenb. IIL Kl. 34 6,8 10,2 13,6 17 20,4 23,8 
Deutsch. Eisenb.-Tarifgemeinacfa. 



IIL KL 5 10 10 15 15 20 25 

Hamburger Straßeneisenbahn . 10 10 10 15 15 15 20 

Stettiner Straßenbahn .... 10 10 10 15 15 20 20 

Cassel 10 10 10 15 20 20 25 

Karlsruhe 10 10 10 15 15 15 20 

Frankfurt a. M. 10 10 10 10 15 15 15 

Mannheim 10 10 15 20 20 20 20 

Freiburg 10 10 10 15 15 20 20 



Die Gestaltung des Tarifs ist bei den städtischen Vetkehrs- 
anstalten so mannigfaltig als nur möglich. Man findet den Einzel- 
tarif und die Zeitkarte, ersterer wieder zu teilen in Einheitstarif 
Kilometer- und Zonentarif, teils mit, teils ohne Staffdung,- und 

M Lothar Weiß, Die Tarife der deutschen Straßenbahnen, S. 9. 

if)o6: Einnahme aus dem Güterverkehr 1655,6 Millionen Mk. = 69,8*/^ der 
Gesamteinnahme; aus dem Personenverkehr 702,9 MiUioiien Mk. " 30»*% ^ Genmt' 
«^««■limi. (Statittitdies Jahrbach für das Deab^ Rekb 1908, S. 87). 

*) Lothar WeiB, Die Tkiifa der dentidien SteaBrnhalmen, S. 40. 
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mancherlei Kombinationen aus diesen. Ein System, das dem Renten- 
interesse der Unternehmer und dem Verkehrsinteresse der Benutzer 
gleichmäßig dient, läßt sich allgemein nicht aufstellen. Auch hat 
sich für die einzelne Betriebsgröße, die für den Tarif wohl maßgebend 
sein muß, ein hervortretender Typus noch kaum gebildet. Jrdcnfalls 
ist der lo Pfg.-Einheitstarif wenigstens für das engere vStadtgebiet 
weitaus überwiegend, und selbst bei denjenigen Straßenbahnen, die 
verschiedene Preise haben, w(?rden doch 65- Hs^/o aller Fahrgäste 
zum Preise von 10 Pfg. befr)rdert. TmuKThin haben sich, was den 
Einzeltarif als den weitaus wichtigsten anlangt, folgende Grundsätze 
als brauchbar erwic^sen: Für die allergrößten Städte, etwa über 
Million Einwohner, empfiehlt sich ein mäßiger Staffeltarif. Die 
Städte von 50000 — 250000 Einwohner bedienen sich am besten des 
Einheitstarifs, jedoch mit Ausn^üime für läng<Te Vorortstrecken, wo 
der Teilstreckentarif praktischer ist. In kleineren. langgestrtH.kten 
Städten mit langen Linien ist der TtMlstreckentarif anwendbar, während 
dort kurze Linien unter 3 km Länge kaum mit irgend einem System 
hinreichend rentieren können. 

Der Einfluß auf den Tarif, den die Konimnneii sich vorbehalten 
haben, soll ein Gegengewicht gegen die Mr)n(>]j<)lstellung des LTnter- 
nehmers sein. Doch ist diese Monopolstellung nicht immer vorhanden. 
Wir finden im d egenteil in einigen größeren Städten mehrere Be- 
iriebe, die sich wenigstens an bestimmten Linien scharfe Konkurrenz 
machen. Das ist in Leipzig der l^'all gewesen; dort betrug die Zahl 
aller beförderter Personen (in Millionen) V): 

i8yo i8q2 1^94 1895 1896 1897 1898 1899 1900 
16.6 18,3 19,9 21,2 30,4 48,4 52,9 60,0 63,6 
Der enorm(^ Aufschwung von 1896/7 rührt offenbar her \on dem 
1896 einsetzenden Wettbewerb eines zweiten Straßenbahnunter- 
nehmen.s, der dem Publikum die günstigsten Verkehrsbedingungen 
verschaffte. Häufiger steht den Straßenbahnen eine ganze Reihe 
andersartiger Beförderungsmittel gegenüber, welche zuweilen die 
Monopolstellung der ersteren vollständig aufheben. In \ ielen Städten 
sind einige derselben vertreten, in Großstädten fast alle. Da ist zu 
nennen der alte Pferdeomnibus neben der modernen automobilen 
Form, die Hoch- und Untergrundbahn, die Schwebebahn, die Dampf- 
eisenbahn. In Städten mit größeren Wasserflächen kommen dazu 
die Dampf- und Motorboote. So hat z. B. in Hamburg der Dampfer- 
verkehr auf der Alster die Straßenbahn gezwungen, ihre Teilstrecken 
zu veriängem, also relativ niedrigere Preise einzuführen. Femer ist 

■) Mattersdorf f, StSdtisdie Verkehisfhiceii, S. 9. 

AV.haiullungcn d. staatsw. Srniin ini z. Jena, B<1. Hflft 3« 

Hermes, Fininiiming und Reatabilität der SUaMenlwkMB. ^ 
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ZI! boriu ksichtigcii, daß im Lokal verkehr das Bedürfnis zu fahren 
lange nicht so dringlich ist als bei den Eisenbahnen. Das Lokal- 
verkehrsmittcl hat damit zu rechnen, daß das Publikum zum großen 
Teil einfach zu Fuß geht, wenn ihm der Tarif nicht zusagt. Selbst 
auf größere Entft^rnungen behilft man sich ohne Verkehrsmittel durch 
Benutzung des I'ahrrad(\s; dies soll tatsächlich der Benutzung der 
Straßenbalinen ziemlichen Abbruch getan haben. 

Selbst dort, wo der vStraßenbahn nur unbedeutende Konkurrenz 
gemacht wird, ist doch die Unternehmung an allzu einseitiger Aus- 
beutung ihres Monopols dadurch gehindert, daß sie selbst gewisser- 
maßen einem Monopol geg< nübersteht. Denn so wenig die Konsu- 
menten der Verkehrsleistung die Möglichkeit haben, bei einer Kon- 
kurrenz ihren Bedarf zu decken, ebensoweuig ist die Straßenbahn 
in der Lage, bei mangelnder Nachfrage ihre »Produkte« auf einen 
anderen Markt zu bringen. Sie kann nicht, wie die meisten Pro- 
duktionsunternehmen, sich einen neuen Kundenkreis suchen. 

Diese beiden Faktoren, Konkurrenz und larif, die innerhalb 
längerer Zeiträume gewissermaßen Konstanten darstellen, sind in 
erster Linie von Bedeutung für den Verkehr und damit für die Ein- 
nahme. Urnen stehen andere Faktoren gegenüber, die als veränderlich 
anzusäen sind, und auf welche die Straßenbahn keinen Einfluß hat. 
Dazu gehört z. B. die Witterung; daß sie auf die Benutzung der 
lokalen Verkehrsmittel Einfluß hat, ist allgemein anerkannt; dagegen 
weniger die Art des Einflusses. Nach Mattersdorfs Unter- 
suchungen*) ist im Sommer schönes Wetter, im Winter schlechtes 
Wetter dem Verkehr der städtischen Verkehrsmittel günstig. Der 
sommerliche Verkehr ist im allgemeinen der größere, daher sind auch 
die Einnahmen im Sommer durchweg höher als im Winter. Das 
Maximum des Verkehrs und der monatlichen Einnahmen fallt stets 
in den Juli oder August. Die niedrigsten Einnahmen werden im 
Februar oder im November verzeichnet. Diese Minima treten in 
gleicher Regelmäßigkeit Jahr für Jahr in Mittelstädten z. B. Fleidel- 
berg, und in Großstädten, wie in Hamburg und Berlin, auf. Das 
W^etter des ganzen Jahres war schlecht und wirkte daher nachteilig 
auf den Verkehr im Jahre 1902. Allgemein wird von den Ver- 
waltungen über das nasse und kalte Wetter im Sonuner dieses Jahres 
gddagt. 

Zweifellos war aber damals ein anderes Moment von mindestens 
gleicher Bedeutung, die Nachwirkung der Krisis von 1 900/1 901. 

^ Mmttertdorf, Stldtlidie Verkdus6fi«en, S. 8. 
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Wenngleich wirklich Rückgänge der Einnahmen aus diea^ Anlafi 
sdten sind, so bedeutete dodi fl^ die an stetige Steigerung gewöhnten 
StraBenbahnen schon das Ausbleiben derartiger Zunahmen einen 
Nachteil, weil das ebenfalls regelmAffige Wachstum der Ausgraben 
nicht ausgeblieben ist 

Um die Einnahmen beurteilen und mit denen von anderen 
Betrieben vergleichen zu können, bedient man sich mit Vorliebe 
zweier Zahlen: der durchschnittlichen Einnahmen pro beförderter 
Person und pro zurOckgdegten WagrenkUometer. Die Einnahme pro 
Person ist bedingt durch den Tarif mit Einschluß der Abonnements 
und Ausnahmefahrprdse. Sie ist nur ganz geringen Schwankungen 
unterworfen sowohl in den verschiedenen Betriebsjahren emer StnüSen« 
bahn und, was mehr sagen wiU, auch beim Vergleidi verschiedener 
Untemdmien. Die Einnahme pro Person tendiert unter der Ein- 
wirkung des fast bei jeder Bahn vorherrschenden lo Pfennig-Tarifs 
flberall zu einer gleichen Höhe. Sie betrug bei sämtlichen deutschen 
Strafibnbahnen im Durchschnitt 1905 : 9,9 Pfg., 1906:9,8 Pfg., 1907 : 
9,9 Ffg.^). — Die Einnahme pro Wagenl^ometer wird von den 
Betrieben selbst meist zur Grundlage ihrer Rechnungen gemacht 
Sie resultiert aus dem vorigen, wenn man außerdem nodi die mittlere 
Platzausnutzung berücksichtigt. Sie nimmt gleichmäßig, wenn auch 
langsam, mit der Zahl der Einwohner zu, so daß die größten Ver- 
kehrsnetze (über looocx) Einwohner) etwa 30 — 35 Pfg. pro Wagen- 
kilometer aufweisen, die mittleren (50000 — 100000 Einwohner) etwa 
25 — 30 Pfg., diejenigen mit weniger als 50000 Einwohnern rund 
20 — 25 Pt.i;."). Die Zahl der Personenkilometer läßt sich bei Straßen- 
bahnen ni( ht feststellen und daher kann der genaue Wert der mitt- 
leren Besetzung, Personenkilometer : Wagenkilometer, nicht ermittelt 
werden; als Vergleichsinaßstab kann man die Zahl der Personen, 
die pro Wagenkilometer befördert werden, ansetzen. Das führt zu 
dem Ergebnis, daß in tleii kleinen Netzen 2,0 — 2,5 Personen pro 
Wagenkilometer befördert werden, in den mittleren 2,5 — 3,0 und in 
den großen 3,0 — 4,0. Dagegen nimmt die Einnahme pro Wagen- 
kilometer durchaus nicht mit den Jahren zu, sondern zuweilen geht 
sie sogar zurück, weil der Personenverkehr nicht immer mit der 
Steigerung der Verkehrsleistung Schritt hält. 

Der den Einnahmen gegenüberstehende, zweite Faktor für die 
Rentabilität sind die Betriebsausgaben. Für die privatwirtschaftliche 
Betrachtungsweise ist dies ein einheiüicher Begriff, alle Posten der 

') Zeitsdlrift für Kleinbahnen. Aprilbeftc der Jahlglblge I907, 1908« 1909. 
*) Mattersdorff, StAdüidie Verkehnfragen & 4—6. 

4* 
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Gehälter Strom 



Betriebsausgaben sind darnach koordiniert; eine Untersuchung" der 
Kosten vom volkswirtschaftlichen Standpunkte müßte die Gehälter 
und Löhne ausscheiden und dem Materialaufwand LToirenüberstehen. 
Leider tut das die sonst sehr durchgebildete »Statistik der Klein- 
bahnen im Deutschen Reich« nicht, wie z. B. die Statistik deutscher 
Eisenbahnen. Daher mußte zu dem Mittel gegriffen werden, Aus> 
Züge aus den Bilanzen zu machen, einem viel mangelhafteren Ver- 
fahren; denn nur ein Teil der Gesellschafton macht detaillierte An- 
gaben über die Ausgabenverteilung und jede Gesellschaft ganz nach 
dgfenen Gesichtspunkten. Doch seien, um einen Überblick zu gfeben, 
die wichtigsten Ausgabeposten einiger Straßenbahnen für 1907 dar- 
gestellt und zwar zum Vergleich in Prozenten der gesamten Betriebs- 
ausgaben: 

Waq-on- Bahnkörper- 
unterhaltung Unterhaltung 
Große Berliner Straßenb. 45,6 22,5 13,6 4,2 

Braunschweig 45,0 22,5 4,4 3,2 

Bremen 42,2 23,6 11,2 5 ,5 

Breslauer Straßeneisenb. . 56,8 19,9 ii»5*) 
Hamburger Straßeneisenb. 39,3 20,9 12,2 4,8 

Gr. Leipziger Straßenbahn 39,3 20,2 6,6 12,8 

Leipziger elektr. Straßenb. 38,2^) 12,1 16,2 18,1 

Magdeburg 47,4 19.0 10,1 5*3 

Rostock 46,2 34,7 2,2*) 

Stettin 38»!*) i7»7 »2,6 11,5 

Die restlichen Ausgabenprozente verteilen sich auf die Ver- 
waltungskosten, auf Instandhaltung der Gebäude, der Kraft« und 
Werkstattmascfainen und der Akkumulatoren, auf verschiedenartige 
Wohlfahrtseinrichtungen usw. 

Nach diesen Zahlen betragen die Personalunkosten meist etwa 
40^ — 50% der Betriebsausgaben*). Dieser Prozentsatz ist seit Eln- 
fohrung des elektrischen Betriebes ziemlich gestiegen, doch nicht 
allein wegen der eingetretenen Lohnerhöhungen, sondern auch infolge 
des relativen Rückganges der sachlichen Ausgaben. 

Nur die Gehllter d« Betriebapenonali. Die Gdillter der BnrcnbeMiiten siiid 
unter Verwaltnngskosten verbucht Die Lehne der Werkstatt- und Stredcenaibeiter erscheinen 
unter Wagen», bervv. Bahnkörpemnteilialtnng Spalte 3 und 4. 

*) Da der elektrisdie Betrieb erst 1904 eingeführt wurde, sind nnr geringe Rqiantncea 

erforderlich. 

') Das statistische Jahrbuch für das Deutsche Reich gibt die absoluten Zahlen für 
die dentsdienVoHbrimen an. Dort betng^ die penitaifidien Ausgaben 46,1 ^/^ der GcMUsdialts^ 
«Begaben in 1906. 
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Unter diesen spielen die Kosten für Herstellung des elektrischen 
Stromes beziehungsweise der Preis für Bezug desselben aus einem 
fremden Werk mit etwa 20 — 35% die Hauptrolle. Da die (Teliälter 
ziemlich fest gegeben sind, werden die möglichen Schwankungen in 
den Zugkosten noch bedeutungsvoller. F.s wird danach gestrebt, 
den Konsum an elektrischem Strom überhaupt möglichst herabzu- 
drücken. Das sucht man in technischer Hinsiclu zu erreichen durch 
geeignetere Konstruktion der Motore. Aber auch unter gegebenen 
technischen Bedingungen ist es sehr vom Wagenführer abhängig, 
ob er möglichst ökonomisch mit dem elektrischen Strom uing(^'ht 
oder nicht. Er kann zum Beispiel das Halten bewirken durch 
Betätigung der elektrischen Bremse, wie durch allmähliches Lang- 
samerfahren; in letzterem Falle spart seine Geschicklichkeit ganz 
wesentlich an Strom. Um den Wagenführer zu veranlassen, m<')glichst 
sparsam mit dem Strom zu verfahren, sind zuweilen besondere Unter- 
richtskurse für die Falirer auf Kosten der Straßenbalm eingerichtet 
und dann Prämien ausgesetzt für geringen Stromverbrauch (ähnlich 
dem Kohlenprämiesystem bei der Eisenbahn). Um dies durchzuführen, 
wurden an jedem Wagen Kontrollstrommesser angebracht. Und bald 
nach deren Einführung sank auch der Verbrauch pro Wagenkilometer 
ganz bedeutend. Eine regelmäßige Übersicht über den Stromverbrauch 
gibt die Barmen-Elberf eider Straßenbahn. Als sie am i. Januar 1904 
die Wagen mit Wattstundenzählem versah, ergab sich ein Verbrauch 
von nur 416,9 Wattstunden pro Wagenkilometer gegenüber 441,5 im 
Vorjahre; dabei war 1 904 die Fahrgeschwindigkeit durchgehend erhöht» 
was eigentlich auch eine Erhöhung des Stromverbrauchs pro Wagen- 
kilometer zur Folge gehabt haben müßte. Andere Gesellschaften 
geben an, ähnlich günstige Resultate erzielt zu haben. Ihre £r* 
spamisse bewegen sich zwischen 4 und 20*^/0. 

Femer bemüht man sich, den elektrischen Strom möglichst billig 
herzustdlen; wie schon oben erwähnt, arbeiten bei einer bestimmten 
Leistung sämtliche Maschinen am ökonomischsten. Die starken 
Schwankungen im Laufe des Tages rufen aber ebenso große 
Schwankungen des Strombedarfs hervor. Um nun doch eine gl^ch- 
förmige Bean^prudiung der Maschinen zu ermöglichen, bedient man 
sich der sogenannten Pufferbatterien Gegenwärtig sind fast alle 
Straßenbahnkraftwerke mit derartigen Batterien versehen bis auf 
wenige ganz kleine Anlagen. Diese Batterie kann auch im Falle 
von Betriebsstörungen an den Maschinen fOr eine Weile den Strom 



>) Siehe S. 43. 
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g"anz allein liefern und überhebt somit der unangenehmen und teuren 
Xotwendigkeit. den Strom aus ein<'r fremilen Zentrale zu beziehen. 
Andere Betriebe erhalten die elektrische Energie dauernd aus einem 
fremden Eloktri/itatswerk. Über die Bedeutung der Strombeschaffung 
aus der städtischen Zentrale, sowie über die konzessionsmäÜig fest- 
gelegten Preise ist bereits an anderer Stelle gesprochen^). 

Unabhängig \'om Betriebe werden die Stromkosten natürlich 
beeinflußt durch die Kohlenpreise, d(Ten starkes Steigen besonders 
in den Jahren 1901 — 1902 Ursache relativ hoher 1 Vtriebsausgaben ist. 

Von anderen Betriebsausgaben sind notli die Unterhaltungs- 
kosten von Wagen und Balmkorper von Bedeutung. Iiier zeigt es 
sich, daß durch gutes Material, also höheres Anlagekapital, sich die 
Ausgaben herunterdrücken lassen. Zum Bei.spiel haltcm die Achs- 
lager an den Wagen, die am meisten der Abnutzung ausgesetzt sind, 
bei mittlerer Oualität 12 Monate, bei bester dagegen über 24. Gleiches 
gilt von den Gleisen. Die leichten Schienenanlagen, die im Pferde- 
bahnbetrieb möglich sind, würden von den schweren, viel schneller 
fahrenden elektrischen Wagen in ganz kurzer Zeit zerstört sein. 
Man mußte unbedingt Schienen verwenden, die drei- bis vi(Tmal so 
schwer und auch mehrmal so teuer waren. Auch auf den Unterbau 
und das zwischen den Schienen liegende Pflaster war mehr Sorgfalt 
zu verwenden. 

Gerade^ die Unterhaltungskosten dieser Art waren es, die man 
anfangs in den Voranschlägen bei Anlage elektrischer Straßenbahnen 
manchmal nicht genügend beachtet hatte, die man vielleicht auch aus 
Mangel an Erfahrung noch gar nicht so genau kennen konnte. I7nd 
gerade in d(^n ersten kleinen Städten, wo man geglaubt hatte, die 
Anlage durch etwas weniger sorgfältige Ausführung wesentlich 
billiger herstellen zu können, hat man in dieser Hinsicht hohes Lehr- 
geld zahlen mü.ssen. 

Die Betriebsausgaben .setzt man ebenfalls gern in Beziehung 
zu den geleisteten Wagenkilometern, Das ist sehr geeignet, um für 
den einzelnen Betrieb die Ausgaben zu verschiedenen Zeiten /u \ er- 
gleichen. Zum W'rgleich der Ausgaben in verschiedenen Bahnnetzen 
wäre es zweckmäßiger die Ausgaben pro Tonnenkilometer zu be- 
rechnen. Denn »Wagenkilometer« kann etwas sehr verschiedenes 
sein, je nachdem ein Wagen 35 — 38 Personen faßt oder gar 40, wie 
durchschnittlich in Braunschweig und Krefeld, oder nur 26, wie in 
Jena, 24 in Dessau, 28 in Gotha. Doch ist das Gewicht allgemein 



>) Sidie s. 16/17. 
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jETar nicht zu ermitteln und noch weniger die Zahl der geleisteten 
Bruttotonnenkilometer. 

Einer besonderen Beachtuntif erfreut sich bei Beurteilung der 
R^entabilität von Verkehrsunternt^hmen namentlich eine Verhältniszahl, 
das ist der Betric^bscoi-fficient, das Verhältnis der Ausgaben zu den 
Einnalimen. Man glaubt im Ijetriebscoefficient gerade ein Maß für 
die innere Ökonomie zu haben und sc^hlieik aus dem steigenden 
Betriebscoefficient auf imokonomisches Wirtschaften. Innerhalb eines 
einheitlichen, großen Bahnnetzes, wie z, B. den preußischen Eisen- 
bahnen ist er ganz geeignet, die einzelnen Jahre untereinander zu 
vergleichen. Nicht so gut ist er auf kleinere Betriebseinheiten an- 
zuwencien. Hier wird seine Wichtigkeit zuweilen überschätzt. Denn 
die l'aktoren, die ihn bestimmen, sind zu zahlreich und vor allem 
können ein und dieselben Bewegungen des BetriebscoCfficientcn von 
entgegengesetzten Ursachen hervorgerufen sein. Das liegt darin, 
daß die Verkehrsleistungen sich nicht jeder kleinen Bewegung des 
Btxlarfs anzupassen \ ennögen. Sinkt der Personenverkehr, so lassen 
sich nicht gleich entsprechend viel Wagen aus dem Verkehr ziehen, 
daher sinken die Einnahmen stärker als die Ausgaben; der Betriebs- 
coefficient steigt. Steigt dagegen der Personenverkehr stark, so wird 
von einer bestimmten Stärke an die bisherige Verkehrsleistung nicht 
mehr genügen; dann wird der Fahrplan geändert, und es müssen 
mehr Wagen fahren; diese sind nun aber nicht gleich wieder so 
besetzt wie vorher bei weniger dichter Wagenfolge, mit anderen 
Wi Ttr n, die Verkehrsleistung ist stärker gestiegen als der Personen- 
verkehr, dementsprechend auch die Ausgaben mehr als die Ein- 
nahmen; daher steigt der Betriebscoefficient wieder, diesmal ist jedoch 
das Anwachsen des Verkehrs die Ursache. Dabei ist vielleicht in 
allen diesen Fällen die höchste Ökonomie erzielt, welche die be- 
treffenden Verhältnisse zuließen. In solchen Fällen wird der allgemein 
übliche Schluß auf unrationelle Wirtschaft ein irrtümlicher sein; so 
fiel in den Jahren 1 904—06 in Leipzig, Stettin und Erfurt das Steigen 
des Betriebscoöfficienten zusammen mit einem Steigen der Renta- 
bilität^); darum muß neben dem Betriebsco^identen imm^ d^ 
Betriebsüberschuß beachtet werden. — Schwer ist es dagegen zu 
rechtfertigen, die Betriebscoöfficienten verschiedener Bahneinheiten 
untereinander zu vergleichen. Die Bedingungen, unter denen die 
Betriebe arbeiten, sind zu verschieden. Besonders unvergleichbar 
sind diese Zahlen bei Bahnen mit hohem Anlagekapital und niedrigen 
Betriebskosten gegenüber solchen mit niedrigem Anlagekapital und 

>) Tabelle 6, Sp. 7. 
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hohen Betriebsausgaben, Es ist auch ganz von lokalen Verhältniss» n 
abhängig, wann die Sättigung der jeweiligen Verkehrsleistung ein- 
tritt und die daraus folgende Notwendigkeit, mehr Wagen laufen zu 
lassen, die dann für eine Zeitlang den Betriebscoöfficientcn wieder 
erhöht. — Ein allgemeines Ansteigen desselben findet sich im Jahre 
1901 und 1902. Die Strat'x'nbahnen blieben eben gleichfalls etwas 
von der Krisis nicht verschont. 

Außer dem Beiriebscocfficienten muf^ der Betriebsüberschuß 
berücksichtigt werden, d. i. die Differenz von Betriebseinnahmen und 
-Ausgaben^). Aus ihm sind zunächst die Betriebsausgaben im wcMten-n 
Sinne zu bestreiten. Dazu gehört zuerst der Ersatz für Kapital- 
abnutzung, d. h. Ab.schreibungen und Di»ti«'rung des Krnruerungsfnnds. 
Die Abschreibung wird bei verschiedenen ( iesellschaftiin außerordentlich 
ver.schieden gelumdhabt. Blühende Betriebe tun es mit besoiuh^nr 
Vorsicht , das bedeutet tatsächlich, sie bilden unter der l'omi der 
Abschreibung eine stille Reser\e-). Bei anderen bleibt die Ab- 
schreibung /.uweiien hinter dem Notwendigen zurück. Die Straßen- 
bahn Hannover hat im Jahre iqoi bei (Telegenheit einer allgemeinen 
Reorganisation auch den I'ehler ungenügender Abschreibungen be- 
seitigen inüssen dadurch, daß sie auf eitmial 6,7 Millionen abselirieb 
gegen bisher jährlich 2 — 300000 M. Andere wie die Aachener, 
Magdeburger, I 'armen-Klberfelder, Danziger Stral^enbahn nehmen 
anstatt der AbschnMhiuigen eine liöhere Dotierung des Krneuerungs- 
fonds vor. Die Abschreibungen ') allein betragen im Mittel etwa 
1,1 " 0 des Gesamtkapitals; die Rücklagen in den Erneuerungsfonds 
vor 1 900 : 0,7 ^'0, später, als durch den längeren Gebrauch stärkere 
Erneuerungen notwendig wurden, 0,9 — 1,0%. 

Des weiteren werden aus dem Betriebsüberschuß die Beiträge 
zur Arbeiterversicherung, zu Ponsionskassen und Haftpflichtver- 
sicherungen gezahlt, sowie die Steuern. Die »Statistik der Klein- 
bahnen« rechnet zu diesen l^etriebsausgaben im weiteren Sinne auch 
diejenigen Abgaben an die Kommunen, welche nach den Brutto- 
einnahmen berechnet werden, nicht dagegen diejenigen, welche sidi 
nach dem Reingewinn oder der Dividende bemessen. Diese ver- 
schiedenartige Behandlung erscheint nicht ganz gereditfertigt. Im 
Grunde ist es für den Charakter der Abgabe unwesentlich, nach 

Tabelle 6, Sp. 4 u. 9. 

^ Z. B. hftt die Hamfauig^r Sttafienenenbalm im Jabre 1906 3,38a IfilUcMiai ab- 
gesduieben. Am der Stadadk der dentsdien KJeinbdinen eifibt sidi jedodi, da£ sie 
davon mir rund Milli »un als Aequivalent fOr wirkHdie Wertminderung ansah. 

^ Siehe Tabelle 4 Ul, Sp. 12. 
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welchen äußeren Merkmalen sie bemessen wird; sie bleibt stets ein 
.Vquivalent für die Konzt^ssionierung*). Die am höchsten belasteten 
Gesellschaften sind die Bremer und die Breslauer Straßeneisenbahn- 
^esellschaft. (ianz ohne solche Abgaben waren von den 32 größeren 
Straßenbahnen 5; 6 (resellschaften hatten sowohl Brutto- wie Xotto- 
abgaben zu zahlen^). Im Mittel kann man je Nettoabgabe 
gleichsetzen i ^Iq Bruttoabgabe. Meistens bewegen sich die Abgaben 
zwischen i und 10% von den Betriebseinnahmen. I-erner sind nach 
den früheren Ausfülirungen auch die Rückstellungen zum Aktien- 
tilgungsfonds Unkosten, die auf (irund der Konzession und zugunsten 
der Stadt erfolgen. Jis beliefen sich (in Millionen M.) die gesamten: 

1904 1906 1907 

Barabgaben*) auf 4,926 7,208 7,040 

Rückstellungen zum Aktientilgung sfonds*) auf 1.853 ^.133 '>938 

Summa 6,779 9^34 1 ^»973 
Diese in Prozenten der Dividende 36,4 47,4 45,9 

Zuschüsse \'on seTien öffentlicher Körper, die bei nebenbahn- 
ähnlichen Kleinbahnen zuweilen vorhanden sind, fallen hier dagegen 
fast völlig aus. Wichtig sind aber in einzelnen Fällen die Zubußen 
von Seiten der £lektrizitfttsgesellschaft unter Dividendegarantie^ welche 
die Anlage hergestellt hat Unter den größeren hatten Siemens & 
Halske 1907 an die Bochum-Gelsenkirchener 231 031 M. und an die 
Berliner elektrische Straßenbahn 130 201 M. zu zahlen, damit erstere 
die garantierten 6%, letztere 5% ausschütten konnten. Aus gleicher 
Ursache setzte Schuckert 143698 M. bei der Würzburger Straßenbahn 
zu, deren Betrieb in Schuckerts Händen liegt 

Die Verteilung des Ertrages auf die anteilsberechtigten Kapi- 
talistenkreise gestaltet sich entsprechend der Kapitalzusanmiensetzung: 
für kurzfristige Schulden, unkündbare Anldhen und Aktienkapital 
geht der größte Teil aus der Unternehmung heraus, ein kleiner Teil 
bleibt darin und veistärkt die Reserven. 

Die laufenden Schulden und die dazu gehörenden Zinsen sind 
zu gering und zu wenig erfaßbar, als daß man darüber Zahlen geben 
könnte. Für unkündbare Schulden wurden mit dem Wachstum der- 
selben auch steigende Summen an Zinsen gezahlt, zumal der mittlere 
Zinsfuß gestiegen Ist Es wurden gezahlt an Zinsen in M.: 



Ober die Formen und Bemesnii^en der Abgabe dehe oben S. 14—16. 
«) Siebe TabeUe 7. 
^ Siebe TabeUe 7, Sp. i u. 3. 
^ Siebe TabeUe 7, Sp. 3. 
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für 3 */o^g*^ Anleihen 

»♦ o !t »» »» 

*' 3 /i >• 

» 4 »» »» 

f» 4Vt •» »» 

w 5 »• » 

„ sämtliche „ 

Mittlere Zinsfuß . . , 



1 896 1 900 1 906 

4500 45CK> 2748 

734559 773738 594065 

— 66994 J J 5038 

1147808 30Q1540 3309559 

3'^Q''^35 "690545 2 161 160 

185000 100215 55575 



273»702 5727532 6238145 
3,962 4,065 4,104 »/o 
Nach Zahlung der Zinsen bleibt nun der Reini>^(»\vinn. In bezug" 
auf die richtige statistische Erfassung des Jaliresreinertrages ist nach 
den von Kor<")svV) aufgestellten (rrundsätzen verfahren. Die wich- 
tigsten sind: 1. der Vortrag vom \'orjahre ist vom gesamten Rein- 
gewinn abzuziehen. 2. Verluste sind abzuziehen, dagegen Verlust- 
vorträge vorher vom Gesamt verlust. 3. Drr Reingewinn ist in 
Beziehung zum Kapital zu setzen und zwar zum Kapital sämtlicher 
(iesellschaften, nicht nur derjenigen, welche Dividende geben. 

Aus Tabelle 5 ergibt sich, daß die grolicn (Tcsellschaften den 
relativ höchsten Reingewinn <*rzielen. Bei den oben erwähnten Ge- 
sellschaften, die einer eingi'henderen Untersuchung unterzogen worden 
sind, stellt sich der Reinertrag folgendermaßen (l^littelwerte für die 
Zeit des elektrischen Betriebes): 

Akt.-Kap. Reingewinn in ^ des 
Mill. M. Mill. U. Akt.-Kap. 

der 8 grolken 177.200 i4-740 8.32 

der 8 zweitgrößten 44'540 3-585 8.02 

der 8 drittgrößten 29.740 2.144 7.21 

der 7") kleinsten 12.270 0.832 6.78 

Zeitlich verteilt er sich, wie Tabelle 4 Sp. 4 zeigt; das sonst 
stetige Anwachsen ist nur 1901 unterbrochen, in welchem Jahre der 
Reinertrag wesentlich hinter den Vorjahren zurückbleibt. Auch im 
Verhältnis zu den Betriebseinnahmen tritt ein bedeutender Rück- 
sclilag ein*), was an den relativ stärker gewachsenen Ausgaben liegt. 
Ein dauernder Rückgang des Reinertrages zeigt sich bei der Barmen- 
Elberfelder Straßenbahn, der in der Konkurrenz der Schwebebahn 
seine ITrsiiche hat. 



Kürösy, Die finanziellen Ei^ebnissc der Budapester Aktiengesellschaften 1873 

bis 1898. 

•) Die HuttlMug-AItanaer Zentralbahn nmßte mfter Betnidit Uäben, weD ihre ginxlidi 

anonnalen Verhriltnis.sc das Gesamtbild zu cdtr v era erren würden. 
•) Siehe XabeUe 4 lU, Sp. 9. 
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Aus dem Reingewinn wird meist ein fester Prozentsatz aus- 
geschieden zur Reservenbüdung. Obwohl zwar im Jahre 1907 der 
gesetzliche Reservefonds von 10% des Aktienkapitals meist erreicht 
ist, sind doch noch fortgesetzte Rückstellungen in den Aktientilgungs- 
fonds zu machen. Gemäß dem Umfange der Vergütung für den 
Heimfall und der Dauer der Konzession sind diese Rücklagen bei 
den einzelnen Gesellschaften verschieden hoch*). 

In ähnlicher Weise, wie die Nottoabgabe an die Gemeinden, 
v^'ird oft dif Tanticmi' berechnet. In dvr Regel sind 4'' ^ Dividende 
tantiemefrt?i, und vom überschießenden Teil wird tMn bestimmter 
Prozenssatz berechnet. Doch sind zuweilen auch Fixa vorgesehen. 
Die Tantieme fällt dem x\ufsichtsrat in der (icsamthcit zu, welcher 
sie selbständig unter seine Mitglieder verteilt. Zur Veranschau- 
lichung ihrer Höhe ist in Tabelle 9 eine entsprechende Zusammen- 
stellung gegeben. Darin treten grolV' Unterschiixle zutage; doch ge- 
hören die Fälle, in denen ein einzelnes Aufsichisratsmitglied etwa 
mehr als 6000 Mark erhält, gerade hü\ den Verkehrsanstalten zu den 
Seltenheiten. Zum Vergleiche mit den Tantiemen bei anderen Ak- 
tiengesellschaften sei auf Loeb*) verwiesen; er stellt im Mittel für 
sämüiche Aktiengesellschaften sechs Zehntel Prozent des Gesamt- 
aktienkapitals als Tantieme f(^st, für die Eisenbalm- und Stralk'nbaJin- 
gesellschaft dagegen nur ein Zehntel Prozent des betreffenden Aktien- 
kapitals. 

Nach Bestreitung der Tantiemen bleibt der übrige Teil des 
Reingewinns für die Dividende. In den allermeisten Fällen wird 
diese den größten Teil des Reingewinns ausmachen; im Mittel 75 
bis 80 Prozent. Dii? durchschnittliche Dividende bewegte sich an- 
fangs zwischen 7 und 8"/^ und erlitt im Jahre 1Q02 während der 
Krise einen Rückschlag, der sie mit 5.14*^/,, auf ihren tiefsten Stand 
brachte. Selbst bis 1907 wurde dann die frühere H()he nicht wiedt-r 
erreicht''). Wenn dies der Fall ist, obwohl die Betriebseinnahmen 
auch verhältnismäßig über ihre frühere Höhe gestiegen sind, so ist 
dies nur so zu erklären, daß früher weniger zu erneuern war, bezw. 
geringere Abschreibungen vorgenommen wurden. Die höchsten Divi- 
denden weisen München, Breslau und besonders die Hamburg-Alto- 
naer Zentralbahn') auf; außer im Jahre 1906 erzielte auch Stuttgart 

^) Siebe Tabdle 4 U, Sp. 9 und Tabdle 7. 

*) Jalurbadier fOr Nariwialahoiionüe und Statistik, III Folge, Bd. 33, S. 14!. 
^ Tabdle 4 m, Sp. 10. 

*) Die Hambui^-Altonaer Zentralbahn ^ah 1896 30% Dividende. Dann gab man 
Gemifiacheiae iüx je 50 Mark, also lediglich für den ErsaU der Emisslomkosten, an die 
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lo^ Iq und darüber. lo Gesellschaften gaben für die Zeit des elektri- 
schen Betriebes durchschnittlich 7 — io^/q, ii gaben 5 — 7**/^. Weniger 
als 5 (»rroichten 8. darunter brachten die Straßenbahnen Hannover, 
13erlin-Charl<)ttenbur<4- und Königsberg ihre durchnittlicho Dividende 
noch nicht über 2*^ y. l'nter den kleineren Straßenbuhngesellsehaften 
findet sich indessen noch eine Anzahl, deren Dividendenaufzählung 
aus einer Reihe von o besteht (Tabelle 8). Eine besonders stetige 
Dividende gab die Stettiner, Alünchener und Hamburger Straßen- 
eisenbahn, auch die Dresdner Straßenbahn vor ihrer Verstadtlichung. 
Im Zusammenhang mit der Klektrisierung sind bei einigen Straßen- 
btihneu Rückgänge der Dividende zu verzeichnen: bei der Hanno- 
verschen, liraunschweiger und drol'en Berliner. Aber die Einfühnnig 
des elektrischen Betriebes ist meist nur indirekt die Ursache des 
Rückganges: der Betrieb wird sich oft nicht weniger (ökonomisch 
gestalten, doch wurde zuweilen, wie erwähnt, das erforderliiiie Kapital 
durch Pariemission beschafft, und diis drückt stets die Divid<Miden- 
ziffer herab. F<'rner gab die Elektrisierung indirekt Veranlassung 
zum Sinken der Dividend(^ dadurch, dal' zum Umbau neue Konzes- 
sionen eingeholt werden mußten, die meistens nur unter schwereren 
Bedingungen als bisher ert<'ilt wurden und fast immer den (xesell- 
schaften höhere Abgaben auferlegten. Ob auch in Krefeld, Magde- 
burg, Karlsruhe ein solcher ursächlicher Zusammenliang b(\steht, war 
nicht festzustellen. In Barmen-Elberfeld ging infolge der Konkurrenz 
der Schwebebahn wie die Betriebseinnahmen und der Reingewinn 
so auch die Dividende zurück, die von i^^I^^Iq (1897 — allmäh- 
lich bis auf 5*>/o (1903 — 1907) sank. 

Diese Zahlen geben aber nur das Verhältnis der Dividenden- 
summe zum Nominalkapital an. Entsprechend den früheren Aus- 
führungen muß man den Ertrag in Beziehung setzen zu dem ge- 
samten eigenen Kapital des Unternehmens. Gerade in den best- 
rentierenden Betrieben wird die Dividende auch durch beträchtliche 
Reserven mit erzielt So stellt sich für 1907 die Dividende als Ertrag 



damaUgen Akdaibesitier aut und aerlegte so die Dividende, die dadordi sdieinbar geringer 
Cewoiden isL Zwedc der Ausedie der Genniididne war, den Aktien die Verkanfileiditi^t 
wiederzugeben, die durch den hdien Kurt Terioicn gcigangen war. Die Genulhcheine eHialten 
4% wendet als die Alttien. 



des Ak.-Kap. der eig. Mittel 



Hamburg-Altonaer Zentralb. 
Breslauer Straßeneisenb. . 

Stuttgart 

Große Leipziger Strb. . . 



16 8,36 

10V4 8,67 

10 6,68 

9 5.87 
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des Ak.-Kap. der eig. Mittel 

Magdeburg 8*/* 6,8 1 

(Iroßo Borliner Strb 8 6,25 

.\llir»*ni< ine Lokal- und Straßenb.-Ges. . . 8 5,51 

Crett'ld 7V, 6,37 

Aachon 7 5,54 

Hlekirische StralM'ni). lircsl.iu 6 4,94 

Da zeigt sich, daß \'i('lfach die oft weitgf^hcnden Forderungen, 
die von manchen Sozial- und Kommunalpolitikern mit angeblich zu 
hoher Renlabilität begründet werden, schon in ihren zahlenmäßigen 
Grundlagi'n ihren Halt verlieren. 

Im ganzen waren in deutschen Straßenbahn-Aktiengesellschaften 
im Jalire igo6 an Aktienkapital, Reserven und Obligationen 534,1 
Millionen Mk. investiert. Die Kapitalisten, welche diese Summe bereit 
gestellt hatten, empfingen als Dividende bozw. Zinsen dafür 27,54 
Mill ionen Mk. Das entspricht einer mittleren Verzinsung von 5,1 1 ^^q. 
Im Jahre igoo betrug diese 4,98%. 

Die Statistik der Kleinbahnen stellt ebenfalls die Rentabilität 
einer jeden einzelnen vStraßenbahn fest. Sie benutzt dazu die Begriffe 
»Anlagekapital'^^), das sind die als Ausführungskosten für Tierstellung 
und etwaige spätere Krweiterungen insgesamt tatsächlich aufgewendeten 
Summen, und ^ Reingewinn« das ist der i^etriebsüberschuß nach Abzug 
derjenigen Rücklagen, die zum Ausgleich eines tatsächlichen Minder- 
wertes der Anlage gemacht sind, im wes(Mitli<^hen entspricht diese 
Zahl obiger Kapitalrente, die aus Aktienkapital. Reserven und Anleihen 
einers(Mts. Dividenden und Zinsen andererseits ermittelt ist. Die 'Ver- 
zinsung- der Kleinbahnstatistik'-) enthält aber außerdem noch Tantieme 
und (iewinnbeteiligungen. Nach deren Resultaten betrug die Ver- 
zinsung (in Prf)zenten des Anlagekapitals): 
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von sämtlichen deutschen Straßenbahnen. 



Der Kurs ist direkt durch die Dividende bc^dingt. Infolge der nivel- 
lierenden Wirksamkeit der Börse bildet sich ein ziemhch festes Ver- 
hältnis zwischen der Dividende und dem Aktienpreis. Dieses Ver- 

>) Nadi der »Ankitiiiig m AasfOlliing der Fncehefte fflr die Statistik der StnSea- 
beluien« zu Frage 33. 

*) Zeitschrift Iflr Klembahncn Aprilhefte der JshigRnge 1906— 1909. 
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hältnis weist oincn engen Zusammenhang mit der Rewe^^ung des 

Zinsfußes auf, so daß die Bezeichnung »kursentsprechende Real- 

„ Dividende X loo , . ^ 

verzinsungc für dieses Verfaaltnis angebradit ist 

Ebenso läßt sich der Begriff Kapitahsierungsfaktor aiiwciKlen, d. h, 
dif Zahl, mit der man den Jahresertrag multipUzieren muß, um den 
Ertragswert zu erhalten. 

Dieser Kapitahsierungsfaktor nimmt ab, wenn die Nominaldividende 
steigt*). Danach haben die Gesellschaften mit hoher Dividende viel- 
fach einen Kurs, der im Verhältnis zu dieser niedrig zu nennen ist 
und d(>mgemäß hohe Realverzinsung. Das liegt an mancherlei Um- 
ständen. Zunächst ist die Zahl der Kapitalisten gering, die überhaupt 
Aktien zum Kurse von 200 — 300 kaufen mögen, weil das Objekt zu 
groß ist-). Dann sind die Aussichten weiterer Steigerung oft stark 
beschränkt durch die Progressivität der Kommunalabgaben, die zu- 
weilen den größeren Teil einer etwaigen Steigenmg der Kommune 
zuführen. Und besonders wenig reizt es zur Zahlung eines hohen 
Aktienpreises, daß bei Ablauf der Konzession und anschließender 
Liquidation der Gesellschaft die Aktien nur zu pari oder wenig da- 
rüber zurückgezahlt werden. 

Die Aktien solcher Gesellschaften aber, die wenig oder gar keine 
Erträge erzielen, haben trotzdem oft noch einen ganz ansehnlichen 
Kurs; denn sie haben vielleicht wertvollen Grundbesitz, oder ihr 
Aktientilgungsfonds ist schon so groß geworden, daß die Aktionäre 
inunerhin auf Parieinlösung ihrer Aktien mit Wahrscheinlichkeit rechnen 
können. Ferner ist ihnen die Hoffnung, durch das Wachsen der 
BevMkerung und den steigenden Verkehr höhere Erträgr zu erzielen, 
selten durch drohende Abgabensteigerung wenigstens für die nächsten 
Prozente der Dividende beschränkt 

Wie schon ausgeführt, schließt sich dieser fingierte Zinsfuß 
d&i zeitlichen Schwankungen des Wechseldiskonts und der Real- 
verzinsung festverzinslicher Anleihen ziemlich an. Im Jahre 1897 
machte sich darin dne Abweichung bemerkbar. Damals war die 
Realverzinsung ungewöhnlich niedrig, oder, was dasselbe heißt, der 
Kurs unverhältnismäßig hoch. Die Veranlassung dazu gab die heftige 
Konkurrenz seitens der Elektrizitätsgesdlgchaften, welche Bauaufträge 
bei der Einführung des elektrischen Betrieibes zu erlangen suchten. 
Um die Aktien mancher Straßenbahn-Aktiengesellsdiaften mögen 

S) Siehe TabeUe 10. 

^ R. Paisow, Die wirticlwftitelie Bedeutung und OigmiwiHofi der Alctiengadl» 
edttft, S. 19. 
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heftige Kämpfe stattgefunden haben, und dieser Wettbewerb ließ 
die Kurse ungemein steigen; das ist besonders bei der Berlin- 
Charlottenburger Straßenbahn der Fall gewesen, die lange Zeit weit 
über ioo% standen, obgleich sie gar keine Dividende gaben. Auch 
das Publikum befand sich damals in einem Elektrizitätstaumel, und 
trotz niedriger Dividenden wurden Straßenbahnaktien, nachdem die 
Zulassung zur Börsennotierung durchgesetzt war, den Elektrizitäts- 
gesellschaften zu Kursen abgenommen, deren Höhe weder durch 
die Vergangenheit gerechtfertigt erschien, noch in der Folgezeit zu 
halten war. 
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Schlußwort 



Als Ergebnis unserer Betrachtung können wir feststellen, daß die 
Entwicklung der elektrischen Straßenbahnen infolge ihrer finanzidlen 
Abhängigkeit von der Elektroindustrie eine ebenso plotzlidie gewesen 
ist wie der technische Aufschwung. Gegenwärtig ist das Haupt- 
gebiet der Straßenbahnen im engeren ^nne völlig abgeschlossen; 
Zukunftsmöglicfakeiten liegen nur in dem Wachstum der StSdte nach 
außen. Dort finden die Straßenbahnen dnmal in der Erschließung 
neuen Baulandes ein weiteres Tätigkeitsfeld, femer in der Scha^ng 
von Fahrverbindungen zwischen großen Städten mit wirtschaftlich 
abhängigen ländlichen Gremeinden (Überlandbahnen) und Nadibar- 
Städten (Städtebahnen). Andererseits werden die stets schwieriger 
werdenden Verkehrsverhältnisse im Innern der Ghroßstädte zur Anlage 
von Tunnel und anderen kostspieligen Verkehrswegen und damit zu 
bedeutendem Kapitalbedarf Veranlassung geben. Der steigende 
Verkehr wird die Einnahmen weiter wachsen lassen, doch werden 
sie in immer höherem Grade den Kommunen zugute kommen. All- 
mählich werden mit wenigen Ausnahmen die Straßenbahngesdlschaften 
überhaupt verschwinden und die städtischen Verkehrsmittel durch 
die Gemeinden betrieben werden. 
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Tabelle I. Die KonzessiOH zum Strafienbahnbetrieb 
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Die Konzession zum StraBenbahnbetrieb 
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Tabdie s. OioBe uikI Art der Kapital- 
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I. Nominalkapital. 














<^»<i«»<lim iMlr—iital nicht elektrisrhrr H<'tri('i>o 


13 36? 






1000 


I 


8q~o 


eleklrischcr Bclriel>c . 






1200 


4150 


I 




KapitAlerhöhung hei KrweiteniDg nicht elek- 
















2330^ 


4045 


1800 


— 





6471 


Kapitakrhdhuiig hei Umwandlung in dek- 
















— 


— 




500 





— 


Kapitalerhöhting bei Erweitening elektrischer 



















— 


— 


— 


— 


— 


Ki^MtalredaktioD dorch Zwamincnltymg in 














nidit ddrtritdicn Betrieben 


— 332' 


— 500 








— 700 


Kipiteirwfalrrion dmch ZuMWMwenlegnng in 
















— 250 












Kajkittliednktion dmcb tdlwciien RflcUmf . 














n dufch AttfUmiig .... 




_ 




_ 










5*752 


) f <t c 

3545 


32/ 5 


7650 






2. Realkapital. 
















32207 






3000 


f Inn 


09/ O' 


„ elektrischer Betriebe . . . 


750 




1200 


4»50 


I 100 


1730 


K^italerböhung hei Erwdtenu^ nidit elek- 
















24856 


4045 


1800 


— 


— 


6471 


KapitalerhAhung bd Umwandluag in elek- 



















— 


275 


500 


— 


— 


Kapitalerhflbaog bei £iweitenng eldttriicher 














Betnebe ............ 

















Zu/.ihluiig in nichl tUkirisclu-n llcmt-hen . 














„ in ck'k Irischen Bctrichcn .... 














KapiialrLduküon durch tcilwiisen Rückkauf . 














„ bei Auflösung 














G-»u K.piun»«„ 


58178 


4045 


3*75 


7650 


2200 


17171 
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bewegungen (Größe in looo Mk.). 



1895 


1896 


1897 


1898 


1899 


1900 


I9OI 


1903 


I9OJ 


1904 


1905 


X906 


1907 


14*50 


II350 


4920 


II300 


11600 


5300 





— 


— 


— 


— 


— 





tooo 


























4500 


4400 


4705 


32078 


4366 


6650 




1856 












3300 


1 1200 


2500 


20500 


458*5 


9»75 


17 160 


4000 


4300 


I87I9 


1500 


IS3O 


5000 


— 


-46 


— 420 


— 




— 250 




— 555 


— 


— 
—3650 


— 
— 500 


— 
—18000 





— 


22050 


360Od 


1 170^ 


6^778 


6l7QI 


2087^ 


1660^ 




X^O 


18219 


"I6500 


lOtO 


400C 


V M AVA 

14350 


ff t f PA 

1 1350 


4920 


1 1 200 


lODCXI 


JZOO 










— 


— 


— 


IIOO 


























5 »53 


4777 


5990 


33148 


4518 


6942 




1856 














*337* 


2500 


24340 


5"7*7 


10330 


1 y 1 W 




43/ 0 


t n f 9 9 


»590 


1 3OU 






2»3 










994 
























































- 4>JS 


— 32220 






22803 


29712 


13410 


68688 


65845 


22480 


18154 


6056 


— 1040 


18624 


—30630 


1366 


6350 
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Anleihen deutscher 

deren Zinsfuß, Jahr der Emission 
Tabelle 3. aufgebracht 



Zin«- 
Iw 


Art des 
üeuieuev 


Ins- 
gesAfflit 


vor 
109^ 


1090 






I893 


1894 


1895 




nicht elektrisch 
elektrisch 


150 


150 














1 




150 


150 
















nicht eldrtriidi { 

elektrisch | 


16100 

17680 










2180 


16100 


— 


1 


c " 




— 







1 








nidit elektriich 
elektrisch 


3300 
















1 




1 3300 


















nicht elektrisch 1 
dektritdi 


16413 
81485 


6673 


— 


— 


5040 


3000 


— 


400 
4000 


1 


Siminia 




,6673 




— 


S040 


5500 


— 


4400 




nicht elektrisch 
elektrisch 


7900 
58850 


900 


— 


1000 
600 


3000 


3000 


3000 


350 


l 


Sorna» 


66750 


900 




1600 


3000 


3000 


3000 


350 




nicht eldctiisch 
elektrisdh 


600 








600 










Summa 


4825 


4225 






600 








SIIQUU0 

Samma 


nicht elektrisch 

elektrisch 


44788 

16185s 


II948 




1000 
600 


5040 
3600 


6000 
1 4680 


19100 


400 
1 4350 


Sunmu 




1 106643 


II948 




1600 


8640 


10680 


19100 


4750 
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Sirafient>ahnen(m looo Mk.). 

und Art des Betriebes, für den sie 
wurden. 



1896 


1897 


1898 


1899 


1900 


1901 


1902 


1903 


1904 


1905 


1906 


1907 


















































6000 


— 


— 


3000 


— 


— 


— 


— 


— 


— 


3500 


3000 






















3500 


3000 





— 


1800 


— 


— 




1500 






— 





— 






lOVD 








1500 












1300 
16675 


gSoo 


20000 


1 1400 




500 


3500 


2500 


4300 


5500 




750 












1 1 ' 
















550 


30775 


II5OO 


«9»5 


450 




1500 





750 




450 




55° 


3"// 5 


11500 


8925 


450 




1500 




750 


















































1300 
22675 


10250 


21800 


14950 


30775 


12000 


13925 


2950 


4300 


7000 


3500 


4500 


»3975 


10250 


ai8oo 


14950 


30775 


laooo 


139*5 


«950 


4300 


7000 


3500 


4500 
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Tabelle 6. Betriebsergebn isse. 



Jahr 


Gesamt- 
rvapiiai 

Mül. Mk. 


Betriebs- 
Ein- 
nahmen 

Mill. ^[k. 


Betriebs- 
Über- 
schuß 

Mill. Mk. 


Rein- 
gewinn 

Mül. Mk. 


Ein- 
nahmen 


Ül)er- 
schtiß 


Rein- 
gewinn 


Betriebs- 
Aus- 
gaben 

Mill. Mk. 


Betriebs- 
Koeffi- 
zient 


in ^/^ des Gesamt-Kapitales 


I 






4 


5 


b. 




8 




10 






Große 


Berliner Straßenbahn. 






1896 




«7t3o6 


8,160 


3,616 


34, »7 


16,00 


7,14 


9, »46 


53.8 


1897 




»7.354 


8,209 


4,111 


30,60 


'4.57 


7.29 


9,»45 


53.7 


1898 


8 '.947 


18.612 


8,618 


4.755 


22,69 


»0,52 


5.80 


9,995 


52.7 


1899 


»OS.985 


20,348 


9,4 3 S 


5.658 


19,20 


8.91 




10,913 


S6.2 


1900 


1 20,046 


24,99« 


10,083 


5.998 


20,85 


8.26 


5,00 


14,909 


59.6 


I9OI 


»3'.599 


27iOS7 


10,193 


6.060 


20,56 


7.69 


4,64 


16,865 


62,3 


1902 


128,71 1 


27,672 


",334 


7.556 


2 »,48 


7,61 


5^ 


»5,338 


iSi4 


«903 


130,219 


29,521 


13.616 


8.445 


22,67 


10,09 


6.49 


»5,906 


53.9 


1904 


I4M75 


3 «.425 


14,038 


8,898 


22,27 


9.94 


6,3» 


»7,388 


55.3 


1905 


141,003 


34.289 


15.54» 


9.492 


24.43 


I I.Ol 


6.72 


18,748 


54.7 


1906 


141,186 


35. '74 


16.20 s 


10,102 


24,92 


11,48 


Zi»5 


»8,969 


53.5 


1907 


142.04«; 


3S,976 


»6,337 


10,090 


25.34 


»»,5» 


2i»» 


19.639 


54.5 






Bochum - Gelsenkirchener Straßenbahn. 




1896 




0,590 


0,145 


0,243 


»9,67 


2.87 


4.81 


0,445 


TIA 


1897 


S,226 


0,850 


0,332 


0,379 


»6,32 


6,37 


7,27 


0,518 


61,0 


1898 


5.546 


1,16t; 


0,469 


0,445 


2I.OO 




8,02 


0,696 


59.7 


1899 


5.263 


»r360 


0.537 


0,456 


25,85 


10,20 


8.66 


0,823 


6o,S 


1900 


10,408 


»»440 


0,546 


0,458 


»3.85 


S|2S 


4,40 


0,894 


62,1 


1901 


12,824 




0,642 


0,772 


»2,36 


5,0» 


6,02 


0,943 


68.1 


1902 


13,881 


1.7 10 


?*) 


0,841 


»2,3» 




6,0s 


? 


• 


'903 


14,120 


1,777 


0,678 


0,875 


11,89 


4,54 


S180 


»,099 


61,8 


1904 


14,496 


1.879 


0,730 


0,817 


»2,95 


S,04 


5.64 


»,»49 


61,3^ 


1905 


14,696 


2,000 


0,776 


0,851 


»3,61 


5.28 


5.79 


1.224 


61.2 


1906 


I4r927 


2,240 


0,921 


0,866 


»5,02 


6j^ 


5,80 


1,319 


58,9 


1907 


14,946 


2,536 


I.OQO 


0,895 


16,98 


6,69 


5.99 


'.536 


60.5. 



*) L056 



Mill. Mk. einschließlich des Zuschusses von Siemens & Halske. 
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Betriebsergebnisse. 



Jahr 


Gesamt- 
Kapital 


Belriel)«- 

Ein- 
nahmen 


Betriebs- 
Über- 
schuß 


Rein- 
gewinn 


1 

Ein- 
nahme 


Cber- 
schui} 


Rein- 
gewinn 


1 Betriebs- 
Aus- 
gaben 

Mill. Mk. 


Betriebs- 
Koiffi- 




Mill. Mk. 


MUl. Mk. 


Mill. Mk. 


Mill. Mk. 


in ^Iq des Gesamt-Kapitales 


0. 


1 




3 


i 




6 


•* 




9 


Uli 




Hamburger Straßen-Eisenbahn-Gesellschaft 




I o^\j 


31,460 


6.>6s 


2.219 


«,»64 


20,86 


7.0s 


3,70 


4.346 


66 2 






7,216 


2,864 


1,277 


22,98 


2J1 


4.07 


4,352 


60 A 




3^,684 


7,496 


3,1 SO 


1,405 


22,24 


9.U 


4,17 


4t346 


i:;8,0 


IÖ99 


39.348 


7.908 


3.362 


1,789 


20.08 


8.47 


iiiS 


4,546 


CT e 
J/.5 




41.296 


8415 


3i302 


1,891 


20,39 


8,00 


4.58 


5.113 


60 8 


1901 


45.13' 


»0,369 


4,984 


1,890 


22,97 


11,04 


4,19 


5.385 


SL2 


1902 


4S.4»S 


10,911 


5.>55 


1,891 


24,03 


11,35 


4,16 


5.756 


52.7 


1903 


43.60.1 




5,767 


2,098 


27,08 


12,67 


4,81 


6.060 


51,2 


1904 


43,Ui 


12,624 


6,362 


2,316 


29,14 


14,69 


5.34 


6.262 


49,6 


1905 


43."4 


'3.493 


6,783 


2.358 


31.31 


15,74 


S.47 


6.610 


49,0 




42,81.3 


14.742 


7,384 


2,641 


34,41 


17,24 


6,17 


7.358 


4»I.*J 




42,904 


IS. 698 


8,366 


2,780 


36,60 


19,51 


6.48 


7.332 


Ad - 








Straßenbahn Hannover. 










11.622 


1,488 


0,473 


0,318 


12.80 


4,07 


2.74 


1,015 


68 2 




18,836 


'.947 


0,705 


0,584 


10,44 


3.74 


3,10 


1,242 


61 8 




28,085 


2,329 


0.927 


1,057 


8.29 


3.30 


3,76 


1,402 


00,3 


I099 


37ö!>9 


2,696 


1.199 


1.308 


2A1 


3.19 


3.48 


1.497 


CEC 




46,037 


2,842 


0,969 


1,205 


6,17 


2.10 


2.6 1 


1.873 




1901 


4S,939 


2,982 


1,497 




6.SI 


3.26 




1,385 


46.S 


1902 


45.754 


2,888 


0,572 


0,117 


6,12 


ll25 


0^25 


2,316 


80,1 


1903 


46,103 


3»i62 


0.790 


0,190 


6,86 


LZl 


0.41 


2,372 


TJuO 


1904 


46,103 


3,427 


>,os7 


0,438 


7.44 


2.2Q 


I,30 


2,370 


69.1 


»905 


4St898 


3.844 


1.2l6 


0.465 


8.37 


2.6f> 


I.Ol 


2,628 


68,4 


1906 


46,216 


4,23s 


1,418 


0.931 


9.16 


3.07 


3.01 


2,821 


66.6 


1907 


46,419 


5-653 


2.675 


1,28s 


Q.66 




2,77 


2,978 


&2J 



Google 
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Tabelle 6, Betriebsergebnisse. 



Jahr 


Gesamt- 
Kapital 

Vfill Mir 
^^lii* WIK, 


i 

Betriebs- 

Ein- 
nahmen 

Mill. Mk. 


Betriebs- 
Über- 
schuß 

Mill. Mk. 


Rein- 
gewinn 

Mill. Mk. 


Ein- 
nahme 


1 

Über- 
schuü 


Rein- 
gewinn 


Betriebs-! 
Aus- 


Betriebs- 
Ein- 

n 0 n Tri n 

Mill Mlf 


in des Gesamt-Kapitolcs 


I 


Z 


3 


4 1 


S 


6 


: 1 8 i 


2 1 


1 0 






Große 


Leipziger Straßenbahn. 






f finf\ 






'»049 


0,649 


17,00 


6.99 


4,32 






I097 


»7i409 




>*485 


0,735 


20,25 


8.50 


4,20 


9 AC c 


Cft I 


i oyo 




3t6i3 


1*537 


0.709 


17,80 


7.58 


3.48 


2.070 


et s 


IÖ99 


1 ^ 1 r\ 

* \ ^Ji i\J 


3f99o 


1*704 


0.903 


18,83 


8,04 


4.26 


2.200 








4»»98 


>*67i 


0.912 


17,28 


6.87 


3.75 




fkf\ 9 


1901 


2S,i6i 


4,202 


1.616 


0,815 


»3.30 




2.58 


2,586 


61.1 


1902 




4,242 


1,685 


0,825 


16,60 


6,59 


3,23 


2.557 


60,2 


1903 




4tSS7 


».972 


I.OIO 


»7*76 


7.70 


3.97 


2,585 


56.7 


1904 


24,610 


4.805 


2,032 


1.057 


19,52 


8.25 


4.2Q 


2,773 


57.5 


1905 


26,407 


5." >4 


2,214 


1,207 


19,38 


8,39 


4.57 


2,900 


56.5 


1906 


26.786 


5.5*4 




1,294 


20,63 


8,71 


4.83 


.3. «92 


S7,5 


1907 


30.295 




2,420 


«.453 




7.98 


4.80 


3.S10 


59.2 






Le 


ipziger 


elektrische 5 


Jtraßen 


bahn. 






1 Rat 




1,031 


0,423 


0.325 


10,82 


4.44 


3.4' 


\Jf\J\JO 


59'0 


1 RnH 
1 0^0 




»»324 


0.552 


0.332 


»3*28 


5.49 


3,30 


0«/ / 2 


50,3 


IÖ99 




•fS63 


0.635 


0,33 » 


14,28 


5,80 


3,02 


U,920 


S9.4 


1 ^^-'^ 


1 f t ^ ff 

11.12^ 


1*679 


0,620 


0,263 


»5|I2 


5.60 


2i32 


1 ,060 


Ai t 
03,' 


I9OI 




1.666 


0,540 


0,201 


14,68 


4,18 


UI 


1.I20 


67,2 


1902 


»1.352 


'.659 


0,590 


0,228 


14,62 


5.20 


2.01 


1,070 


64,5 


1903 


1 1,462 


'r793 


0,729 


0.336 


»5*65 


6.37 


2,93 


1,064 


59,3 


1904 


11,716 


It924 


0.775 


0,34» 


16,44 


6.62 


2,91 


1,149 


59,7 


»905 


11,902 


2,087 


0,815 


0.374 


17*53 


6,85 




1*272 


60,9 


1906 


12,124 


2*232 


0.858 


0.379 


18.41 


7.08 


llli 


«*374 


61.6 


1907 


"f283 


2,496 


0,958 


0.435 


20.32 


7.80 


3.54 


»*538 


62.1 



Google 
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Konzessionsgemäße Geldabgaben und Ruckstellungen. 
Auf Grund der Konzession hatten zu zahlen bezw. zurückzustellen 
Tabelle im Jahre 1906 



Straßenbahn 



Geldabgaben 
an die "Wege- 
unterhaltungs- 
pflichtigen 



Gewinn- 
beteiligungen 

der 
Kommunen 



Rückstellungen 
nun Aktien- 
lilgungsfonds 



Aachen , 

Allgemeine Lokal- und Stmßenbahngca. 

Bannen-Eberfeld 

Berlin-Charlottenburger Straßenbahn 
GroBe Berliner Straßenbahn . . . . 

Bochum Gelscnkirchen 

Braunschweig 

Breslauer elektrische Straßenbahn . . 
Breslaucr Straßeneisenbahn . . . . 
Große Casscler Straßenbahn . . . . 

Crefeld 

Danzig 

Erfurt 

Hambuig-Altonaer Zentralbahn . . . 
Hamburger Straßeneisenbahn . . . . 

Hannover 

Heidelberg 

Königsberg 

Magdebui]g 

Posen 

Rostock 

Stettin 

Würzburg 

Berliner elektrische Straßenbahn . . . 

Bremen 

Dresdener Straßenbahn 

Große Leipadger Straßenbahn . . . . 
Leipziger elektrische Straßenbahn . . 

München 

Rheinische Bahngesellschaft . . . . 

Straßburg 

Stuttgart 



16980 
212676 

3679« 

»45875 
2478060 

29 103 

51 107 

433»! 
3000 

13593 
9782 

1249653 
266202 

19418 

24832 

6059 

2655 
95416 



165728 
116093 
181957 
3149 

69239 



7000 



639023 
49390 



194581 



339156 



85007 



24000 



148913 



423389 



12715 



47500 
340000 

LI 250 
30000 
200000 
220718 
54000 



23000 

22443 

61500 

144 110 

250000 
II 810 

S2855 
16238 



26003 

58493 
60426 

230530 

lOQOOO 
161 655 



Google 
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Konzessionsgemäße Oeldabgaben und Rückstellungen. 

Auf Grund der Konzession hatten zu zahlen bezw. zurückzustellen 
TabcUe z, im Jahre 1904 



Straßenbahn 



Geldabgaben 
an die Wege- 
unterhaltungs- 
Pflichtigen. 



Gewinn- 
beteiligungen 

der 
Kommunen 



Rückstellungen 
zum Aktien- 
tilgungsfonds 



Aadien 

Allgemeine Lokal- und Sttaßenbahi^es 

Barmen-Eberfeld 

Berlin-Charlottenburger Straßenbahn 

Große Berliner Straßenbahn . . . . 

Bochum-Gelsenkirchen 

Braunschweig 

Breslauer elektrische Straßenbahn . . 

Breslauer Straßeneisenbahn . . . . 

Große Casseler Straßenbahn . . . . 

Crefeld 

Danzig 

Erfurt 

Hamburg-Altonaer Zentralbahn . . . 

Hamburger Straßeneisenbahn . . . . 
Hannover 

Heidelberg 

Königsberg 

Magdeburg 

Posen 

Rostock 

Stettin 

WürzbtUTg 

Berliner elektrische Straßenbahn . . . 

Bremen - . . . 

Dresdener Straßenbahn 

Große Leipziger Straßenbahn . . . . 

Leipziger elektrische Straßenbahn . . 

München 

Rheinische Bahngesellschaft . . . . 

Straßburg 

Stut^;art 



363212 

34473 
120859 
2266933 

31755 

453»o 

42858 
2500 

26609 
7796 

3i79«8 
322820 

9778 



2 210 

2308 

67951 
28899 

158 291 
129983 
98306 
»33895 



63318 



119749 
37957 



121 522 



223237 
16962 

74521 
33027 
8400 
8400 



102428 



45000 
400000 

u 250 

30000 
200000 
181 480 

L2601 
6500 

23000 

25375 
16500 

96000 

150000 
13083 

62721 
22504 



25380 
57684 
50712 

201 680 
69500 
152007 



AbhandhuiKcn d. itaiatiw. SeminmrB i. Jena, Bd. VII, Heft j. 
Hermes, Finansierung und Rentabilität der Stranenbahnen. 
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KonzessionsgemäBe Geldabgaben und Rückstellungen. 
Auf Grund der Konzession hatten zu zahlen bezw. zurückzustellen 
Tabelle ^ im Jahre 1906 



Straßenbahn 



Geldabgaben 
an die Wege- 
unterhaltungs 
Pflichtigen 



Gewinn- 
beteiligungen 

der 
Kommiinen 



Rückstellungen 
zum Aktien- 
tilgungsfonds 



Aachen 

Allgemeine Lokal- und Straßenbahnges. 

Bannen-Eberfeld 

Berlin-Charlottenbuiger Straßenbahn 
Große Berliner Straßenbahn . . . . 

Bochum Gelsenkirchen 

Braunschweig 

Breslauer elektrische Straßenbahn . . 
Breslauer Straßeneisenbahn .... 
Große Casseler Straßenbahn .... 

Crefeld 

Danzig 

Erfurt 

Hambui]g-Altonaer Zentralbahn . . . 
Hamburger Straßeneisenbahn .... 

Plannover 

Heidelberg 

Königsberg 

Magdeburg 

Posen 

Rostock 

Stettin 

Würzburg 

Berliner elektrische Straßenbahn . . . 

Bremen 

Dresdener Straßenbahn 

Große Leipziger Straßenbahn .... 
Leipziger elektrische Straßenbahn 

München 

Rheinische Balingesellschurt .... 

Straßbuig 

Stuttgart 



16980 
212676 
36798 

»458rs 

2478060 
29 103 

51 107 

4331« 
3000 

13593 
9782 

1249653 
266 202 

19418 

24832 

6059 

2655 
954>6 



165728 
116093 
181957 

3 »49 
69239 



7000 



639023 
49390 



19458' 



339156 



85007 



24000 



148913 



423389 



12715 



12500 
340000 

u 250 

30000 
200000 
220718 

54000 



23000 

12443 

61500 

144 HO 

250000 
11810 

57855 
16238 



26003 

58493 
60426 

230530 

IfiOOOO 

161655 



Google 
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KonzessionsgemäBe Geldabgaben und Rückstellungen. 
Auf Grund der Konzession hatten zu zahlen bezw. zurückzustellen 
TabeUe im Jahre 1907. 



Straßenbahn 



Celdabgaben 
an die Wege- 
unterhaltangs- 
pflichtigen 



Gewinn- 
beteiligungen 

der 
Kommunen 



Rückstellungen 
zum Aktien- 
tilgungsfonds 



Aachen 

Allgemeine Lokal- und Straßenbahnges, 

Barmen-Eberfeld , 

Beriin-Charlottenbutgcr Straßenbahn 
Große Berliner Straßenbahn . . . , 

Bochum-Gebenkirchen 

Braunschweig 

Brcslauer elektrische Straßenbahn . . 
Brcslauer Straßeneisenbahn . . . . 

Cassel 

Crefeld 

Danzig 

Erfurt 

Hamburg-Altonaer Zentralbahn . . . 
Hamburger Straßeneisenbahn . . . . 

Hannover 

Heidelberg 

Königsberg 

Magdeburg 

Posen 

Rostock 

Stettin 

Würzburg 

Berliner elektrische Straßenbahn . . . 

Bremen 

Dresdenej Straßenbahn 

Große Leipziger Straßenbahn .... 
Leipziger elektrische Straßenbahn . . 

München 

Rheinische Bahngesellschaft .... 

Straßburg 

Stuttgart 



16328 
250240 

»49392 
2561 298 

36723 

52478 
32 700 
3000 

35648 
10214 

»333925 
289721 

25080 

46900 
6286 

2714 
79185 



177918 
128 121 

3405 
Zi268 



8000 



629623 
52093 



171620 



338475 



88 265 



33000 



156386 



"543 



54000 
400000 
11250 

200000 
221 144 
65000 



23000 
30060 
^500 



275000 



54000 
16887 



27400 
58574 
65859 

244000 
115000 



15000 



6' 



Google 
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T.-iMh^ 0 Tantiemen im Jahre 1907. 



(xaellschaft 


Tantieme 


- - - i 
Zahl der AufsichtsJ 
ratsmitglicdcr 


Es entfXlll 
auf die ein- 
xdnen Auf- 
sidi ts räts- 
ln itglicder 

durch- 
schnittlich 


Die Tantieme be-j 
trägt in % der 
Dividende ♦) 


Gewähr- 
leistete 
Mindest- 
tantieme 


Femereine 

festt' Vrr- 

ffÜtxiWU 'III*: 
guLuiig <4ua 

dem Sats 
V. Spalte 5 


Adicncr^KldnlMkliii .... 




8 


1790 


10 


— 


5000 


A]]g. Lokal» und Sbb. Ges. 


76963 


1 1 


6996 


10 


— 


— 


Bannen-Elbecfdd ... 


10000 


7 


1428 


8 


10000 


— 


Berlin-CliMlotteiibiug . . • 


5000 


8 


625 


12 


Sooo 


— 


Grofie Berliner Stmfieobahn 


243863 


14 


17414 


s 


— 


— 


Badniin*Gdieii]didiai . . . 


22222 


4 


5555 


IG 


isooo 


— 


Braniucfawe^ ..... 


12815 


7 


1831 


8 


— 


— 


Bretfamer ddrtr. StiaBenb*hn 


9428' 


6 


»571 


10 


— 


— 


Brcdaner StnBenebenbalin . 


36233 


6 


6035 


8 


— 


— 


GroBe Caueler StmBenbahn 


8422 




1203 


5 


— 


7000 


CrefeU 


16816 


y 


1868 


10 


— 


4000 




6891 


6 


1145 


6 


— 


5000 




5388 


5 


1078 


IG 


— 


— 


Hambtug-Altomaer Zentialb. 


30125 


4 


753« 


10 


■ — 


— 


Hiittbaiser StraBendienbdm 


192083 


5 


38417 


10 


— 


— 




36000 


8 


4500 


5 


— 


36000 


HcUdbog 


13671 


8 


1709 


10 


— 


6000 




$000 


6 


833 


7 


— 


5000 




30701 


8 


3838 


IG 


— 


— 




I53I8 


6 


>553 


10 


— 


4000 




4«ia 


5 


84s 


10 


— 


7000 




13000 


6 


ai66 


5 


— 


— 




3000 


S 


600 




3GGG 


— 


Berfiner ddttiiidie StnBenb. 




9 












XAX67 


8 




10 






Große Leipziger StraBenbalm 


64979 


9 


7220 


10 






I«clpi|gef elekliiiidic Stnficob. 


6000 


7 


857 


IG 


6000 






10000 


9 


IUI 


10 




6000 






6 










Rlwiiniwhe BilmgweBKhaft 


10000 


10 


1000 


10 




toooo 


4) GenAB § 245 H. B. G. cewlhren fwt alle 


Gcadbdiaf 


ten die 4°/« überiteigende 



DMdCBde Tandeme. Nor die Bannai'Elberfdder StnBoibalm UBt $% md die Stnflbniier 
6% DMdcBde tantieniefireL 
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Kursverhältnisse. 



Geidbcliaft 



Dividende 



Kurs 



Real- 
verzinsung 

Durchschnitte für die Jahre 1903 — 1907 



Kurs ent- ^ . ,. 
sprcchcnde . ' 



2 


i 


4 


c 


10,65 


156,21 


6,82 


'4,7 


10,00 


199,60 


5,01 


20,0 


9,60 


205,30 


4.67 


21.4 


9.30 


186,55 


4.98 


20,1 


8,40 


166.53 


5,04 


19,8 


8,20 


»74.35 


4.70 


21.3 


7,85 


188,02 


4.»7 


24.0 


7M 


»55.20 


4,89 


20,5 


7.60 


»55.20 


4,89 


20,5 


7,20 


»38,37 


5.21 


»9.2 


7.20 


148,20 


4.97 


20,2 


6,70 


136,80 


4.90 


20,6 


6,40 


»35,63 


4.72 


21,2 


6,10 


«25.92 


4.84 


20,7 


6,00 


1 14.60 


5,23 


19,1 


6,00 


135.10 


4.44 


22,5 


6,00 


135.87 


4.42 


2 2,() 


5t70 


120,24 


4.74 


2l,l 


5.60 


1 29,20 


4.34 


23.' 


5.20 


120,33 


4.32 


23.« 


5>i5 


111,70 


4,61 


21.7 


5,00 


111,94 


4.46 


22,4 


5,00 


I2 2,QO 


4.07 


24.6 


4,00 


97.78 


4,09 


24.4 


3.80 


102,32 


3.71 


26,9 


3.25 


159.30 


2,04 


49,0 


1,70 


71,90 


2,36 


42,4 


0,80 


133.60 


0,60 


166.7 


0,60 


67,75 


0,89 


112,4 




48.21 







Brcslauer Straßeneisonbahn .... 
Hambuig-Altonacr Zentraibahn . . . 

Stuttgart 

Hamburger Straßeneisenbahn .... 

Posen 

Gmße Leipziger Straßcnliahn 

(Ttcil't' Berliner Straßenbahn .... 

Magdeburg 

Allg. Lokal- und Straßenbahngcsellscliaft 
S.^chsische Straßenbahn Plauen . . . 

Bremen • . . 

Erfurt 

Aachen 

Dan/ig , . . . 

Würzlmrg 

Stettin 

Bochum-Gclsenkirdi(-n 

Breslauer elektrische Straßenbahn . . 

Straßburg 

Braunschweig 

Hallesche Stralicnbahn 

Rheinische Bahngcsdlacbaft .... 

Bannen>Elfaeifeld 

Cassel 

Leipziger elektiisdie Straßenbahn . . 

Rostock 

Heilbronn 

Berlia-Charlotteabuig 

Hanaofcr 

KAnigtbeig 
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